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Beginn der Sitzung: 9.00 Uhr. 

Präsident Hermann Dinkla: 

Guten Morgen! Ich eröffne die 38. Sitzung im 13. 
Tagungsabschnitt des Niedersächsischen Landta-
ges der 16. Wahlperiode. 

Die Beschlussfähigkeit stelle ich zu einem späte-
ren Zeitpunkt fest. 

Wir beginnen die heutige Sitzung mit der Frage-
stunde, Tagesordnungspunkt 32. Es folgt dann die 
Fortsetzung von Punkt 2, Eingaben. Anschließend 
erledigen wir die Tagesordnungspunkte 33 bis 38 
und danach die Tagesordnungspunkte 40 und 44. 

Die Tagesordnungspunkte 39, 41 bis 43 und 45 
wurden bereits gestern an die zuständigen Aus-
schüsse überwiesen. 

Die heutige Sitzung soll gegen 14.10 Uhr enden. 

Ich darf Sie herzlich bitten, Ihre Reden rechtzeitig 
an den Stenografischen Dienst zurückzugeben. 

Die mir zugegangenen Entschuldigungen teilt Ih-
nen nunmehr die Schriftführerin mit. 

Schriftführerin Dörthe Weddige-Degenhard: 

Guten Morgen, liebe Kolleginnen und Kollegen! Es 
haben sich entschuldigt von der Landesregierung 
Herr Justizminister Busemann ab 10 Uhr, von der 
Fraktion der CDU Herr Ahlers, von der Fraktion der 
SPD Frau Leuschner und das fraktionslose Mit-
glied des Hauses Frau Wegner. 

Präsident Hermann Dinkla: 

Vielen Dank. - Wir kommen zu Tagesordnungs-
punkt 32: 

Mündliche Anfragen - Drs. 16/1195 (einschließ-
lich Ergänzungen)  

Die für die Fragestunde geltenden Regelungen 
unserer Geschäftsordnung setze ich als bekannt 
voraus. Um dem Präsidium den Überblick zu er-
leichtern, bitte ich Sie, dass Sie sich auch schrift-
lich zu Wort melden, wenn Sie eine Zusatzfrage 
stellen möchten. 

Es ist jetzt 9.02 Uhr. 

Ich rufe Frage 1 auf: 

„Der Haushalt fliegt der Regierung um die Oh-
ren“ - Niedersachsen muss ein dramatisches 
Ergebnis der Steuerschätzung erwarten  

Gestellt wird diese Frage von den Abgeordneten 
Renate Geuter, Markus Brinkmann, Dieter Möhr-
mann, Wiard Siebels und Detlef Tanke. Ich bitte, 
diese Mündliche Anfrage einzubringen. 

Markus Brinkmann (SPD): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Vom 12. bis 14. Mai 
2009 tagt der Arbeitskreis Steuerschätzung und 
wird seine aktuelle Einschätzung der Einnahme-
entwicklung von Bund, Ländern und Gemeinden 
veröffentlichen. Am 15. Mai 2009 soll das regiona-
lisierte Ergebnis der Schätzung vorliegen, das die 
Steuereinnahmen für die einzelnen Bundesländer 
prognostiziert. 

Bereits heute ist jedoch klar, dass die bisherigen 
Einnahmeerwartungen dramatisch nach unten 
korrigiert werden müssen. Die Rezession von 6 %, 
aber auch die steuerrechtsbedingten Minderein-
nahmen, z. B. aus der Umsetzung der Verfas-
sungsgerichtsentscheidung zur Pendlerpauschale, 
und die Rechtsänderungen aus den Konjunkturpa-
keten führen zu deutlichen Einnahmeverschlechte-
rungen. Für das Jahr 2010 besteht bereits unter 
Zugrundelegung der alten, positiven Steuerschät-
zungen eine Unterdeckung von 985 Millionen Eu-
ro. In den Jahren 2011 und 2012 bestehen Defizite 
von 489 Millionen Euro bzw. 64 Millionen Euro. 
Diese „Handlungsbedarfe“ werden sich extrem 
vergrößern. 

Am 29. April 2009 bewertete der Geschäftsführer 
des Bundes der Steuerzahler in Niedersachsen 
und Bremen, Bernhard Zentgraf, in der Bild die 
Lage in Bezug auf das Jahr 2010 wie folgt: 

„Ich rechne mit einem Defizit zwi-
schen 2,7 und 3 Milliarden Euro. … 
Jetzt sinken die Steuereinnahmen, 
und der Haushalt fliegt der Regierung 
um die Ohren.“ 

Pressemeldungen zufolge strebt Bundeskanzlerin 
Merkel Steuersenkungen nach der Bundestags-
wahl an. Ihr Ziel ist es, einen „Dreiklang von 
Schuldentilgung, Investition in Innovation und 
steuerlicher Entlastung“ zu erzielen. 
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(Zustimmung bei der CDU) 

Dies wird nicht nur von verschiedenen CDU-
Ministerpräsidenten kritisch gesehen. 

Ministerpräsident Wulff hingegen unterstützt die 
Position der Kanzlerin in der Frage der Steuersen-
kungen. 

(Reinhold Coenen [CDU]: Da hat er 
auch recht!) 

In Spiegel Online wird er folgendermaßen zitiert: 

(Reinhold Coenen [CDU]: Das wissen 
wir doch schon!) 

„Niedersachsens Ministerpräsident 
Christian Wulff sagte: ‚Ich halte eine 
große Steuerreform für Deutschland 
für zwingend erforderlich.‘“ 

(Zustimmung bei der CDU und bei der 
FDP) 

„Entlastet werden müssten vor allem 
die Bezieher mittlerer Einkommen.“ 

(Reinhold Coenen [CDU]: Das ist 
doch sinnvoll! - Zuruf von der CDU: 
Sehr richtig!) 

„Eine Steuerreform habe auch wachs-
tumsfördernde Effekte und bringe am 
Ende mehr Steuereinnahmen.“ 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

„Der CDU-Politiker erklärte, über das 
Volumen werde noch beraten.“ 

Wir fragen die Landesregierung: 

1. Wie bewertet die Landesregierung die bereits 
vorliegenden Informationen aus der Steuerschät-
zung 2009, und welche Vorsorge hat sie für die 
sich seit mindestens sechs Monaten abzeichnende 
negative Entwicklung getroffen? 

2. Wie wird die Landesregierung mit den sich kon-
kret abzeichnenden dramatischen Einnahmeaus-
fällen im laufenden Jahr und in den nächsten Jah-
ren umgehen, und wird sie für 2009 einen weiteren 
Nachtragshaushalt vorlegen? 

3. Wie bewertet die Landesregierung die Kritik an 
der Forderung der Bundeskanzlerin und anderer 
nach weiteren Steuersenkungen und die Zweifel 
verschiedener CDU-Ministerpräsidenten an deren 
Finanzierbarkeit, und welche Auswirkungen würde  

die Umsetzung der Steuersenkungen auf die Ein-
nahmesituation des Landes haben? 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der SPD) 

Präsident Hermann Dinkla: 
Für die Landesregierung antwortet Herr Minister 
Möllring. Ich erteile ihm das Wort. 

Hartmut Möllring, Finanzminister: 

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Der Arbeitskreis Steuerschätzung tagt, wie 
bereits bekannt, vom 12. bis zum 14. Mai 2009, 
also bis heute. Seit 8.30 Uhr wird schon weiter 
geschätzt. Für den 15. Mai 2009 wird das regiona-
lisierte Ergebnis der Steuerschätzung erwartet, das 
die Steuereinnahmen für die einzelnen Bundes-
länder prognostiziert. Konkrete Zahlen können wir 
Ihnen deshalb nur in Vorausschau auf diese Regi-
onalisierung vorlegen. 

Aus jetziger Sicht ist davon auszugehen, dass der 
Arbeitskreis Steuerschätzung eine deutliche Redu-
zierung der bisherigen Einnahmeerwartungen 
prognostizieren wird. Anhaltspunkt ist die gesamt-
wirtschaftliche Wachstumsprognose - mit Wachs-
tum hat das eigentlich nichts zu tun - der Bundes-
regierung, die nunmehr von einem Minuswachstum 
für dieses Jahr von real 6 % ausgeht. 

Minus 6 % - das wäre ein bisher noch nie dagewe-
sener Negativrekord. Wenn bisher negative Ver-
änderungsraten auftraten, lagen diese höchstens 
bei minus 0,9 oder minus 0,8 %, etwa in den 70er- 
oder in den 90er-Jahren. Erfahrungen damit, wie 
sich ein Minus von 6 % als Folge einer Finanz-
marktkrise für Beschäftigung und Steuereinnah-
men tatsächlich auswirkt, wie schnell die Wirkun-
gen eintreten und wie rasch eine Erholung möglich 
ist, gibt es folgerichtig nicht. 

Um die Größenordnungen zu verdeutlichen: Nomi-
nal beinhaltet die Prognose der Bundesregierung 
einen Rückgang des Bruttoinlandsprodukts um 
5,3 % oder in absoluten Größen einen Rückfall der 
Wirtschaftsleistung auf ein Niveau, wie es zwi-
schen den Jahren 2006 und 2007 lag. Ein Rückfall 
der Steuereinnahmen in Niedersachsen auf ein 
Niveau zwischen den Jahren 2006 und 2007 wür-
de Mindereinnahmen gegenüber 2009 in einer 
Größenordnung von etwa 2 Milliarden Euro bewir-
ken. Nach vorläufigen Zahlen gehen wir im Mo-
ment davon aus - das müssen wir aber noch auf 
50 bis 100 Millionen Euro genau korrigieren -, dass 
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wir in diesem Jahr ein regionalisiertes Steuerer-
gebnis von minus 1,75 Milliarden Euro und im Jahr 
2010 von minus von 3,25 Milliarden Euro bekom-
men, also für die beiden Jahre 2009 und 2010 ein 
Minus von 5 Milliarden Euro. 

Die realwirtschaftlichen Folgen der Finanzmarktkri-
se erreichen Deutschland auf der Exportseite über 
eine Verringerung der Auslandsnachfrage und 
treffen daher exportorientierte Branchen schneller 
und härter als eher auf den Binnenmarkt orientierte 
Bereiche wie das Handwerk. Wirkungen und zeitli-
che Struktur der realwirtschaftlichen Folgen der 
Finanzmarktkrise werden daher ein sehr differen-
ziertes Bild abgeben. 

Die Erwartungen dramatischer Einnahmeausfälle 
stehen im Moment allerdings in einem gewissen 
Widerspruch zu der bisherigen Istentwicklung der 
Steuereinnahmen bis einschließlich April in Nie-
dersachsen. In den ersten vier Monaten haben wir 
Mindereinnahmen gegenüber dem Soll in Höhe 
von knapp 150 Millionen Euro festzustellen. Die 
tatsächliche Einnahmeentwicklung in Niedersach-
sen ist also bisher im Saldo vergleichsweise stabil. 
Die Entwicklung einzelner Steuerarten zeigt dage-
gen durchaus extreme bis absurde Ausschläge: 
Der Landesanteil an den Umsatzsteuereinnahmen 
ist in den ersten vier Monaten zwischen 20 % und 
103 % gegenüber dem jeweiligen Vorjahresmonat 
gestiegen, ohne dass hieraus eine tatsächlich 
dauerhaft positive Entwicklung hergeleitet werden 
könnte.  

Normalerweise würde man sagen: Wenn die Um-
satzsteuer deutlich über dem Soll liegt, dann ist 
das ein positives Zeichen. - Es ist aber ein negati-
ves Zeichen. Warum? - Weil die Umsatzsteuer 
saldiert wird. Das heißt, wenn wir weniger exportie-
ren, behalten wir mehr Umsatzsteuer, weil wir we-
niger Auslandsumsatzsteuer erstatten müssen. 
Wenn wir 100 Euro einnehmen und 50 Euro wie-
der erstatten müssen, dann behalten wir 50 Euro. 
Wenn wir diese 50 Euro nicht erstatten müssen, 
bleiben uns zwar 100 Euro. Aber gesamtwirtschaft-
lich ist das eine negative Entwicklung, weil wir 
nichts exportiert haben.  

Darüber hinaus gibt es in Niedersachsen einen 
Konzern, der die Vorsteuer abrechnet. Dessen 
Endprodukt wird allerdings erst beim Händler, also 
bei demjenigen, der das Produkt zum Schluss 
verkauft, zur Umsatzsteuer veranlagt.  

Wenn wir weniger Vorsteuer erstatten, heißt das, 
dass weniger produziert wird, dass also gesamt-
wirtschaftlich weniger Umsatzsteuer anfällt. Dies 

bedeutet, die positive Entwicklung bei der Umsatz-
steuer, die ja anschließend nach Kopfzahlen in der 
Bundesrepublik verteilt wird, ist nicht unbedingt ein 
positives, sondern eher ein negatives Zeichen. Ich 
bin einmal gefragt worden, ob es nicht besser wä-
re, wenn wir gar nichts mehr exportieren würden. 
Dies wäre allerdings die falsche Reaktion.  

(Heinz Rolfes [CDU]: Wer hat das 
denn gefragt? Herr Dr. Sohn?)  

- Nein, das ist einmal in der LPK gefragt worden.  

Die Körperschaftsteuerergebnisse haben dagegen 
mehrfach das Vorzeichen gewechselt. Aus positi-
ven absoluten Beträgen im Vorjahr wurden negati-
ve, also Erstattungsbeträge in diesem Jahr und 
umgekehrt. Bewertungen fallen da nicht ganz 
leicht.  

Die Abweichung zwischen gesamtwirtschaftlicher 
Prognose und tatsächlicher, bisheriger Einnahme-
entwicklung hat verschiedene Ursachen, die der 
Arbeitskreis Steuerschätzung in seiner Prognose 
berücksichtigt. Zudem sind die Bundesländer un-
terschiedlich von den einnahmeseitigen Auswir-
kungen der Rezession betroffen, was in der regio-
nal unterschiedlichen Wirtschaftsstruktur und Ex-
portabhängigkeit begründet liegt. Auch diese regi-
onal unterschiedlichen Entwicklungen sind, da sie 
uns über den Mechanismus des bundesstaatlichen 
Finanzausgleichs früher oder später erreichen, 
noch zu analysieren. Die zeitliche Abgrenzung 
möglicher negativer Auswirkungen auf der Ein-
nahmeseite zwischen den Jahren 2009 und 2010 
durch Verschiebungen im Rahmen des Finanz-
ausgleichs wird ebenfalls eine Rolle spielen müs-
sen.  

Ich habe eben gesagt, dass wir für beide Jahre mit 
5 Milliarden Euro rechnen. Selbst wenn sich die 
Situation verschiebt und wir in 2009 etwas geringe-
re Einnahmeausfälle hätten, holt es uns im Jahr 
2010 wieder ein; und umgekehrt. Wir müssen also 
beide Steuerjahre zusammen betrachten.  

In Erwartung sinkender Steuereinnahmen habe ich 
am 15. April 2009 eine haushaltswirtschaftliche 
Sperre verfügt und den Einstellungsstopp ver-
schärft. Mit dieser Maßnahme wird der konsequen-
te Konsolidierungskurs der Landesregierung der 
vergangenen sechs Jahre flankiert. In eindeutig 
definierten Schritten wurde in den letzten sechs 
Jahren die Nettoneuverschuldung von rund 3 Milli-
arden Euro auf einen Betrag von nur noch 250 Mil-
lionen Euro im Haushalt 2009 zurückgeführt. Diese 
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auf Nachhaltigkeit hin orientierte Haushaltspolitik 
hat sich bewährt.  

(Petra Emmerich-Kopatsch [SPD]: 
Gucken wir mal!)  

Sie zeigt sich gerade angesichts der schwierigen 
aktuellen finanzpolitischen Rahmenbedingungen 
als bestmögliche Vorsorge.  

Im Moment ist es wie bei „Monopoly“: Man zieht 
eine Ereigniskarte, auf der steht: „Gehen Sie zu-
rück auf Los! Ziehen Sie nicht 4 000 Euro ein!“  

(Jürgen Krogmann [SPD]: Das ist ein 
Offenbarungseid!) 

Wir sind auf einem guten Weg gewesen und wer-
den jetzt wieder zurückgeworfen.  

(Wolfgang Jüttner [SPD]: Die Ge-
schichte kennen wir!)  

- Wir haben die Konsolidierung vorangetrieben und 
sind von 3 Milliarden Euro auf jetzt nur noch 
250 Millionen Euro Neuverschuldung herunterge-
gangen. Wir haben 1,5 Milliarden Euro Ausgaben 
aus den Haushalten gestrichen. Das ist eine er-
hebliche Leistung! Wir müssen feststellen, dass wir 
nicht die dynamische Neuverschuldung haben wie 
in den früheren Jahren. Vergleichen Sie einmal: 
Wir hatten in unserer Planung eine Neuverschul-
dung in Höhe von 10,2 Milliarden Euro vorgese-
hen. Durch die guten Steuereinnahmen der Jahre 
2006 und 2007 mussten wir aber nur 8,2 Milliarden 
Euro neue Schulden aufnehmen. Wir haben also 
2 Milliarden Euro Schulden gespart.  

(Petra Emmerich-Kopatsch [SPD]: 
Das ist drollig! 2 Milliarden Euro 
Schulden gespart!) 

- Man kann sagen: Wir lassen es laufen, und wir 
machen Schulden. - Dies hatte zur Folge, dass wir 
im Moment 50 Milliarden Euro Schulden haben, 
wofür wir jedes Jahr 2,4 Milliarden Euro an Zinsen 
zahlen. Dies alles regt niemanden auf, weil sich 
diese Milliarden niemand vorstellen kann. Wenn 
man diesen Betrag einmal herunterrechnet, dann 
kommt man auf knapp 7 Millionen Euro jeden Tag, 
Sonnabend, Sonntag und Heilig Abend einge-
schlossen. Die Fachpolitiker könnten sich sicher-
lich gut vorstellen, was man mit 7 Millionen Euro 
täglich alles machen kann: einige Kindergärten 
bauen oder anderes. Das braucht man doch gar 
nicht zu diskutieren.  

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Nur durch diese Vorsorge ist es uns gelungen, die 
zu leistende Finanzierung aus dem Konjunkturpa-
ket II mit dem ersten Nachtragshaushalt 2009 aus 
freien Mitteln der Allgemeinen Rücklage zu decken 
und für dieses Konjunkturprogramm auf eine Erhö-
hung der Nettokreditaufnahme zu verzichten.  

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Die Landesregierung ist fest entschlossen, ihre 
erfolgreiche proaktive Haushaltspolitik fortzuset-
zen. 

Dies vorausgeschickt, beantworte ich die Fragen 
wie folgt:  

Zu 1 und 2 darf ich auf die Vorbemerkung verwei-
sen. 

Zu 3: Ziel der Finanzmarktstabilisierungspolitik der 
Bundesregierung ist es, die Konjunktur zu beleben 
und nachhaltig wirtschaftliches Wachstum zu er-
möglichen. Nur ein prosperierender Staat hat ei-
nen steuerrechtlichen Gestaltungsrahmen; das ist 
logisch. Steuereinnahmen werden im Rahmen der 
verfassungsrechtlich vorgegebenen bundesstaatli-
chen Finanzverteilung zwischen Bund und Län-
dern aufgeteilt.  

Vielen Dank.  
(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Präsident Hermann Dinkla:  
Die erste Zusatzfrage stellt der Kollege Wenzel 
von der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. Ich ertei-
le Ihnen das Wort.  

Stefan Wenzel (GRÜNE): 
Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Herr Finanzminister, wie verträgt sich die - vorsich-
tig ausgedrückt - abwartende Haltung des Finanz-
ministers, die Sie im gesamten letzten Jahr an den 
Tag gelegt haben, mit § 50 Abs. 7 des Haus-
haltsgrundsätzegesetzes, wonach die Regierung 
rechtzeitig geeignete Maßnahmen treffen soll, um 
eine geordnete Haushaltsführung und Haushalts-
entwicklung sicherzustellen?  

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Präsident Hermann Dinkla: 
Herr Ministerpräsident, bitte!  

Christian Wulff, Ministerpräsident: 
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren! Ich möchte vermeiden, 
dass der Finanzminister in die unangenehme Rolle 
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kommt, sich selbst loben zu müssen. Deswegen 
möchte ich dies übernehmen.  

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Herr Kollege Wenzel, ich möchte auf fünf Dinge 
hinweisen:  

Erstens. In diesem Jahr wird das erste Mal seit 
über 60 Jahren der Welthandel schrumpfen und 
das Bruttosozialprodukt der Welt sinken. Das hat 
es seit 60 Jahren nicht gegeben. Dies wird die 
ärmsten Länder der Erde am härtesten treffen. 
Dies wird ein Land wie die Bundesrepublik 
Deutschland als Exportweltmeister aber auch in 
anderer Weise extrem hart treffen. Deswegen mei-
ne Aussage vorweg: Den Regierungen aller Bun-
desländer und aller Staaten der Welt fliegen im 
Moment die Haushalte um die Ohren. Anders kann 
man das, was morgen bezüglich der Steuerein-
schätzung in den Zeitungen stehen wird, nicht 
bezeichnen.  

Zweitens. Zwischen allen Fraktionen ist eine 
Grundsatzfrage zu stellen, nämlich ob man die 
Fehler von 1929/1930 wiederholen will - mit einer 
Geldverknappung, mit Lohnkürzungen, mit Einspa-
rungen in der Krise, also prozyklischem Handeln - 
oder ob man sie vermeiden will. Wir entscheiden 
beispielsweise in dieser Woche, die Gehälter unse-
rer Beamten rückwirkend zum 1. März um 3 % 
anzuheben. Wir entscheiden auch bereits jetzt, sie 
im nächsten Jahr um 1,2 % zu steigern. Wir als 
Regierung wollen an diesen Entscheidungen, die 
wir bewusst so vorbereitet und mitgetragen haben 
- Sie kennen unsere Vorschläge - festhalten, weil 
wir glauben, dass wir die Fehler der Weltfinanzkri-
se von 1929/1930 nicht wiederholen dürfen. Wir 
hoffen dabei auf Konsens in diesem Hause. Es 
gibt ja auch Vorschläge, die eher dahin gehen, die 
Beträge noch zu erhöhen. Ich denke dabei an be-
stimmte Briefe an Beamte. 

Eine dritte Bemerkung. Durch das, was der Fi-
nanzminister gerade ausgeführt hat, ist umfassend 
Vorsorge getroffen worden. Wir wollen z. B. errei-
chen, dass wir trotz dieser exorbitanten Krise, die 
so noch nie da gewesen ist, nicht wieder ursprüng-
liche Verschuldungsniveaus erreichen, die wir 
angetroffen haben, als wir angefangen haben. Wir 
wollen also nicht wieder auf das Niveau der 3 Milli-
arden Euro aus dem Jahre 2002 zurück, sondern 
darunterbleiben. Wir hatten die Neuverschuldung 
auf 250 Millionen Euro in diesem Jahr zurückge-
führt. Wir haben im Haushalt bereits Vorsorge für 
die Tarifsteigerungen getroffen - fast mit dem Be-
trag, der jetzt fällig wird -, ebenso für die Entfer-

nungspauschale, die jetzt aufgrund der Entschei-
dung des Gerichts fällig wird, wobei man natürlich 
fragen könnte: Warum sollen es 25 oder 30 Cent 
pro Kilometer sein? Man hätte auch sagen können: 
15 Cent ab dem ersten Kilometer. Die Bundesre-
gierung hat sich aber auch dort für das teuerste 
Modell entschieden. Wir haben auch für andere 
Fragen, die jetzt steuerlich greifen, Vorsorge ge-
troffen, sodass wir in diesem Jahr sozusagen et-
was besser hantieren können als andere Bundes-
länder. 

Wir haben etwas, was uns besonders wichtig sein 
sollte, nämlich eine bessere wirtschaftliche Situati-
on als andere. Niedersachsen hatte im letzten Jahr 
mit 1,7 % das höchste Wachstum aller Flächen-
länder. Wir hatten mit 2,4 % den geringsten An-
stieg der Zahl der Arbeitslosen zwischen April letz-
ten Jahres und April dieses Jahres. Ich erinnere 
daran, dass die Zahl der Arbeitslosen in Baden-
Württemberg im selben Zeitraum des letzten Jah-
res um 23,9 % gestiegen ist, dass aber solche 
wahnsinnigen Einbrüche in Exportländern wie Ba-
den-Württemberg natürlich im Bund-Länder-
Finanzausgleich auf uns niederhageln, weil wir in 
Niedersachsen quasi keine eigenen Steuern ha-
ben, sondern voll von den Steuern in Hessen, am 
Bankplatz Frankfurt, in Bayern oder Baden-
Württemberg abhängig sind. Wir verzeichnen auch 
eine bessere Lage unserer Landesunternehmen, 
angefangen bei der NORD/LB über VW bis hin zur 
Salzgitter AG. Trotzdem werden wir im Bund-
Länder-Finanzausgleich von den Ergebnissen der 
Steuerschätzung voll getroffen. Der länderbezoge-
ne Faktor - über ihn wird in Stuttgart von den Steu-
erschätzern entschieden - ist minimal. Wir liegen 
hier voll in der Umrechnung, die dort seit Jahrzehn-
ten üblich ist. 

Als Ziel möchte ich ausgeben, dass wir in der 
Haushaltspolitik weiterhin verlässlicher und konso-
lidierender als andere Bundesländer in Erschei-
nung treten wollen. Wir werden bei der Aufstellung 
der Haushalte in den nächsten Jahren jeweils ei-
nen entsprechenden Nachweis zu führen haben. 

Eine letzte Bemerkung zu einem Thema, bei dem 
die Fraktion der Grünen und die FDP-Fraktion in 
vielerlei Punkten sicher anderer Meinung sind. Die 
Debatte darüber kann hier und andernorts geführt 
werden. Ich möchte als Ministerpräsident aber 
doch meine Meinung dazu sagen. Ich halte die 
Entscheidungen der Großen Koalition in Berlin im 
Kern für richtig. Ich halte sie deshalb im Kern für 
richtig, weil Zeit gewonnen wird, um Firmen mit 
Bürgschaften und Kurzarbeitergeld über die nächs-
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ten Monate hinwegzuhelfen. Das kostet allerdings 
sehr viel Geld. Ebenso soll der Exportwirtschaft, 
z. B. auf dem Wege über die Abwrackprämie, ge-
holfen werden. Das kostet viel Geld. Es ist trotz-
dem richtig, denn wir haben bei VW dadurch den 
Übergang von Kurzarbeit zu Beschäftigung er-
reicht. Ich halte es auch für richtig, dass Steuern 
und Abgaben gesenkt werden. Das ist eben ange-
sprochen worden; es wurde zutreffend zitiert. Im 
Moment nimmt die amtierende Bundesregierung 
eine Steuersenkung vor. Der Eingangssteuersatz 
wird auf 14 % gesenkt. Wir haben jetzt schon ent-
schieden, dass die Steuern nächstes Jahr durch 
die bessere Absetzbarkeit von Kranken- und Pfle-
geversicherungsbeiträgen gesenkt werden. Das 
macht 10 Milliarden Euro aus. Uns kostet das 500 
Millionen Euro. Die Entfernungspauschale kostet 
Niedersachsen 600 Millionen Euro. Die Konjunk-
turprogramme kosten Niedersachsen bis 2013 
über 2 Milliarden Euro. Trotzdem halte ich es für 
richtig, dass wir jetzt in energetische Gebäudesa-
nierung investieren, dass wir in Bildung, For-
schung, Entwicklung und Infrastruktur investieren.  

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Das ist ein antizyklisches Verhalten.  

Die SPD schlägt jetzt einen Steuerbonus von 
300 Euro und die Absenkung des Eingangssteuer-
satzes auf 10 % vor. Darüber wird derzeit debat-
tiert. Diese Debatte können wir überall führen, 
auch hier. Faktisch ist in einer solchen Fragestun-
de wie dieser meine Aussage wichtig, dass wir 
Vorsorge getroffen haben, dass wir jetzt in einen 
Wettbewerb eintreten sollten, ob wir mehr oder 
weniger Schulden machen wollen, und dass wir 
uns der Frage zuwenden müssen, wofür wir vor 
diesem Hintergrund das Geld ausgeben wollen 
bzw. ob wir es einsparen wollen. In dieser Hinsicht 
sind wir zu jeder Auskunft bereit. 

Vielen Dank. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU und bei 
der FDP) 

Präsident Hermann Dinkla: 
Die nächste Zusatzfrage stellt Frau Abgeordnete 
Helmhold von der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. 

Ursula Helmhold (GRÜNE): 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Die Beantwortung der Frage 3 aus der 
Anfrage der SPD-Fraktion war relativ zurückhal-
tend.  

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Ich hoffe, dass dazu noch mehr gesagt wird. Der 
Ministerpräsident hat hier eben gesagt, er rechne 
damit, dass uns die Haushalte um die Ohren flie-
gen. Er hat auch einige Beispiele dafür genannt, 
welche Belastungen in Zukunft auf uns zukommen. 
Man könnte diese Belastungen noch um die zu 
erwartenden riesigen Zuschüsse für den Gesund-
heitsfonds in der Zukunft, um die Liquiditätsunter-
stützung für die Bundesagentur für Arbeit usw. 
ergänzen. Angesichts dessen frage ich die Lan-
desregierung, wie sie es eigentlich den Bürgerin-
nen und Bürgern vermitteln will, dass sie ihnen 
einerseits Steuersenkungen verspricht und ande-
rerseits für eine Schuldenbremse eintritt. Das ist 
aus meiner Sicht die Quadratur des Kreises. Dafür 
möchte ich hier gern eine Erklärung hören. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
LINKEN) 

Präsident Hermann Dinkla: 
Herr Minister Möllring, bitte! 

Hartmut Möllring, Finanzminister: 

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! In der Föderalismuskommission II waren 
wir uns mit den Vertretern der Grünen darüber 
einig, dass die ständige Neuverschuldung keine 
nachhaltige Finanzpolitik ist und dass wir daher 
möglichst ein Schuldenverbot oder eine Schulden-
bremse vorsehen sollten. Von dem Wort „Schul-
denbremse“ halte ich nicht allzu viel, denn dieses 
Instrument gibt es nur in einigen Kantonen in der 
Schweiz, und dort hat man die Schuldenbremse 
sofort wieder außer Kraft gesetzt, als sie das erste 
Mal hätte wirken sollen. Wir haben vorgestern hier 
einen Vortrag von Herrn Professor Schneider ge-
hört, der sich dazu ebenfalls geäußert hat. Es ist ja 
so gewesen, dass ein Verschuldungsverbot bis 
1969 im Grundgesetz und bis 1972 in der Vorläufi-
gen Niedersächsischen Verfassung gestanden hat. 
Es beinhaltete, dass Schulden nur im äußersten 
Notfall oder für Ausgaben für werbende Zwecke - 
also etwa für Investitionen, die sich selber refinan-
zieren; so habe ich es jedenfalls verstanden - auf-
genommen werden dürfen.  

Das hatte zur Folge, dass bis 1970 die gesamte 
Staatsverschuldung - die Verschuldung der Bun-
desrepublik Deutschland, der damaligen elf Bun-
desländer und aller damals in der Bundesrepublik 
existierenden Gemeinden und Landkreise - 125 
Milliarden DM, also etwa 63 Milliarden Euro betrug. 
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Heute liegen allein das Land Berlin oder das Land 
Nordrhein-Westfalen deutlich darüber. Wir sind 
auch nicht weit davon entfernt. Erst danach hat 
man in der damaligen Großen Koalition angefan-
gen, die Verschuldungsregeln zu ändern. Man hat 
gesagt: Man darf Schulden auch für Investitions-
ausgaben machen. Dies geschah in der Annahme, 
dass bei ständigem Wachstum die Zahlung der 
Zinsen möglich wäre, was wiederum ein Leben auf 
Kosten zukünftiger Generationen bedeutet; denn 
wenn das Wachstum, das die zukünftigen Genera-
tionen erzielen, dafür benutzt wird, dass die Zinsen 
für das bezahlt werden, was ich im Moment aus-
gebe, so kann das natürlich auch nicht gerecht 
sein. Deshalb wollen wir zu dem früheren Zustand 
zurückkehren. 

Bei der Einigung in der Föderalismuskommission II 
haben wir allerdings auch Ausnahmen vorgese-
hen. Eine Ausnahme bildet z. B. die Verschuldung 
in konjunkturellen Krisenzeiten. Allerdings soll - 
das halte ich auch für richtig - die Abzahlung der 
dann gemachten Schulden ebenfalls vorgesehen 
werden. Bisher sind wir immer so verfahren, dass 
neue Schulden jeweils auf alte Schulden darauf-
gesetzt wurden, ohne dass wir jemals etwas getilgt 
haben. Gestern oder vorgestern ist in einer Dis-
kussion gesagt worden, dass das Problem nicht 
darin besteht, Schulden zu machen, sondern darin, 
dass wir nie etwas getilgt haben. Herr Jüttner, ich 
glaube, Sie waren es, der das gesagt hat. 

(Wolfgang Jüttner [SPD]: Das ist das 
Problem!) 

- Genau, Herr Jüttner, das ist das Problem. Tilgen 
können Sie aber erst, wenn Sie aufhören, neue 
Schulden zu machen. Erst dann können die 
Schulden zurückgezahlt werden. Dorthin müssen 
wir wieder kommen.  

Wir müssen natürlich ein Steuersystem haben, das 
in der Lage ist, die Menschen zu motivieren, Geld 
zu verdienen. Wir werden nie ein gerechtes Steu-
ersystem bekommen, weil es keine gerechten 
Steuern gibt. Das ist nun einmal so. 

(Kreszentia Flauger [LINKE]: Aber ge-
rechtere Steuern!) 

- Es gibt auch nicht gerechtere Steuern. Vielmehr 
ist es so, dass man sich politisch auf Steuern ei-
nigt, die dann die Gesamtheit der Bevölkerung 
aufbringen muss, um den Staat, der ja auch aus 
der Gesamtheit der Bevölkerung besteht, zu finan-
zieren. 

(Zuruf von den LINKEN: Ein schöner 
schwammiger Begriff!) 

Wir werden in der nächsten Legislaturperiode in 
Berlin hoffentlich eine Steuerreform bekommen, 
die die Besteuerung zwar nicht einfach macht, sie 
aber etwas vereinfacht und die die Ungerechtig-
keit, dass die mittleren Leistungsträger, die Fach-
arbeiter, die meisten Steuern bezahlen, etwas 
abbaut. Wir werden immer Steuern zahlen müs-
sen; denn sonst kann der Gesamtstaat nicht funk-
tionieren. 

(Wolfgang Jüttner [SPD]: Das stimmt!) 

Man kann natürlich darüber diskutieren, wie hoch 
die Steuern im Einzelfall sein müssen.  

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Präsident Hermann Dinkla: 
Die Kollegin Geuter von der SPD-Fraktion stellt die 
nächste Zusatzfrage. 

Renate Geuter (SPD): 
Vor dem Hintergrund der Tatsache, dass die 
Haushaltssperre nicht annähernd ausreichen wird, 
um die zu erwartenden Einnahmeausfälle zu kom-
pensieren, frage ich die Landesregierung: Gibt es 
Überlegungen, einige der geplanten Investitionen 
zur Disposition zu stellen, und wie weit sind diese 
Überlegungen gediehen? 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Präsident Hermann Dinkla: 
Herr Minister Möllring! 

Hartmut Möllring, Finanzminister: 
Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Diese Frage habe ich schon im Haus-
haltsausschuss beantwortet. Wir können nicht auf 
der einen Seite ein Konjunkturprogramm auflegen, 
in dem wir zusätzliche Investitionen vorsehen - das 
Wort „zusätzlich“ bedeutet ja, dass wir daneben 
auch die Investitionen tätigen, die bisher vorgese-
hen sind -, und auf der anderen Seite jetzt voll auf 
die Bremse treten, um Arbeitsplätze zu vernichten. 
Das wäre sehr kontraproduktiv. Darauf hat der 
Ministerpräsident gerade hingewiesen. Es ist rich-
tig, die Investitionen zu tätigen, um die Arbeitsplät-
ze zu stabilisieren bzw. neue Arbeitsplätze zu 
schaffen. Deshalb wird es das bei den Investitio-
nen nicht geben. 
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Ich habe auch schon im Haushaltsausschuss aus-
geführt, dass diese Haushaltssperre naturgemäß 
nicht ausreichen wird, die erwarteten Steuermin-
dereinnahmen auf der Ausgabenseite auszuglei-
chen. Andererseits höre ich, nachdem die Haus-
haltssperre seit wenigen Tagen in Kraft ist, jetzt 
schon, dass in einigen Bereichen der Weltunter-
gang droht. Das kann eigentlich noch nicht der Fall 
sein, weil die Haushaltssperre gerade vier Wochen 
alt ist. Manchmal hat man den Eindruck, dass der 
Tsunami kommt und einige noch versuchen, am 
Strand mit Handtüchern die Liegen in der ersten 
Reihe zu besetzen.  

(Filiz Polat [GRÜNE]: Das ist aber 
makaber!) 

Wir müssen uns schon einigen, welchen Weg wir 
gemeinsam gehen wollen. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Präsident Hermann Dinkla: 
Der Kollege Dreyer von der CDU-Fraktion stellt 
eine weitere Zusatzfrage. 

(Markus Brinkmann [SPD]: Das ist 
doch jetzt ein Bildungspolitiker!) 

Christoph Dreyer (CDU): 
Lieber Kollege Brinkmann, als Diplom-Ökonom hat 
man natürlich Erfahrung in Sachen Wirtschaft.  

(Wolfgang Jüttner [SPD]: Vorbemer-
kungen sind hier nicht gestattet!) 

Da die Landesregierung in ihrer Antwort noch ein-
mal auf die Neuverschuldungssituation in 
2002/2003 hingewiesen hat, frage ich sie, wie da-
mals das wirtschaftliche Umfeld war, und bitte um 
Erläuterung.  

(Beifall bei der CDU - Hans-Jürgen 
Klein [GRÜNE]: Was können wir dar-
aus lernen?) 

Präsident Hermann Dinkla: 
Herr Minister Möllring, bitte! 

Hartmut Möllring, Finanzminister: 
Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Wir hatten damals die Situation, dass es 
durch gewollte und ungewollte Folgen der damali-
gen Steuerreform Steuerausfälle in Höhe von etwa 
2 Milliarden Euro gab. Dabei sind viele Fehler ge-
macht worden - das will ich nicht kritisieren -; das 
hat man hinterher auch eingesehen. Aber damals 

hat man darauf weder mit Ausgabensperre noch 
mit Haushaltssperre noch mit Vorsorge reagiert, 
sondern im Jahre 2002 einen Finanzierungsnach-
trag aufgelegt, der meines Wissens am 15. De-
zember verabschiedet worden ist und noch nicht 
einmal das zu erwartende Defizit abgedeckt hat.  

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Präsident Hermann Dinkla: 
Herr Kollege Dr. Siemer von der CDU-Fraktion 
stellt eine weitere Zusatzfrage. 

Dr. Stephan August Siemer (CDU): 
Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Vor dem Hintergrund der sehr sorgfältigen 
Haushaltspolitik der Landesregierung  

(Beifall bei der CDU - Lachen bei der 
SPD - Kurt Herzog [LINKE]: Bitte noch 
einmal!) 

frage ich, zu welchen Mehrausgaben die Vor-
schläge der Opposition führen würden und wie 
diese Vorschläge der Opposition für Mehrausga-
ben und zusätzliche Maßnahmen den Haushalt 
belasten würden. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP - 
Dr. Manfred Sohn [LINKE]: Fragen 
Sie doch einfach uns! - Unruhe - Glo-
cke des Präsidenten) 

Präsident Hermann Dinkla: 
Herr Minister Möllring, bitte! 

Hartmut Möllring, Finanzminister: 
Die Forderungen der Opposition führen Gott sei 
Dank nicht zu Mehrausgaben, weil sie vernünfti-
gerweise von der Mehrheit jeweils abgelehnt wer-
den. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU 
und bei der FDP) 

Präsident Hermann Dinkla: 
Eine weitere Zusatzfrage stellt der Kollege 
Dr. Althusmann von der CDU-Fraktion.  

Dr. Bernd Althusmann (CDU): 
Herr Präsident! Herr Minister, welche Maßnahmen 
hat die Landesregierung bereits im Rahmen des 
Haushaltsaufstellungsverfahrens 2009 ergriffen, 
um die sich schon frühzeitig für den Landeshaus-
halt abzeichnenden Einnahmeausfälle möglichst 
abzufedern bzw. davor zu schützen?  
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(Hans-Jürgen Klein [GRÜNE]: Das 
würde mich allerdings auch interessie-
ren!) 

Wie beurteilen Sie eigentlich die offensichtliche 
Schadenfreude der Opposition auf dieser Seite 
angesichts einer dramatischen Situation für alle 
öffentlichen Haushalte in Deutschland? 

(Beifall bei der CDU - Helge Limburg 
[GRÜNE]: Unverschämter Vorwurf! - 
Zurufe von der SPD und von den 
GRÜNEN - Unruhe) 

Präsident Hermann Dinkla: 

Herr Minister Möllring, bitte! 

(Anhaltende Unruhe) 

- Ich darf darum bitten, dass wieder Ruhe einkehrt, 
damit Herr Minister Möllring die beiden Fragen 
beantworten kann. - Herr Möllring, Sie sollten sich 
etwas Zeit lassen. Warten Sie einen kleinen Au-
genblick! 

(Zuruf von Helge Limburg [GRÜNE]) 

- Herr Kollege Limburg, das gilt auch für Sie! 

Bitte schön, Herr Minister! 

Hartmut Möllring, Finanzminister: 

Ich glaube, dass die zweite Frage bereits durch die 
Zwischenrufe beantwortet ist. 

Zu Frage 1: Wir haben in einem sehr verantwor-
tungsbewussten Haushaltsaufstellungsverfahren, 
das schon auf Beamtenebene sehr restriktiv ge-
führt worden ist, das dann in sehr kollegialen Ge-
sprächen mit den Ressortkollegen weitergeführt 
worden ist und dann in die Haushaltsklausur des 
Kabinetts gemündet ist, viele Wünsche nicht in den 
Haushaltsplanentwurf aufnehmen können, weil wir 
sie schlicht für nicht finanzierbar gehalten haben. 
Es macht sich heute positiv bemerkbar, dass wir 
von einem relativ sicheren Sockel kommen. Wir 
müssen natürlich aufgrund der weltwirtschaftlichen 
und bundesweiten Entwicklungen in der Finanz-
welt mit Steuermindereinnahmen rechnen und 
werden darauf reagieren. Wir werden aber erst 
einmal die Zahlen im Einzelnen analysieren müs-
sen und werden dann zu gegebener Zeit dem 
Landtag einen entsprechenden Maßnahmenkata-
log vorlegen.  

(Beifall bei der CDU) 

Präsident Hermann Dinkla: 
Der Kollege Hilbers von der CDU-Fraktion stellt 
eine weitere Zusatzfrage. 

Reinhold Hilbers (CDU): 
Vor dem Hintergrund, dass wir im Rahmen des 
Konjunkturpakets II die Nettoneuverschuldung in 
Niedersachsen bisher nicht erhöhen mussten, 
frage ich die Landesregierung, wie sich die Situati-
on in anderen Bundesländern darstellt.  

(Gerd Ludwig Will [SPD]: Da ist Herr 
Möllring Gott sei Dank nicht zustän-
dig!) 

Präsident Hermann Dinkla: 
Herr Minister Möllring, bitte! 

Hartmut Möllring, Finanzminister: 
Die Bundesregierung hat gesagt, dass sie das 
Konjunkturprogramm mit neuen Kreditaufnahmen 
finanzieren will, und hat das eigentlich auch von 
den Ländern erwartet. Eine ganze Reihe von Län-
dern hat das Konjunkturprogramm so umgesetzt, 
dass sie ihre Nettokreditaufnahme schon im Jahr 
2009 erhöht haben. 

(Beifall bei der CDU) 

Präsident Hermann Dinkla: 
Herr Dammann-Tamke stellt eine weitere Zusatz-
frage.  

Helmut Dammann-Tamke (CDU): 
Herr Präsident! Ich frage die Landesregierung: 
Kann man die Volumina der Mehrausgaben, die 
die Oppositionsfraktionen in den letzten Jahren in 
den Haushaltsberatungen eingebracht haben, in 
etwa quantifizieren? Und gab es damals Einspar-
vorschläge, die in der originären Zuständigkeit des 
Niedersächsischen Landtags als Haushaltsgesetz-
geber lagen? 

Präsident Hermann Dinkla: 
Herr Minister Möllring, bitte! 

(Hans-Jürgen Klein [GRÜNE]: Diese 
Frage können wir Ihnen besser be-
antworten!) 

Hartmut Möllring, Finanzminister: 
Die zweite Frage kann ich klar mit Nein beantwor-
ten. Entsprechende Einspar- oder Gegenfinanzie-
rungsvorschläge hat es nicht gegeben. 
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(Helge Limburg [GRÜNE]: Dann lesen 
Sie es noch einmal nach!) 

Wir haben uns allerdings nicht die Mühe gemacht, 
alle Forderungen aufzuaddieren. Das wäre sicher-
lich auch müßig. Das würde höhere Milliardenbe-
träge ergeben. 

(Beifall bei der FDP) 

Präsident Hermann Dinkla: 
Die nächste Zusatzfrage stellt der Kollege Brink-
mann von der SPD-Fraktion. 

Markus Brinkmann (SPD): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich 
frage die Landesregierung: Welche wesentlichen 
Vermögensgegenstände des Landes Niedersach-
sen können zur Deckung der Haushaltsbedarfe 
veräußert werden und beabsichtigt die Landesre-
gierung in den nächsten Jahren durch den Verkauf 
von Landesvermögen zur Haushaltssanierung zu 
nutzen?  

(Dr. Bernd Althusmann [CDU]: Als 
Erstes werden wir die SPD-Partei- 
zentrale verkaufen! - Heiterkeit bei der 
CDU und bei der FDP -Marianne Kö-
nig [LINKE]: Darf man die Fragen ab-
lesen?) 

Präsident Hermann Dinkla: 
Herr Minister Möllring, bitte! 

Hartmut Möllring, Finanzminister: 
Herr Brinkmann, erstens kann grundsätzlich das 
gesamte Landesvermögen verkauft werden. Das 
haben wir aber nicht vor. 

Zweitens planen wir auch keine Verkäufe. Im 
Haushaltsplan ist vorgesehen, Anteile an der 
NORD/LB an die HanBG zu verkaufen. Das ist 
vom Landtag so beschlossen worden. Weitere 
Planungen haben wir nicht. 

Allerdings gibt es die Entnahme aus dem Grund-
stock. Wie Sie wissen, verfügt das Land über 
6 000 Gebäude, Landesliegenschaften, Flächen 
und Wald. In diesem Bereich gibt es hin und wie-
der Verkäufe. Die Erlöse daraus werden teilweise 
zur Deckung des Landeshaushalts herangezogen. 
Teilweise werden sie genutzt, um an anderer Stelle 
Immobilien zu erwerben. 

Präsident Hermann Dinkla: 
Die nächste Frage stellt die Kollegin Zimmermann 
von der Fraktion DIE LINKE. 

Pia-Beate Zimmermann (LINKE): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Vor 
dem Hintergrund der geschilderten Steuergerech-
tigkeiten und -ungerechtigkeiten und vor dem Hin-
tergrund der hier fehlenden Ernsthaftigkeit bei der 
Debatte aufseiten der Regierungsfraktionen 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

frage ich die Landesregierung: Wie hoch war das 
Gewerbesteueraufkommen im Jahr 2008 bei 
Volkswagen Niedersachsen und Conti Hannover? 

Danke. 

(Heinz Rolfes [CDU]: Steuergeheim-
nis!) 

Präsident Hermann Dinkla: 
Herr Minister Möllring, bitte! 

Hartmut Möllring, Finanzminister: 
Wie Sie wissen, steht die Gewerbesteuer den 
Kommunen zu. Daher kann die Landesregierung 
hierüber keine Auskunft geben.  

(Zustimmung bei der CDU) 

Präsident Hermann Dinkla: 
Die nächste Zusatzfrage stellt die Kollegin Flauger 
von der Fraktion DIE LINKE. 

Kreszentia Flauger (LINKE): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Um 
noch einmal auf die Einnahmemöglichkeiten zu 
kommen, die Sie ja ungern diskutieren, weil Sie 
Ihrer Klientel nicht in die Tasche greifen wollen,  

(Norbert Böhlke [CDU]: Wer sagt das 
denn?) 

und vor dem Hintergrund der Tatsache, dass es in 
den vergangenen Jahren zu einer massiven Ver-
schiebung der Steuerlast auf die Schultern der 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer gekommen 
ist, frage ich die Landesregierung, wann sie end-
lich über den Bundesrat initiativ wird, eine Vermö-
gensteuer für wirklich Reiche einzuführen, die ja 
den Ländern zugute kommen würde, die ohne 
Weiteres 1 Milliarde Euro in den Landeshaushalt 
Niedersachsen spülen könnte und die wirklich 
einmal ein Beitrag dazu wäre - wie es in vielen 
anderen Ländern auch der Fall ist -, dieses Steu-
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ersystem solidarisch durch die mitzufinanzieren, 
die es sich leisten können.  

(Beifall bei der LINKEN - Heidemarie 
Mundlos [CDU]: Keine Ahnung! - 
Dr. Bernd Althusmann [CDU]: So viel 
zur Ernsthaftigkeit!) 

Präsident Hermann Dinkla: 
Herr Minister Möllring!  

Hartmut Möllring, Finanzminister: 
Erstens darf ich klarstellen: Unsere Klientel sind 
nicht nur die „wirklich Reichen“; denn ansonsten 
würden wir nicht auf weit über 40 % der Wähler-
stimmen kommen,  

(Beifall bei der CDU - Zuruf von Jörg 
Bode [FDP]) 

- zusammen mit der FDP auf über 50 %; das ist 
richtig. Zweitens beabsichtigen wir nicht, eine sol-
che Initiative zu starten.  

(Kreszentia Flauger [LINKE]: Das ha-
be ich mir so gedacht!) 

Präsident Hermann Dinkla: 
Die nächste Zusatzfrage stellt Frau Kollegin Weis-
ser-Roelle von der Fraktion DIE LINKE. 

Ursula Weisser-Roelle (LINKE): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich 
frage die Landesregierung: Werden die im Lan-
deshaushalt 2009 in Kapitel 08 30 verankerten 
Kompensationszahlungen in Höhe von 15 Millio-
nen Euro als Ausgleich für die Kürzungen des 
Bundes im Bereich der Regionalisierungsmittel mit 
einem entsprechenden Baransatz im Haushalts-
planentwurf 2010 und dann entsprechend auch für 
die Jahre 2011, 2012 und 2013 verankert? 

(Heinz Rolfes [CDU]: Haben wir hier 
schon Haushaltsberatungen?) 

Präsident Hermann Dinkla: 
Herr Minister Möllring! 

Hartmut Möllring, Finanzminister: 
Das wird in der Kabinettsklausur zur Aufstellung 
des Haushaltsplanentwurfs beraten, beschlossen 
und dann dem Landtag vorgelegt. Ich kann Ihnen 
diese Frage heute noch nicht beantworten. 

(Beifall bei der CDU) 

Präsident Hermann Dinkla: 

Die nächste Zusatzfrage stellt der Kollege Klein 
von der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. 

Hans-Jürgen Klein (GRÜNE): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Der 
Ministerpräsident hat vorhin das Ziel ausgegeben, 
die Landesregierung wolle versuchen, mit der Net-
toneuverschuldung unter 3 Milliarden Euro zu blei-
ben. Ich habe ein bisschen nachgerechnet. Seine 
eigenen Aussagen zu zusätzlichen Ausgaben im 
nächsten Jahr bedeuten fast 4 Milliarden Euro: 
Konjunkturprogramm, Anrechnung der Kranken-
versicherungsbeiträge, Pendlerpauschale. Allein 
die Steuerausfälle im nächsten Jahr werden auf 
3,25 Milliarden Euro geschätzt. Dabei sind das 
Gesundheitsgesetz und eventuell steigende Sozi-
alkosten infolge von steigenden Arbeitslosenzah-
len noch nicht berücksichtigt. Damit sind wir schon 
bei 7 Milliarden Euro.  

Mich interessiert: Wie geht diese Gleichung auf? 
Woher nehmen Sie die restlichen Milliarden zum 
Ausgleich, wenn Sie die Nettoneuverschuldung 
unter 3 Milliarden Euro halten wollen? 

(Beifall bei den GRÜNEN - Ursula 
Helmhold [GRÜNE]: Mit Steuersen-
kungen!) 

Präsident Hermann Dinkla: 

Herr Minister Möllring! 

Hartmut Möllring, Finanzminister: 

Herr Klein, die Punkte die Sie angesprochen ha-
ben, sind in der Steuerschätzung schon berück-
sichtigt. 

(Hans-Jürgen Klein [GRÜNE]: Nicht 
die Mehrausgaben!) 

- Nein, aber die Einnahmeausfälle beispielsweise 
durch die Anrechnung der Pflegeversicherung 
usw. im Rahmen der Einkommensteuer sind schon 
berücksichtigt. Ansonsten ist es das ganz normale 
Verfahren, dass wir jetzt in den Besprechungen 
zwischen den Ressorts auf der Beamtenebene 
sind. Demnächst werden die Ministergespräche 
stattfinden. Anschließend findet im Juni/Juli ganz 
normal die Haushaltsklausur des Kabinetts statt. 
Dann wird ein Haushaltsplanentwurf, so wie es die 
Verfassung vorsieht, beschlossen und anschlie-
ßend dem Landtag zugeleitet.  
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(Hans-Jürgen Klein [GRÜNE]: Aber 
Sie bleiben beim Ziel von 3 Milliarden 
Euro?) 

- Unsere Ziele waren sehr viel anspruchsvoller. 
Diese können wir im Moment aber leider nicht 
erreichen.  

Präsident Hermann Dinkla: 
Die nächste Zusatzfrage stellt der Kollege Adler 
von der Fraktion DIE LINKE. 

Hans-Henning Adler (LINKE): 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Ich frage die Landesregierung angesichts 
der zu erwartenden Steuermindereinnahmen: Be-
absichtigt die Landesregierung für das Jahr 2010 
und die folgenden Jahre, in Aussicht genommene 
Großprojekte, z. B. den Neubau einer Justizvoll-
zugsanstalt in Bremervörde, auf den Prüfstand zu 
stellen? Ist nicht auch zu überlegen, ob der Neu-
bau des Plenarsaals angesichts dieser Haushalts-
lage eventuell geschoben werden sollte? Unserer 
Fraktion schlägt dazu bekanntermaßen ein Morato-
rium vor.  

(Beifall bei der LINKEN) 

Präsident Hermann Dinkla: 
Herr Ministerpräsident! 

Christian Wulff, Ministerpräsident: 
Herr Kollege, die Landesregierung legt auf zwei 
Dinge wert. Erstens legt sie darauf wert, dass sie 
die Haushaltsplanberatung im Kabinett in der be-
kannten Präzision führen und diese mit einer 
Haushaltsklausur abschließen kann. Dann wird der 
Haushaltsplanentwurf 2010 dem Parlament vorge-
legt. Wir können diese Beratung jetzt nicht quasi 
vorziehen, sondern die parlamentarische Beratung 
steht danach mit dem Haushaltsplanentwurf an. 
Das ist das übliche Verfahren. Das haben wir im-
mer vor Beginn des Haushaltsjahres bewältigt. Da 
waren wir wesentlich erfolgreicher als andere.  

Zu der Frage des Neubaus des Plenarsaals gilt für 
die Landesregierung der Respekt vor dem Parla-
ment. Diese Frage wird vom Parlament diskutiert 
und entschieden. Sie ist bereits in verschiedener 
Weise durch Beschlüsse unterlegt.  

(Zuruf von Ralf Briese [GRÜNE]: 

- Das Verfahren ist Ihnen vielleicht nicht so ver-
traut. Aber das Entscheidende in der Demokratie 
ist das Parlament. Es hat die Macht, unmittelbar 

abgeleitet vom Volk. Wir haben nur eine Macht auf 
Zeit, von Ihnen abgeleitet. Insofern haben wir Re-
spekt vor dem Parlament und der Legislative.  

Wir haben es in der Vergangenheit so gehandhabt, 
dass wir den Haushaltsplanentwurf des Landtages 
1 : 1 übernommen haben. Wenn der Landtag Stei-
gerungen von Mitteln beantragt hat, dann haben 
wir dies in den Haushaltsplan eingestellt. Wenn er 
die Senkung von Mitteln vorgeschlagen hat, dann 
haben wir dies selbstverständlich auch gerne über-
nommen. Das gilt auch für investive Maßnahmen 
des Landtages, weil es für das Verhältnis von Le-
gislative und Exekutive nicht gut wäre, wenn wir 
bei einzelnen Positionen beim Landtag Absetzun-
gen vornähmen. Diesem Konflikt möchten wir uns 
gerne in guter parlamentarischer und demokrati-
scher Tradition entziehen.  

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Präsident Hermann Dinkla: 

Die nächste Zusatzfrage stellt der Abgeordnete 
Meyer von der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. 

Christian Meyer (GRÜNE): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich 
frage die Landesregierung, wie sie zu Forderungen 
aus der FDP und Teilen der CSU steht, die Erb-
schaftsteuer vollständig abzuschaffen. Halten Sie 
angesichts der Haushaltslage solche Forderungen 
für seriös verantwortbar? Wie stehen Sie dazu? 

Präsident Hermann Dinkla: 

Herr Ministerpräsident, bitte! 

Christian Wulff, Ministerpräsident: 

Zur Erbschaftsteuer haben die beiden Fraktionen, 
die diese Regierung tragen, unterschiedliche Mei-
nungen. Zusätzlich gibt es auch noch in den bei-
den Fraktionen und Parteien unterschiedliche Mei-
nungen, die hier auch bekannt sind. Ich selber 
halte die Erbschaftsteuer in einer sinnvollen Aus-
gestaltung für richtig, vor allem eine Differenzie-
rung - daran habe ich auch mitgewirkt -, dass näm-
lich diejenigen, die erben und das Erbe sofort zu 
Geld machen, höhere Erbschaftsteuer zahlen, 
während diejenigen, die Betriebe erben und die 
Betriebe über zehn Jahre fortführen und damit 
etwas für die Gesellschaft, für Arbeitsplätze und 
Steuereinnahmen tun, gar keine Erbschaftsteuer 
zahlen sollten. In diese Richtung sind ja auch die 
Bemühungen gegangen, während das Bundesver-
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fassungsgericht das ein bisschen verkompliziert 
hat. 

Allgemein darf ich zur Steuerpolitik sagen, dass es 
die Überzeugung der Regierung von CDU und 
FDP ist: Wenn viele angemessen Steuern zahlen, 
dann kommt viel mehr herein, als wenn immer 
weniger immer mehr zahlen müssen und dazu 
immer weniger in der Lage sind. Das ist einfach die 
Philosophie, die unsere Steuerpolitik trägt. Denn 
die dümmste Steuerpolitik - so hat es Friedrich der 
Große in seinem politischen Testament gesagt - ist 
die, die die Steuerquellen erdrosselt. Das ist bei 
über 50 % Besteuerung regelmäßig der Fall. Wenn 
ich einem zu viel abverlange, dann kann ich das 
einmal tun, aber im nächsten Jahr nicht mehr. Wir 
sehen gerade eine Pleitewelle, eine Insolvenzwelle 
in Deutschland und in der Welt. Wir sehen gerade 
die Schwierigkeiten der Betriebe. Aus der Sicht der 
gemeinsam von CDU und FDP getragenen Regie-
rung wäre es völlig absurd, in dieser Phase über 
Steuererhöhungen sozusagen den Overkill noch 
zu beschleunigen. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP - 
Hans-Henning Adler [LINKE]: Steuern 
zahlt doch nur, wer Gewinn macht!) 

Präsident Hermann Dinkla: 

Herr Kollege Dr. Sohn von der Fraktion DIE LINKE 
stellt die nächste Zusatzfrage. 

Dr. Manfred Sohn (LINKE): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Mich 
interessiert, welche Auswirkungen die von Ihnen, 
Herr Möllring, geschilderten Zahlen für den kom-
munalen Finanzausgleich und für die kommunale 
Finanzsituation insgesamt haben und wie Sie sich 
auf diese zu erwartenden Auswirkungen planerisch 
vorbereiten. 

Präsident Hermann Dinkla: 

Herr Minister Möllring, bitte! 

Hartmut Möllring, Finanzminister: 

Wie gesagt, wird das Ganze im Rahmen der Auf-
stellung des Haushaltsplanentwurfs 2010 passie-
ren, Herr Dr. Sohn. 

Präsident Hermann Dinkla: 

Die nächste Zusatzfrage stellt Herr Kollege Lim-
burg von der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. 

Helge Limburg (GRÜNE): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Vor 
dem Hintergrund der Tatsache, dass der Finanz-
minister vorhin die mangelnde Vorsorge vor der 
letzten Steuerreform kritisiert hat, frage ich die 
Landesregierung, welche konkreten finanzpoliti-
schen Vorsorgemaßnahmen sie für den Fall trifft, 
dass die Steuersenkungsforderungen der Herren 
Wulff und Rösler tatsächlich Wirklichkeit werden 
könnten. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Präsident Hermann Dinkla: 

Herr Minister Möllring, bitte! 

(Unruhe - Glocke des Präsidenten) 

Hartmut Möllring, Finanzminister: 

Wenn man eine Steuerreform so vernünftig macht, 
dass sie Leistungsanreize bietet und nicht leis-
tungsdämpfend wirkt, dann kommen auch zusätzli-
che Steuern herein, weil zusätzliche Leistungen 
entstehen. Darauf setzen wir. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Präsident Hermann Dinkla: 

Die nächste Zusatzfrage stellt der Kollege Perli von 
der Fraktion DIE LINKE. 

Victor Perli (LINKE): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Vor 
dem Hintergrund, dass wir soeben auch von der 
Landesregierung gehört haben, dass uns die öf-
fentlichen Haushalte um die Ohren fliegen, vor 
dem Hintergrund, dass wir soeben auch vom Mi-
nisterpräsidenten gehört haben, dass er Steuerer-
höhungen selbst für die Reichsten ablehnt, und 
auch in Anbetracht seiner Äußerung „Wer jetzt 
Steuererhöhungen fordert, ist ein Vollpfosten“ - 
sehr ministrabel - frage ich Sie, wo Sie denn dann 
Ausgaben kürzen möchten, also bei wem und wo 
Ausgaben im Bereich von Bildung, Sozialem und 
Kultur gekürzt werden sollen. Ganz kurz: Wer zahlt 
die Kosten für diese Krise des Kapitalismus? 

(Beifall bei der LINKEN) 

Präsident Hermann Dinkla: 

Herr Minister Möllring, bitte! 
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Hartmut Möllring, Finanzminister: 
Leider niemand. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Präsident Hermann Dinkla: 
Die nächste Zusatzfrage stellt der Kollege Hage-
nah von der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. 

Enno Hagenah (GRÜNE): 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Ich frage die Landesregierung vor dem 
Hintergrund des, wie ich finde, sehr richtigen Kern-
satzes aus der Antwort des Finanzministers, dass 
nur ein prosperierender Staat steuerrechtlichen 
Handlungsspielraum hat, und vor dem Hintergrund 
der dramatischen Einnahme- und Ausgabenent-
wicklung, die für Niedersachsen vom Ministerprä-
sidenten und vom Finanzminister beschrieben 
worden sind, sowie in Anbetracht der Tatsache, 
dass in allen Zeitungen und Medien zu lesen ist, 
dass die Durststrecke laut Arbeitskreis Steuer-
schätzung mindestens bis 2013 dauern wird, wie 
das zu den Forderungen des Ministerpräsidenten 
passt, bereits in der nächsten Wahlperiode, also 
noch vor 2013, Steuern zu senken. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Präsident Hermann Dinkla: 
Herr Ministerpräsident, bitte! 

Christian Wulff, Ministerpräsident: 
Ich mache den Versuch, Sie mit meiner Antwort zu 
erfreuen. Wir halten an dem Ziel fest, dass wir das 
in dieser Legislaturperiode schaffen. Dafür ist es 
eine wichtige Voraussetzung, dass es uns gelingt, 
diese Krise möglichst kurzfristig bis 2010 zu been-
den, und dass es dann wieder aufwärts geht. 

(Wolfgang Jüttner [SPD]: Die Steuer-
schätzer prognostizieren Null für die 
Folgejahre! Das wissen Sie!) 

- Ich weiß nur nicht, ob das bindend ist. 

(Wolfgang Jüttner [SPD]: Für Ihre 
Wünsche, nein!) 

- Herr Jüttner, ich möchte Ihnen nur Folgendes 
sagen: Die Prognostiker und Propheten, die jetzt 
so wahnsinnig klug sagen, wie es alles 2013 wird, 
haben uns noch im Juni letzten Jahres gesagt, 
dass wir in diesem Jahr ein Wachstum von 0,9 % 
zu erwarten haben. 

(Zuruf von der SPD: Denen glauben 
Sie doch sonst immer!) 

Wir nehmen wahr, dass es nur ganz wenigen mög-
lich ist, die Zukunft relativ exakt vorauszusagen. 

(Wolfgang Jüttner [SPD]: Sie waren ja 
schon immer schlauer!) 

Deswegen kümmern wir uns lieber darum, dass wir 
die Zukunft erarbeiten und etwas dafür tun, dass 
sie in etwa so wird, wie wir sie haben möchten. 

(Beifall bei der CDU - Zuruf von der 
SPD) 

- Herr Kollege, das ist der tiefere Grund dafür, dass 
der VfL Wolfsburg im Moment auf Platz 1 der Bun-
desligatabelle steht. Da laufen nicht alle 20 Spieler 
mit Ausnahme der Torhüter dahin, wo der Ball 
gerade ist, sondern da gibt es ein paar wie Grafite, 
die dahin laufen, wo der Ball demnächst hinkommt, 
und ihn dann reinhauen. Dies ist die Aufgabe einer 
Regierung. 

(Beifall bei der CDU) 

Die Aufgabe einer Regierung ist - - - 

(Wolfgang Jüttner [SPD]: Sich einen 
reinzuhauen!) 

Ich wollte Ihnen etwas Versöhnliches sagen. Ich 
würde nämlich gern auch noch die zweite Antwort 
zur Bad Bank hören. 

Ich möchte Ihnen versöhnlich sagen: Die Zukunft 
ist sogar ein Stück weit grün - das als Versöhnli-
ches -, weil Green Products wie Effizienztechniken, 
Rohstoff schonende Verfahren, regenerative Ener-
gien usw. Zukunft bedeuten. In diesen Bereichen 
ist Niedersachsen exakt so aufgestellt. Wir be-
kommen über 1 000 neue Arbeitsplätze im Bereich 
Cuxhaven bei Züblin, bei BARD für Offshorewind-
kraft und in den Bereichen Biomasse, Sonnen-
energie, Wasserstoff und Brennstoffzellen. 

Unsere Aufgabe muss es sein, jetzt die Güter zu 
entwickeln, zu erforschen und zu produzieren, die 
demnächst auf der Welt nachgefragt werden, damit 
es uns in dieser Krise und nach der Krise, wenn es 
wieder aufwärts geht, besser geht als anderen. 
Daran arbeiten wir. Deswegen unternehmen wir so 
große Anstrengungen in den Bereichen energeti-
sche Gebäudesanierung und Klimaschutz. Da liegt 
ein Stück weit die Zukunft unseres Landes. Das  

4660 



Niedersächsischer Landtag  -  16. Wahlperiode  -  38. Plenarsitzung am 14. Mai 2009 
 

sollten Sie als versöhnlichen Beitrag am Schluss 
der Plenarwoche mit- und aufnehmen. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP - 
Unruhe) 

Präsident Hermann Dinkla: 
Man muss ja die Auffassung der Fragesteller und 
auch die anderen Ausführungen hier am Redepult 
nicht teilen. Aber ich habe den Eindruck, dass die 
Fähigkeit des ruhigen Zuhörens bei vielen deutlich 
unterentwickelt ist. 

Ich darf die Kollegin Staudte um die nächste Zu-
satzfrage bitten. 

Miriam Staudte (GRÜNE): 
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Abge-
ordnete! Ich frage die Landesregierung, ob sie 
weiterhin offensiv ihre Forderung vertreten wird, 
dass Steuern generell gesenkt werden müssen, 
und welche Einnahmeausfälle für Niedersachsen 
bei einer Mehrwertsteuersenkung, einer Unter-
nehmensteuersenkung und einer Erbschaftsteuer-
senkung, so wie sie der Landesgruppenchef Ram-
sauer zum Beispiel gefordert hat, zu erwarten sind. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Präsident Hermann Dinkla: 
Herr Minister Möllring, bitte! 

Hartmut Möllring, Finanzminister: 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Frau 
Kollegin, wir geben hier grundsätzlich keine Stel-
lungnahmen zu Äußerungen einzelner Politiker ab, 
sondern wir werden zur gegebenen Zeit, wenn 
konkrete Steuervorschläge auf dem Tisch liegen, 
im Rahmen unserer Verantwortung daran mitwir-
ken, dass sie vernünftig ausgestaltet werden. 

(Miriam Staudte [GRÜNE]: Was be-
deutet das konkret?) 

- Das kann Ihnen keiner beantworten. 

(Christian Meyer [GRÜNE]: Weil 
Raumsauer kein Konzept hat!) 

- Nein, weil keine genauen Zahlen auf dem Tisch 
liegen. 

(Zuruf von Miriam Staudte [GRÜNE]) 

- In der Mathematik kann man ein Ergebnis nur 
dann errechnen, wenn die Zahlen auf dem Tisch 
liegen. Sie können aus einer theoretischen Zahl 
nicht ein Ergebnis errechnen. Das geht schlicht-

weg nicht. Adam Riese ist auch in der Politik nicht 
zu schlagen.  

(Beifall bei der CDU) 

Präsident Hermann Dinkla: 
Die nächste Zusatzfrage stellt der Kollege Siebels 
von der SPD-Fraktion.  

Wiard Siebels (SPD): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich 
frage die Landesregierung, ob sie eine Absenkung 
der Verbundquote im kommunalen Finanzaus-
gleich aufgrund der drohenden Einnahmeverluste 
ausschließen kann.  

Präsident Hermann Dinkla: 
Herr Minister Möllring!  

Hartmut Möllring, Finanzminister: 
Wir haben eine Verfassungsvorgabe, an die wir 
uns halten. Deshalb schließe ich das derzeit aus.  

Präsident Hermann Dinkla: 
Die nächste Zusatzfrage stellt der Kollege Möhr-
mann von der SPD-Fraktion. - Mir liegen - das als 
Zwischeninformation - noch elf weitere Wortmel-
dungen für Zusatzfragen vor.  

Dieter Möhrmann (SPD): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Nach-
dem die Landesregierung - dieser Meinung sind 
doch zumindest die beiden großen Fraktionen - die 
Lage so beschrieben hat, wie sie ist, und darüber 
hinaus auch die Maßnahmen zutreffend beschrie-
ben hat - die SPD-Fraktion hat ja dem Nachtrags-
haushalt zugestimmt -, bleibt doch die Frage offen, 
wie es kommt, dass sie sich hinsichtlich der Finan-
zierung dieser ganzen Maßnahmen so sehr zu-
rückhält. Auf die Frage des Kollegen Dammann-
Tamke, ob die anderen Bundesländer besser auf-
gestellt sind, hat der Minister hier gesagt, sie wür-
den die Nettoneuverschuldung erhöhen. Dieser 
Antwort habe ich entnommen, dass dies für Nie-
dersachsen weder im Jahr 2009 noch im Jahr 
2010 infrage kommt. Können Sie das bestätigen?  

Präsident Hermann Dinkla: 
Herr Minister Möllring!  

Hartmut Möllring, Finanzminister: 
Das kann ich naturgemäß nicht bestätigen. Ich 
habe auf die Frage geantwortet, dass das Kon-
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junkturpaket im Nachtragshaushalt 2009 bei uns 
aus Rücklagen finanziert werden konnte. Dem 
haben Sie ja auch zugestimmt. Das ist unstreitig. 
Wenn die Steuerausfälle so eintreten, wie prognos-
tiziert, werden wir die Nettokreditaufnahme erhö-
hen müssen. Das ist doch selbstverständlich.  

Präsident Hermann Dinkla: 
Der Kollege Briese von der Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen stellt die nächste Zusatzfrage.  

Ralf Briese (GRÜNE): 
Für mich bleibt in dieser Debatte die alles ent-
scheidende Frage die - darum dreht sich eigentlich 
alles -, wie in der vom Ministerpräsidenten be-
schriebenen Situation, in der dem Staatswesen die 
Haushalte um die Ohren fliegen, überhaupt noch 
Spielraum für die offizielle Ansage zu Steuersen-
kungen ist. Deshalb noch einmal meine ganz kon-
krete Frage: Wie stark wollen Sie die Steuern auf 
Bundes- oder auch auf Landesebene in den 
nächsten Jahren senken, und wie wollen Sie diese 
Maßnahme konkret gegenfinanzieren? Wie wollen 
Sie damit ein funktionierendes Staatswesen auf-
rechterhalten?  

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Präsident Hermann Dinkla: 
Herr Minister Möllring!  

Hartmut Möllring, Finanzminister: 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Herr 
Kollege, die Kunst besteht darin, jede Steuerre-
form so hinzubekommen, dass die staatliche Fi-
nanzierung weiterhin gesichert ist, die Menschen 
von der Steuer aber eben nicht erdrückt werden.  

(Beifall bei der CDU und bei der FDP - 
Ralf Briese [GRÜNE]: Das war mir, 
ehrlich gesagt, eine Spur zu präzise!) 

Präsident Hermann Dinkla: 
Die nächste Zusatzfrage stellt der Kollege Aller von 
der SPD-Fraktion.  

Heinrich Aller (SPD): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Wir 
lernen heute Morgen ja, dass externe Einflüsse 
einen Landeshaushalt völlig kalt erwischen kön-
nen. Wenn man der heutigen Debatte folgt, erin-
nert man sich bisweilen an die Jahre 2000 oder 
2001. Trotzdem haben wir heute eine veränderte 
Situation, weshalb ich die Landesregierung erstens 

frage, ob es zutrifft, dass die vom Ministerpräsiden-
ten und vom Finanzminister dargestellte relativ 
komfortable Situation auch etwas damit zu tun hat, 
dass die Finanzierung der Beamtenbesoldung 
über den Nachtragshaushalt und die Ausfinanzie-
rung des Konjunkturprogramms II im Wesentlichen 
dadurch erfolgen konnten, dass man die Rückla-
gen, also nicht aufgenommene Kredite, eingewor-
fen und gegen null entwickelt hat und dass das 
Land beim Konjunkturprogramm netto verschwin-
dend geringe eigene Beiträge geleistet hat. Da-
durch ist das Land im Vergleich zu anderen Bun-
desländern natürlich in eine relativ komfortable 
Situation gekommen.  

Meine zweite Frage hat etwas damit zu tun, dass 
ich das, was Sie, Herr Ministerpräsident, diesem 
Hohen Hause versprechen, sehr ernst nehme. Sie 
haben gesagt: Es wird ein sehr solides Haus-
haltsaufstellungsverfahren geben. - Der Kalender 
macht es nun aber dringend erforderlich, die Eck-
daten, die die Landesregierung dem Landtag vor-
legen möge, so zu gestalten, dass schon vor der 
Bundestagswahl klar ist, wie die reale Situation 
aus Sicht der Landesregierung sein wird, und auch 
den Bürgerinnen und Bürgern dieses Landes klar-
gemacht werden kann, welche zusätzlichen Ein-
nahmeausfälle in der mittelfristigen Finanzplanung 
auf das Land Niedersachsen zukommen würden, 
wenn Sie Ihre Steuersenkungspläne zusammen 
mit den Liberalen tatsächlich durchsetzen können.  

Präsident Hermann Dinkla: 
Herr Ministerpräsident, bitte!  

Christian Wulff, Ministerpräsident: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Manche 
Frage verdutzt einen einfach nur noch, wenn ein 
früherer Finanzminister diese beiden Punkte hier 
erwähnt.  

(Zustimmung bei der CDU) 

Lieber Herr Kollege Aller, in beiden Punkten wer-
den wir es so machen wie angekündigt. Damit 
werden wir es auch anders machen, als Sie es in 
den meisten Jahren, in denen Sie Finanzminister 
waren, gemacht haben.  

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Wir haben uns eine komfortable Lage geschaffen, 
weil wir inzwischen die geringsten Pro-Kopf-
Ausgaben aller 16 Bundesländer haben, weil wir 
also konsolidiert, gespart und Ausgaben reduziert 
haben. Dafür gibt es viele Beispiele. Es ging ja bei 
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der Staatskanzlei los. Damals belief sich der Etat 
auf 43 Millionen Euro, jetzt sind es 31 Millionen 
Euro. Wir haben also überall geguckt, wie wir mit 
weniger mehr machen können, und haben dies 
auch unter Beweis gestellt. Auf der anderen Seite 
haben wir Grenzen für die Nettokreditaufnahme 
nicht ausgeschöpft. Sie jedoch sind immer darüber 
hinausgegangen mit der Folge, dass Sie das Defi-
zit ausgleichen mussten, das zwei Jahre vorher 
entstanden war.  

Wir haben in unseren Steuerschätzungen, in unse-
ren Ausgabekatalogen und in den Grenzen für die 
Nettoneuverschuldung inzwischen eine so große 
Präzision, dass wir immer mit dem ausgekommen 
sind, was wir zur Verfügung hatten. In der Regel 
sind wir sogar darunter geblieben, sodass wir ge-
genüber der Zielplanung 2003 - so hat es der Fi-
nanzminister gesagt - nunmehr rund 2 Milliarden 
Euro erwirtschaftet haben. Das ist der Grund für 
unsere komfortable Lage.  

Was das Haushaltsaufstellungsverfahren anbe-
langt, haben Sie mit Doppelhaushalten gearbeitet, 
die im zweiten Jahr der Haushaltsführung im 
Grunde genommen das Papier nicht mehr wert 
waren, auf das sie gedruckt waren.  

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Ihre Landtagswahlkämpfe haben Sie immer mit 
einem eineinhalb Jahre alten Haushalt, in dem 
keine Eckzahl mehr stimmte, geführt und jegliche 
Intransparenz gepflegt und ausgebreitet. Wir aber 
arbeiten transparent: im Sommer Vorlage des 
Haushaltsplanentwurfs, im Herbst die Debatte, im 
Dezember die Verabschiedung. Dann wissen zu 
Anfang des nächsten Jahres alle, wie viel zur Ver-
fügung steht und wie viele Schulden gemacht wer-
den sollen. Damit unterscheiden wir uns hinläng-
lich von Ihrer Regierungszeit, die von dieser 
Transparenz nicht gezeichnet war.  

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Präsident Hermann Dinkla: 
Der Kollege Brinkmann von der SPD-Fraktion stellt 
eine weitere Zusatzfrage.  

Markus Brinkmann (SPD): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich 
frage die Landesregierung: Wie beurteilt sie auch 
angesichts der sich abzeichnenden Haushaltsent-
wicklung den aktuellen Vorschlag zur Vermeidung 
von Doppelstrukturen und zur Aufgabenbündelung, 

das Kultusministerium aufzulösen und in die 
Staatskanzlei zu integrieren?  

(Beifall bei der SPD - Zurufe von der 
CDU: Oh! Oh!) 

Präsident Hermann Dinkla: 
Herr Ministerpräsident, bitte!  

Christian Wulff, Ministerpräsident: 
Als Ministerpräsident möchte ich nichts daran än-
dern, dass unsere Staatskanzlei für unsere Vertre-
tung in Brüssel, für unsere Vertretung in Berlin, für 
die Medienpolitik und ansonsten dafür verantwort-
lich ist, dass alles gut läuft. Ansonsten findet die 
Arbeit in den Ressorts statt, und daran halte ich 
mich. Das halte ich auch für richtig. Sie können 
weiter darauf vertrauen, dass Sie es mit einem 
kompetenten Kultusministerium zu tun haben.  

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Präsident Hermann Dinkla: 
Die nächste Zusatzfrage stellt die Kollegin Zim-
mermann von der Fraktion DIE LINKE.  

Pia-Beate Zimmermann (LINKE): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Vor 
dem Hintergrund, dass Herr Möllring hier anschei-
nend nicht alle Fragen beantworten möchte oder 
kann - ich erinnere z. B. an die Frage nach den 
Einnahmen aus der Gewerbesteuer; obwohl das 
Land über die Gewerbesteuerumlage partizipiert, 
weiß er die Zahl nicht -, und vor dem Hintergrund, 
dass Herr Wulff den VfL Wolfsburg als Vorlage für 
Regierungspolitik nimmt, was ich als Wolfsburgerin 
natürlich spannend finde, frage ich die Landesre-
gierung, was sie im Hinblick auf die Ausgestaltung 
der Arbeit der Kommunalaufsicht zu tun gedenkt 
und welche Maßnahmen dort bezüglich der Ge-
nehmigung von kommunalen Haushalten ergriffen 
werden.  

Präsident Hermann Dinkla: 
Herr Minister Möllring, bitte! 

Hartmut Möllring, Finanzminister: 
Die Kommunalaufsicht ist nicht willkürlich - sie 
kann nicht machen, was sie will -, sondern an die 
vom Landtag beschlossenen Gesetze gebunden. 
Natürlich werden wir auch weiterhin, wie Sie es 
von uns gewohnt sind, die Gesetze penibel einhal-
ten. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 
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Präsident Hermann Dinkla: 
Herr Kollege Dr. Sohn stellt eine weitere Zusatz-
frage. 

Dr. Manfred Sohn (LINKE): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Dazu 
habe ich gleich eine Nachfrage: Dass die Gesetze 
penibel eingehalten werden, muss von einer Re-
gierung eigentlich nicht betont werden. Insofern 
irritierte mich Ihre Einlassung eben. Das ist ja eine 
Selbstverständlichkeit. 

Nun zu meiner Frage: Wie reagiert denn die Kom-
munalaufsicht - vorausschauend, wie ich hoffe - 
auf die von Ihnen dargestellten Zahlen, die deutlich 
machen, dass auch die kommunalen Einnahmen 
deutlich zurückgehen werden? 

Präsident Hermann Dinkla: 
Herr Ministerpräsident, bitte! 

Christian Wulff, Ministerpräsident: 
Die größte Weltwirtschaftskrise innerhalb der letz-
ten 60 Jahre erfordert eine besondere Betrachtung 
aller Verhältnisse. Dies wird man auch bei den 
Genehmigungen kommunaler Haushalte zu be-
rücksichtigen haben. Solche exogenen Faktoren, 
für die keine Kommune, kein Landkreis in irgend-
einer Form herangezogen werden kann, weil die 
kommunalen Gebietskörperschaften relativ wenig 
bei Lehman Brothers, an der Wall Street in New 
York und andernorts gezockt haben, werden der 
Innenminister und die Kommunalaufsicht berück-
sichtigen. Aber sie sind natürlich an Recht und 
Gesetz gebunden. Das heißt, sie müssen genau 
gucken, was an endogenen Faktoren auf der Aus-
gaben- und Einnahmenseite beeinflusst werden 
kann, z. B. bei der Anpassung der Gewerbesteuer. 
Dies ist völlig klar. Insofern sind solche allgemei-
nen Fragen - das müssen Sie bitte verstehen - 
auch nur allgemein zu beantworten. Man muss 
dann in jedem Einzelfall, also bei jedem Haushalt 
einer jeden Kommune, betrachten, wie die Bilanz 
endogener und exogener Faktoren aussieht. 

(Beifall bei der CDU - Dr. Manfred 
Sohn [LINKE]: Gibt es denn - vielleicht 
etwas konkreter - Änderungen der 
Vorgaben?) 

- Es gibt keine Änderung der grundsätzlichen Linie 
der Landesregierung, auf Konsolidierung und eine 
möglichst geringe Belastung nachfolgender Gene-
rationen zu achten, weil wir Schulden für etwas 
halten, was die Zukunft ein Stück weit vorweg-

nimmt, zumal sie in der Regel nicht für investive 
Ausgaben, die der Zukunft zugute kommen, son-
dern für konsumtive Ausgaben verwandt werden. 
Jede Generation muss selber entscheiden können, 
was sie mit dem eingehenden Geld zu tun ge-
denkt. Wir halten Verschuldung für etwas, was 
zumindest im Hinblick auf die Neuverschuldung 
dringend abgebaut gehört, um hier auch wieder zu 
mehr demokratietheoretischer Klarheit zu kommen. 
Es ist einfach unschön, wenn die Bürger in Nieder-
sachsen in zehn Jahren eine Regierung wählen 
werden, die dann feststellen wird, dass viele ihrer 
Spielräume schon von Vorgängerregierungen ver-
frühstückt worden sind. Dies erleben wir zurzeit, 
indem wir täglich 7 Millionen Euro Zinsen vor allem 
für Schulden von Regierungen zu zahlen haben, 
die vor uns gearbeitet haben. Das ist einfach un-
moralisch und unsittlich. Davon wollen wir weg. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Präsident Hermann Dinkla: 
Die nächste Zusatzfrage stellt der Kollege Klein 
von der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. 

Hans-Jürgen Klein (GRÜNE): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Die 
CDU hat 2002 einen Oppositionsantrag zur Haus-
haltssituation gestellt, in dem sie ein Notgesetz 
gefordert hat. Da die Situation heute - ich sage es 
einmal so - vergleichbar ist, interessiert mich, wann 
das Notgesetz der Landesregierung für dieses 
Jahr kommt und wie der Ablauf im Hinblick auf den 
dritten Nachtrag 2009 geplant ist. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Präsident Hermann Dinkla: 
Herr Ministerpräsident, bitte! 

Christian Wulff, Ministerpräsident: 
Die Ziele des damals von uns eingereichten An-
trags sind nahezu erreicht; denn damals - 2002, 
2003 - betrug die Neuverschuldung jeweils etwa 
3 Milliarden Euro. Wir haben uns vorgenommen, 
die Ausgaben des Landes den Einnahmen anzu-
passen. Dieses Ziel ist jetzt nahezu erreicht. Der 
gegenwärtige Haushalt enthält eine Neuverschul-
dung von 250 Millionen Euro; das sind etwa 96 % 
weniger als damals. Jetzt ein Notgesetz zur Bewäl-
tigung dieser Krise im Landtag einzubringen, 
machte keinen Sinn, weil die Einnahmeausfälle 
weltweit bedingt sind. Allerdings bedarf es eines 
solchen Notprogramms innerhalb der G 20, der 
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Weltgemeinschaft, um die Finanzmärkte zu stabili-
sieren und die Kreditvergaben von Bankinstituten 
wieder zu ermöglichen und Geld im Kreislauf für 
Investitionen und Arbeitsplätze zur Verfügung zu 
stellen. Ein solches Notgesetz ist z. B. der Ret-
tungsschirm für die Banken in Deutschland von 
rund 500 Milliarden Euro, 

(Stefan Wenzel [GRÜNE]: Es geht 
hier um Niedersachsen!) 

aber auch die Bereitstellung einer Garantie von 
20 Milliarden Euro für unsere Landesbank. Unsere 
Notmaßnahme ist die Beteiligung an dem Ret-
tungsschirm im Umfang von bis zu 770 Millionen 
Euro. Wir als Landesregierung haben also als 
Notmaßnahme im letzten Herbst die 20 Milliarden 
Euro, die 770 Millionen Euro und beim ersten Kon-
junkturprogramm - von Abwrackprämie bis Absetz-
barkeit von Handwerkerrechnungen - etwas auf 
den Weg gebracht. Wir haben im zweiten Konjunk-
turpaket die Investitionen mit auf den Weg ge-
bracht und auch die Steuer- und Abgabesenkun-
gen am Ende mitgetragen. Es gibt also seit Okto-
ber letzten Jahres ein ganzes Bündel von Not-
maßnahmen in diesem Land, die aber noch nicht 
so greifen, wie wir es uns vorstellen, um einen 
solchen Absturz des Bruttoinlandsprodukts in Höhe 
von 6 % - das hatten wir noch nie - und, damit 
verbunden, einen Absturz der Steuereinnahmen 
um 10 % aufzuhalten. Die Zahlen, die heute Mittag 
oder morgen von den Steuerschätzern vorgestellt 
werden - Steuereinnahmeausfälle bis 2013 in Hö-
he von etwa 300 Milliarden Euro -, machen genau 
die Notmaßnahmen, von denen ich gesprochen 
habe, erforderlich. 

(Stefan Wenzel [GRÜNE]: Nachtrag 
vorlegen, das ist doch klar!) 

Hier in Niedersachsen, Herr Wenzel, müssen Sie 
sich positionieren, ob Sie in die Krise hinein pro-
zyklische Kürzungen erwarten. Die werden wir 
nicht vornehmen, weil wir die Investitionen brau-
chen, weil wir die Gehaltserhöhungen des öffentli-
chen Dienstes brauchen. Bei einem Haushalt, der 
zu 10 % Zinsen und zu 44 % Personalausgaben 
beinhaltet und im Übrigen möglichst viel Investitio-
nen beinhalten soll, macht Sparen in der Krise 
keinen Sinn. 

(Stefan Wenzel [GRÜNE]: Aber Sie 
müssen die Wahrheit offenlegen!) 

Vielmehr werden wir das sich jetzt ergebene Steu-
ereinnahmesoll auf der Seite der Nettoneuver-
schuldung unterbringen müssen, wie es die Grü-

nen in Hamburg machen, wie es die Sozialdemo-
kraten mit Herrn Steinbrück in Berlin machen, wie 
es alle anderen Länder machen. Anders geht es 
nicht. 

(Stefan Wenzel [GRÜNE]: Ohne 
Nachtrag?) 

- Einen Nachtrag brauchen wir rechtlich überhaupt 
nicht. Darüber können wir beraten, sobald die 
Steuerschätzung vorliegt. Wir brauchen keinen 
Nachtrag, weil nach der rechtlichen Lage ein Steu-
ereinnahmefehl eines Jahres innerhalb der nächs-
ten zwei Haushaltsjahre auszugleichen ist. Das 
heißt, wir sind hier in der Handhabung völlig frei, 
weil wir nach der Devise verfahren sind: Spare in 
der Zeit, dann hast du in der Not. - Wir sind in der 
Lage, die Dinge zu finanzieren, die jetzt finanziert 
werden müssen. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Präsident Hermann Dinkla: 
Herr Kollege Riese von der FDP-Fraktion stellt die 
nächste Zusatzfrage. 

Roland Riese (FDP): 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Wir haben ja heute gehört, dass die Lan-
desregierung die Auffassung vertritt, dass Steuern 
weder gerecht noch gerechter sein können. Des-
wegen frage ich, wie die Landesregierung die Wir-
kung der gegenwärtig geltenden Einkommensteu-
ertabelle auf die Verteilung der Einkommensanteile 
auf Private und Staat beurteilt, besonders ange-
sichts der Tatsache, dass auch in diesem Jahr die 
tariflichen Einkommen in der Privatwirtschaft und 
im öffentlichen Dienst um einige Prozente steigen, 
und welche Wachstumsimpulse sich aus dieser 
sich verschiebenden Einkommensverteilung auf 
mittlere und lange Sicht ergeben. 

Präsident Hermann Dinkla: 
Herr Ministerpräsident, bitte! 

Christian Wulff, Ministerpräsident: 

Die Landesregierung wertet gerade die OECD-
Studie aus, die uns zu bestätigen scheint, dass 
kleine und mittlere Einkommen zu entlasten sind. 
Dazu kommt noch der Effekt, dass in Deutschland 
bereits der erst verdiente Euro mit 41 % Sozialab-
gaben versehen wird, was bedeutet, dass es hier 
eine besonders schwierige Schwelle gibt, von 
Transfereinkommen wie Hartz IV in Beschäftigung 
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zu gehen. Dazu gibt es ja auch viele kluge Vor-
schläge. 

(Wolfgang Jüttner [SPD]: Ja, Mindest-
lohn!) 

Diese Debatte muss im Bundestagswahlkampf 
geführt werden. Die Sozialdemokraten - ich sage 
es noch einmal - haben in ihrem Programm eine 
Steuersenkung beim Eingangssteuersatz auf 10 % 
und einen Steuerbonus von 300 Euro beschlos-
sen. Alle Parteien haben ihre Steuermodelle und 
treten da in Konkurrenz. Auf jeden Fall stehen wir 
dazu, dass man über Steuerpolitik Wachstum ak-
quirieren kann und dass man das Wachstum zu 
einem Drittel zur Senkung der Neuverschuldung, 
zu einem Drittel für Investitionen in Forschung und 
Bildung und zu einem Drittel für eine Steuerstruk-
turreform nach den Grundsätzen „einfacher, nied-
riger und gerechter“ verwenden soll. Es gibt die 
kalte Progression und den Mittelstandsbauch, und 
wir haben das Problem, dass ein Facharbeiter, der 
Überstunden macht oder am Wochenende arbei-
tet - ich glaube, das wollten Sie hören, Herr Rie-
se -, im Grunde genommen einen zu großen Teil 
dessen, was er mehr verdient, wegbesteuert be-
kommt. Da müssen wir etwas tun. Dies kann man 
nach meiner Überzeugung durch eine Rechtsver-
schiebung der linearen Besteuerung erreichen. 
Darüber könnte man sich verständigen. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Präsident Hermann Dinkla: 

Herr Kollege Perli von der Fraktion DIE LINKE 
stellt eine weitere Zusatzfrage. 

Victor Perli (LINKE): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Herr 
Möllring, vor dem Hintergrund, dass Sie auf meine 
erste Frage soeben ausgeführt haben, dass keiner 
für die Krise des Kapitalismus zahlen müsse, frage 
ich Sie, ob ich das so interpretieren kann, dass Sie 
sich in der Zukunft dafür einsetzen werden, dass 
es zu keinen Einsparmaßnahmen oder Kürzungen 
im Bildungsbereich, im Sozialbereich und im Kul-
turbereich kommt. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Präsident Hermann Dinkla: 

Herr Minister Möllring! 

Hartmut Möllring, Finanzminister: 

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Es wird nicht gelingen, die Haushaltsbera-
tungen, die in den nächsten zwei Monaten im Ein-
zelnen geführt werden müssen, um dem Landtag 
einen verantwortungsvollen Haushaltsplanentwurf 
vorzulegen, hier vorzuziehen. Von keinem Bereich 
kann von vornherein gesagt werden, dass er sich 
an der Konsolidierung des Haushaltes nicht betei-
ligen muss. 

(Dr. Manfred Sohn [LINKE]: Vorhin 
haben Sie das Gegenteil gesagt! 
„Keiner“ haben Sie gesagt!) 

- Ich habe nur gesagt, dass leider keiner das be-
zahlt, sondern dass wir alle das werden bezahlen 
müssen, weil die Steuern natürlich von der Ge-
samtheit des Volkes aufgebracht werden müssen 
und es leider keinen ominösen Dritten gibt, der uns 
diese Last abnimmt. Das ist nun einmal die Wahr-
heit. 

(Stefan Wenzel [GRÜNE]: Aber Sie 
müssen die Zahlen offenlegen, und 
das verweigern Sie vor der Bundes-
tagswahl!) 

- Herr Wenzel, wenn ich es richtig sehe, wird die 
Bundestagswahl im September stattfinden. Ich 
habe Ihnen gesagt, dass die Haushaltsklausur des 
Kabinetts Anfang Juli stattfinden wird.  

(Stefan Wenzel [GRÜNE]: Deswegen 
ja ein Nachtragshaushalt!) 

Dann werden wir die Zahlen selbstverständlich der 
Öffentlichkeit und dem Landtag präsentieren, weil 
wir - wie es üblich ist - nach einer Haushaltsklausur 
des Kabinetts eine entsprechende Presseinforma-
tion machen und den vom Kabinett beschlossenen 
Haushaltsplanentwurf dem Landtag zusenden. 

(Stefan Wenzel [GRÜNE]: Das ist 
schlafmützig!) 

Damit ist jeder in der Lage, sich vor der Bundes-
tagswahl sowohl das, was wir der Presse mitteilen, 
als auch das, was wir nach unserer Verfassung 
dem Landtag mitteilen, anzusehen und zu veröf-
fentlichen. Das ist doch gar kein Problem. 

(Victor Perli [LINKE]: Alle sind keiner, 
und keiner ist alle! - Gegenruf von 
Jens Nacke [CDU]: Noch dämlicher 
geht es ja wohl nicht!) 
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Präsident Hermann Dinkla: 
Frau Kollegin Geuter von der SPD-Fraktion stellt 
die nächste Zusatzfrage. 

Renate Geuter (SPD): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Vor 
dem Hintergrund der Tatsache, dass sich die Lan-
desregierung vor Kurzem für 200 000 Euro eine 
Expertise zu den Rechtsverhältnissen der öffentli-
chen Versicherungen hat erstellen lassen, frage 
ich die Landesregierung: Gibt es Planungen, Lan-
desanteile an den öffentlichen Versicherungen zur 
Haushaltskonsolidierung zu veräußern, und wie 
weit sind diese gediehen? 

(Beifall bei der SPD) 

Präsident Hermann Dinkla: 
Bevor ich Herrn Minister Möllring das Wort gebe, 
erteile ich dem Kollegen Nacke einen Ordnungsruf 
aufgrund seiner eben getätigten Aussage.  

(Zustimmung von Victor Perli [LINKE], 
von Frauke Heiligenstadt [SPD] und 
von Andrea Schröder-Ehlers [SPD]) 

Hartmut Möllring, Finanzminister: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Im Mo-
ment gibt es keine derartigen Planungen.  

Präsident Hermann Dinkla: 
Frau Kollegin Dr. Gabriele Heinen-Kljajić stellt die 
nächste Zusatzfrage. 

Dr. Gabriele Heinen-Kljajić (GRÜNE): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Vor 
dem Hintergrund der Tatsache, dass Ministerprä-
sident Wulff eben darauf hingewiesen hat, dass die 
derzeitige Krise die Zeit ist, in der es darum geht, 
neue, innovative Güter zu entwickeln und zu erfor-
schen, vor dem Hintergrund der grundsätzlichen 
Aussage, dass es zurzeit nicht sinnvoll ist, pro-
zyklische Kürzungen vorzunehmen, und vor dem 
Hintergrund der Tatsache, dass man daran fest-
hält, alle bisher angedachten Investitionsprogram-
me umzusetzen, frage ich: Warum wurde ausge-
rechnet bei einem Bund-Länder-Sonderprogramm 
im Bereich Wissenschaft, Forschung und Innovati-
on, das die Wissenschaftsminister bereits be-
schlossen hatten und das sich bei uns in der Mipla 
bereits abbildet, auch mit Unterstützung des nie-
dersächsischen Finanzministers eine Entschei-
dung gestoppt und bis auf einen Zeitpunkt nach 
der Bundestagswahl vertagt? 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Präsident Hermann Dinkla: 
Herr Ministerpräsident, bitte! 

Christian Wulff, Ministerpräsident: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Zwi-
schenzeitlich gibt es zu diesem Programm eine 
Beschlussfassung der Wissenschafts- und Kultus-
minister und eine Beschlussfassung der Finanzmi-
nister. Am 4. Juni werden sich die Ministerpräsi-
denten hierzu positionieren. Gerade läuft der Ab-
stimmungsprozess in der Landesregierung. Ich bin 
zuversichtlich, dass Niedersachsen auch bei die-
sem Programm einen sehr konstruktiven Beitrag 
liefern wird und dass es bereits im Juni zu entspre-
chenden Entscheidungen kommt, was uns im Ge-
gensatz zu anderen Bundesländern leichter fällt. 
Sie haben es in Ihrer Frage gesagt: Weil wir ähn-
lich wie Grafite vom VfL Wolfsburg - - - Ich habe 
den VfL Osnabrück nicht nennen können, weil er 
gestern zwei Tore von Mintal kassiert hat. Sonst 
hätte ich gern den VfL Osnabrück als Beispiel ge-
nannt. Aber die Tatsache, dass wir zeitlich vor 
unserer Planung liegen, bildet sich in unserer mit-
telfristigen Finanzplanung ab; denn wir haben die 
Fortsetzung unseres Innovationspaktes in unserer 
mittelfristigen Finanzplanung bereits fast ideal 
abgebildet. Das ist der Vorteil Niedersachsens. 
Das erleichtert es uns erheblich, am 4. Juni dem 
Beschluss der Wissenschaftsminister zuzustim-
men. Ich kann Ihnen Hoffnung machen, dass sich 
Ihre Wünsche durch unsere Regierung erfüllen 
lassen. 

(Beifall bei der CDU) 

Präsident Hermann Dinkla: 
Die nächste Zusatzfrage stellt der Kollege Möhr-
mann von der SPD-Fraktion. 

Dieter Möhrmann (SPD): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich 
bleibe dabei, dass die Regierung bei bestimmten 
Antworten merkwürdigerweise sehr unpräzise 
bleibt. Das betrifft nicht nur die Nettoneuverschul-
dung. Ich weise darauf hin, dass uns eine Mipla 
vorliegt - das muss unbedingt mit erwähnt wer-
den -, wonach in den Folgejahren mit einem soge-
nannten Handlungsbedarf zu rechnen ist, z. B. 
nächstes Jahr über 1 Milliarde Euro. Ob das so 
seriös ist, wo Sie doch finanziell so gut gearbeitet 
haben, Herr Wulff, weiß ich nicht. Da Sie noch 
zusätzlich versprechen, die Kindergartenbeiträge 

 4667 



Niedersächsischer Landtag  -  16. Wahlperiode  -  38. Plenarsitzung am 14. Mai 2009 
 

für die Eltern in den nächsten Jahren auf null zu 
senken, und dann noch sagen, Sie können auch 
die Steuern in bestimmten Bereichen senken, woll-
te ich gern fragen: Welche Erfahrungen gibt es mit 
den Zusagen derer, die von Steuersenkungen 
insbesondere im Unternehmensbereich profitiert 
haben, und wie hat sich das auf die Einnahmesitu-
ation - das kann man ja inzwischen ablesen - der 
öffentlichen Hände ausgewirkt? Wann werden Sie 
der staunenden Öffentlichkeit sagen, dass die 
weitere Freistellung der Eltern von der Kindergar-
tengebühr bis 2013 nicht zu finanzieren ist? 

(Zustimmung bei der SPD) 

Präsident Hermann Dinkla: 
Herr Ministerpräsident, bitte! 

Christian Wulff, Ministerpräsident: 
Wenn ich die Geschäftsordnung richtig kenne, 
muss man ja zwei Fragen von den vielen, die Sie 
gestellt haben, beantworten. Ich möchte deswegen 
die Frage nach der Seriosität beantworten.  

Ihr Vertrauen in die Seriosität sollte darin seine 
Grundlage finden, dass wir seit 2003 jedes Jahr 
bei den Aufstellungen des Haushalts für das Fol-
gejahr alle Handlungsbedürfnisse und alle zu 
schließenden Lücken geschlossen haben und 
dass wir jedes Jahr mit dem beschlossenen Haus-
halt zurechtgekommen sind. Daraus sollten Sie 
Vertrauen in die Seriosität dieser Landesregierung 
schöpfen; denn das unterscheidet sich signifikant 
von den Haushaltsbeschlussfassungen und Ab-
wicklungen Ihrer Regierungszeit.  

(Beifall bei der CDU) 

Das zeigt einfach die Erfahrung. Wir hatten jedes 
Jahr eine zu schließende Deckungslücke und ha-
ben sie jedes Jahr geschlossen. Daneben haben 
wir erreicht, dass die Neuverschuldung von 
3 Milliarden Euro im Jahr 2002 auf etwas unter 
3 Milliarden im Jahr 2003 zurückging. Dann sollte 
sie jedes Jahr um 350 Millionen Euro geringer 
sein. Das haben wir geschafft. Damit haben wir 
mehr geschafft als jedes andere Bundesland. Kein 
einziges Bundesland hat die Nettoneuverschul-
dung jedes Jahr um mindestens 350 Millionen 
Euro abgesenkt. 

(Beifall bei der CDU) 

In guten Zeiten haben wir sie stärker abgesenkt, 
z. B. vorletztes Jahr um 950 Millionen Euro. Even-
tuell hätten wir das Ziel ohne diese Weltwirt-
schaftskrise schneller erreichen können. Jetzt 

müssen wir sehen, ob wir das ursprüngliche Ziel 
bis 2013 trotz der Weltwirtschaftskrise erreichen 
können. Daran werden wir arbeiten müssen. Aber 
ich kann ebenso wenig wie Sie in die Zukunft 
schauen. Ich kann nur sagen: Sie können uns 
vertrauen. Wenn Sie die letzten sechs Jahre be-
trachten, sehen Sie, dass es gut ist, dass eine 
solch seriöse und solide Regierung jetzt am Ruder 
ist, die solche sechs Erfolgsjahre hingelegt hat.  

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Ihr kann man am ehesten zutrauen, dass sie auch 
die nächsten schwierigeren Jahre bewältigt. 

Wir haben - da wird uns allen alles abverlangt - 
jetzt eine Zeit, die wir so seit 60 Jahren nicht ge-
habt haben. Alle, die regieren - ob die Grünen in 
Hamburg oder die Sozialdemokraten in Rheinland-
Pfalz oder Berlin oder die Linkspartei in Berlin oder 
die FDP und die CDU in vielen Bundesländern 
oder die CSU in Bayern -, stehen vor dieser Situa-
tion, die besondere Vernunft und besondere Klug-
heit erfordert.  

Glücklicherweise geht es uns nicht wie Nordhrein-
Westfalen, Baden-Württemberg, Hamburg oder 
Schleswig-Holstein oder gar Bayern, das 10 Milli-
arden Euro in die Landesbank stecken muss. 
Glücklicherweise haben wir mit VW nicht die Prob-
leme, die andere mit ihren Automobilfabriken ha-
ben. In einigen Bereichen merken wir es also. 

Zu Ihrer zweiten Frage, Herr Möhrmann: Wie wirkt 
sich das Verhalten der Landesregierung auf die 
Wirtschaft aus? - Ist es nicht ein schöner Erfolg, 
dass wir im letzten Jahr das höchste Wirtschafts-
wachstum hatten und in diesem Jahr von den Flä-
chenländern den geringsten Anstieg der Arbeitslo-
senzahlen hatten? 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Ist es nicht auch ein Erfolg, dass sich die Wirt-
schaft in diesem Lande gut aufgehoben, unter-
stützt und sich mit ihren Sorgen ernst genommen 
fühlt?  

Am Freitag der letzten Woche haben wir - und 
dazu haben wir keine große Pressekonferenz ver-
anstaltet - den Koordinierungsrat gegründet: mit 
den Banken, den Genossenschaftsbanken und 
den Sparkassen - wegen der Kreditvergabe -, mit 
dem DGB, mit den Unternehmerverbänden, mit 
dem Handwerk, mit den im Zusammenhang mit 
dem Konjunkturprogramm entscheidenden Res-
sorts: Innen, Finanzen, Wirtschaft, Soziales - Stich-
wort „Arbeitsmarktprogramm“.  
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(Vizepräsidentin Astrid Vockert über-
nimmt den Vorsitz) 

Jetzt wollen wir etwas tun, damit die Anzahl der 
Ausbildungsplätze in Niedersachsen in der Krise 
nicht sinkt, sondern steigt. Wir haben in den letzten 
Wochen entsprechende Gespräche geführt und 
nun die Aussicht, dass jeder junge Mensch, der im 
Sommer die Schule verlässt, auch einen Ausbil-
dungsplatz bekommt. Das sind die Aufgaben die-
ser Regierung, denen wir uns jetzt gemeinsam mit 
der Wirtschaft und nicht gegen die Wirtschaft wid-
men. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Vizepräsidentin Astrid Vockert: 
Herzlichen Dank. - Die nächste Frage stellt Frau 
Kollegin Twesten von der Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen. Bitte schön! 

Elke Twesten (GRÜNE): 

Herr Wulff, gestatten Sie mir die Anmerkung: Ihre 
Selbstbeweihräucherung und Ihre Rechtferti-
gungsstrategie sind kaum auszuhalten.  

(Beifall bei der LINKEN) 

Ich kann mich daran erinnern - - - 

(Zurufe von der CDU: Nicht das Mik-
rofon kaputt machen!) 

- Darf ich bitte weiterreden? Ich möchte Herrn 
Wulff gerne eine Frage stellen. 

Vizepräsidentin Astrid Vockert: 
Frau Kollegin Twesten, lassen Sie sich nicht irritie-
ren. Es geht nur um Folgendes: Das Mikrofon kann 
man nicht drehen. Und weil es so aussieht, als ob 
Sie das versuchen, haben einige Kollegen Angst, 
dass es abbricht. 

Elke Twesten (GRÜNE): 

Das brauchen sie nicht. 

Herr Wulff, ich erinnere mich daran, dass Sie im 
Jahre 2005 dem Focus in einem Interview gesagt 
haben: „Wir brauchen eine ethische Einstellung zur 
Finanzpolitik. … Die nachfolgenden Generationen 
dürfen nicht belastet werden.“ Das hört man ja 
immer wieder. In diesem Zusammenhang ist mir 
immer noch nicht klar, wie Steuersenkungen und 
Nettoneuverschuldung zusammenpassen sollen. 
Ich möchte wissen, wie vor diesem Hintergrund 
Ihre heutigen Beiträge zur Steuerdiskussion zu 

verstehen sind. Was verstehen Sie in diesem Zu-
sammenhang unter Ethik? 

Vizepräsidentin Astrid Vockert: 
Danke schön. - Herr Ministerpräsident, Sie haben 
das Wort. 

Christian Wulff, Ministerpräsident: 
Meine sehr verehrte Frau Kollegin! Erst einmal 
freue ich mich, dass Sie sich an meine Äußerun-
gen aus dem Focus 2005 erinnern. 

(Zustimmung bei der CDU und bei der 
FDP) 

Ich kann Ihnen dazu Folgendes sagen: Wir arbei-
ten an der im Focus und auch ansonsten von mir 
immer wieder geäußerten Überzeugung. Ich habe 
2003 mit meiner Arbeit als Ministerpräsident ange-
fangen. Zu diesem Zeitpunkt lag die Verschuldung 
des Landes bei über 40 Milliarden Euro und die 
jährliche Neuverschuldung bei 3 Milliarden Euro. In 
einer solchen Situation muss man sich am Anfang 
das Ziel setzen, die Neuverschuldung Jahr für Jahr 
mithilfe von einschneidenden Ausgabekürzungen 
abzusenken. Diese haben wir vorgenommen; das 
hat uns viel Ärger gebracht. Wenn man dann, so 
wie wir, jedes Jahr weniger neue Schulden macht - 
zum Teil war es fast 1 Milliarde Euro weniger - und 
schließlich bei einer Neuverschuldung in Höhe von 
250 Millionen Euro angelangt ist und kurz vor dem 
angestrebten Ziel „Nettoneuverschuldung gleich 
null“ steht - ohne diese Weltwirtschaftskrise hätten 
wir das auch erreicht -, dann hat man bewiesen, 
dass man eine Politik verwirklicht hat, die mit den 
Einnahmen auch die Ausgaben befriedigt. Jede 
Generation, jede Regierung muss mit dem aus-
kommen, was sie aktuell zur Verfügung hat, und 
darf nicht Geld, was ihr noch gar nicht zur Verfü-
gung steht, zulasten kommender Generationen 
ausgeben, die darüber erst noch verfügen können 
sollen. 

Zu Ihrer zweiten Frage nach der Steuerpolitik: 
Wenn ich Sie wirklich von meiner Position bzw. der 
Position der Regierung überzeugen würde, dann 
wäre eigentlich die logische Folge, dass Sie die 
Seite wechseln und sagen: Jetzt bin ich überzeugt, 
jetzt komme ich zur FDP- oder CDU-Fraktion und 
reihe mich dort ein. 

(Zustimmung bei der CDU und bei der 
FDP) 

Es besteht aber einfach ein inhaltlicher Dissens bei 
der Steuerpolitik. Manche meinen, Steuerpolitik 
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diene allein der Einnahmeerzielung des Staates. 
Nach unserer Überzeugung ist Steuerpolitik mehr. 
Kluge Steuerpolitik ist Bestandteil von Wachs-
tumspolitik, weil sie Akzente setzt und Incentives 
schafft.  

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Verschiedenste Steuerreformen in verschiedens-
ten Industrienationen der Welt haben gezeigt, dass 
mit einer Vereinfachung der Steuerpolitik und einer 
gerechteren Steuerstruktur letztlich die Steuersät-
ze gesenkt werden, aber die Steuereinnahmen 
gleichzeitig vermehrt werden konnten, 

(Stefan Wenzel [GRÜNE]: Das ist ein 
Märchen, Herr Wulff! - Kreszentia 
Flauger [LINKE]: Doch gerechtere 
Steuern?) 

weil die Menschen nicht mehr den ganzen Tag 
darüber nachgedacht haben, wie sie mit Steuer-
vermeidungsmodellen am Finanzamt vorbeikom-
men, sondern darüber nachgedacht haben, wie sie 
Mehreinnahmen erzielen können, sodass sie dann 
auch mehr Steuern gezahlt haben. Das ist die 
Philosophie der Regierung zur Steuerpolitik. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Vizepräsidentin Astrid Vockert: 
Danke schön. - Eine weitere Zusatzfrage stellt 
Frau Kollegin König von der Fraktion DIE LINKE. 

Marianne König (LINKE): 
Herr Präsident! Vor dem Hintergrund der immer 
wieder diskutierten Frage, wer für die Krise zahlt, 
frage ich die Landesregierung: Wer zahlt denn nun 
für die Krise, keiner oder alle, oder ist keiner alle? 

(Beifall bei der LINKEN - Björn Thüm-
ler [CDU]: Herr Aller! Immer Herr Al-
ler!) 

Vizepräsidentin Astrid Vockert: 
„Frau Präsidentin“ wäre die richtige Anrede gewe-
sen. - Das Wort hat jetzt Herr Ministerpräsident 
Wulff. 

Christian Wulff, Ministerpräsident: 
Frau Präsidentin! Allgemein geantwortet: Alle ha-
ben von den Voraussetzungen für die Krise profi-
tiert. 

(Victor Perli [LINKE]: Hartz IV?) 

Denn die ungebremste Geldverbilligung in Amerika 
hat dort eine entsprechende Nachfrage provoziert 

und mehr Exporte aus Deutschland ins Ausland 
ermöglicht. 

(Stefan Wenzel [GRÜNE]: Sie stellen 
sich nicht der Analyse! Das ist Blöd-
sinn, was Sie da erzählen! - Gegenruf 
von Dr. Bernd Althusmann [CDU]: Für 
„Blödsinn“ kann man auch einen Ord-
nungsruf kriegen!) 

Die Tatsache, Herr Wenzel, dass wir in 2005 in 
Niedersachsen 450 000 Arbeitslose hatten und in 
2008 nur noch unter 300 000 - das sind 150 000 
Arbeitslose weniger -, hatte auch etwas mit diesem 
Boom, mit der Finanzblase, der Immobilienblase 
zu tun. Sie ist jetzt geplatzt. Jetzt ist darauf zu 
achten, dass diejenigen, die die Gewinne erzielt 
haben, möglichst auch die Verluste tragen 

(Dr. Manfred Sohn [LINKE]: Oho!) 

und dass die Gewinne nicht bei Einzelnen verblei-
ben und die Verluste kollektiviert, sozialisiert wer-
den. Das ist eine der schwierigsten Aufgaben in 
dieser Krise. Es kann nicht sein, dass diejenigen, 
die große Gewinne gemacht haben, sich aber da-
mals nie bei uns gemeldet haben nach dem Motto 
„Die Firmenübernahme hat geklappt, jetzt möchten 
wir euch an dem Erfolg beteiligen“, sich jetzt bei 
uns melden und sagen „Die Firmenübernahme hat 
leider nicht geklappt, jetzt müsst ihr den Schaden 
tragen“. Darin besteht eine echte Problematik. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP 
sowie Zustimmung von Kreszentia 
Flauger [LINKE]) 

In der sozialen Marktwirtschaft liegen Risiko und 
Chance eng beieinander. Gewinn und Verlust 
müssen daher zurechenbar sein. Deswegen be-
steht zurzeit auch eine ethische und moralische 
Krise in unserer Gesellschaft. 

(Kreszentia Flauger [LINKE]: Wo die 
wohl herkommt!) 

Manche zweifeln daran, ob die Verluste richtig 
zugeordnet werden, nachdem Einzelne große oder 
übergroße Gewinne in der Phase der Überhitzung 
gemacht haben. Wir müssen darauf achten, dass 
eine richtige Zuordnung erfolgt. Dieses Problem 
stellt sich für alle Parteien und alle Verantwor-
tungsträger. Die Einzelheiten lassen sich im Rah-
men der Fragestunde schlecht darstellen.  

Ihre Frage nach den Verlusten halte ich für berech-
tigt. Darüber wird zu diskutieren sein - gerade auch 
im Zusammenhang mit den Rettungspaketen für 
die Banken. Denjenigen, die das Risiko tragen, 
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müssen auch die Gewinne wieder zugute kommen; 
sie dürfen nicht bei einzelnen Aktionären der Ban-
ken verbleiben, denen wir aus der Krise geholfen 
haben. Das ist ja auch der Konflikt bei der Hypo 
Real Estate mit Herrn Flowers und anderen. Es 
kann nicht sein, dass wir die Krise bewältigen und 
anschließend andere einen Vorteil daraus ziehen. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Vizepräsidentin Astrid Vockert: 
Danke schön. - Mir liegt eine letzte Zusatzfrage 
von der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen vor. Herr 
Kollege Briese, bitte! 

Ralf Briese (GRÜNE): 
Das waren gerade interessante Ausführungen des 
Ministerpräsidenten.  

(Jörg Bode [FDP]: Da haben Sie was 
gelernt!) 

Da stellen sich schon die Fragen, wer eigentlich in 
den letzten Jahren immer „weniger Staat, weniger 
Regulierung, weniger Aufsicht“ gepredigt hat und 

(Beifall bei den GRÜNEN, bei der 
SPD und bei der LINKEN) 

in welcher Ideologie oder in welcher Wirtschafts-
anschauung die tieferen Ursachen liegen.  

Ich möchte aber konkret nach etwas anderem 
fragen. Herr Ministerpräsident, Sie haben vorhin 
gesagt, dass es mehrere Volkswirtschaften gibt, 
die im Gegensatz zu anderen Ländern, die das 
nicht getan haben, in einer Finanzkrise die Steuern 
gesenkt haben. Deswegen interessiert mich: Wel-
ches volkswirtschaftliche Modell verfolgen Sie hier 
eigentlich? 

(Kreszentia Flauger [LINKE]: Das 
weiß er nicht!) 

Ist es das englische oder das amerikanische oder 
das skandinavische? Das eine setzt sehr stark auf 
weniger Staat und weniger Steuern. Das andere 
setzt auf einen etwas stärkeren Staat und auf eine 
höhere Steuerquote. Mich würde sehr interessie-
ren, welches volkswirtschaftliche Szenario Sie 
eigentlich verfolgen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Astrid Vockert: 
Danke schön. - Für die Landesregierung antwortet 
Herr Ministerpräsident Wulff. Bitte! 

Christian Wulff, Ministerpräsident: 
Herr Briese, Sie wissen, dass ich Sie sehr schätze. 
Wenn Sie auf die Suche gehen wollen, dann wür-
de ich Ihnen vor allem die Jahre der neuseeländi-
schen Reformen unter der damaligen Labour Party 
anempfehlen wollen. In dieser Zeit hat man ein 
sehr lethargisches zu einem sehr wettbewerbsfä-
higen volkswirtschaftlichen System ausgebaut. Im 
Neuseeland der 1990er-Jahre sehe ich die größten 
Ähnlichkeiten mit meiner Steuerkonzeption.  

(Wolfgang Jüttner [SPD]: Ich dachte, 
Reagan! - Stefan Wenzel [GRÜNE]: 
Wissen Sie, wo die heute stehen?) 

Zu Ihrer anderen Frage, Herr Briese: Wo waren 
Sie eigentlich, als ich 2007 Regeln für die Finanz-
märkte, Regeln für Hedgefonds gefordert habe? 
Das haben Sie gar nicht aufgegriffen. Ich war da-
mals sehr enttäuscht.  

(Zuruf von Ralf Briese [GRÜNE]) 

- Ja, Sie meine ich. Sie sind doch mein Ge-
sprächspartner bei diesen Fragen. Sie haben mich 
im Stich gelassen, als ich mehr Regeln für die 
Finanzmärkte gefordert habe. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP - 
Widerspruch bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Sie können das alles in der Financial Times 
Deutschland nachlesen. Wir haben damals gesagt: 
Da muss sich etwas tun; die Intransparenz kann so 
nicht sein. Aber leider war das kein Thema, das die 
Leute interessierte. 

(Helge Limburg [GRÜNE]: Sie haben 
in Berlin regiert!) 

- Aber diese Fragen werden doch nicht in Berlin 
entschieden. Sie sind doch naiv. Diese Fragen 
sind zwischen den G-20-Staaten falsch entschie-
den worden. 

Mehr Transparenz, mehr Kontrolle, mehr Aufsicht, 
eine einheitliche Aufsicht! Ich habe vor Jahren 
gesagt: Ihr müsst die BaFin mit der Bundesbank 
zusammenlegen. Ihr müsst die Banken über die 
Aufsicht stärker kontrollieren. Ihr müsst Subprime-
produkte stärker transparent machen.  

Es hat doch Ursachen, dass die NORD/LB in diese 
Dinge nicht eingestiegen ist und deswegen heute 
weniger betroffen ist als andere: weil hier Solidität 
gepflegt wird. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU und bei 
der FDP) 
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Vizepräsidentin Astrid Vockert: 
Herzlichen Dank. - Ich stelle fest, es liegen keine 
weiteren Zusatzfragen vor. Es ist 10.41 Uhr. Damit 
ist die Fragestunde für diesen Tagungsabschnitt 
beendet.  

Die Antworten der Landesregierung zu den Anfra-
gen, die jetzt nicht mehr aufgerufen werden konn-
ten, werden nach § 47 Abs. 6 unserer Geschäfts-
ordnung zu Protokoll gegeben.  

Bevor ich den nächsten Tagesordnungspunkt auf-
rufe, stelle ich die Beschlussfähigkeit des Hauses 
fest.  

Ich rufe erneut Tagesordnungspunkt 2 auf.  

13. Übersicht über Beschlussempfehlungen der 
ständigen Ausschüsse zu Eingaben - 
Drs. 16/1200 - Änderungsantrag der Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen - Drs. 16/1257 - Ände-
rungsantrag der Fraktion DIE LINKE - Drs. 16/1258 
- Änderungsantrag der Fraktion der SPD - 
Drs. 16/1264  

Über die Ausschussempfehlungen zu den Einga-
ben in der Drs. 16/1200, zu denen keine Ände-
rungsanträge vorlagen, haben wir bereits in der 
36. Sitzung am 12. Mai 2009 entschieden. Das 
heißt, wir beraten jetzt nur noch über die Be-
schlussempfehlungen aus der Drs. 16/1200, zu 
denen die genannten Änderungsanträge vorliegen. 

Ich eröffne die Beratung. Zu Wort gemeldet hat 
sich zur Eingabe 4391/15 Herr Kollege Brammer 
von der SPD-Fraktion. Bitte schön! 

Axel Brammer (SPD): 

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Kolleginnen 
und Kollegen! Ich rede, wie eben schon gesagt, 
zur Petition 4391/15. Es geht um die Besetzung 
von Stellen für die Schulsozialarbeit an einer För-
derschule für soziale und emotionale Entwicklung 
in Oldenburg. Petent ist der Schulelternrat.  

Die Schule hatte seit ihrem Bestehen dafür zwei 
halbe Stellen. Seit Sommer 2007 wurde dieser 
Anspruch um 0,78 Stellen erhöht. Seitens der 
Schule wurde im Juni 2007 beantragt, dass diese 
Zeit auf die an der Schule mit je einer halben Stelle 
beschäftigten Sozialarbeiter aufgeteilt werden soll. 
Der Diplom-Sozialpädagoge, um den es geht, soll-
te eine zusätzliche halbe Stelle erhalten, seine 
Kollegin 0,28 Stellen mehr. Bis zum Januar 2008 

hatte weder die Schulbehörde noch das Kultusmi-
nisterium reagiert.  

Der Sozialarbeiter war zu dieser Zeit schon mit 
einer ganzen Stelle bei der Landesschulbehörde 
beschäftigt. Mit einer halben Stelle arbeitete er an 
der Förderschule in Oldenburg, mit der anderen 
halben Stelle an der Realschule in Wildeshausen, 
35 km entfernt. Aufgrund eines Teilzeitantrages 
arbeitet er seit Sommer 2008 für ein Jahr mit 0,78 
Stellen nur noch an der Oldenburger Förderschule. 
Zwischenzeitlich ist die andere 0,78-Stelle nach 
einigen Wirren wieder durch eine zweite Kraft be-
setzt.  

Das Interesse der Schule, diesen Diplom-
Sozialpädagogen mit einer vollen Stelle zu be-
schäftigen, wurde seitens der Landesschulbehörde 
abgelehnt, da sie die Auffassung vertritt, dass 
Schulsozialarbeiter laut Erlasslage nicht mehr als 
0,78 Stellen an einer Schule arbeiten können.  

(Karl-Heinz Klare [CDU]: Die Erlass-
lage habt übrigens ihr geschaffen! 
Kannst du dich noch erinnern? Nein!) 

Meine Damen und Herren, der Petitionsausschuss 
hat es sich mit dieser Petition nicht einfach ge-
macht. Zweimal lautete die Ausschussempfehlung, 
den Einsender über die Sach- und Rechtslage zu 
unterrichten. Zweimal wurde diese Petition im Par-
lament strittig gestellt und daraufhin erneut im 
Ausschuss behandelt. Heute liegt die Petition er-
neut vor. Dieser Umstand beweist, dass es offen-
sichtlich auch für die Regierungsfraktionen nicht so 
einfach war, den Vorschlägen des Kultusministeri-
ums zu folgen.  

(Zustimmung bei der SPD) 

Nebenbei: Wie die letzten Tage gezeigt haben, ist 
es immer das gleiche Ministerium, in dem es zu 
solchen Verwirrungen kommt und wo man das 
eine oder andere einfach nicht versteht.  

(Zustimmung bei der SPD, bei den 
GRÜNEN und bei der LINKEN) 

Aufgrund der Fülle der Informationen oder Irritatio-
nen, die wir zu diesem Fall haben, möchte ich mich 
auf einige wesentliche Fakten beschränken, da die 
Zeit nicht reicht, diesen Fall in allen seinen Unge-
reimtheiten ausführlich zu beschreiben.  

Vorausschicken möchte ich, dass der Diplom-
Sozialpädagoge, um den es geht, wie schon er-
wähnt, eine volle Stelle bei der Landeschulbehörde 
hat. Ich habe mir überlegt, wie man die Situation 
beschreibt. Das wird bei unbegreiflichen Sachen 
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immer etwas schwierig. Der Förderschule in Ol-
denburg stehen 1,78 Stellen für Schulsozialarbeit 
zu. Zurzeit arbeitet der Diplom-Sozialpädagoge 
0,78 Stellen; eine zweite Kraft arbeitet ebenfalls 
0,78 Stellen. Das macht zusammen 1,56 Stellen. 
Da der Schule 1,78 Stellen zustehen, fehlen 0,22 
Stellen. Wenn man dem Sozialpädagogen diese 
0,22 Stellen geben würde, hätte er genau die volle 
Stelle, die ihm vertraglich zusteht, und alles wäre 
in Ordnung - eine ganz einfache Rechnung.  

(Karl-Heinz Klare [CDU]: Die Dramatik 
ist nicht zu überbieten!) 

- Herr Klare, Sie können gleich dazu sprechen. 
Lassen Sie mich bitte weiter ausführen! 

Dem steht aber die Meinung des Ministeriums 
entgegen, und damit wird es kompliziert. Laut Er-
lass darf dieser Mitarbeiter nur 0,78 Stellen an 
einer Schule arbeiten.  

(Editha Lorberg [CDU]: Warum denn? 
Erklären Sie das einmal! - Ralf Born-
gräber [SPD]: Jetzt kommt der Knal-
ler!) 

-  Jetzt kommt der Knaller; genau, Herr Borngrä-
ber. - Also wird er, wenn er nach den Sommerfe-
rien wieder ganztags arbeiten will, eine halbe Stel-
le an der Förderschule in Oldenburg und die ande-
re halbe Stelle an der 35 km entfernten Realschule 
in der Stadt Wildeshausen arbeiten müssen. 

(Zurufe von der CDU: So ist das im 
Leben! - Wildeshausen ist schon ein 
Knaller!) 

Damit die Förderschule aber endlich auf die 1,78 
Stellen kommt, wird die Kollegin, die ihn jetzt die-
ses eine Jahr in Wildeshausen vertreten hat, wahr-
scheinlich an die Förderschule in Oldenburg ge-
hen. Da sollten wir uns noch einmal einige Fragen 
zu den Konsequenzen stellen: 

Erstens kommt es zu einer vermehrten Fluktuation 
der Bezugspersonen für die Schülerinnen und 
Schüler.  

Zweitens fährt der Diplom-Sozialpädagoge für die 
halbe Stelle 35 km zum Arbeitsplatz. Die Kollegin 
aus Wildeshausen fährt ebenfalls 35 km zur Arbeit. 
Das sind hin und zurück pro Tag so oder so 70 km 
zusätzlich.  

(Filiz Polat [GRÜNE]: Zusammen 
140 km!) 

Ich kenne die Strecke. Das ist eine Fahrzeit von 
täglich ungefähr einer Stunde.  

Drittens. Der Diplom-Sozialpädagoge aus Olden-
burg ist zurzeit Bezugsperson für 61 Schülerinnen 
und Schüler. - Die meisten sind an Förderschulen 
übrigens Schüler und nicht Schülerinnen; auch das 
gibt zu denken. - Er bekommt mit der zweiten hal-
ben Stelle noch einmal 40 bis 50 Einzelschicksale 
an der Realschule, um die er sich dann zu küm-
mern hat - mithin fast eine Verdoppelung der Fall-
zahl.  

Ich frage mich und werde auch oft gefragt: Wo 
bleibt da eigentlich die Entscheidungsfreiheit der 
viel gepriesenen Eigenverantwortlichen Schule?  

(Editha Lorberg [CDU]: Das haben wir 
doch so oft erklärt!) 

Meine Damen und Herren, hier wiehert der Amts-
schimmel richtig laut. Einige von uns meinen wohl, 
weil in unserem niedersächsischen Wappen ein 
weißes Pferd ist, müssten sie richtig kräftig mitwie-
hern.  

(Zustimmung bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Ich kann Sie im Interesse des Ansehens unseres 
Petitionsrechtes nur bitten: Lassen Sie uns über 
diese Petition noch einmal reden! Wir machen uns 
sonst vor Ort lächerlich.  

(Beifall bei der SPD - Editha Lorberg 
[CDU]: Nein, machen wir gar nicht!) 

Vizepräsidentin Astrid Vockert: 
Danke schön, Herr Brammer. - Zur selben Eingabe 
spricht von der CDU-Fraktion Herr Kollege Focke. 
Bitte schön! 

Ansgar-Bernhard Focke (CDU): 
Sehr geehrter Herr Brammer, ich weise Ihre Kritik, 
dass wir es gewesen seien, die die Petition so 
lange beraten wollten, massiv und entschieden 
zurück. Sie waren es, die bei jeder Sitzung irgend-
welche neuen Sachverhalte in den Raum ge-
schmissen haben, die im Übrigen von den hervor-
ragend informierten Mitarbeitern des Kultusministe-
riums 

(Filiz Polat [GRÜNE]: Im Gegensatz 
zu Ihnen!) 

alle ausgeräumt wurden.  

(Zustimmung bei der CDU und bei der 
FDP) 

Worum geht es? - Sie haben es dargestellt. Es 
geht dem Schulelternrat um die Aufstockung der 
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Stelle für sozialpädagogische Mitarbeiter auf eine 
1,0-Stelle. Ich war vor Ort. Ich habe mich mit dem 
Schulelternrat getroffen und habe mich dort infor-
miert. Sie wissen, dass die Stellendarstellung im 
Schulbereich sehr komplex ist. Ich habe mich in-
tensiv damit beschäftigt. Alle Fragen im Ausschuss 
wurden vonseiten des Kultusministeriums auch 
umfangreich beantwortet. 

(Zuruf von der SPD: Vor Ort hat Sie 
keiner verstanden!) 

Die Schule Sandkruger Straße verfügte seinerzeit 
über zwei halbe Stellen. Die Situation wurde nach-
haltig verbessert. Nun leisten zwei pädagogische 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter mit jeweils einer 
0,78-Stelle ihren Dienst an der Schule. Zusätzlich 
verfügt die Schule über eine Sonderpädagogin im 
Anerkennungsjahr. Also hat sich die Situation an 
der Schule verbessert. Das können Sie doch nicht 
bestreiten. 

(Beifall bei der CDU) 

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, wir stüt-
zen die Beschlussempfehlung nicht auf einzelne 
Aussagen direkt Beteiligter, sondern auf die 
Rechtslage, auf die Sachlage sowie auf die Infor-
mation der Beamtinnen und Beamten der Landes-
schulbehörde und des zuständigen Ministeriums. 

Wie Sie genau wissen, werden die Kinder in der 
Schule Sandkruger Straße 31 Stunden pro Woche 
betreut. Zusätzlich zu diesen 31 Stunden stehen 
den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern jeweils fünf 
Stunden für außerunterrichtliche Tätigkeiten zur 
Verfügung. Zusammen macht das 36 Stunden, 
also eine Stellengröße von 0,78. 

Herr Brammer, weil Sie es angesprochen haben, 
weise ich Sie darauf hin, dass wir im Rahmen un-
serer Bemühungen, die Eigenverantwortliche 
Schule weiter voranzutreiben, dazu verpflichtet 
sind, verantwortungsvolle Rahmenbedingungen zu 
schaffen. Mit den zur Verfügung stehenden knap-
pen Ressourcen müssen wir auch verantwortungs-
voll umgehen. Es dürfen keine Stellen verschwen-
det werden. Vielmehr müssen möglichst alle Schu-
len bedarfsgerecht mit sozialpädagogischen Mitar-
beitern ausgestattet werden. Dieser verantwor-
tungsvolle Umgang mit den Ressourcen wird übri-
gens vom Landesrechnungshof unterstützt. 

Sehr geehrter Herr Brammer, natürlich ist es 
schön, wenn auch anerkannt wird, dass Menschen 
sich über Gebühr für eine Sache einsetzen. Nach 
Ihren Vorstellungen müssten die pädagogischen 
Mitarbeiter aber einen Vertrag über insgesamt 

44 Stunden erhalten - also über 13 Stunden pro 
Woche mehr, als die Kinder in der Schule sind. 

Abschließend möchte ich die Grünen auffordern: 
Schauen Sie sich Ihren Antrag in der Drs. 16/793 
an. Darin fordern Sie die Abschaffung der Förder-
schulen mit den Schwerpunkten Lernen, emotiona-
le und soziale Entwicklung und Sprache, für die 
Sie heute sprechen. Heute reden Sie so, und in 
Ihrem Antrag sagen Sie etwas anderes. 

Vielen Dank, dass Sie mir zugehört haben. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Vizepräsidentin Astrid Vockert: 
Danke schön, Herr Focke. Für den Fall, dass Sie 
sich gleich noch einmal zu Wort melden, möchte 
ich Sie nur auf Folgendes hinweisen: Bevor Sie 
„Sehr geehrter Herr Brammer“ sagen, sollten Sie 
zunächst die hier vorne sitzende Präsidentin anre-
den. - Herr Brammer hat sich noch einmal zu Wort 
gemeldet. Bitte schön! Sie haben 0:21 Minuten. 

(Karl-Heinz Klare [CDU]: Können Sie 
das mit der Entfernung und den 
0,22 Stellen wiederholen?) 

Axel Brammer (SPD): 

Frau Präsidentin! Herr Focke, ich bin auch bei 
dieser Schule gewesen. Ich war noch öfter da als 
Sie. Frau Polat war auch dort. Wir haben uns ge-
nau informiert. Heute sind Vertreter des Elternrates 
hier. Die haben genau mitbekommen, wie wenig 
Sie verstanden haben. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD und bei der LIN-
KEN) 

Vizepräsidentin Astrid Vockert: 
Danke schön, auch für die Einhaltung der Rede-
zeit.  

Zur nächsten Eingabe, der Eingabe 595, liegt mir 
eine Wortmeldung von der Fraktion DIE LINKE vor. 
Herr Perli! 

Victor Perli (LINKE): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren! Der Petent wendet sich 
gegen die Erhebung der Studiengebühren für Se-
nioren von 800 Euro pro Semester, also 1 600 Eu-
ro pro Jahr. Er beklagt, dass die studierenden Se-
niorinnen und Senioren gegenüber den jüngeren 
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Studierenden benachteiligt seien, weil sie noch 
mehr Geld dafür bezahlen müssten. 

Ich halte diesen Einwand in doppelter Hinsicht für 
berechtigt. Zum Ersten ist nicht ordentlich begrün-
det, warum Seniorinnen und Senioren noch mehr 
Geld bezahlen müssen als andere Studierende, 
um unsere Hochschuleinrichtungen besuchen zu 
dürfen. Zum Zweiten finde ich es überhaupt nicht 
gerecht, dass Senioren überhaupt Studiengebüh-
ren bezahlen müssen, wenn sie nach einem lan-
gen Arbeitsleben nicht nur - was in dieser Gesell-
schaft auch häufig vorkommt - vor dem Fernseher 
abgesetzt werden wollen, sondern noch der Bil-
dung frönen möchten, also dem lebenslangen 
Lernen, von dem Sie in Ihren Sonntagsreden im-
mer sprechen, und zur Fortbildung unsere hervor-
ragenden hochschulischen Einrichtungen besu-
chen wollen. 

Insofern fordere ich, dass diese Eingabe der Lan-
desregierung zur Berücksichtigung überwiesen 
wird. Ich bitte Sie, darüber einmal grundsätzlich 
nachzudenken. Dank Ihnen stehen wir heute näm-
lich vor dem Problem, dass Hochschulen eine 
rentnerfreie Zone geworden sind. Sie sollten sich 
einmal selbst an die Nase fassen und sich fragen, 
zu welchen gesellschaftlichen Auswirkungen das 
eigentlich führt. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Vizepräsidentin Astrid Vockert: 
Danke schön, Herr Perli. - Für die CDU-Fraktion 
hat sich zur selben Petition Herr Kollege Nacke 
gemeldet. Bitte schön! 

Jens Nacke (CDU): 
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Es gibt einen sachlichen Grund dafür, Studierende, 
die am Anfang des Berufslebens stehen und die 
universitäre Ausbildung nutzen, um sich auf die 
berufliche Zeit vorzubereiten oder sich weiterzubil-
den, anders zu behandeln als jene, die sich nach 
einem abgeschlossenen Berufsleben zur allgemei-
nen Weiterbildung und zur sinnvollen Freizeitbe-
schäftigung an einer Hochschule befinden. Diese 
Erkenntnis ist nicht neu. Sie stammt auch nicht von 
uns. Vielmehr hat die SPD so argumentiert, als sie 
seinerzeit die Beiträge für Seniorenstudierende 
eingeführt hat. In einem Urteil des Verwaltungsge-
richts Hannover aus dem Jahre 2002 ist das sehr 
schön nachzulesen. Ich empfehle Ihnen, dies ein-
mal zu tun. 

Mit Einführung der Studienbeiträge haben wir die-
se Systematik aufrechterhalten. Daher hat die SPD 
diese Petition auch nicht strittig gestellt. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU) 

Vizepräsidentin Astrid Vockert: 
Danke schön. - Zu dieser Petition gibt es keine 
weiteren Wortmeldungen. 

Ich rufe die Eingabe 651 auf. Dazu hat sich für die 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen Herr Kollege 
Wenzel zu Wort gemeldet. 

Stefan Wenzel (GRÜNE): 
Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Die Petenten, ein Umweltverband aus 
Kanada und ein Umweltverband aus Niedersach-
sen, beantragen in der Petition, bei der ich „zur 
Berücksichtigung“ empfehle, dass im Geschäfts-
verkehr des Landtages, der Ministerien und der 
Landesbehörden der Papierverbrauch so weit wie 
möglich zu verringern ist, dass grundsätzlich nur 
Recyclingpapier aus 100 % Altpapier vorzusehen 
ist 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

und dass die Beschaffungsrichtlinien entsprechend 
zu ändern sind. 

(Enno Hagenah [GRÜNE]: Passiert 
das noch nicht?) 

Gleiches soll an den Schulen und an den Universi-
täten erfolgen. Das Land soll anregen, dort eben-
falls auf Recyclingpapier aus 100 % Altpapier um-
zustellen. 

In diesem Zusammenhang soll sich das Land auch 
dafür einsetzen, dass künftig in den Behörden und 
Einrichtungen des Landes keinerlei Papier mehr 
verwendet wird, das mit Zellstoffanteilen aus Ur-
wäldern hergestellt wurde. 

(Zustimmung bei den GRÜNEN - Hel-
ge Limburg [GRÜNE]: Sehr richtig!) 

Deutschland ist einer der größten Papierverbrau-
cher weltweit. Besonders bedenklich ist, dass etwa 
17 % des Papierzellstoffs aus dem Holz von Ur-
wäldern stammen, insbesondere aus Primärwäl-
dern aus Kanada, aber auch Russland, Urwaldres-
ten Skandinaviens und den Tropen. Urwälder sind 
aber ein unersetzliches Naturerbe. Sobald ein 
kommerzieller Holzeinschlag erfolgt, verlieren sie 
ihren Primärwaldcharakter. Mit der Abholzung 
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dieser Wälder werden auch große Mengen Koh-
lendioxid aus Bäumen, Totholz und Waldboden 
freigesetzt. Zudem haben die nachwachsenden 
Sekundärwälder nur eine mindere Qualität. Heute 
stehen uns Alternativen zur Verfügung. Vor allen 
Dingen können wir auch versuchen, beim Papier-
verbrauch so viel wie möglich einzusparen. 

Eigentlich ist es eine Selbstverständlichkeit. Wenn 
man herumfragt und beispielsweise mit Jugendli-
chen und Kindern spricht, hört man, dass es sich 
dabei doch um eine ganz einfache Maßnahme 
handelt. Sie kostet auch gar nichts. Wenn man im 
großen Stil Recyclingpapier aus 100 % Altpapier 
einkauft, muss man nämlich nicht mehr dafür be-
zahlen als für das weiße Papier. 

Deshalb wäre es ein gutes Signal, wenn der Land-
tag hier insgesamt ein Zeichen setzen und diese 
Petition zur Berücksichtigung empfehlen würde. 

(Zustimmung bei den GRÜNEN) 

Das Ministerium hat uns mitgeteilt, dass es natür-
lich auch Recyclingpapier bestellt, aber eben nach 
wie vor auch das weiße Papier mit den Zellstoffan-
teilen aus den Urwäldern dieser Welt. Das halte ich 
für falsch. Deswegen würde ich mich darüber freu-
en, wenn sich die anderen Fraktionen heute Mor-
gen einen Ruck gäben und unserem Antrag zu-
stimmen würden.  

Herzlichen Dank.  

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Astrid Vockert: 

Danke schön, Herr Wenzel. - Zur gleichen Petition 
hat Herr Herzog von der Fraktion DIE LINKE das 
Wort.  

Kurt Herzog (LINKE): 

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Der 
Petent bittet um Verringerung des Papier-
verbrauchs in Landesbehörden und um die grund-
sätzliche Verwendung von Recyclingpapier aus 
100 % Altpapier.  

Ich habe hier die Einladung des niedersächsischen 
Umweltministers auf einem Papier mit dem klang-
vollen Namen „Conservation“.  

In der Produktbeschreibung steht „holzfrei“ - einer 
dieser typischen Rosstäuscherbegriffe, die Ver-
braucher - in diesem Fall den Minister - im wahrs-
ten Sinne des Wortes auf den Holzweg führen.  

(Beifall bei der LINKEN und Zustim-
mung von Stefan Wenzel [GRÜNE]) 

Für holzfreie Papiere werden Holzfrischfasern 
verwendet, die vielfach aus Primärurwäldern oder 
Monokulturplantagen z. B. auf Sumatra stammen - 
mit allen bekannten Problemen. Daneben gibt es 
Recycling- und Umweltpapiere aus 100 % Altpa-
pier.  

Dass die Mehrheit des Umweltausschusses die 
Eingabe kurzerhand vom Tisch wischte, war unan-
gemessen. So geht man nicht mit Petenten um!  

(Beifall bei der LINKEN) 

In der Stellungnahme des Innenministeriums zu 
der Petition wird auf eine Papierausschreibung mit 
zwei Losen verwiesen: erstens holzfrei, zweitens 
Recyclingpapier. - Bei fälschlicherweise „holzfrei“ 
genanntem Papier wird die verwendete Cellulose 
durch Chemie von den Frischholzbestandteilen 
getrennt. Sie sind keine Klimaschutzpapiere. Re-
cycling- und Umweltpapiere sind solchen Sorten in 
der Ökobilanz um das Zwei- bis Zehnfache überle-
gen. Sie sind nicht teurer und können weißer sein 
als manche Weste.  

(Heiterkeit) 

Zudem stellte der Kopiererhersteller Xerox nach 
einem Vergleich fest: Bezüglich Wartung und Le-
bensdauer der Geräte gibt es keine Unterschiede 
zum Frischfaserpapier aus Holz.  

Meine Herren Minister, lassen Sie Ihre Hochglanz-
broschüren in Zukunft auf Umweltpapier drucken 
und Ihren hehren Worten darin für den Klimaschutz 
nachhaltige Taten folgen. Wir empfehlen deshalb 
die Berücksichtigung der Petition. 

Herr Minister Sander, ich darf Ihnen ein Hausauf-
gabenheft aus echtem Klimaschutzpapier überrei-
chen. Hinten finden Sie, pädagogisch aufbereitet, 
das Sparpotenzial für Energie, CO2 und Wasser 
aufgeführt.  

Vielen Dank.  

(Beifall bei der LINKEN) 

Vizepräsidentin Astrid Vockert: 
Danke schön. - Ebenfalls zu dieser Petition hat 
sich Herr Kollege Thiele von der CDU-Fraktion zu 
Wort gemeldet.  

Ulf Thiele (CDU): 
Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Her-
ren! Ganz kurz: Zum einen stelle ich fest, dass die 
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Landesregierung auch beim Papierverbrauch sehr 
sparsam vorgeht und viel elektronisch erledigt. 
Dies ist eine Selbstverständlichkeit.  

Zum anderen möchte ich Sie darauf hinweisen, 
dass wir hier eine Diskussion führen, die in Teilen 
in die 80er- und 90er-Jahre gehört, weil der Pa-
piermarkt inzwischen zu 80 bis 90 % Altpapier-
markt ist. Das heißt, es wird nur ein sehr geringer 
Teil an Holzfaserprodukten hinzugefügt. Dies ist im 
Regelfall aus technischen und sogar aus ökologi-
schen Gründen notwendig.  

Herzlichen Dank.  

(Beifall bei der CDU und bei der FDP - 
Kreszentia Flauger [LINKE]: Warum 
nehmen Sie es dann nicht?) 

Vizepräsidentin Astrid Vockert: 

Danke schön. - Ich rufe die nächste Eingabe auf, 
zu der mir eine Wortmeldung vorliegt, und zwar die 
Eingabe 246. Von der Fraktion DIE LINKE hat Frau 
Kollegin Reichwaldt das Wort.  

Christa Reichwaldt (LINKE): 

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! In 
dieser Eingabe des Fachverbandes Werte und 
Normen geht es um die verpflichtende Einführung 
eines Ethikunterrichts ab Klasse 1.  

(Zustimmung von Dr. Manfred Sohn 
[LINKE])  

Die Petenten berufen sich auf Berlin. Ich meine, 
die Situation in Berlin ist zwar nicht unbedingt mit 
der Situation in Niedersachsen vergleichbar. 
Trotzdem halten wir diesen Vorschlag für sehr 
erwägenswert,  

(Hans-Christian Biallas [CDU]: Wir 
nicht!)  

zumal die Petenten auch noch den integrativen 
Charakter betonen, den dieser Unterricht als Vor-
teil zu dem bis jetzt konfessionsgebundenen Unter-
richt hätte. Dies kann ich nur unterstützen.  

(Hans-Christian Biallas [CDU]: Wir 
aber nicht!)  

Nach Ansicht der Petenten soll Religionsunterricht 
als freiwilliges Angebot an den Schulen durchaus 
weiter zugelassen bleiben. Ich möchte jetzt nicht 
darüber diskutieren, ob Religionsunterricht in die 
Schulen gehört oder nicht. Das ist auch nicht mei-
ne Position. Aber der integrative Charakter scheint 

mir doch sehr stärker gegeben, als wenn wir die 
Kinder im Unterricht nach Konfessionen trennen.  

(Beifall bei der LINKEN) 

Mir will einfach das Argument nicht in den Kopf, 
das ich von allen Seiten höre, dass auch dann der 
Unterricht nicht integrativ sei. Ich denke, das liegt 
an der Qualität. Wie kann es sein, dass es, wenn 
wir Kinder nach Religionen aufteilen, integrativer 
sein soll als ein gemeinsames Fach und eine ge-
meinsame Wertevermittlung?  

Meine Damen und Herren, unsere Gesellschaft hat 
sich verändert. Wir sind ein Einwanderungsland. 
Dieser Tatsache müssen wir Rechnung tragen.  

Vielen Dank.  

(Beifall bei der LINKEN) 

Vizepräsidentin Astrid Vockert: 
Danke schön. - Zur gleichen Petition hat sich Frau 
Kollegin Bertholdes-Sandrock von der CDU-
Fraktion zu Wort gemeldet. Bitte schön!  

Karin Bertholdes-Sandrock (CDU): 

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Wenn 
wir die Petition berücksichtigen würden, hieße 
das - das ist der einzige Punkt, bei dem die Kolle-
gin Reichwaldt recht hatte -, dass Religionsunter-
richt völlig fakultativ würde.  

(Zustimmung von Dr. Manfred Sohn 
[LINKE])  

Das heißt, verpflichtend wäre nur „Werte und Nor-
men“ ab Klasse 1 im Klassenverband, und Religion 
wäre in jedem Fall zusätzlich. Dies bedeutet, der 
Schüler macht es oder macht es nicht.  

(Zustimmung bei der LINKEN) 

Die meisten Schüler werden keine zusätzlichen 
Stunden nehmen. Wir haben sehr wohl zu ent-
scheiden, ob wir Religion nachrangig und benach-
teiligt einstufen wollen. Das wollen wir nicht!  

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Lassen Sie mich Ihnen noch Folgendes sagen: Die 
derzeitige Situation nach dem Schulgesetz ist in 
diesem Punkt hervorragend. Die Schüler bekom-
men zunächst einmal Religionsunterricht, sind aber 
völlig frei bei der Wahl ab Klasse 5 bzw. mit 12 und 
14 Jahren, ob sie nicht lieber Werte- und Normen-
unterricht nehmen. Das, was wir jetzt in der Praxis 
haben, ist also eine echte Wahlfreiheit. Berücksich-
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tigen wir die Petition, wird die echte Wahlfreiheit 
aufgehoben.  

Nun zu dem Argument, das Sie als scheinbar 
stärkstes anführen, nämlich dem Argument des 
integrativen Charakters. Dazu ist zu sagen, dass 
sehr viele Schüler, vor allem deren Eltern, die nicht 
christlicher Religion sind, sondern die moslemische 
und jüdische Religion haben, sehr wohl eine Er-
ziehung in der eigenen Religion wollen und nicht 
so einen Wischi-Waschi-Unterricht, von allem et-
was.  

(Dr. Gabriele Andretta [SPD]: Was?)  

Bitte nehmen Sie das ernst, wenn Sie gerade die 
Zugezogenen ernst nehmen wollen!  

Dazu haben wir in Niedersachsen ein hervorra-
gendes Modell mit Unterricht in der eigenen Religi-
on in unseren Schulen. Wir haben sogar schon 
Modellversuche mit der entsprechenden Leh-
rerausbildung. Ich finde das hervorragend.  

Ich möchte, dass wir in dieser Hinsicht von den 
Andersgläubigen bei uns lernen und uns zur eige-
nen Vergangenheit, zum eigenen christlichen Ur-
sprung bekennen, und das in der nötigen Offenheit 
und Toleranz, wie wir sie üben. Deswegen keine 
Berücksichtigung!  

Danke.  

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Vizepräsidentin Astrid Vockert: 

Herzlichen Dank. - Nun rufe ich die Petition 4448 
auf. Für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hat 
sich Frau Kollegin Polat zu Wort gemeldet. Bitte 
schön!  

Filiz Polat (GRÜNE): 

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Letz-
tes Jahr hat uns eine Petition erreicht, bei der es 
konkret um ein Wohnprojekt für demenzkranke 
Menschen in Garbsen geht. Damals hatte die Peti-
tion sehr viel Unmut in der Bevölkerung in Garbsen 
zur Folge. Es gab Artikel wie „Demenzkranken 
droht die Räumung“ oder „Die Stadt schließt die 
Demenz-WG“.  

Die Hoffnung dieser Menschen und der Petenten 
war, dass das Land Niedersachsen, das Landes-
parlament, aber auch die Landesregierung, im 
Speziellen die Sozialministerin und das Sozialmi-
nisterium, hier vielleicht helfen könnten.  

Wir haben uns im Petitionsausschuss - genauso 
wie bei der Petition zur Sandkruger Schule - sehr 
ausführlich über diese Petition unterhalten. Wir 
haben einen Termin vor Ort gemacht. Aber leider 
muss ich feststellen, dass wir die einzige Fraktion 
sind, die wirklich einen konkreten Lösungsvor-
schlag gehabt hat, mit dem allen Interessen vor Ort 
Genüge getan worden wäre, außer natürlich denen 
der Stadt Garbsen, die die Demenz-WG am liebs-
ten so schnell wie möglich räumen will.  

(Editha Lorberg [CDU]: Das ist gar 
nicht wahr!)  

Ganz konkret zum Fall: Die Demenz-WG in der 
Stadt Garbsen, bestehend aus zehn Plätzen für 
demenzkranke Menschen, liegt in einem Gewer-
begebiet. Das ist das Problem. Dieses Gewerbe-
gebiet, so sagt die Stadt Garbsen, ist für diese 
Demenz-WG nicht geeignet. Wir haben uns das 
vor Ort angeguckt. Es ist ideal für diese Menschen.  

(Editha Lorberg [CDU]: Ist es nicht! 
Das ist nicht so! - Heidemarie Mund-
los [CDU]: Das ist unmenschlich!) 

Die Räumlichkeiten sind ideal. Einzelräume um-
schließen einen offenen Wohn- und einen offenen 
Küchenbereich. Die Räumlichkeiten sind barriere-
frei.  

(Editha Lorberg [CDU]: Das ist nicht 
so!)  

- Frau Lorberg, ich sehe schon: Auch Sie äußern 
Ihren Unmut darüber, dass Sie heute „Sach- und 
Rechtslage“ beschließen.  

(Editha Lorberg [CDU]: Nein! - Karl-
Heinz Klare [CDU]: Aus völlig anderen 
Gründen!) 

Die Nutzungsuntersagung bedeutet nichts anderes 
als eine ungleiche Behandlung dieser Demenz-
WG.  

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Der Anwalt der Petenten hat nachgewiesen, dass 
mindestens 70 Wohnungen in diesem Gewerbe-
gebiet zweckentfremdet genutzt werden.  

(Editha Lorberg [CDU]: Das stimmt 
nicht!)  

Es ist faktisch kein Gewerbegebiet mehr, sondern 
die meisten Gewerbetreibenden nutzen diese 
Wohnungen, die sie dort als Betriebswohnungen 
hatten, privat. Aktuell gibt es gerade die Woh-
nungsanzeige eines dieser Gewerbetreibenden, 
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die dort privat wohnen, der eine Wohnung privat 
vermieten möchte. Wir können nur sagen, dass 
hier Ungleichheit im Rechtssinne besteht. Gleich-
heit im Unrecht, so sagt das Sozialministerium zu 
Recht, ist gesetzlich nicht darstellbar. Man könnte 
aber eine Gleichmäßigkeit der Ermessensbetäti-
gung im System gewährleisten. Das heißt nichts 
anderes als dies: Wenn man die Gewerbetreiben-
den, die dort privat wohnen, duldet, könnte man 
das genauso mit der Demenz-WG tun. Wir als 
Landesparlament hätten die Chance, der Stadt 
Garbsen zu sagen: Dulden Sie diese WG dort. - 
Die Nachbarn haben Unterschriften gesammelt. 
Die Nachbarn haben sich dafür eingesetzt. Die 
Angehörigen und die Demenzkranken selber wa-
ren sehr glücklich, wie wir haben feststellen kön-
nen. Die Niedersächsische Fachstelle für Wohnbe-
ratung hat gesagt, sie sei voll des Lobes für diese 
Demenz-WG. - Für uns gibt es nichts anderes als 
eine Berücksichtigung dieser Petition. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Astrid Vockert: 

Danke schön, Frau Polat. - Zu derselben Petition 
hat Frau Kollegin König von der FDP-Fraktion das 
Wort. 

Gabriela König (FDP): 

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Zu-
erst möchte ich klarstellen, dass wir selbstver-
ständlich alle dafür eintreten, dass es Demenz-
WGs gibt. Darum geht es hier in dieser Petition 
aber überhaupt nicht. Eine Demenz-WG muss 
vernünftig geführt werden, und es muss für sie 
auch ein vernünftiges Umfeld gegeben sein. Ich 
selber kann darüber in aller Ruhe sprechen, denn 
ich habe eine an Demenz erkrankte Mutter, die in 
einer Demenzabteilung in einem Pflegeheim lebt. 
Ich weiß, was diese Menschen brauchen und was 
gefordert werden muss. 

Es geht hier in erster Linie um Demenzerkrankte in 
einem Gewerbegebiet. Es geht gar nicht darum, ob 
es dort Wohnungen gibt. Wohnungen in Gewerbe-
gebieten können von den Eigentümern durchaus 
genutzt werden, wenn diese ihren Gewerbebetrieb 
dort haben. Das ist rechtens. Diese Wohnungen 
können auch an einen Betriebsmitarbeiter unter-
vermietet werden. Das ist ebenfalls möglich. 

(Filiz Polat [GRÜNE]: In der Nieder-
sächsischen Fachstelle für Wohnbera-
tung sitzen Experten!) 

Darum geht es hier aber überhaupt nicht. Es geht 
hier darum, dass auch Demenzerkrankte einen 
Bewegungsdrang haben. Dem ist vernünftig Rech-
nung zu tragen. Ich kann mir nicht vorstellen, dass 
an Demenz Erkrankte in einem Gewerbegebiet auf 
Straßen und Plätzen, wo Autos und Lkws fahren, 
spazieren gehen. 

(Beifall bei der CDU) 

Ich kann mir vorstellen, dass sich der eine oder 
andere aus einem sogenannten Alten- oder Pfle-
geheim oder auch aus einer Demenz-WG einmal 
in einem grünen Umfeld bewegen möchte. Dieses 
Anliegen ist berechtigt. Insofern sollte nicht unbe-
dingt die Tendenz verfolgt werden, diese WG in 
einem Gewerbegebiet aufrechtzuerhalten. 

(Filiz Polat [GRÜNE]: Sie stellen ein 
ganz falsches Bild dar! Das ist nicht 
redlich, Frau Kollegin!) 

Außerdem hat die Stadt Garbsen den betroffenen 
Menschen schon mehrere andere Einrichtungen 
angeboten, in die sie einziehen könnten, wo sie 
ordentliche und vernünftige Gegebenheiten vorfin-
den. Ich denke, wir sollten in erster Linie darüber 
nachdenken, wie wir diesen Menschen eine neue 
und vernünftige WG anbieten können. 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Vizepräsidentin Astrid Vockert: 
Herzlichen Dank. - Weitere Wortmeldungen zu den 
Eingaben liegen mir nicht vor. Ich schließe damit 
die Beratung. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Ich rufe die Petitionen einzeln bzw. bei gleichem 
Sachinhalt im Block auf und lasse zunächst über 
die Änderungsanträge und sodann, falls diese 
abgelehnt werden sollten, über die Ausschuss-
empfehlungen abstimmen. 

Ich rufe die Eingabe 4391 auf. Sie betrifft die Auf-
stockung des Vertrages eines Schulsozialarbeiters 
an der Schule Sandkruger Straße in Oldenburg. 
Hierzu gibt es gleichlautende Änderungsanträge 
der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen, der Fraktion 
der SPD und der Fraktion DIE LINKE. Diese lauten 
auf Berücksichtigung. Wer möchte so beschlie-
ßen? - Gegenstimmen? - Stimmenthaltungen? - 
Ich stelle fest, dass die Änderungsanträge abge-
lehnt wurden. 

Wir kommen zur Abstimmung über die Beschluss-
empfehlung des Ausschusses. Diese lautet auf 
Unterrichtung über die Sach- und Rechtslage. Wer 
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möchte so beschließen? - Gegenprobe! - Stimm-
enthaltungen? - Damit ist der Empfehlung des 
Ausschusses gefolgt worden. 

Ich rufe die Eingabe 595 auf. In dieser Eingabe 
geht es um Studiengebühren für Senioren. Hierzu 
liegen gleichlautende Änderungsanträge der Frak-
tion Bündnis 90/Die Grünen und der Fraktion DIE 
LINKE vor. Diese lauten auf Berücksichtigung. Wer 
will so beschließen? - Gegenstimmen? - Stimm-
enthaltungen? - Ich stelle fest, dass die Ände-
rungsanträge abgelehnt wurden.  

Wir kommen zur Abstimmung über die Beschluss-
empfehlung des Ausschusses. Diese lautet auf 
Unterrichtung über die Sach- und Rechtslage. Wer 
will so abstimmen? - Gegenstimmen? - Stimment-
haltungen? - Damit ist der Beschlussempfehlung 
des Ausschusses gefolgt worden. 

Ich rufe die Eingabe 651 auf. Sie betrifft den wirt-
schaftlichen Einsatz von Recyclingpapier in Lan-
desbehörden. Auch hierzu gibt es gleichlautende 
Änderungsanträge der Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen und der Fraktion DIE LINKE. Diese lauten 
auf Berücksichtigung. Wer will so beschließen? - 
Gegenstimmen? - Stimmenthaltungen? - Ich stelle 
fest, dass die Änderungsanträge abgelehnt wur-
den.  

Wir kommen zur Abstimmung über die Beschluss-
empfehlung des Ausschusses. Diese lautet „Sach- 
und Rechtslage“. Wer will so beschließen? - Ge-
genstimmen? - Stimmenthaltungen? - Ich stelle 
fest, dass der Beschlussempfehlung des Aus-
schusses gefolgt wurde. 

Ich rufe die Eingabe 246 auf. Sie betrifft das Unter-
richtsfach Werte und Normen als Pflichtunterricht. 
Auch hierzu liegen gleichlautende Änderungsan-
träge der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen und der 
Fraktion DIE LINKE vor. Danach soll die Eingabe 
der Landesregierung zur Erwägung überwiesen 
werden. Wer diesen Änderungsanträgen zustim-
men will, den bitte ich jetzt um das Handzeichen. - 
Gegenstimmen? - Stimmenthaltungen? - Ich stelle 
fest, dass die Änderungsanträge abgelehnt wur-
den. 

Wir kommen zur Abstimmung über die Beschluss-
empfehlung des Ausschusses. Diese lautet „Sach- 
und Rechtslage“. Wer möchte so beschließen? - 
Gegenstimmen? - Stimmenthaltungen? - Damit ist 
der Beschlussempfehlung des Ausschusses ge-
folgt worden. 

Ich rufe die Eingabe 4448 auf. Sie betrifft die Zu-
lässigkeit eines Wohnobjektes für demenzkranke 

Menschen in einem festgesetzten Gewerbegebiet. 
Hierzu gibt es einen Änderungsantrag der Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen. Dieser lautet, wie wir eben 
gehört haben, auf Berücksichtigung. Wer möchte 
so beschließen? - Gegenstimmen? - Stimmenthal-
tungen? - Ich stelle fest, dass der Änderungsan-
trag abgelehnt wurde.  

Wir kommen zur Abstimmung über die Beschluss-
empfehlung des Ausschusses. Diese lautet „Sach- 
und Rechtslage“. Wer will so beschließen? - Ge-
genstimmen? - Stimmenthaltungen? - Ich stelle 
fest, dass der Beschlussempfehlung des Aus-
schusses gefolgt wurde. 

Ich rufe die Eingabe 582 auf. Sie betrifft die 
Schließung einer Stadtteilbücherei. Hierzu gibt es 
einen Änderungsantrag der Fraktion DIE LINKE. 
Dieser lautet auf Berücksichtigung. Wer will so 
beschließen? - Gegenstimmen? - Stimmenthaltun-
gen? - Der Änderungsantrag wurde abgelehnt. 

Wir kommen jetzt zur Abstimmung über die Be-
schlussempfehlung des Ausschusses. Diese lautet 
„Sach- und Rechtslage“. Wer möchte dafür stim-
men? - Gegenprobe! - Stimmenthaltungen? - Da-
mit ist der Beschlussempfehlung des Ausschusses 
gefolgt worden.  

Ich rufe die Eingabe 677 auf. Darin geht es um die 
Änderung der Niedersächsischen Verordnung über 
Jagdzeiten. Hierzu liegt ein Änderungsantrag der 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen vor. Dieser lautet 
auf Berücksichtigung. Wer möchte so beschlie-
ßen? - Gegenstimmen? - Stimmenthaltungen? - 
Ich stelle fest, dass der Änderungsantrag abge-
lehnt wurde.  

Wir kommen zur Abstimmung über die Beschluss-
empfehlung des Ausschusses. Sie lautet, die Peti-
tion für erledigt zu erklären. Wer möchte so be-
schließen? - Gegenstimmen? - Stimmenthaltun-
gen? - Ich stelle fest, dass der Beschlussempfeh-
lung des Ausschusses gefolgt wurde. 

Ich rufe die Eingabe 649 auf. Hier geht es um die 
Kopfnoten in Zeugnissen. Hierzu gibt es einen 
Änderungsantrag der SPD-Fraktion. Dieser bein-
haltet, die Eingabe der Landesregierung als Mate-
rial zu überweisen. Wer dem zustimmen möchte, 
der gebe bitte das Handzeichen. - Gegenstimmen? 
- Stimmenthaltungen? - Der Änderungsantrag wur-
de abgelehnt. 

Wir kommen zur Abstimmung über die Beschluss-
empfehlung des Ausschusses. Diese lautet „Sach- 
und Rechtslage“. Wer will so beschließen? - Ge-
genstimmen? - Stimmenthaltungen? - Damit ist der 
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Beschlussempfehlung des Ausschusses gefolgt 
worden. 

Ich rufe die Eingabe 643 auf. Darin geht es um die 
Vollerwerbsfischerei am Steinhuder Meer. Hierzu 
gibt es einen Änderungsantrag der Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen. Er beinhaltet, die Eingabe der 
Landesregierung als Material zu überweisen. Wer 
dem zustimmen möchte, den bitte ich um das 
Handzeichen. - Gegenstimmen? - Stimmenthal-
tungen? - Damit ist der Änderungsantrag abge-
lehnt. 

Wir kommen zur Abstimmung über die Beschluss-
empfehlung des Ausschusses. Sie lautet auf Un-
terrichtung über die Sach- und Rechtslage. Wer 
möchte so beschließen? - Gegenstimmen? - 
Stimmenthaltungen? - Keine. Damit ist der Be-
schlussempfehlung des Ausschusses gefolgt wor-
den. 

Herzlichen Dank dafür, dass Sie mir so engagiert 
beim Abstimmungsmarathon gefolgt sind. 

Ich rufe die Tagungsordnungspunkte 33 bis 35 
vereinbarungsgemäß zusammen auf: 

Erste Beratung: 
Einsetzung eines 21. Parlamentarischen Unter-
suchungsausschusses - Antrag der Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen - Drs. 16/1196  

Erste Beratung: 
Einsetzung eines 21. Parlamentarischen Unter-
suchungsausschusses - Antrag der Fraktion der 
SPD - Drs. 16/1208  

Erste Beratung: 
Einsetzung eines 21. Parlamentarischen Unter-
suchungsausschusses - Antrag der Fraktion DIE 
LINKE - Drs. 16/1214  

Zur Einbringung hat sich von der Fraktion DIE 
LINKE Herr Herzog zu Wort gemeldet. Bitte schön! 

(Beifall bei der LINKEN - Wolfgang 
Jüttner [SPD]: Reihenfolge der Anträ-
ge!) 

- Reihenfolge der Anträge! Das ist völlig korrekt. 
Ich habe mich versehen. Herr Jüttner, Ihr Einwand 
ist berechtigt. Entschuldigung, Herr Herzog! - Für 
die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen, deren Antrag 
ich zuerst aufgerufen habe, spricht Herr Wenzel. 

(Zustimmung von Ralf Briese [GRÜ-
NE] - Heiterkeit) 

Stefan Wenzel (GRÜNE): 

Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Her-
ren! Der Öffentlichkeit hat man die Schachtanlage 
bei Remlingen an der Asse über Jahrzehnte als 
sicheres Forschungs- und Versuchsbergwerk für 
die endgültige Lagerung von Atommüll verkauft. 
Die Arsenfunde, die Pflanzenschutzmittel und die 
Tierkadaver haben offensichtlich das Fass zum 
Überlaufen gebracht. Die Obfrau der FDP-Bun-
destagsfraktion im Ausschuss für Umwelt, Natur-
schutz und Reaktorsicherheit, Frau Angelika 
Brunkhorst, hat noch vor zwei Jahren dazu im 
Bundestag erklärt: 

„Dem Erkundungsbergwerk Asse ist 
es zu verdanken, dass wir heute fun-
dierte Kenntnisse über die Möglichkei-
ten einer sicheren Endlagerung von 
schwach- und mittelradioaktiven Ab-
fällen in Salzstöcken haben.“ 

Meine Damen und Herren, Plutonium ist einer der 
giftigsten Stoffe, den die Menschheit künstlich 
hergestellt hat. Wenige Mikrogramm reichen, um 
mit Sicherheit Krebs auszulösen. In der Asse liegt 
eine Menge, die für 2 Milliarden Menschen tödlich 
sein könnte, wenn sie in die Atemluft gelänge. 
Arsen ist kein radioaktiver Stoff, aber trotzdem 
sehr giftig. 100 mg reichen aus, um einen Men-
schen zu töten. Bis zu 5 Millionen Menschen wä-
ren bedroht, wenn die in der Asse liegende Menge 
ins Grundwasser gelänge. - Das sind nur zwei 
Giftstoffe von vielen. Dabei können wir den offiziel-
len Zahlen in keiner Weise trauen. Die Strahlen-
schutzkommission des Bundes hat festgestellt, 
dass für die Asse konditionierte Fässer falsch de-
klariert waren und deutlich stärker strahlten. 
Greenpeace hat festgestellt, dass die Tritiummen-
gen falsch angegeben waren und die wahren 
Mengen wahrscheinlich bis zu 4,5-fach höher lie-
gen.  

Meine Damen und Herren, das wollen wir aufklä-
ren. Wir wollen wissen, was wirklich in der Asse 
gelagert ist und wer das angeliefert hat. Wir brau-
chen diese Kenntnis, um verantwortliche Entschei-
dungen für die Zukunft treffen zu können. Das ist 
zentral für die Entscheidung zur Langzeitsicherheit 
und für verschiedene Schließungsoptionen für 
dieses Bergwerk. 
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(Beifall bei den GRÜNEN - Filiz Polat 
[GRÜNE]: Aber anscheinend nicht für 
die CDU!)  

Meine Damen und Herren, ein Geologe vom ehe-
maligen Landesamt für Bodenforschung sagte mir 
kürzlich:  

„Wir wussten von Anfang an, dass die 
Asse nicht o. k. war. Bei einer Flutung 
hatten wir große Sorge um das Trink-
wasser von Braunschweig.“ 

Warum wurde trotz dieses Wissens die Asse als 
Atommülllager ausgesucht? Auf welcher wissen-
schaftlichen Grundlage? Wer waren die Gutachter, 
und wer waren die Entscheider?  

Meine Damen und Herren, die Asse war nicht nur 
Forschungsbergwerk und Ablagerungsstätte für 
Krankenhausabfälle, wie es uns einige noch im 
Sommer letzten Jahres weismachen wollten. In 
den Teilerrichtungsgenehmigungen der deutschen 
Atomkraftwerke war die Asse als Entsorgungs-
nachweis aufgeführt und ausdrücklich als Ver-
suchsendlager für Gorleben genannt. 

Vizepräsidentin Astrid Vockert: 
Herr Wenzel, gestatten Sie eine Zwischenfrage der 
Kollegin Helmhold? 

Stefan Wenzel (GRÜNE): 
Nein, ich möchte zu Ende ausführen. 

(Zurufe) 

- Wie bitte?  

(Zuruf: Das ist doch Uschi!)  

- Ich weiß. Aber ich will jetzt erst einmal zu Ende 
ausführen.  

(Heiterkeit - Zurufe von der CDU: Das 
ist ja ein Umgang! - Friendly Fire!) 

Dort könne radioaktiver Müll jahrhundertelang oh-
ne Gefahr des Entweichens gelagert werden, heißt 
es in den Genehmigungen. 

Meine Damen und Herren, der ehemalige Leiter 
des Bergwerks erklärt anlässlich eines Festaktes 
im Jahr 2006, dass die Asse für Gorleben relevant 
war, weil dort „in der gleichen Salzformation, im 
gleichen vorgesehenen Teufenbereich und im 
jungfräulichen Gebirge“ die Versuche durchführt 
wurden. „Hiermit sollte die Übertragbarkeit der auf 
der Asse erzielten Ergebnisse auf den Standort 
Gorleben gewährleistet werden“, hieß es dort. 

Herr Wulff, die Asse war vor allem - - - 

(Wolfgang Jüttner [SPD]: Herr Wulff 
ist nicht da!) 

- Es ist interessant, dass Herr Wulff bei diesem 
Thema nicht anwesend ist, 

(Beifall bei der SPD, bei den GRÜ-
NEN und bei der LINKEN) 

wie er sich auch in den letzten Monaten fast nie zu 
Wort gemeldet hat. Auch 80 % der CDU-Fraktion 
und der FDP-Fraktion halten es offenbar nicht für 
notwendig, hier teilzunehmen. 

(Widerspruch bei der CDU und bei der 
FDP - Jörg Bode [FDP]: Kopfrechnen, 
Herr Wenzel!) 

- Ich habe Sie dabei zusammengerechnet.  

Meine Damen und Herren, die Asse war vor allem 
eine billige Müllkippe der Atomindustrie, und sie 
war der Prototyp von Gorleben. Daran besteht kein 
Zweifel mehr. Wer will, kann das an vielen Stellen 
nachlesen. Darauf war man sogar stolz. 

Meine Damen und Herren, aber man wollte offen-
bar nicht, dass die Öffentlichkeit Genaueres über 
das radioaktive Inventar, über radioaktive Laugen, 
über Wassereinbrüche und den Bruch von Atom-
recht, Strahlenschutzrecht und Strafgesetzbuch 
erfuhr. Auch der Landtag und der Bundestag sind 
falsch und unvollständig informiert worden. Heute 
müssen wir feststellen, dass beide Statusberichte, 
die der niedersächsische Umweltminister Hans-
Heinrich Sander vorgelegt hat, grob unvollständig 
sind, Dinge verzerrt darstellen und offenbar auch 
wissentlich falsch darstellen.  

(Beifall bei den GRÜNEN - Karl-
Heinrich Langspecht [CDU]: Völliger 
Quatsch!) 

- Wir können das im Detail sicher ausführen. Ich 
kann Ihnen gern ein paar Zitate als Beleg vortra-
gen. - Die Landesregierung hat bis in die letzten 
Wochen hinein die verfassungsgemäßen Rechte 
der gewählten Volksvertretung verletzt und nicht 
vollständig und nach bestem Wissen und Gewis-
sen informiert. 

(Beifall bei den GRÜNEN - Jörg Bode 
[FDP]: Das ist  nicht die Wahrheit!) 

Meine Damen und Herren, Bundesumweltminister 
Gabriel spricht in einem Zeitungsartikel von heute 
davon, dass „die Untersuchung der Versäumnisse 
in der Asse zu einem Lehrstück für einen künftigen 
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Umgang mit der Entsorgungsfrage“ werden könne. 
Ich sage Ihnen: Dieser Parlamentarische Untersu-
chungsausschuss wird mehr. Er wird zu einem 
Lehrstück über den unverantwortlichen Umgang 
mit einer Energieform, deren katastrophales Ge-
fahrenpotenzial immer bekannt war, deren Be-
herrschbarkeit niemals gewährleistet war und für 
deren Millionen Jahre dauernde Altlastenbedro-
hung es nie und zu keinem Zeitpunkt auch nur die 
Spur einer technischen Lösung gegeben hat.  

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
SPD) 

Meine Damen und Herren, dieser Untersuchungs-
ausschuss wird zur Götterdämmerung für alle die-
jenigen, die als Propheten des billigen Stroms über 
Land gezogen sind und wissentlich in Kauf ge-
nommen haben und nehmen, dass mit der Anbe-
tung der Atomkraft ein Zeitalter der Verantwor-
tungslosigkeit in der Energiepolitik angebrochen 
ist. Bei allem, was es an Altlasten gab, musste die 
Kosten immer der Staat tragen, und immer wenn 
es um Profite ging, haben sich die Atomkonzerne 
bedient.  

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Von der CDU und von der FDP gibt es bis heute 
kein Zeichen des Nachdenkens. Heute, nach all 
den Schrecken, Unfällen und Erkrankungen, nach 
all den geplatzten Weisheiten und all der Ratlosig-
keit in der Endlagerfrage, haben Sie sich hier noch 
immer nicht neu orientiert.  

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Deshalb wollen wir die schonungslose Aufklärung 
vor allem aus zwei Gründen: Erstens. Ohne Wis-
sen und Kenntnis aller Vorgänge und aller Verant-
wortlichkeiten der Vergangenheit gibt es keine 
Chance auf Umkehr und auf Veränderung für die 
Zukunft. Zweitens. Ohne Wissen und ohne Kennt-
nis aller Einlagerungen und Zusammensetzung der 
giftigen Stoffe gibt es keine Chance auf eine ver-
antwortungsvolle Sanierung und keine Chance für 
mehr Sicherheit der Bevölkerung in der Region 
Braunschweig und darüber hinaus.  

Meine Damen und Herren, wir greifen nun zum 
letzten parlamentarischen Mittel, um einen Vor-
gang aufzuklären, den sich heute kein normaler 
Mensch mehr erklären kann. Ich bin froh, dass der 
Forderung nach einem Parlamentarischen Unter-
suchungsausschuss zur Asse heute hier im Parla-
ment drei Fraktionen zustimmen werden. 

(Beifall bei den GRÜNEN, bei der 
SPD und bei der LINKEN) 

Ich bin mir sicher, dass dieser Ausschuss eine 
erfolgreiche Arbeit leisten wird. 

Herzlichen Dank. 

(Starker Beifall bei den GRÜNEN, bei 
der SPD und bei der LINKEN) 

Vizepräsidentin Astrid Vockert: 

Danke schön, Herr Wenzel. - Der Antrag der SPD-
Fraktion wird durch Herrn Kollegen Jüttner einge-
bracht. Bitte schön! 

Wolfgang Jüttner (SPD): 

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Wir 
reden in den nächsten Minuten über den wahr-
scheinlich größten Umweltskandal Deutschlands in 
den letzten Jahrzehnten, und ich stelle fest, dass 
die Landesregierung zur Hälfte nicht vertreten und 
die CDU-Fraktion weitestgehend abwesend ist. 
Das zeigt Ihr Interesse an diesem Thema! 

(Starker Beifall bei der SPD, bei den 
GRÜNEN und bei der LINKEN) 

Seit Juni ist dieses Thema im Mittelpunkt der lan-
despolitischen Debatte - übrigens nicht, weil wir 
ihm die notwendige Aufmerksamkeit gegeben ha-
ben, sondern weil die Anstöße, die Anregungen 
und das kritische Nachhaken der Aktivisten in der 
Region uns dazu getrieben haben. Deshalb noch 
einmal einen ausdrücklichen Dank an diejenigen, 
die dieses Thema auf die landespolitische Tages-
ordnung gebracht haben.  

(Beifall bei der SPD, bei den GRÜ-
NEN und bei der LINKEN - Zuruf von 
der CDU: Ausgerechnet Herr Jüttner 
sagt das!) 

Wir haben von Anfang an deutlich gemacht - ich in 
der Aktellen Stunde am 1. Juli -, dass bei diesem 
Thema eine uneingeschränkte Aufklärung unab-
dingbar ist und dass, wenn es notwendig ist, sämt-
liche parlamentarischen Instrumente dafür genutzt 
werden. Das war von Anfang an klar. Das ist nicht 
gegeben. Deshalb beantragen wir diesen Untersu-
chungsausschuss. Er ist unabdingbar, damit die 
notwendige Aufklärung zur Asse möglich gemacht 
wird, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der SPD, bei den GRÜ-
NEN und bei der LINKEN) 
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Meine Damen und Herren von der CDU und der 
FDP, ich kann mich an die Situation im Juni/Juli 
erinnern: Da bestand hier Einvernehmen im Hau-
se, was die Empörung über die Qualität des 
Betreibers und die Unzuverlässigkeit der Auf-
sichtsbehörden angeht. Wir haben doch hier er-
lebt, wie Sie darüber empört waren, was dort pas-
siert ist. Deshalb ist von Ihnen verlangt worden 
aufzuklären. Wir haben zusammen verlangt, dass 
Änderungen vorgenommen werden.  

Heute ist auch die Situation zu erläutern, was in-
zwischen geändert worden ist. Drei Dinge sind aus 
meiner Sicht besonders wichtig: Erstens. Das 
Helmholtz-Zentrum war absolut unfähig und unwil-
lig, als Betreiber angemessene Arbeit zu machen, 
meine Damen und Herren. Wir haben gemeinsam 
dafür gesorgt, dass ein Betreiberwechsel stattge-
funden hat, dass jetzt ein Betreiber agiert, der sol-
che Tätigkeiten als Kernkompetenz hat und der - 
das hoffe ich doch - auch die notwendigen Anfor-
derungen hinsichtlich der Transparenz und Kom-
munikationsfähigkeit mitbringt.  

(Beifall bei der SPD, bei den GRÜ-
NEN und bei der LINKEN) 

Zweitens. Wir haben das Rechtsregime verändert, 
meine Damen und Herren. Über Jahrzehnte - das 
schließt meine Regierungstätigkeit ein; ich sage 
das ausdrücklich - ist es den Fachleuten in den 
Behörden gelungen, ihre politischen Leitungen 
davon zu überzeugen, dass diese ganze Veran-
staltung nach dem Bergrecht gemacht wird. Jetzt 
ist endlich zugelassen worden, dass das nicht 
geht. Uns ist gesagt worden: Die Rechtsgrundlage 
für das Atomrecht fehlt aufgrund der Konstruktion 
vor 1978, vor der seinerzeitigen Novellierung des 
Atomrechts. 

Im Übrigen, Herr Sander: Sie haben im Umwelt-
ausschuss noch im Herbst 2007 einen Vermerk 
verteilen lassen, in dem unter Hinweis auf einen 
Verlust von fünf Jahren die Notwendigkeit darge-
stellt worden ist, am Bergrecht festzuhalten. Als es 
plötzlich im letzten Sommer bei dieser Frage heiß 
wurde, waren Sie innerhalb von Stunden bereit, 
diese Veränderung zuzulassen. Im Ergebnis ist 
das in Ordnung. Aber ich glaube, die Antriebskräf-
te waren bei Ihnen anderer Natur: Ihnen wurde das 
zu heiß, die Veranstaltung zu brisant. Es zeigt sich 
ja auch jetzt, wie schnell Sie mit dem Finger auf 
andere zeigen und den Eindruck erwecken, Sie 
hätten mit der Veranstaltung gar nichts mehr zu 
tun, meine Damen und Herren.  

(Beifall bei der SPD, bei den GRÜ-
NEN und bei der LINKEN) 

Die dritte Änderung ist - ich glaube, das ist die 
wichtigste -, dass die geplante Flutung gestoppt 
worden ist, meine Damen und Herren. Bis Mitte 
letzten Jahres - im Bundestag noch im Juni -, Herr 
Sander, ist der Eindruck erweckt worden, dass die 
Standfestigkeit der Asse ab 2014 nicht mehr ge-
geben sei und man deshalb die Zeit nutzen müsse, 
schnell zu fluten, da eine andere Strategie nicht 
mehr möglich sei, meine Damen und Herren. Das 
Fluten, damit das aus dem Auge ist und niemand 
mehr nachgucken kann, was in den Jahrzehnten 
dort hineingekippt worden ist, ist eine gefährliche 
Strategie, die dort gewählt worden ist, meine Da-
men und Herren.  

(Beifall bei der SPD, bei den GRÜ-
NEN und bei der LINKEN) 

Ich sage mit Genugtuung: Diese Änderungen sind 
inzwischen vollzogen, die ersten Schritte. Aber hier 
ist auch im Einvernehmen verabredet worden, 
dass das niedersächsische Umweltministerium 
uneingeschränkt aufklären wird, meine Damen und 
Herren. Und was haben wir erlebt? - Ja, Sie haben 
Statusberichte vorgelegt. Aber schon unser Antrag, 
das mit einer wissenschaftlichen Kommission auf-
arbeiten zu lassen, weil doch klar ist, dass das 
allein im normalen Parlamentsbetrieb nicht leistbar 
ist, ist von der Mehrheit dieses Hauses abgelehnt 
worden. 

Wie sollen wir, wie soll die Öffentlichkeit damit 
umgehen, dass nicht die zuständigen Behörden 
informieren, sondern dass beispielsweise die Tat-
sache, dass dort unten nicht nur nuklearer Müll 
liegt, sondern augenscheinlich auch sonstiger 
Giftmüll, nicht von den Fachbehörden, sondern 
von einem Wochenmagazin vorgestellt werden 
muss? Wie sollen wir damit umgehen, dass uns 
die Tatsache, dass das nukleare Inventar, das in 
der Asse liegt, möglicherweise deutlich höher ist, 
durch ein Gutachten von Greenpeace zur Kenntnis 
gebracht wird, weil die Landesbehörden augen-
scheinlich diese Fragestellung ignorieren? Da sol-
len wir Vertrauen zu dieser Art von proaktiver Poli-
tik haben, meine Damen und Herren? - Dieses 
Vertrauen haben wir nicht! Das können wir auch 
nicht haben!  

(Beifall bei der SPD, bei den GRÜ-
NEN und bei der LINKEN) 

Deshalb sage ich Ihnen auch: Die Verantwortung 
dafür, dass wir diesen Untersuchungsausschuss 
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dringend brauchen, sitzt dort auf der Regierungs-
bank. Herr Sander, Sie haben zu verantworten, 
dass dieser Schritt jetzt notwendig geworden ist, 
weil Sie in Ihrer Öffentlichkeitsarbeit auf Nachfra-
gen sehr wohl haben antworten lassen. 

(Zuruf von Ulf Thiele [CDU]) 

Aber offensive Informationspolitik sieht anders aus, 
meine Damen und Herren. Ich will Ihnen nur ein 
kleines Beispiel nennen, an dem deutlich wird, wie 
die Mentalität der Öffentlichkeitsarbeit Ihres Hau-
ses aussieht. In der Sitzung des Umweltausschus-
ses vor drei Wochen, an der ich selbst teilgenom-
men habe, hat Ihr Staatsekretär auf eine Nachfra-
ge gesagt: Diese Frage haben wir beantwortet, 
danach haben Sie gefragt. Aber nach der anderen 
Sache haben Sie ja nicht gefragt. Was sollen wir 
dann beantworten? - Zu gut Deutsch: Nur auf das, 
wo erkennbar eine Lücke bestand, wozu schon 
Informationen vorlagen, wurden Antworten gege-
ben. Das, was bei Ihnen bekannt war, was aber 
noch nicht hinreichend als möglich vorlag, ist der 
Öffentlichkeit und dem Umweltausschuss vorent-
halten worden, meine Damen und Herren.  

(Stefan Wenzel [GRÜNE]: Genau 
richtig!) 

Das ist defensive Öffentlichkeits- und Informati-
onspolitik.  

(Beifall bei der SPD, bei den GRÜ-
NEN und bei der LINKEN) 

Deshalb brauchen wir diesen Umwelt - - - diesen 
Untersuchungsausschuss. 

(Ulf Thiele [CDU]: Der Versprecher 
war gut!) 

Wir brauchen ihn, damit er dazu beitragen kann, 
das Inventar dort festzustellen. Aber ich gehe da-
von aus, dass das auch in sehr großem Maße eine 
Aufgabe des jetzigen Betreibers ist. 

(Karl-Heinrich Langspecht [CDU]: 
Aha!) 

Aber wir können nachhaken. Da kommen Ver-
schiedene zusammen, die da Arbeiten zu erledi-
gen haben. Das ist schon richtig.  

In der Region besteht vor allem das Interesse, zu 
erfahren, was in der Asse ist. Deshalb ist es einer 
der wichtigsten Aufgaben, auch im Untersu-
chungsausschuss dazu beizutragen, dass dieses 
Inventar bekannt wird. Die Menschen in der Regi-
on haben einen Anspruch darauf, dass öffentlich 
wird, dass sie wissen, was dort liegt, damit eine 

Gefährdungsabschätzung vorgenommen werden 
kann und damit hinterher auch klar ist, welche 
Schließungskonzepte ziehen. Die Menschen in der 
Region haben auch einen Anspruch darauf, zu 
wissen, welche gesundheitlichen Gefährdungen 
davon ausgehen. All das muss in diesem Untersu-
chungsausschuss geleistet werden. Herr Tanke 
wird zu den Details unserer Fragen noch einiges 
ausführen. 

Ich will auf zwei Dinge aufmerksam machen, die 
mit diesem Untersuchungsausschuss ebenfalls 
berührt werden. Einmal stellt sich die Frage: Wer 
waren denn die Profiteure dieser Veranstaltung? - 
Herr Sander hat im Juni 2008 im Bundestag er-
klärt, dort liege Nuklearmaterial aus der Medizin 
und aus Forschungsvorhaben. Meine Damen und 
Herren, dort liegt der gesamte atomare Müll 
Deutschlands von 1967 bis 1978! Als das Lager 
geschlossen wurde, gab es einen Entsorgungsnot-
stand. Das kann man alles in den Unterlagen 
nachlesen. Deshalb haben sich diejenigen, die dort 
elf Jahre lang Nutznießer waren, gefälligst auch an 
den Folgekosten zu beteiligen. 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, zweitens ist uns auch 
wichtig festzustellen, dass CDU und FDP seit 
knapp einem Jahr sagen: Ja, die Asse ist ein Prob-
lem, aber das hat weder mit Laufzeiten von Atom-
kraftwerken noch mit allgemeinen Endlagerfragen 
zu tun, schon gar nicht mit Gorleben. Asse ist nicht 
Gorleben, und deshalb versuchen Sie doch erst 
gar nicht, diesen Zusammenhang zu konstruieren. 

Meine Damen und Herren, die CDU-Landtagsfrak-
tion hat in einer Großen Anfrage vom 26. Septem-
ber 1979 zehn Detailfragen zum Thema Asse ge-
stellt. Die zehnte Frage lautete: 

„Welche Zusammenhänge bestehen 
zwischen der Asse II und der geplan-
ten Endlagerung in Gorleben?“ 

Der zuständige Minister, Herr Schnipkoweit, ant-
wortete unter dem Datum 13. Dezember 1979: 

„Die Schachtanlage Asse dient der 
Versuchsendlagerung radioaktiver Ab-
fälle im Salzgestein. Damit erfüllt die 
Asse eine wichtige Aufgabe im Zu-
sammenhang mit der Planung und 
der Errichtung von Endlagerstätten im 
Salz und somit auch im Hinblick auf 
das Endlagerprojekt Gorleben. Be-
sondere Bedeutung haben die Wei-
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terentwicklung und Erprobung unter-
tägiger Lade- und Transporttechniken 
und Verfüllungs- und Versiegelungs-
maßnahmen sowie die weitere Unter-
suchung der Wirkungen radioaktiver 
Abfälle auf das Salz.“ 

„Beifall bei der CDU“ wurde daraufhin im Protokoll 
verzeichnet. 

Was sagt uns das? - Es gibt einen engen Zusam-
menhang zwischen der Asse und der Art und Wei-
se, wie dort gearbeitet und begutachtet wurde, und 
der Zukunft von Gorleben. Wir werden daran arbei-
ten, dass dieser Zusammenhang, den Sie seiner-
zeit selber mit Beifall bedacht haben, nicht aufge-
löst wird. Es geht hier um eine Technologie, die 
nicht beherrschbar ist, wo das Kind, wie der Fall 
Asse zeigt, bereits in den Brunnen gefallen ist. Die 
Technikgemeinde hat sich anschließend von 1978 
bis 2008 bemüht, das zu vertuschen, zu verschlei-
ern und zu verharmlosen. Das ist die politische 
Frage dabei. Deshalb geht es natürlich um Aufklä-
rung, um den Blick zurück. 

(Karl-Heinrich Langspecht [CDU]: 
Was haben Sie denn seit 1998 ge-
macht?) 

Aber natürlich stellt sich auch die Frage nach den 
Konsequenzen für die Zukunft der Nutzung der 
Atomenergie und der Endlagerung. Niedersachsen 
ist beim Thema Atomenergie und Lagerung von 
Atommüll immer mitten im Geschehen. Deshalb 
muss der Landtag die Auswirkungen auf die zu-
künftige Energiepolitik ebenfalls mit im Fokus ha-
ben. 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN und Zustimmung von Victor 
Perli [LINKE]) 

Eine Schlussbemerkung zu der Emotionalität im 
Plenum und auch in Untersuchungsausschüssen: 
Der Landrat und die Verantwortlichen in der Regi-
on haben mich - Sie wahrscheinlich auch - drin-
gend gebeten, dem Thema die notwendige Sach-
lichkeit zu belassen, das Ganze nicht zum Kla-
mauk verkommen zu lassen und auch dazu beizu-
tragen, dass die notwendige Arbeit an der Inventa-
risierung und an den Schließungskonzepten durch 
die Arbeit des Parlamentarischen Untersuchungs-
ausschusses möglichst nicht behindert wird. 

(Ulf Thiele [CDU]: Der macht sich zu 
Recht Sorgen!) 

All das sollten wir im Auge haben, wenn wir in den 
nächsten Wochen diese Arbeit intensiv, sachlich 
und hoffentlich erfolgsorientiert abschließen. 

Herzlichen Dank. 

(Starker Beifall bei der SPD und Bei-
fall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Astrid Vockert: 
Danke schön. - Der Antrag der Fraktion DIE LINKE 
wird eingebracht durch den Kollegen Herzog. Bitte 
schön, Sie haben das Wort. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Kurt Herzog (LINKE): 
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Es ist 
schon erstaunlich, dass genau in dem Moment, in 
dem der Tagesordnungspunkt aufgerufen wird, vier 
Fünftel der CDU-Fraktion den Raum verlassen. 

(Beifall bei der LINKEN und bei den 
GRÜNEN) 

Wahrscheinlich wollten die Kolleginnen und Kolle-
gen damit zeigen: Wir verstehen von diesem The-
ma eigentlich sowieso nichts. - Herr Althusmann 
hat sich bemüht, einige wieder hereinzuholen. 
Vielleicht schaffen Sie es, dass alle hereinkom-
men; denn das Thema ist wichtig, man kann etwas 
lernen. 

(Beifall bei der LINKEN und Zustim-
mung bei den GRÜNEN) 

Nun ist es also so weit: Wir bekommen einen Par-
lamentarischen Untersuchungsausschuss zum 
Thema „Atommülllager Asse“. Obwohl wir uns 
schon länger mit diesem Thema beschäftigen, ist 
vieles unklar geblieben. Aber eines hat wohl jeder 
begriffen: Das, was über 40 Jahre in der Asse 
gemacht wurde, offenbart ein Höchstmaß an In-
kompetenz und Fahrlässigkeit, was Entschei-
dungsgrundlagen und Verantwortlichkeiten, auch 
gerade politische, angeht - fachlich völlig ungenü-
gend, von der Auswahl des Salzstocks über die Art 
des Betriebs bis hin zum Umgang mit der Gesund-
heit der Beschäftigten. Das Problem der Sanierung 
dieser Altlast ist noch lange nicht gelöst, und die 
Folgen, auch die finanziellen Folgen, sind noch gar 
nicht absehbar. 

Wahrscheinlich ist aber für jede oder jeden in die-
sem Plenum ganz klar: Aus Fehlern muss man 
lernen. Wenn allerdings im Zusammenhang mit der 
Atomenergie die Verantwortlichen trotz einer Viel-
zahl von qualifizierten und warnenden Stimmen 
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nach den Prinzipien „Trial and error“ und „Learning 
by doing“ gehandelt haben, war das nicht nur grob 
fahrlässig, sondern kriminell. 

(Beifall bei der LINKEN und bei den 
GRÜNEN) 

Der Umweltausschuss des Landtages hat sich ein 
Jahr schwerpunktmäßig mit dem Asse-Desaster 
beschäftigt. Seine Mitglieder haben versucht, Licht 
in den Nebel der Fakten und das Dickicht der Ver-
strickungen der Beteiligten zu bringen. Ich habe 
selten so viel Widersprüchliches, so viele Verharm-
losungen und nicht zuletzt so viele Widerstände 
von den Beteiligten erlebt wie in diesem Fall. Alle, 
die punktuell befragt wurden - Betreiber, Aufsichts-
behörden, Ministeriumsvertreter aller Ebenen, 
Gutachter und Strahlenschützer -, überboten sich 
darin. Wenn es nach vielen, auch in diesem Gre-
mium, im Landtag, ginge, würden wir immer noch 
davon ausgehen, dass sich dort im Wesentlichen 
Handschuhe befinden und eben nicht Kernbrenn-
stoffe. 

(Beifall bei der LINKEN und Zustim-
mung von Miriam Staudte [GRÜNE]) 

Zutage kam die Spitze eines Eisbergs, aber an 
vielen Punkten blieb der Ausschuss mangels Zeit 
und fehlender Möglichkeiten, wie z. B. Vereidigun-
gen, auch schlichtweg stecken. Damit konnten wir 
uns nicht zufriedengeben. Folgerichtig stellte des-
halb die Linke - ebenso wie die Grünen - schon vor 
einem Jahr einen Antrag auf Einsetzung eines 
Untersuchungsausschusses. Aber es bedurfte 
dann noch etlicher weiterer skandalöser Vorgänge, 
um die SPD zum Umdenken zu bewegen. Aber gut 
so! Von Helmut Schmidt bis zur Ablehnung der 
Atomenergie und bis zur Ablehnung von Gorleben 
ist es eben auch ein weiter Weg. 

(Beifall bei der LINKEN und Zustim-
mung bei den GRÜNEN) 

Im Kern haben die vorliegenden Anträge durchaus 
große Schnittmengen, und ich bin sicher, dass 
man daraus einen fundierten Arbeitsauftrag erstel-
len kann. Die Betonung liegt auf „kann“. Dabei ist 
natürlich nicht die Zahl der Fragen entscheidend, 
sondern ihre Treffsicherheit und ihr Tiefgang sind 
entscheidend. Zu viele Fragen können durchaus 
wieder neue Bodennebel erzeugen, Herr Jüttner. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Was das eingelagerte Inventar betrifft, meine Da-
men und Herren, weisen z. B. die hohen Tritium-
werte darauf hin, dass womöglich noch ganz ande-
re Stoffe in den Fässern schlummern als bisher 
bekannt. 

Wir haben die systematischen Unzulänglichkeiten 
von Etikettierung, Begleitpapieren und Eingangs-
prüfung anhand von Beispielen mehrfach hervor-
gehoben. Selbst der TÜV räumte eine Quote von 
10 % Falschdeklarierungen ein. Die Kenntnisse 
über das Inventar sind lückenhaft und mit Zweifeln 
behaftet. Hier muss erheblich nachgearbeitet wer-
den. Das werden wir im Untersuchungsausschuss 
tun. 

(Beifall bei der LINKEN und Zustim-
mung bei den GRÜNEN) 

Ich bin sehr froh, dass es jetzt nicht mehr nur um 
die radioaktive Fracht geht, sondern dass die in-
tensive Betrachtung des chemischen und toxi-
schen Materials mit in den Fokus rückt, wie ich es 
seit Langem gefordert habe. Sehr beeindruckt - 
allerdings in negativer Hinsicht - war ich, als kürz-
lich der Sachverständige des TÜV im Umweltaus-
schuss bezüglich der toxischen Stoffe und des 
Arsen ausführte, dass er dies vor einem Jahr gar 
nicht gesehen habe und es ihm nicht aufgefallen 
sei. Er habe aber auch nicht danach gesucht. - 
Man findet eben nur, was man finden will. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Herr Jüttner, eines möchte ich noch sagen: Wir 
Linke haben in Presseerklärungen und auch hier in 
Reden schon im letzten Jahr darauf hingewiesen, 
dass dort Arsen und andere Stoffe in großer Quan-
tität vorhanden sind.  

Ein weiterer bisher blinder Fleck sind die For-
schungsarbeiten in der Asse. Darauf deuten natür-
lich auch die eingelagerten Tierkadaver hin. Wir 
werden uns dem genau widmen müssen, um he-
rauszubekommen, was geforscht wurde und dass 
es eben die Forschung für Gorleben war. Fundierte 
Aussagen über das Verhalten des Systems Atom-
mülllager sind nur möglich, wenn man die Inhalts-
stoffe und damit das Reaktionsverhalten des ge-
samten Chemiecocktails abschätzen kann.  

Meine Damen und Herren, dass das mediale Inte-
resse über ein Jahr lang bis heute so groß war und 
auch noch ist, begrüße ich sehr. Ich lobe das an 
dieser Stelle ausdrücklich, auch wenn ich mit der 
Gewichtung der inhaltlichen Arbeit der Fraktionen 
nicht immer ganz zufrieden war. Die Sensibilität 
der Medien erstreckt sich dabei speziell auf die 
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Verantwortlichkeiten, insbesondere auch die politi-
schen. Deshalb ist keine Fraktion gut beraten, 
wenn sie diesen Bereich unterbelichten will.  

(Beifall bei der LINKEN) 

Damit kommt jetzt niemand mehr durch. Die Ent-
scheidungsverantwortlichkeiten oblagen der Politik 
und niemand anderem.  

Der erste Statusbericht offenbarte neben den gan-
zen Unglaublichkeiten im Umgang mit radioaktiven 
Stoffen und Kontaminationen aber auch die Fahr-
lässigkeit, mit der Gesundheitsgefährdungen für 
das Werkspersonal und womöglich auch für die 
Bevölkerung in Kauf genommen wurden. Der auf-
geführte Maßnahmenkatalog ist eine einzige An-
klage gegen den Betreiber Helmholtz. In der letz-
ten Sitzung des Umweltausschusses wurde dabei 
deutlich, dass auch der neue Betreiber BfS ge-
raume Zeit braucht, um mehr Grund in den Sumpf 
zu bringen. „Glück auf“ reicht da nicht aus.  

In allen vorliegenden Anträgen werden dazu auch 
intensiv Fragen gestellt. Wir wollen den Auftrag 
ausdrücklich aber auch auf den Atommülltransport 
zur Asse erstrecken. Ich sage das, weil wir als 
Linke-Fraktion auf der Grundlage von Aussagen 
eines Braunschweiger Rangiermeisters auf schwe-
re Schutzversäumnisse mit möglicherweise erheb-
lichen gesundheitlichen Folgen aufmerksam ge-
macht haben.  

Meine Damen und Herren, Bundesumweltminister 
Sigmar Gabriel führte am 1. Mai aus, dass das 
Aktenmaterial, das Helmholtz dem Bundesamt für 
Strahlenschutz überlassen hat, nicht das Niveau 
hat, das wir in Deutschland kennen und für not-
wendig erachten. Ähnlich äußerten sich schon im 
Jahr 2007 BfS, LBEG und NMU. Da drängt sich die 
Frage auf: Warum hat niemand von denen vorher 
gehandelt?  

Auch die regionale Asse-Begleitgruppe ist an die 
Fraktionen herangetreten. Wir werden ihre Fragen 
selbstverständlich aufnehmen. Ich denke, die Er-
kenntnisse des Untersuchungsausschusses wer-
den die Ergebnisse der Arbeitsgruppe Optionen-
vergleich unterstützen.  

(Beifall bei der LINKEN) 

Ich möchte aber auch noch darauf hinweisen, dass 
es im Land Niedersachsen für die Arbeit von Un-
tersuchungsausschüssen bisher nicht, wie dies auf 
Bundesebene und in anderen Bundesländern der 
Fall ist, die erforderlichen Rahmenbedingungen 
gibt, weder strukturell noch finanziell. Wo das fehlt, 

wird demokratische Kontrollarbeit natürlich er-
schwert. In Zukunft gilt es, dies zu beseitigen.  

(Beifall bei der LINKEN) 

Im Übrigen kann ich die Frage der CDU-Fraktion 
durchaus nachvollziehen, warum Bundesumwelt-
minister Gabriel nicht auf Bundesebene einen Un-
tersuchungsausschuss befürwortet. Von der Zu-
ständigkeit her hätte dies nahegelegen. Ich finde 
es aber geradezu entzückend, dass das Koaliti-
onsumwelttandem Dürr/Bäumer offensichtlich Ap-
petit auf einen Untersuchungsausschuss bekommt, 
sogar mit erheblichem Speichelfluss, wenn es 
darum geht, den Ministern des politischen Gegners 
am Zeug zu flicken.  

(Beifall bei der LINKEN) 

Das ist beinahe menschlich. Aber Vorsicht, meine 
Herren Atomromantiker! Sind Sie so sicher, dass 
ausgerechnet in Ihrem CDU/FDP-Keller keine Lei-
chen vorhanden sind? - Die fallen dann mögli-
cherweise denjenigen Ministern auf die Füße, die 
von Ihrer Seite her in dem ganzen Murks mitge-
rührt haben.  

(Beifall bei der LINKEN - Hans-
Werner Schwarz [FDP]: Sie sind da 
fein raus! - Weitere Zurufe) 

- Warum schreien Sie denn so? Weil die Wahrheit 
so weh tut, oder warum?  

(Hans-Werner Schwarz [FDP]: Weil 
Sie es sonst nicht hören!)  

„Die Asse - ein Dreckloch voller Risse“ titelte vor-
gestern die Neue Presse aus Hannover, den Nagel 
wirklich auf den Kopf treffend. Zu heilen ist das 
nicht.  

(Glocke der Präsidentin)  

- Ich bin sofort fertig. - Schadensbegrenzung viel-
leicht. Aber wir brauchen vollen Durchblick, vorbe-
haltlos und schonungslos. Wir brauchen das Ende 
von Gorleben und der ganzen unbeherrschbaren 
Atomtechnik. Packen wir es an! Fangen wir an zu 
bohren! Glück auf!  

(Beifall bei der LINKEN und Zustim-
mung von Stefan Wenzel [GRÜNE]) 

Vizepräsidentin Astrid Vockert: 

Für die CDU-Fraktion hat sich Herr Langspecht zu 
Wort gemeldet. Bitte schön!  
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Karl-Heinrich Langspecht (CDU): 
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Das, 
was wir hier gehört haben - vor allem auch von 
Herrn Jüttner -, ist schon ziemlich abenteuerlich. 
Dass Sie, Herr Jüttner, sich hier jetzt als Oberauf-
klärer darstellen, ist schon ein starkes Stück.  

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Bei aller Aufgeregtheit sollten wir uns darüber im 
Klaren sein, worum es hier überhaupt geht. In der 
Asse schlummern jetzt 125 000 Fässer schwach 
radioaktiver Abfälle und ca. 1 300 Fässer mittel 
radioaktiver Abfälle. Diese Fässer wurden in der 
Zeit von 1967 bis 1978 eingelagert, das letzte Fass 
also vor 31 Jahren. Das ehemalige Salzbergwerk 
ist heute ganz zweifellos zu einer Altlast mit ganz 
massiven Problemen geworden. Das können wir 
auch nur mit Erschütterung zur Kenntnis nehmen: 
korrodierende Fässer, mangelhafte Standsicher-
heit und Laugenzuflüsse, die zum Teil mit Cäsi-
um 137 kontaminiert sind.  

Um es von vornherein klarzustellen: Für das De-
saster der Asse sind viele verantwortlich. Politik, 
Betreiber, Behörden, aber auch Forschung und 
Wissenschaft haben hier versagt. Wir hätten heute 
mit größter Wahrscheinlichkeit ein Vielfaches an 
Fässern mehr in der Asse, wenn nicht der ehema-
lige Ministerpräsident Dr. Albrecht aufgrund seiner 
Sicherheitsbedenken im Jahr 1978 die Notbremse 
gezogen hätte - und zwar entgegen den Absichten 
der damaligen Bundesregierung - und auf einem 
ordnungsgemäßen atomaren Planfeststellungsver-
fahren und auf der jederzeitigen Rückholbarkeit 
aller Fässer bestanden hätte, meine Damen und 
Herren.  

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Seit gut einem Jahr haben wir in einer Vielzahl von 
Sitzungen des Umweltausschusses die zweifellos 
beunruhigenden Vorkommnisse in der Asse the-
matisiert: Laugenkontaminationen, Grenzwertüber-
schreitungen beim Cäsium, Abpumpen der konta-
minierten Salzlauge auf die 950-m-Sohle ohne 
strahlenschutzrechtliche Genehmigung und auch 
die Kommunikationsdefizite zwischen dem Lan-
desbergamt und dem Umweltministerium. Hier 
hat - auch das sage wir in aller Deutlichkeit - das 
Umweltministerium - ich denke, das kann man 
wirklich so feststellen - vorbildlich gearbeitet und 
die einzelnen Sachverhalte unter Zugrundelegung 
der Aktenlage nach bestem Wissen und Gewissen 
aufgeklärt. Auch das gehört zur Wahrheit.  

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Herr Wenzel, was Sie hier aufführen, lässt 
schlichtweg nur den Schluss zu, dass Sie bei der 
Ausübung Ihrer Tätigkeit als Ausschussvorsitzen-
der manchmal Wahrnehmungsstörungen haben. 
Das sage ich einmal in aller Offenheit.  

(Beifall bei der CDU und bei der FDP - 
Miriam Staudte [GRÜNE]: Das ist eine 
Frechheit!) 

Was die Aufklärung durch das Umweltministerium 
betrifft, danken wir noch einmal insbesondere 
Herrn Staatssekretär Dr. Birkner ganz herzlich, der 
sich auch persönlich stark engagiert und uns um-
fassend informiert hat.  

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Ferner sind wir der Überzeugung, dass auch alle 
weiteren Fragen, die mit der Asse zusammenhän-
gen - z. B. die Fragen zum Inventar und zur Stand-
sicherheit, aber auch zur Arbeitssicherheit der 
Bediensteten -, durchaus auch weiterhin im Um-
weltausschuss aufgeklärt werden könnten. Dies ist 
bis vor Kurzem auch die Auffassung der SPD ge-
wesen. Herr Jüttner hatte ja selbst erklärt, dass es 
aufgrund der intensiven Arbeit des Umweltaus-
schusses keinen Bedarf für einen Untersuchungs-
ausschuss gebe. Wörtlich wird er in der Osnabrü-
cker Zeitung vom 10. September 2008 zitiert:  

„Mit einer politischen Schlamm-
schlacht und gegenseitigen Schuld-
zuweisungen über die nächsten Mo-
nate hinweg würden wir wertvolle Zeit 
verlieren und den Menschen in der 
betroffenen Region nicht weiterhel-
fen.“ 

Herr Jüttner weiter: Die Konzentration müsse nun 
der Lösung der drängenden Probleme in der Asse 
gelten. - Herr Jüttner, dies war eine klare Ansage. 
Vor allem war es durchaus anzuerkennen - auch 
das sagen wir ganz deutlich -, dass Sie gleichzeitig 
auch eigene Versäumnisse zu Ihrer Zeit als Um-
weltminister von 1998 bis 2003 eingeräumt haben. 
Ihr Eingeständnis, Sie hätten nicht dafür gesorgt, 
dass die Asse nach Atomrecht statt nach Berg-
recht behandelt wurde, ist allemal bemerkenswert. 

Man fragt sich jetzt natürlich, warum die SPD zu 
dieser Kehrtwendung gekommen ist und nunmehr, 
wie man hört, nach quälerischen Diskussionen 

(Wolfgang Jüttner [SPD]: Es ging so!) 

doch noch einen Untersuchungsausschuss will. 
Angeblich neue Funde, nämlich Tierkadaver, ar-
senhaltige Pflanzenschutzmittel und Abfälle der 
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Bundeswehr, so war zu lesen, hätten jetzt diesen 
Sinneswandel bewirkt. Dabei kommt es natürlich 
überhaupt nicht mehr darauf an, dass diese Funde 
längst in einem Abschlussbericht der GSF aufge-
führt worden waren und dieser Abschlussbericht 
dem BMU bereits im Frühjahr 2007, also vor zwei 
Jahren, zugestellt wurde. Dieser Abschlussbericht 
ist im Übrigen auch ins Internet eingestellt worden. 

(Vizepräsident Hans-Werner Schwarz 
übernimmt den Vorsitz) 

Es kommt bei der SPD und bei den Grünen auch 
nicht mehr darauf an, dass das Verbringen der 
Tierkadaver - es handelt sich um radioaktiv konta-
minierte Versuchstiere - bereits in einem Bericht 
der Hannoverschen Allgemeinen Zeitung vom 
5. April 1967, also von vor 42 Jahren, öffentlich 
gemacht worden war. Auch das ist ein alter Hut. 
Vor allem ist das Verbringen dieser Tierkadaver 
sowie der Abfälle der Bundeswehr nach den da-
maligen Vorschriften völlig legal entsorgt worden. 

(Ursula Helmhold [GRÜNE]: Legal ist 
nicht legitim! Das müssten Sie wis-
sen!) 

Als ehemaliger Minister, Herr Jüttner, wissen Sie 
natürlich um diesen Sachverhalt. Entsprechend 
antworteten Sie auch auf eine Frage eines Journa-
listen, was man jetzt an Erkenntnissen von einem 
Untersuchungsausschuss zur Asse erwarten kön-
ne. Dazu sagte Herr Jüttner wörtlich: „Das müssen 
Sie Herrn Gabriel fragen.“ 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU 
und bei der FDP) 

Dem haben wir nichts mehr hinzuzufügen. Aller-
dings dürfte hier der eigentliche Grund zu sehen 
sein, warum die SPD jetzt den Untersuchungsaus-
schuss will. Gabriel erklärte am 18. April 2009 in 
der Hannoverschen Allgemeinen Zeitung, dass 
wöchentlich etwas Neues aus der Asse hochkocht. 
Wir kennen natürlich Herrn Gabriel und wissen, 
wie er gelegentlich auch mit der Wahrheit umgeht. 

(Zurufe von der SPD) 

All das, was angeblich neu hochkocht, liegt seit, 
wie gesagt, zwei Jahren in seinem Ministerium, 
aufgelistet in dem Abschlussbericht, vor. Hier ein-
zelnes Inventar herauszugreifen und als etwas 
Neues zu verkaufen, ist schon ziemlich dreist, 
meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Dass es Herrn Gabriel eben nicht um die Sache 
geht, sondern darum, Hysterie zu erzeugen, Ängs-
te zu schüren und die Menschen bewusst und 
gezielt zu verunsichern, das haben wir im Zusam-
menhang mit dem Verbringen von Lauge zur Ver-
füllung gerade der Bergwerke in Niedersachsen im 
Ausschuss leider feststellen müssten. Mit seiner 
unglaublichen Behauptung, es werde radioaktiv 
verseuchtes Wasser in die Bergwerke gepumpt, 
hat er ganz bewusst den Eindruck erwecken wol-
len, dass hier Grenzwerte überschritten seien und 
etwas Rechtswidriges passiere. Natürlich war das 
eine bewusste Falschmeldung, weil es Herrn Gab-
riel, aber auch Herrn Wenzel, der allen Ernstes 
behauptet, in der Asse würden auch hochradioak-
tive Abfälle eingelagert, nicht darum geht, Sach-
aufklärung zu betreiben und eine sachliche Debat-
te über die Vorgänge in der Asse zu führen. Ihnen 
geht es ganz allein darum, die Menschen aufzu-
hetzen und hier im Land eine Katastrophenstim-
mung zu verbreiten. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP - 
Stefan Wenzel [GRÜNE]: Also bitte, 
so ein Quatsch!) 

- Ja, es ist so. - Herr Gabriel ist nichts weiter als 
eine Paniklokomotive. Er hat den innerparteilichen 
Machtkampf gegen Herrn Jüttner gewonnen. 

(Ursula Helmhold [GRÜNE]: Das darf 
doch nicht wahr sein!) 

Er bestimmt ganz offensichtlich, was in der SPD-
Landtagsfraktion abzulaufen hat. 

(David McAllister [CDU]: Wir sind für 
Duin!) 

Dass Herr Gabriel - die Asse liegt ja auch in sei-
nem Wahlkreis - so von Berlin in Ihre Landtags-
fraktion hineinregiert, Herr Jüttner, ist schon be-
merkenswert und spricht von einem ziemlich arm-
seligen Selbstbewusstsein Ihrer Fraktion. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Vizepräsident Hans-Werner Schwarz: 

Herr Langspecht, gestatten Sie eine - - - 

(Unruhe) 

- Lassen Sie doch jetzt bitte das Präsidium zu Wort 
kommen. - Herr Meyer möchte eine Zwischenfrage 
stellen. Ich frage: Lassen Sie sie zu? 
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Karl-Heinrich Langspecht (CDU): 
Ich möchte das jetzt zu Ende führen. - Von uns 
aus, liebe Kolleginnen und Kollegen, ist das alles 
okay. Man stelle sich ja nur vor, Herr Jüttner wäre 
hier standhaft geblieben; das hätte ihm möglicher-
weise den Fraktionsvorsitz gekostet, und das hät-
ten wir natürlich überhaupt nicht gut gefunden. 
Wenn Sie jetzt Probleme mit Ihren Braunschweiger 
Genossen haben, Herr Jüttner, dann drücken wir 
Ihnen die Daumen. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP - 
Zurufe von der SPD) 

Vizepräsident Hans-Werner Schwarz: 
Herr Langspecht, Frau Flauger möchte eine Zwi-
schenfrage stellen. 

Karl-Heinrich Langspecht (CDU): 
Ich möchte das jetzt zu Ende führen; ich habe 
ohnehin nur noch drei Minuten.  

Seit dem 1. Januar hat das Bundesamt für Strah-
lenschutz die Asse übernommen. 

(Anhaltende Unruhe) 

Vizepräsident Hans-Werner Schwarz: 
Herr Langspecht, jetzt unterbreche ich Sie erneut. - 
Es macht keinen Sinn, die Reden zu führen, wenn 
eine solche Unruhe besteht. - Jetzt geht es besser. 

(Dr. Gabriele Andretta [SPD]: Solche 
Reden machen keinen Sinn!) 

Karl-Heinrich Langspecht (CDU): 
Seit dem 1. Januar hat das Bundesamt für Strah-
lenschutz die Asse übernommen. Der Bund ist 
Eigentümer der Asse, und er betreibt jetzt auch 
selber die Schachtanlage. Herr Gabriel ist damit 
selbst zuständig. Wenn also überhaupt ein Unter-
suchungsausschuss eingerichtet werden sollte, 
dann wäre sicherlich der Deutsche Bundestag der 
richtige Ort dafür. Aber eines ist klar: Wir werden 
Herrn Gabriel in diesem Ausschuss ebenso zur 
Verantwortung ziehen, wie wir die rot-grüne Ver-
antwortung von 1990 bis 1994 unter Frau Griefahn 
und deren Umgang mit Gutachten zur Sprache 
bringen werden. 

(Stefan Wenzel [GRÜNE]: Was ist mit 
Frau Schavan?) 

Meine Damen und Herren, das Bild rundet sich ab. 
Das entscheidende Motiv besteht für Herrn Gabriel 
darin, viereinhalb Monate vor der Bundestagswahl 

mit einem Untersuchungsausschuss noch Punkte 
zu machen. Der Fahrplan steht. Wir werden jetzt 
das Übliche erleben: Wahlkampfklamauk. 

(Stefan Wenzel [GRÜNE]: Da sind wir 
doch jetzt schon! - Zurufe von der 
SPD) 

Natürlich wird jeder Zeuge wieder Sensationen 
enthüllen. Der Kampf um Schlagzeilen wird ein 
einziges Theater auf Kosten der Steuerzahler. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Meine Damen und Herren, wir brauchen keinen 
Streit über 30 Jahre Aktenvermerke, sondern ein 
Zukunftskonzept für die Menschen und die Asse. 

(Zuruf von der SPD: Ihr habt das doch 
auch nicht!) 

Aber es ist auch völlig klar: Wir akzeptieren selbst-
verständlich das gute Recht der Opposition, einen 
Untersuchungsausschuss zu beantragen, und 
werden in diesem Ausschuss auch konstruktiv 
mitarbeiten. Wir haben ein vorbehaltloses Interes-
se an allen Vorgängen in der Asse, die noch auf-
zuklären sind. 

(Helge Limburg [GRÜNE]: Sie?) 

Es ist aber auch klar: Mit einem Untersuchungs-
ausschuss werden wir einer Lösung der Probleme 
in der Asse keinen Schritt näherkommen. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Wir sehen nur, dass wir die Menschen, vor allem 
die örtliche Bevölkerung, die Erwartungen an die 
Zukunft hat, wieder enttäuschen werden. Die Men-
schen haben sehr wohl erkannt, dass im Umwelt-
ausschuss Unregelmäßigkeiten und zu beanstan-
dende Vorgänge in der Asse aufgedeckt und auf-
gearbeitet werden. Die Bürger und Anwohner wol-
len aber keinen Parteienstreit mehr. Sie wollen 
nicht, dass wir uns rückwärtsgewandt mit der His-
torie des Bergwerks befassen, sondern sie wollen, 
dass wir hier keine Zeit mehr verlieren und zügig 
ein verlässliches Schließungskonzept erarbeiten. 
Die Menschen wollen, dass auch künftige Genera-
tionen in der Region rund um die Asse sicher le-
ben können. 

Was Ihre Anträge betrifft, werden wir uns jetzt ge-
meinsam auf einen Untersuchungsauftrag verstän-
digen. Es gibt hier schon eine gewisse Schnitt-
menge; das will ich nicht weiter ausführen. Aber 
eines ist klar: Dass, wie Sie es verlangen, Gorle-
ben einbezogen wird oder die Frage des Ausstiegs 
debattiert wird, 
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(Dr. Gabriele Andretta [SPD]: Das 
passt Ihnen nicht!) 

das wird natürlich mit uns nicht gemacht werden 
können, weil kein enger Zusammenhang mit der 
Asse mehr besteht. Das ist ganz einfach. 

(Stefan Wenzel [GRÜNE]: So ein 
Quatsch, Herr Langspecht!) 

Als Fazit kann ich nur feststellen: Der Untersu-
chungsausschuss wird kommen. SPD und Grüne 
wollen den Untersuchungsausschuss für ihre 
Wahlkampfzwecke missbrauchen. Die Menschen 
werden enttäuscht sein, weil wir uns mit der Ver-
gangenheit und nicht mit der Zukunft der Asse 
beschäftigen. Hier halte ich es mit Albert Einstein, 
der gesagt hat: 

„Mehr als die Vergangenheit interes-
siert mich die Zukunft; denn in ihr ge-
denke ich zu leben.“ 

Vielen Dank. 

(Starker Beifall bei der CDU und bei 
der FDP) 

Vizepräsident Hans-Werner Schwarz: 
Der nächste Redner wäre Herr Dürr. Zuvor hat sich 
aber Herr Herzog zu einer Kurzintervention gemel-
det. 

Ich appelliere noch einmal an Ihre Disziplin. Es 
wäre schön, wenn wir die Reden wenigstens hier 
oben verstehen könnten. Es ist unten manchmal 
sehr laut. - Herr Herzog, Sie haben anderthalb 
Minuten. 

Kurt Herzog (LINKE): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Herr 
Langspecht, ich hätte nun wirklich erwartet, dass 
Sie an dieser Stelle nach einem Jahr anfangen, 
über sachliche Inhalte zu reden, anstatt Ablenkung 
pur betreiben. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Als etwas anderes kann ich das nicht interpretie-
ren, was Sie hier machen. Das ist eine populisti-
sche Schelte derjenigen, die intensiv untersuchen 
wollen und die seit einem Jahr - das müssen Sie 
zugeben - im Umweltausschuss intensiv gearbeitet 
haben. Wenn Sie hier jetzt Worte wie „Wahlkampf-
klamauk“ oder „ein einziges Theater auf Kosten 
der Steuerzahler“ benutzen, dann sage ich Ihnen: 
Das ist schlichtweg eine Unverschämtheit. 

(Beifall bei der LINKEN und Zustim-
mung bei der SPD) 

Was bisher gemacht worden ist, sollte auch Ihnen 
vermittelt haben, wie wichtig diese Aufklärung z. B. 
über das Inventar ist. Ich erinnere daran, dass Herr 
Dürr seinerzeit gesagt hat, es seien nur Hand-
schuhe darin, und dass sogar das Bundeswirt-
schaftsministerium noch gesagt hat, in den Fäs-
sern seien Handschuhe und eben keine Kern-
brennstoffe. Das wissen Sie doch inzwischen bes-
ser. Andere wissen das seit Jahrzehnten besser. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Sie haben gesagt, wir werden der Aufklärung kei-
nen einzigen Schritt näherkommen. Ich will Ihnen 
eines sagen: Sie stellen den Vorsitzenden, Herrn 
Nacke. Ich hoffe, dass der sich bemühen wird, der 
Aufklärung mächtige Schritte näherzukommen. 

(Ulf Thiele [CDU]: Da brauchen Sie 
sich keine Sorgen zu machen!) 

Wenn Sie sagen, die Bürgerinnen und Bürger vor 
Ort wollen keinen Parteienstreit, dann will ich Ihnen 
eines sagen. 

(Glocke des Präsidenten) 

Vizepräsident Hans-Werner Schwarz: 
Ihre Zeit ist abgelaufen, Herr Herzog. 

Kurt Herzog (LINKE): 
Letzter Satz. - Wenn wir nicht mit diesen Anträgen 
ins Parlament gegangen und die Sache so forciert 
hätten, hätten wir längst das Schließungskonzept, 
so wie Sie es gewollt hätten: die Flutung! 

(Beifall bei der LINKEN, bei der SPD 
und bei den GRÜNEN - Björn Förster-
ling [FDP]: Das ist nicht wahr!) 

Vizepräsident Hans-Werner Schwarz: 
Nächster Redner ist Herr Dürr. Bitte schön! 

Christian Dürr (FDP): 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Kolleginnen 
und Kollegen! Die Schachtanlage Asse II ist eine 
radioaktive Altlast. Da gibt es überhaupt nichts zu 
beschönigen. Die elf Jahre der Einlagerung von 
1967 bis 1978 waren ein Fehler. Der von Minister-
präsident Albrecht angeordnete Einlagerungsstopp 
vor über 30 Jahren war die wahrscheinlich beste 
Entscheidung in der Geschichte dieses Bergwerks. 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 
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Dennoch ist es die Aufgabe unserer Generation, 
diese Altlast sicher zu schließen.  

Egal wie wir hier in diesem Hause zu den Dingen 
stehen, meine sehr verehrten Kollegen, es gibt 
dazu überhaupt keine Alternative. Die Sicherheit 
der Menschen und der Umwelt muss im Mittel-
punkt unserer Entscheidung hier im Hause stehen. 
Sie wissen, dass wir einen rückwärts gewandten 
Untersuchungsausschuss - und nichts anderes 
kann ein solcher Ausschuss leisten - nicht für das 
geeignete Mittel halten, um diesen Ansprüchen 
gerecht zu werden. 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU - 
Dr. Manfred Sohn [LINKE]: Was sagt 
denn Herr Nacke dazu?) 

Vizepräsident Hans-Werner Schwarz: 
Herr Dürr, gestatten Sie eine Zwischenfrage von 
Frau Flauger? 

Christian Dürr (FDP): 
Nein, danke. - Aber wir werden diesen Weg mitge-
hen. Wenn eine qualifizierte Minderheit dieses 
Hauses einen Parlamentarischen Untersuchungs-
ausschuss wünscht, wird es darin eine konstruktive 
Mitarbeit der Regierungsfraktionen geben.  

(Filiz Polat [GRÜNE]: Das sagt ihr je-
des Mal!) 

Die Motive insbesondere der SPD-Landtagsfrak-
tion, auf einmal einen solchen Ausschuss einrich-
ten zu wollen, sind allerdings interessant. Betroffen 
sind eigentlich zwei Bundesministerien, das Bun-
desforschungsministerium und das Bundesum-
weltministerium. Sie waren oder sind Betreiber der 
Schachtanlage Asse II. Es ist schon interessant, 
warum Bundesumweltminister Sigmar Gabriel 
einen Untersuchungsausschuss im Land fordert, 
einen solchen aber auf Bundesebene so vehement 
ablehnt. Seine Behörde, das Bundesamt für Strah-
lenschutz, verfügt über umfangreiche Informatio-
nen. Wenn Herr Gabriel aufklären wollte, könnte er 
es selbst in die Hand nehmen. Mittlerweile wissen 
wir, dass das Bundesamt über mehr Informationen 
verfügt, als der Öffentlichkeit bekannt sind. 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

In der vergangenen Woche sind Dinge bekannt 
geworden, die uns alle haben aufschrecken las-
sen. Seit Ende letzten Jahres gibt es eine Liste mit 
200 Störfällen in der Asse, die offensichtlich in den 
Akten verschwinden sollte, um sie zu gegebener 
Zeit öffentlichkeitswirksam zu vermarkten. Das 

Bundesamt für Strahlenschutz ist seit Anfang die-
ses Jahres Betreiber der Schachtanlage Asse II 
und gleichzeitig im Rahmen der Eigenüberwa-
chung für die Atomaufsicht zuständig. Kleinlaut 
musste das Bundesamt zugeben, dass ihm die 
Liste von Anfang an bekannt war, meine Damen 
und Herren.  

(Jörg Bode [FDP]: Hört, hört! - Karl-
Heinrich Langspecht [CDU]: So ist 
es!) 

Nach den Einlassungen des Bundesumweltminis-
ters in den vergangenen Wochen müssen wir jetzt 
davon ausgehen, dass er diese Liste bewusst zu-
rückgehalten hat. 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Herr Gabriel wollte steuern, wann die Dinge an die 
Öffentlichkeit kommen. Er wollte und will weiterhin 
der Regiemeister dieser Inszenierung sein.  

Das Wort „Unverantwortlichkeit“, Herr Kollege Jütt-
ner, ist in diesem Zusammenhang beinahe schon 
Schönfärberei. Aber wir werden Herrn Gabriel 
einen Strich durch seine Rechnung machen.  

Bei Herrn Gabriel ist es ja immer das gleiche Prin-
zip, ob bei der Konzentration des Tritiums, von der 
das Bundesumweltministerium ebenfalls im Vorfeld 
wusste, oder beim Thema Verbringung von Lau-
gen in das Bergwerk Mariaglück. Ich will das noch 
einmal in Erinnerung rufen: Gabriel hat im Sommer 
2008 wörtlich von radioaktiv verseuchtem Wasser 
gesprochen, das zur Verfüllung der Grube Maria-
glück eingelassen wird. Später musste er nicht nur 
zugeben, dass die Grenzwerte unterschritten wa-
ren, sondern er hat die Laugentransporte nach 
Mariaglück selbst wieder angeordnet, meine sehr 
verehrten Damen und Herren. 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Der Bundesumweltminister täuscht die Öffentlich-
keit, er trickst an allen Ecken und Enden. Er hält 
die Dinge zurück, um sich selber bis zum 
27. September zu inszenieren. Er spielt mit uns 
allen ein Spiel, das nur einer Sache dient, seinem 
eigenen Bundestagswahlkampf hier in Nieder-
sachsen! 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Das kann man, Herr Jüttner, eigentlich nicht einmal 
mehr „Skandal“ nennen. Das ist tatsächlich ein 
Missbrauch der Parlamente auf Landes- und Bun-
desebene! Das ist ein Missbrauch der betroffenen 
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Menschen! Das ist eine Art der Skrupellosigkeit, 
wie sie mir noch nie untergekommen ist! 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Sein jüngstes Opfer ist die SPD-Fraktion im Nie-
dersächsischen Landtag. 

(Gudrun Pieper [CDU]: Vorneweg 
Herr Jüttner!) 

Meine sehr verehrten Kolleginnen und Kollegen 
der SPD, ich appelliere an Ihre Verantwortung für 
unser Land: Wir dürfen uns nicht vor den Karren 
von Sigmar Gabriel spannen lassen! Die Men-
schen in der Region Wolfenbüttel und in ganz Nie-
dersachsen haben Besseres verdient! 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Wenn man heute, im Mai 2009, einmal liest, was 
vor nicht allzu langer Zeit genau an dieser Stelle 
gesagt wurde, ist das schon interessant. 

(Stefan Wenzel [GRÜNE]: So eine er-
bärmliche Verteidigungsstrategie, 
Herr Dürr, tut schon weh!) 

Ich will zitieren: 

„Würden wir einen Untersuchungs-
ausschuss einrichten, würden wir 
sämtliche Strukturen zerstören. Mit 
einem Untersuchungsausschuss, der 
ja erst eingerichtet werden müsste, 
würden wir die Strukturen auf Kreis- 
und auf Landesebene zerstören.“  

Und weiter: 

„Eine Lösung, wie sie sich jetzt auf 
Bundesebene zwischen dem For-
schungsministerium, dem Nieder-
sächsischen Umweltministerium und 
dem Bundesumweltministerium erge-
ben hat, wäre bei einem Untersu-
chungsausschuss in ganz weiter Fer-
ne. Genau das wollen wir nicht.“ 

Markus Bosse am 17. September 2008 an dieser 
Stelle. 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Aber es gibt ja noch andere Fundstellen, z. B. fol-
gende: 

„Das, was die Grünen in ihrem Antrag 
auf Einsetzung eines Untersuchungs-
ausschusses gefordert haben, ist wei-
testgehend aufgeklärt.“ 

Weiter: 

„Es gibt im Übrigen Fragestellungen, 
die ein PUA in Niedersachsen gar 
nicht aufklären könnte, weil sie hier 
überhaupt nicht ressortieren. Ich stelle 
fest: Das Thema ist aus guten Grün-
den sozusagen weitergewandert. Die 
Zuständigkeit für das Ganze liegt jetzt 
beim Bund. Welchen Stellenwert hat 
dann eine monatelange Beschäfti-
gung mit den Details? - Die Ergebnis-
se, die herauskommen könnten, sind 
klar.  

Und weiter: 

„Die Frage, die sich uns gestellt hat, 
ist die Frage des Verhältnisses von 
Aufwand und Ertrag. Ich sehe mich 
heute imstande, eine politische Be-
wertung vorzunehmen. Wenn Herr 
Wenzel das nicht kann, weiß ich nicht, 
warum. Das ist die Konsequenz, die 
ich daraus ziehe.“ 

Es geht weiter: 

„Herr Wenzel, ich soll Ihnen das von 
den Mitgliedern meiner Fraktion aus-
drücklich sagen, die auch überlegt 
haben, ob ein PUA sinnvoll sein kann: 
Die Mitglieder meiner Fraktion möch-
ten von Ihnen öffentlich nicht weiter in 
dieser Weise vereinnahmt werden. - 
Das sage ich, damit das klar ist. 

(Beifall bei der SPD und Zustimmung 
von Björn Försterling [FDP])“ 

Das war Wolfgang Jüttner am 17. September 2008 
in diesem Hause. 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Herr Kollege Jüttner, der Grund für diesen Parla-
mentarischen Untersuchungsausschuss ist doch 
nicht ein plötzlicher Meinungswechsel des Frakti-
onsvorsitzenden der SPD hier im Landtag. Herr 
Jüttner, ich will es deutlich sagen, weil es auch 
nach der heutigen dpa-Meldung über den Streit in 
der SPD Niedersachsen nicht anders gesagt wer-
den kann: 

(Stefan Wenzel [GRÜNE]: Jetzt 
kommt der Wahlkampfteil der Rede 
oder geht es jetzt zur Sache?) 
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Es ist Ihre politische Schwäche in Ihrer Fraktion 
und in Ihrer Landespartei! 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Uns ist ja bewusst, welcher innerparteiliche Druck 
dort aufgebaut worden ist.  

(Kreszentia Flauger [LINKE]: Und jetzt 
zur Sache!) 

Der Herr aus Berlin hat sich mit einigen Genossen 
aus Niedersachsen gegen sie verbündet. Wir alle 
konnten ja nachlesen, was Sie in Wahrheit über 
einen Parlamentarischen Untersuchungsaus-
schuss hier in Niedersachsen denken. Ich zitiere 
dpa: 

„Auf Journalistenfragen, ob Gabriel 
hinter seinem Meinungsumschwung 
stecke, antwortete Jüttner einsilbig mit 
Nein. Unwirsch reagierte er auf die 
Frage, was ein Untersuchungsaus-
schuss zur Asse bringen könne. ‚Das 
müssen Sie Herrn Gabriel fragen, der 
ja als Bundesumweltminister die exe-
kutive Kompetenz hat, die Inventari-
sierung vorzunehmen. Vor dem Hin-
tergrund müssen Sie ihn fragen, was 
seine Erwartungen sind.’“ 

Wolfgang Jüttner zu dpa! - Herr Jüttner, es ist trau-
rig, aber wahr: Ihre Schutztruppen sitzen mittler-
weile auf der rechten Seite dieses Hauses, und die 
Heckenschützen sitzen genau hinter Ihnen. 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU - 
David McAllister [CDU]: Wolfgang, 
komm zu uns! - Dr. Bernd Althusmann 
[CDU]: Wir holen Sie da raus!) 

Ich will es deutlich sagen: Wir werden in diesem 
Untersuchungsausschuss mit aller Kraft mitarbei-
ten. 

(Heiner Bartling [SPD]: Das deuten 
Sie ja gerade an, wie Sie da mitarbei-
ten wollen!) 

Das niedersächsische Umweltministerium hat in 
den letzten Monaten in seinen beiden Statusbe-
richten die Dinge abgearbeitet und aufgelistet. So 
werden wir den Weg der Aufklärung weitergehen, 
um hoffentlich zeitnah die notwendigen Informatio-
nen für ein Schließungskonzept zu bekommen.  

(Dr. Manfred Sohn [LINKE] meldet 
sich zu einer Zwischenfrage) 

Vizepräsident Hans-Werner Schwarz: 
Herr Dürr, gestatten Sie eine Zwischenfrage? 

Christian Dürr (FDP): 
Nein, keine Zwischenfragen. Danke.  

Wir nehmen den Ball auf. Wir werden den Unter-
suchungsausschuss dazu nutzen, möglichst viel - 
so wie es der Landrat in Wolfenbüttel möchte - 
über das Inventar der Asse zu erfahren. Wir wer-
den die Akten aus Berlin, die uns bisher fehlen, 
anfordern und durcharbeiten.  

Aber wir werden auch genau untersuchen, was in 
den letzten Monaten bis zu den Einlassungen zum 
PUA von Herrn Gabriel passiert ist. Wir wollen 
wissen, ob der Bundesumweltminister an Wolfgang 
Jüttner und der Öffentlichkeit vorbei einzelnen 
SPD-Parlamentariern Informationen zugesteckt 
hat, so wie es im Nachhinein die Protokolle des 
Umweltausschusses vermuten lassen, meine Da-
men und Herren.  

(Kreszentia Flauger [LINKE]: So was 
Unsachliches!) 

Die Nagelprobe für die Opposition wird mit dem 
Tag der Bundestagswahl kommen. Wenn das Inte-
resse an einem PUA nach dem 27. September 
schlagartig abnimmt, dann haben wir Sie entlarvt. 
Und wenn die Grünen, Herr Kollege Wenzel - das 
noch zum Schluss -, kolportieren, dass die Bun-
deskanzlerin gehört werden soll, dann wird Ihr Ziel 
ganz deutlich. Denn zwischen der Zeit, in der An-
gela Merkel Bundesumweltministerin war, und der 
Zeit der Einlagerungsvorgänge von 1967 bis 1978 
lag mindestens die Zeit des Eisernen Vorhangs.  

Sie möchten hier möglichst viel Klamauk veranstal-
ten. Von einem echten Aufklärungswillen auf der 
linken Seite des Hauses kann überhaupt keine 
Rede sein. 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU - 
Widerspruch bei der SPD, bei den 
GRÜNEN und bei der LINKEN - Ste-
fan Wenzel [GRÜNE]: So viel Un-
kenntnis hätte ich Ihnen gar nicht zu-
getraut!) 

Ich will mit aller Klarheit sagen: Diesen Klamauk 
wird es in einem Untersuchungsausschuss mit uns 
nicht geben. Einen Parlamentarischen Untersu-
chungsausschuss für Wahlkampfzwecke zu miss-
brauchen, so wie Sie es in den letzten Tagen und 
Wochen getan haben, das werden wir in diesem 
Hause nicht durchgehen lassen.  
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(Lebhafter Beifall bei der FDP und bei 
der CDU - Kreszentia Flauger [LIN-
KE]: Sie sollten sich was schämen! - 
Filiz Polat [GRÜNE]: Sie haben nicht 
ein Wort zur Asse gesagt, Herr Dürr! - 
Ursula Helmhold [GRÜNE]: Das war 
eine dürre Rede!) 

Vizepräsident Hans-Werner Schwarz: 
Mir liegen zum Redebeitrag von Herrn Dürr drei 
Kurzinterventionen vor. Zuerst erhält Herr Wenzel 
von der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen das Wort. 
Sie haben anderthalb Minuten.  

Stefan Wenzel (GRÜNE): 
Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Wenn man Fehler macht, dann ist das ein 
Problem, Herr Dürr. Aber wenn man aus Fehlern 
nicht lernt, dann ist das mindestens ein Zeichen 
von Schwäche. Wenn man seine Fehler aber kor-
rigiert, dann ist das allemal ein Zeichen von Stärke. 
Das sage ich Ihnen an dieser Stelle. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
LINKEN) 

Dazu, wie Sie hier agieren, Herr Dürr - mit Schaum 
vorm Mund, nicht mehr in der Lage, ein sachliches 
Argument vorzutragen, sich in der Sache nicht 
mehr einlassend, sich auf Nebenwege begebend -, 
kann ich nur sagen: Ich bin gespannt auf die Arbeit 
im Untersuchungsausschuss.  

Ich möchte an dieser Stelle nur noch einmal kurz 
darauf hinweisen, dass beispielsweise der Bundes-
tag in der Vergangenheit nach Strich und Faden 
belogen wurde. Dort hat Herr Töpfer, der ehemali-
ge Umweltbundesminister, behauptet, es hätte in 
der gesamten Zeit der Einlagerung auf der 
Schachtanlage keinen einzigen Störfall gegeben. 
Wir haben von dem zuständigen Referatsleiter 
dann am 27. April dieses Jahres erfahren, dass es 
einen zweiten Stör- oder Unfall gegeben hätte. 
Das war im Umweltausschuss am 27. April. 

(Glocke des Präsidenten) 

Acht Tage später müssen wir feststellen, dass dem 
Staatssekretär Ihres Hauses eine Liste mit 200 
Stör- und Unfällen vorliegt 

(Ursula Helmhold [GRÜNE]: Ho, ho, 
ho!) 

und diese Liste schon am 15. Dezember 2008 bei 
Ihrem Umweltminister vorlag, als er noch die volle 

Verantwortung für die Atom- und Bergaufsicht 
hatte.  

(Beifall bei den GRÜNEN sowie Zu-
stimmung bei der SPD und bei der 
LINKEN - Jörg Bode [FDP]: Das 
stimmt nicht! Das ist gelogen!) 

Vizepräsident Hans-Werner Schwarz: 
Herr Wenzel, Ihre Redezeit ist abgelaufen.  

Stefan Wenzel (GRÜNE): 
Ich komme zum Schluss.  

Vizepräsident Hans-Werner Schwarz: 
Nein, Ihre Redezeit ist abgelaufen. Sie haben sie 
schon mächtig überschritten. 

Die nächste Kurzintervention hat Herr Tanke von 
der SPD-Fraktion beantragt. 

Detlef Tanke (SPD): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Herr 
Dürr, Sie haben über die Motive der SPD-Fraktion 
spekuliert. Ich möchte noch einmal sagen, was 
schon Wolfgang Jüttner gesagt hat, nämlich dass 
es vor allem die Nichtaufklärung - gerade in der 
jüngsten Vergangenheit - durch das NMU war, die 
uns dazu bewogen hat, über strengere Aussage-
vorschriften mehr Klarheit in die Sache zu bringen.  

Der zweite Punkt, Herr Dürr, der Ihnen nicht ent-
gangen sein dürfte, ist, dass das katastrophale 
Desinformationsverhalten Ihres Ministers zu einem 
Meinungsumschwung in der Region geführt hat. 
Sie ist nämlich heute aufgrund dieser Ereignisse 
dafür, einen PUA einzurichten. Deswegen bean-
tragen wir ihn.  

So viel zu den Motiven der SPD-Fraktion, Herr 
Dürr. 

(Beifall bei der SPD) 

Herr Wenzel hat es bereits gesagt, aber ich will 
das noch bestärken: Wer wie Sie mit Schaum vor 
dem Mund vor Klamauk warnt und ihn selbst ver-
anstaltet, der hat den Anspruch verloren, hier 
sachgerecht mitzuarbeiten, Herr Dürr.  

(Beifall bei der SPD, bei den GRÜ-
NEN und bei der LINKEN) 

Ich will nur einen Beleg dafür nennen, wie unan-
gemessen Ihr Verhalten ist: Herr Gabriel hat seit 
viereinhalb Monaten die Verantwortung. Ihr Um-
weltminister hat sie 60 Monate lang gehabt. Herr 
Wenzel hat mir leider die Anmerkung zum 
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15. Dezember vorweggenommen. Ich will aber 
darauf verweisen, dass das hier richtig dargestellt 
worden ist. Wenn Sie in diesen fünf Jahren Ihren 
Umweltminister einmal so angegangen wären, wie 
es nötig gewesen wäre, um die entsprechenden 
Informationen zu erhalten, dann wären wir heute 
ein Stück weiter. Aber da haben Sie völlig versagt, 
Herr Dürr. 

(Starker Beifall bei der SPD, bei den 
GRÜNEN und bei der LINKEN) 

Vizepräsident Hans-Werner Schwarz: 
Herr Herzog hat das Wort zu der dritten Kurzinter-
vention. Bitte schön! 

(Ulf Thiele [CDU]: Das scheint Sie ja 
getroffen zu haben! - Gegenruf von 
Enno Hagenah [GRÜNE]: Wir neh-
men das Thema eben ernst, Herr 
Thiele!) 

Kurt Herzog (LINKE): 
Herr Dürr, Sie führten aus, die Entscheidung von 
Ernst Albrecht 1979 war die beste Entscheidung, 
die für die Asse je getroffen wurde. Ich will Sie auf 
Folgendes hinweisen: Nachdem die Jahre davor 
ein eindeutiger Blindflug in Sachen Atomenergie 
und speziell Lagerung von Atommüll waren, wurde 
das Atomgesetz geändert. Er hatte also gar keine 
andere Möglichkeit, als das genau so zu machen. 

(Wolfgang Jüttner [SPD]: Das war die 
Rechtsgrundlage!) 

Ich empfehle Ihnen, einmal den Schriftwechsel 
zwischen Ministerin Breuel und Forschungsminis-
ter Hauff - der lag ja auch Ihnen vor - von 1979 zu 
lesen. Die beiden waren schlicht ratlos, was sie 
machen sollten. Sie wussten weder ein noch aus. 
Das wird aus diesen Texten deutlich. 

(Karl-Heinrich Langspecht [CDU]: 
Deswegen ist ja auch die Notbremse 
gezogen worden!) 

Genau das Gleiche werden wir erfahren, wenn wir 
demnächst die Kabinettsprotokolle über die Ent-
scheidung Gorleben lesen werden. 

Herr Dürr, Sie sagen, Sie wollen mit aller Kraft 
mitarbeiten. Ich vermute, das wird sich so ähnlich 
gestalten wie in Ihrer Rede eben. Darin war zu den 
Inhalten kein Wort zu hören - aber auch nicht ein 
Wort.  

(Beifall bei der LINKEN, bei der SPD 
und bei den GRÜNEN) 

Sie haben 90 % Ihrer Redezeit darauf verwendet, 
den politischen Gegner anzugreifen, anstatt einmal 
zu sagen: Jawohl, wir müssen im Sinne der Bürge-
rinnen und Bürger - die werden von Ihnen ja immer 
wieder beschworen -, die in der Asse-Region le-
ben, vernünftig arbeiten. - Wenn Sie mit der Kraft, 
die Sie auf Ihre Rede verwendet haben, im Unter-
suchungsausschuss arbeiten, erwarte ich nicht 
viel. Aber ich erwarte von Ihnen, dass Sie hier 
einmal darstellen, wie Sie mit dem zukünftigen 
Untersuchungsausschussvorsitzenden, Herrn Na-
cke, dort arbeiten wollen. Was wollen Sie denn 
tatsächlich wissen? 

(Glocke des Präsidenten) 

Das sollten Sie uns sagen, anstatt hier von He-
ckenschützen usw. zu sprechen. Geben Sie end-
lich Ihre mentale Zentralverriegelung auf! Die Bür-
ger, die in der Nähe der Asse leben, erwarten, 
dass die beste Möglichkeit für eine Schließung 
herausgearbeitet wird, und keinen Pfusch am Bau. 

(Lebhafter Beifall bei der LINKEN, bei 
der SPD und bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Hans-Werner Schwarz: 

Herr Dürr möchte erwidern. Sie haben anderthalb 
Minuten, Herr Dürr. 

Christian Dürr (FDP): 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Kolleginnen 
und Kollegen! Ich glaube, ich habe vorhin deutlich 
gemacht, dass insbesondere der Brief des Landra-
tes von Wolfenbüttel sachlich und inhaltlich hervor-
ragend formuliert ist. Man könnte ihn sozusagen 
fast als Einsetzungsbeschluss verwenden. Er un-
terscheidet sich mit Blick auf den Inhalt völlig von 
den Einsetzungsbeschlüssen, die bisher von SPD 
und Grünen vorgelegt worden sind. Die Linken 
muss ich an dieser Stelle fairerweise ausnehmen; 
denn Ihr Einsetzungsbeschluss ist vergleichsweise 
mehr auf die Inhalte ausgerichtet. Das ist der Weg, 
den wir im Untersuchungsausschuss gehen soll-
ten. Das ist überhaupt keine Frage.  

Herr Kollege Wenzel, Sie haben hier gesagt, der 
Deutsche Bundestag sei belogen worden. Dann 
müssten Sie aber eigentlich an den Herrn, der 
direkt neben Ihnen sitzt, und an die SPD-Fraktion 
die Frage stellen, warum die SPD keinen Untersu-
chungsausschuss im Deutschen Bundestag will, 
wenn dieses Haus doch belogen wurde. Das muss 
man doch fairerweise dazusagen. 
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(Christian Meyer [GRÜNE]: Weil die 
FDP den verweigert! - Stefan Wenzel 
[GRÜNE]: Stimmt die FDP dem denn 
zu?) 

Herr Kollege Tanke, über die Motive kann man 
wunderbar spekulieren.  

(Detlef Tanke [SPD]: Das muss man 
nicht! Man muss einfach nur hören!) 

Das ist gar keine Frage, selbstverständlich. Aber 
wenn es sogar in den Zeitungen steht, dann hat 
das mit Spekulation nichts mehr zu tun, dann ist es 
einfach öffentlich, und dann wird man das an die-
ser Stelle wohl noch sagen dürfen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, weil Sie 
hier mit dem Finger auf andere zeigen - Sie sagen, 
Herr Sander sei zuständig gewesen -,  

(Zuruf von der SPD: Ist er es nicht?) 

will ich nur feststellen: Sie könnten genauso gut 
auf Herrn Jüttner zeigen. Ihre am kommenden 
Samstag auf Platz 2 der Landesliste zu wählende 
Kandidatin - so sieht es ja wohl aus -, Frau Bul-
mahn, die erneut für den Deutschen Bundestag 
kandidiert, hat während ihrer gesamten Amtszeit 
öffentlich an verschiedenster Stelle, in Berlin und 
Niedersachsen, immer das Flutungskonzept be-
vorzugt. Das gehört zur Wahrheit und zur Historie 
bei der SPD.  

(Beifall bei der FDP und Zustimmung 
bei der CDU - Björn Försterling [FDP]: 
Dann muss man am Wochenende 
einmal ein Zeichen setzen!) 

Vizepräsident Hans-Werner Schwarz: 

Mir liegt eine weitere Wortmeldung vor, und zwar 
von Herrn Tanke. Herr Tanke hat noch 3:54 Minu-
ten Redezeit. Bitte schön! 

Detlef Tanke (SPD): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Die 
Asse II hat sich - das ist, glaube ich, jedem klar 
geworden - in den letzten Monaten zum größten 
Umweltskandal Deutschlands entwickelt. Was 
gestern noch als sichere Endlösung für Atommüll 
angepriesen wurde, fällt heute schon wie ein Kar-
tenhaus zusammen. Quasi im Wochentakt erschüt-
tert ein Skandal nach dem anderen die Öffentlich-
keit.  

Ich habe eben schon etwas zu der schlechten 
Informationspolitik des NMU gesagt. Herr Sander, 
es ist doch ein Skandal, dass die Öffentlichkeit und 
das Parlament durch eine Zeitschrift, den Stern, 
über die toxischen Einlagerungen informiert wer-
den und nicht beispielsweise von Ihnen, der sechs 
Jahre lang diese Informationsmöglichkeit gehabt 
hätte. Ihre Aufklärung ist einfach skandalös. Des-
wegen muss auch aufgeklärt werden, welche In-
formationen hier vorenthalten worden sind.  

Herr Sander, ich sage Ihnen gleich: In einem Un-
tersuchungsausschuss kommt man - das werden 
Sie wissen - mit platten Sprüchen nicht mehr an. 
Vielmehr wird es da um konkrete Aussagen gehen. 
Ich freue mich schon darauf, dass Sie dann kon-
krete Aussagen treffen müssen. 

Ein Wort noch zu Herrn Langspecht. Angesichts 
der Desinformation, von der ich gesprochen habe - 
ich habe eben ein paar Beispiele dafür genannt -, 
ist es schon erstaunlich, dass Sie einen Dank an 
Herrn Birkner richten. Auch für Sie gilt natürlich, 
dass man, wenn man keinen Klamauk will, ihn hier 
nicht selbst veranstalten darf. 

Meine Damen und Herren, für uns sind der Wille 
und die Fähigkeit des NMU zur Aufklärung nicht 
gegeben. Deswegen ist ein PUA unabdingbar.  

(Beifall bei der SPD und Zustimmung 
bei den GRÜNEN) 

Wir wollen mit dem PUA lückenlos aufklären; denn 
wir haben schon den Eindruck, dass es einem 
relativ kleinen Kreis von Atomlobbyisten gelungen 
ist, mit Unwahrheiten, Täuschungsmanövern und 
auch Manipulationen einen Eindruck von Sicher-
heit zu erwecken, der jetzt wie ein Kartenhaus 
zusammenbricht. Man bekommt schon den Ein-
druck, dass es sich hier auch um mafiöse Struktu-
ren handeln könnte. Ich glaube, das undurch-
schaubare Lügenkonstrukt, das uns hier vorliegt, 
bedarf dringend der Durchdringung. Das werden 
wir sicherlich mit einem PUA hinkriegen.  

Die Erkenntnis des Landrats Jörg Röhmann be-
schreibt die Situation in einem Satz sehr gut: „Ei-
nes ist sicher: Die Asse ist es nicht!“  

(Beifall bei der SPD, bei den GRÜ-
NEN und bei der LINKEN) 

Unser Antrag setzt vier inhaltliche Schwerpunkte.  

Erstens geht es darum, auch im Interesse der 
Menschen vor Ort zu klären, welches Inventar 
eingelagert wurde. 
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Zweitens geht es darum, wer eigentlich 1965 auf 
die Idee gekommen ist, einen instabilen Salzstock 
als Standort auszuwählen. 

Es geht drittens darum, welche Sicherheitsgefähr-
dungen für die Menschen vorliegen könnten. Ra-
dioaktivität ist nicht wie Masern oder Windpocken. 
Radioaktivität wirkt schleichend und über Jahre. 
Wir werden dieser Frage ausdrücklich nachgehen.  

Viertens können wir erst dann, wenn wir wissen, 
was eingelagert wurde, über Fragen der Rückhol-
barkeit und Ähnliches entscheiden. 

Lassen Sie mich zum Abschluss sagen, dass für 
unsere Fraktion die Asse ein bundesweites Symbol 
ist, an dem deutlich wird, wie verantwortungslos 
die Atompolitik in der Bundesrepublik Deutschland 
umgesetzt worden ist, wie verantwortungslos man 
mit Atompolitik umgeht. Ein vorgebliches For-
schungsendlager ist zur billigen Entsorgungsmög-
lichkeit für die Atomindustrie geworden. 

Wir wollen ganz ausdrücklich personelle Verflech-
tungen - aus Zeitgründen nenne ich nur das Stich-
wort Asse/Gorleben - aufklären. Ich sage jetzt 
schon: Asse war das Modell für Gorleben, und 
wenn Asse gescheitert ist, muss man auch an 
Gorleben Zweifel haben. 

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Vizepräsident Hans-Werner Schwarz: 
Jetzt hat sich Herr Minister Sander zu Wort gemel-
det. Bitte schön! 

Hans-Heinrich Sander, Minister für Umwelt und 
Klimaschutz: 
Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Die Einrichtung eines Untersuchungsaus-
schusses ist ein hohes Recht der parlamentari-
schen Minderheit. Ich kann Ihnen für die Landes-
regierung zusagen, dass wir Sie sehr intensiv da-
bei unterstützen werden,  

(Helge Limburg [GRÜNE]: Das ist 
aber gnädig!) 

dass wir alles auf den Tisch legen, was wir haben, 
alle Erkenntnisse, die wir in den vergangenen Jah-
ren bekommen haben. 

In diesem Zusammenhang darf ich darauf hinwei-
sen, dass es diese Landesregierung war, die, als 
wir Vorkommnisse festgestellt haben, die nicht 

bekannt waren, als Erstes sofort einen Statusbe-
richt erstellt hat. Die Mitarbeiter haben dies inner-
halb von drei Monaten erledigt. Dieser Statusbe-
richt ist im Grunde genommen die Grundlage für 
die weiteren Arbeiten.  

Meine Damen und Herren, in dem Statusbericht 
vom 1. September haben wir mitgeteilt, dass einige 
Fragen noch nicht hinlänglich gelöst sind, dass wir 
noch nachforschen müssen. Das haben wir mit der 
Vorlage des zweiten Statusberichts getan. Das 
waren die Dinge, die Sie jetzt sehr stark nach oben 
ziehen, z. B. auch die Tierkadaver aus den For-
schungseinrichtungen des Bundes, die dort einge-
lagert worden sind. Daran sehen Sie schon, dass 
die Aufklärung notwendig ist.  

Wir brauchen ein Schließungskonzept. Herr Gab-
riel hat zugesagt, es bis zum Ende des Jahres 
vorzulegen. Der eine oder andere von Ihnen erin-
nert sich vielleicht daran: Im Jahre 2007 hat das 
Helmholtz-Zentrum ein Schließungskonzept vorge-
legt. Dieses haben die Fachleute im Umweltminis-
terium zurückgewiesen, weil es unvollständig und 
nicht schlüssig war. Daran sehen Sie auch die 
Qualität meiner Mitarbeiter, die dies sehr verant-
wortungsvoll machen.  

Daher kann ich insbesondere Frau Kollegin Emme-
rich-Kopatsch und Herrn Wenzel nur bitten, diese 
Mitarbeiter nicht immer wieder in Presseerklärun-
gen unter Generalverdacht zu stellen, sie hätten 
irgendwelche strafrechtlichen Dinge angestellt. 
Das ist nicht fair, und es ist auch unanständig, mit 
diesen Mitarbeitern so umzugehen. Dann werden 
wir keinen Erfolg haben.  

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Bei all dem, was wir im Untersuchungsausschuss 
gemeinsam erarbeiten wollen - - - Natürlich hätte - 
auch Herr Jüttner hatte das gesagt; das war ja bis 
vor 14 Tagen seine Erkenntnis - das alles auch 
weiter im Umweltausschuss bearbeitet werden 
können, weil es sowieso notwendig ist. Denn die 
Inventarlisten sind Voraussetzung dafür, dass ein 
Schließungskonzept überhaupt genehmigt werden 
kann.  

Meine Damen und Herren, Asse II ist eine radioak-
tive Altlast. Aber bei all den Untersuchungen müs-
sen wir immer wieder bedenken: Es ist eine Altlast, 
die wir bewältigen müssen. Deshalb muss die 
dauerhafte Beherrschung dieser Altlast im Vorder-
grund aller unserer Bemühungen stehen. In die-
sem Sinne können Sie auf die Unterstützung der 
Landesregierung vertrauen. Sie hat in der Vergan-
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genheit bewiesen, dass sie die erste Landesregie-
rung ist, die dieses Problem überhaupt umfassend 
in Angriff genommen hat. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU - 
Lachen von Miriam Staudte [GRÜNE]) 

Vizepräsident Hans-Werner Schwarz: 
Herr Wenzel, Sie erhalten nach § 71 Abs. 3 der 
Geschäftsordnung zwei Minuten zusätzliche Rede-
zeit; der Herr Minister hat seine Redezeit nicht 
überschritten. 

Stefan Wenzel (GRÜNE): 

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Herr Minister, ich bin ganz überrascht, 
dass Ihre Rede schon zu Ende ist. 

(Dr. Gabriele Heinen-Kljajić [GRÜNE]: 
Ja, allerdings!) 

An dieser Stelle hätten Sie als der zuständige Mi-
nister nämlich die Gelegenheit gehabt, einmal im 
Zusammenhang auszuführen, warum Sie uns ei-
nen so unvollständigen ersten Statusbericht vor-
gestellt haben und warum Sie dann auch noch 
einen zweiten Statusbericht vorgelegt haben, der 
in weiten Teilen falsch und unvollständig ist. 

(Martin Bäumer [CDU]: Das stimmt ja 
alles nicht! Das ist eine Unverfroren-
heit!) 

Im Ausschuss haben wir mindestens zweimal nach 
dem chemisch-toxischen Inventar gefragt. Darauf-
hin wurden wir immer mit Glupschaugen ange-
guckt. 

(Martin Bäumer [CDU]: Frechheit! - 
Weitere Zurufe von der CDU und von 
der FDP) 

Man hat so getan, als ob man die Frage nicht ver-
stehe. Plötzlich ist dann die Liste aufgetaucht, in 
der die Tierkadaver, das Arsen, die Anlieferungen 
von der Bundeswehr und die Pflanzenschutzmittel 
enthalten sind. Sie hatten viele Monate Zeit, den 
Ausschuss zu unterrichten und dies im Statusbe-
richt festzuschreiben. 

Bei der Störfallliste haben Sie nicht reagiert, als 
Sie reagieren konnten. 

Das Tritium-Inventar haben Sie nicht angespro-
chen, obwohl hier eindeutige Hinweise vorlagen. 

Die Falschdeklaration der Fässer haben Sie im 
Ausschuss und im Statusbericht falsch dargestellt. 
Erst der Strahlenschutzkommission und der ESK 
verdanken wir es, dass hier die Informationen auf 
den Tisch kommen. 

Herr Sander, das lassen wir Ihnen nicht durchge-
hen. Hier und heute ist Gelegenheit, diese Mär-
chen, Mythen und Legenden auszuräumen. Das 
erwarte ich schlicht und einfach von einem Fach-
minister, der an dieser Stelle die gesamte Kompe-
tenz seiner Häuser - LBEG und Umweltministeri-
um - hinter sich hat. Was Sie hier abgeliefert ha-
ben, finde ich jedenfalls erbärmlich wenig. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei den GRÜNEN und Zu-
stimmung bei der LINKEN) 

Vizepräsident Hans-Werner Schwarz: 
Herr Wenzel, meinten Sie mit „Glupschaugen“ 
Herrn Minister persönlich 

(Stefan Wenzel [GRÜNE]: Nein!) 

oder die Allgemeinheit? 

(Björn Försterling [FDP]: Nur die Mit-
arbeiter! Das ist wieder klar!) 

Im ersten Fall hätten Sie einen Ordnungsruf be-
kommen. 

(Ursula Helmhold [GRÜNE]: Das war 
eine Metapher!) 

- Es gehört trotzdem nicht in den parlamentari-
schen Raum. 

Herr Ministerpräsident Wulff hat sich zu Wort ge-
meldet. Bitte schön! 

Christian Wulff, Ministerpräsident: 
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Sehr geehrter Herr Kollege Wenzel, Sie 
haben diese Debatte grundlegend missverstanden. 
Es liegen Anträge von drei Fraktionen über die 
Einsetzung eines Parlamentarischen Untersu-
chungsausschusses vor. Diese Anträge werden 
jetzt zusammengeführt. Dann kommt es zur Ein-
setzung dieses Untersuchungsausschusses. Dort 
werden alle Fragen - die, die Sie gestellt haben, 
und die, die andere stellen - aufgearbeitet werden, 
und zwar zu allen Zeiten, insbesondere von 1978 
bis 1990, von 1990 bis 1994, von 1994 bis 2003 
und von 2003 bis 2009. Anschließend werden wir 
zu bewerten haben. 

4700 



Niedersächsischer Landtag  -  16. Wahlperiode  -  38. Plenarsitzung am 14. Mai 2009 
 

Ihre Vorverurteilung Einzelner ist zu diesem Zeit-
punkt der Einsetzung eines Parlamentarischen 
Untersuchungsausschusses schlicht daneben. Es 
ist hier nicht die Stunde für die Regierung, sondern 
die Stunde des Parlaments. Das Parlament muss 
sich jetzt über die Einsetzung klar werden. Dann 
wird die Regierung an der Aufklärung mitwirken. 

(Zurufe von den GRÜNEN) 

Ein Punkt ist allerdings staatspolitisch sehr wichtig. 
Wir stehen unter einem ungeheuren Druck, die 
dort gegebene gewaltige Problematik, die uns seit 
Jahren klar ist, in den Griff zu bekommen. Das ist 
die entscheidende Aufgabe. Dabei trägt der Bund 
die Verantwortung; denn der Bund hat die Zustän-
digkeit - übrigens seit Jahrzehnten. Leider habe ich 
erst bei Bundesforschungsministerin Schavan das 
erste Mal erlebt, dass sich ein Bundesforschungs-
minister für diese vermeintliche Forschungseinrich-
tung in seiner Zuständigkeit verantwortlich gefühlt 
hat. 

(Detlef Tanke [SPD]: Keine vorschnel-
len Urteile, Herr Wulff! - Helge Lim-
burg [GRÜNE]: Was ist mit Herrn 
Rüttgers?) 

Selbst Sie gehen davon aus, dass die Bundesum-
weltminister verantwortlich gewesen sind. Es wa-
ren aber immer die Bundesforschungsminister. 

Jetzt müssen wir uns auf eine Lösung dieser ge-
waltigen Problematik konzentrieren. Wir stehen 
unter einem unglaublichen Zeitdiktat. 

Ich bitte das Parlament darum, im Zusammenhang 
mit der an den Bund gestellten Forderung nach 
einem Schließungskonzept dabei mitzuwirken, ein 
möglichst optimales Schließungskonzept zu finden, 
und jetzt nicht kleinkariert Streit zwischen Ihnen 
und Herrn Sander zu führen. Dafür ist heute tat-
sächlich nicht die richtige Zeit. Deswegen nehme 
ich den Minister ausdrücklich in Schutz. Was in der 
Vergangenheit falsch gemacht worden sein könn-
te, wird der Untersuchungsausschuss zeigen, aber 
nicht die heutige Debatte zu seiner Einsetzung. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Vizepräsident Hans-Werner Schwarz: 

Herr Herzog von der Fraktion DIE LINKE hat zu-
sätzliche Redezeit beantragt. Sie haben ebenfalls 
zwei Minuten, Herr Herzog. 

Kurt Herzog (LINKE): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Herr 
Minister, das war die kürzeste Ministerrede, die ich 
je gehört habe. 

(Ministerpräsident Christian Wulff: In 
der Regel wird überhaupt nicht gere-
det! - Zurufe von der CDU) 

- Ja, in der Regel wird gar nicht geredet. Vor allen 
Dingen, Herr Langspecht und Herr Thiele, waren 
auch keinerlei fachliche Ausführungen zu hören, 
welches Interesse z. B. der Umweltminister und 
sein Ministerium tatsächlich haben, an dieser Stel-
le wirklich Erkenntnis zu bekommen. 

(Reinhold Coenen [CDU]: Das gehört 
doch gar nicht hierhin!) 

Sie haben gesagt, dies sei die erste Landesregie-
rung, die dieses Thema umfassend in Angriff neh-
me. Man wird natürlich an seinen Worten gemes-
sen. 

Ich will Sie einmal an Folgendes erinnern: Stefan 
Wenzel hat eben zu Recht den ersten Statusbe-
richt angesprochen. Das Wesentliche im ersten 
Statusbericht war ein umfänglicher Maßnahmenka-
talog. Das ist ein Dreivierteljahr her. Neulich haben 
wir im Umweltausschuss den zweiten Statusbericht 
beraten. Dort war auch das BfS vertreten. Wir 
mussten feststellen, dass zu den vielen Unzuläng-
lichkeiten des Maßnahmenkatalogs keine Ausfüh-
rungen gemacht werden konnten und dass im 
Prinzip alles noch mehr oder weniger so ist, wie es 
war. 

Damit komme ich zu einem weiteren Punkt, dem 
Schließungskonzept. Ich erinnere Sie daran, dass 
Sie am 6. Juni 2008 hier in einem Redebeitrag 
ausführlich zu unserem Antrag „Atommülllager 
Asse II: Geplantes Flutungskonzept führt zur Ver-
seuchung der Umwelt nach 150 Jahren - Geneh-
migung versagen und andere Optionen wie Rück-
holung vorantreiben!“ Stellung genommen haben. 
Damals waren wir ja noch die absoluten Spinner, 
die Blödsinn reden; die Leute vor Ort wissen es 
sowieso alles besser. Aber auch Sie, Herr Sander, 
haben an dieser Stelle ausgeführt, das sei so 
schon okay; wir müssten nur noch ein wenig nach-
arbeiten. Daran will ich Sie auch einmal erinnern, 
wenn es heißt: umfänglich in Angriff nehmen. 

Abschließend möchte ich darauf hinweisen, dass 
es mich natürlich mit einer gewissen Genugtuung 
erfüllt, nach 35 Jahren Kampf gegen die Atom-
energie tatsächlich einmal in einem Parlament so 
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weit vorzustoßen, dass ein solcher Untersu-
chungsausschuss eingesetzt wird. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Ich kann Ihnen sagen: Sie sind die erste Landes-
regierung, die wegen des Themas Asse umfas-
send in Angriff genommen wird. 

Danke. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Vizepräsident Hans-Werner Schwarz: 
Damit sind wir am Ende der Beratungen, weil keine 
weiteren Wortmeldungen mehr vorliegen. 

Vorgeschlagen ist die Ausschussüberweisung aller 
drei Punkte. Zuständig ist der Ältestenrat. Wer dem 
folgen will, den bitte ich um das Handzeichen. - 
Wer ist dagegen? - Wer enthält sich? - Das ist 
einstimmig so beschlossen worden. 

Ich rufe die Tagesordnungspunkte 36 und 37 
vereinbarungsgemäß zusammen auf:  

Erste Beratung: 
Verkehrsunternehmen brauchen Planungssi-
cherheit - Regionalisierungsmittel dauerhaft 
aufstocken - Antrag der Fraktion der SPD - 
Drs. 16/1146  

Erste Beratung: 
Regionalisierungsmittelaufstockung jetzt zusi-
chern - ÖPNV-Einschränkungen abwenden - 
Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen - 
Drs. 16/1212  

Die Einbringung zu Punkt 36 nimmt für die SPD-
Fraktion Herr Will vor, sobald wieder Ruhe im Saal 
eingekehrt ist. Ich bitte diejenigen Damen und 
Herren Abgeordneten, die den Raum verlassen 
möchten, das auch zügig zu tun, und alle Interes-
sierten, Platz zu nehmen. - Herr Will, Sie haben 
das Wort. 

Gerd Ludwig Will (SPD): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Die 
gekürzten Regionalisierungsmittel sind seit Jahren 
ein Dauerärgernis für Planungssicherheit und Qua-
lität von ÖPNV und SPNV in Niedersachsen. Diese 
Problematik wurde durch den Einsatz der Regiona-
lisierungsmittel für die Landesaufgabe Schülerbe-
förderung noch verschärft. In der Spitze waren das 
immerhin 90 Millionen Euro pro Jahr. Aufgabenträ-

ger und Verkehrsunternehmen müssen daher kurz-
fristig planen und können keine langfristig gesi-
cherten Leistungen für die Nutzer anbieten. Gera-
de das gefährdet allerdings den nachhaltigen Er-
folg beim Umstieg vom Individualverkehr auf Bus 
und Bahn.  

Sie haben die Kürzungen von jährlich ca. 50 Mil-
lionen Euro in den vergangenen Jahren um jeweils 
15 Millionen Euro in den Jahren 2008 und 2009 
zum Teil zurückgenommen. Aber was kommt in 
den Jahren 2010 und folgende auf die Verkehrsun-
ternehmen, auf die Aufgabenträger zu?  

Bisher haben die Kommunen auch mit eigenen 
zusätzlichen Mitteln verhindert, dass Verkehrsleis-
tungen eingeschränkt werden mussten. Aktuell 
laufen in den Gremien der Aufgabenträger und der 
Verkehrsunternehmen die Planungen für den neu-
en Fahrplan 2010 mit dem Fahrplanwechsel im 
Herbst. Dafür brauchen die Aufgabenträger klare 
Ansagen durch das Land, ob die Kürzungen auch 
in Zukunft wenigstens zum Teil ausgeglichen wer-
den. Alles andere bedeutet Einschnitte in Fahrleis-
tungen, Takte und unter Umständen die Aufgabe 
von Verkehrsverbindungen. 

(Beifall bei der SPD) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, liebe 
Kolleginnen und Kollegen, auf die Anfrage der 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen im Februar 2009 
zur Zukunft der Regionalisierungsmittel in den 
Jahren 2010 und 2011 hat die Landesregierung 
die Aufteilung der 15 Millionen Euro auf die Aufga-
benträger dargestellt. In der Antwort heißt es:  

„In den Jahren 2008 und 2009 konn-
ten aufgrund der in der Antwort zu 
Frage 1 genannten Beträge“  

- dies waren die zweimal 15 Millionen Euro -  

„folgende SPNV/ÖPNV-Angebotsein-
schränkungen vermieden werden:“  

Aus den weiteren Unterlagen geht hervor, dass bei 
der Region Hannover allein acht Leistungen, beim 
Zweckverband Großraum Braunschweig ebenfalls 
acht Leistungen und bei der Landesnahverkehrs-
gesellschaft 14 Projekte gesichert werden konnten.  

Ich möchte aus der Liste nur einige Projekte bei-
spielhaft nennen: Im Bereich der Landesnahver-
kehrsgesellschaft geht es z. B. um die Regional-
bahn Hildesheim–Braunschweig mit zehn Zügen, 
um die Regionalbahn Bremen–Soltau mit 14 Zü-
gen in der Woche, um die S-Bahn Hameln–Bad 
Pyrmont von montags bis freitags mit immerhin 

4702 



Niedersächsischer Landtag  -  16. Wahlperiode  -  38. Plenarsitzung am 14. Mai 2009 
 

zehn Zügen und um die Regionalbahn Herzberg–
Nordhausen mit sechs Zugpaaren, d. h. 50 % der 
Fahrleistungen in diesem Bereich der LNVG.  

Im Bereich der Region Hannover geht es um den 
Regionalexpress z. B. von der Regionsgrenze, von 
Celle aus bis nach Hannover. Hier war am Sams-
tagabend bzw. am Sonntag die komplette Strei-
chung der Verkehre geplant. Auch bei der Regio-
nalbahn von Bennemühlen nach Hannover war 
samstags und sonntags die komplette Streichung 
und von Großburgwedel Richtung Hannover-Lahe 
wochentags die komplette Streichung eines Bus-
ses vorgesehen.  

Im Bereich des Zweckverbands Großraum Braun-
schweig wäre es zu einer Kürzung des Regional-
expresses zwischen Meinersen und Wolfsburg 
gekommen. Dies hätte am Wochenende bedeutet, 
50 % der Leistungen einzuschränken. Zwischen 
Goslar und Bad Harzburg wären 50 % der Leistun-
gen täglich und zwischen Braunschweig und Hil-
desheim zwei Zugpaare gekürzt worden. Auch auf 
den Strecken Braunschweig–Magdeburg, Braun-
schweig–Salzgitter und Hildesheim–Braunschweig 
sollten erhebliche Zugkilometer gekürzt werden.  

Meine Damen und Herren, darum geht es auch 
hier. Welche dieser Leistungen sollen die Aufga-
benträger eigentlich ohne Planungssicherheit „auf 
blauen Dunst“ bestellen? - Sie wollen erst im 
Rahmen der Haushaltsberatungen im Herbst über 
die Fortsetzung der Ausgleichszahlungen ent-
scheiden. Dann ist es aber zu spät. Sie geben den 
Ball einfach an die Aufgabenträger weiter nach 
dem Motto „Helft euch selbst!“. Immerhin haben 
Sie die Möglichkeit angekündigt, dass die Landes-
regierung bis Juni 2009 im Rahmen der Bewirt-
schaftung des Haushaltsplans in einer Verpflich-
tungsermächtigung zusätzliche Mittel absichern 
könnte.  

(David McAllister [CDU]: Na also!) 

- Aber sie hat es bisher nicht getan.  

(Björn Thümler [CDU]: Abwarten! Al-
les wird gut!) 

Fakt bleibt, dass die Aufgabenträger in den nächs-
ten zwei Jahren auf die Kompensationsmittel an-
gewiesen sein werden. Über die Aufrechterhaltung 
des Leistungsangebots entscheidet also einzig und 
allein die Landesregierung zum jetzigen Zeitpunkt.  

(Beifall bei der SPD) 

Wir erwarten von der Landesregierung ein klares 
Wort pro ÖPNV und SPNV, und zwar jetzt und 
nicht erst im Herbst dieses Jahres.  

(Beifall bei der SPD - Björn Thümler 
[CDU]: Wie oft denn noch?) 

Vizepräsident Hans-Werner Schwarz: 
Den Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 
bringt Herr Hagenah ein. Ich erteile Ihnen das 
Wort, Herr Hagenah.  

Enno Hagenah (GRÜNE): 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Wir freuen uns natürlich darüber, dass 
unsere Anfragen aus den letzten Monaten zumin-
dest die SPD aufgerüttelt und zu diesem Antrag 
geführt haben. Aber auch wir selbst haben auf der 
Grundlage unserer Anfragen und der Antworten 
der Landesregierung zeitnah einen entsprechen-
den Antrag ins Plenum eingebracht. Kaum ein 
anderes Thema im Verkehrsbereich wurde schon 
so ausführlich hier im Landtag behandelt wie die 
Notwendigkeit des hiesigen Ausgleichs der von 
CDU und SPD im Bund vorgenommenen Kürzun-
gen der Regionalisierungsmittel. Deswegen müs-
sen wir in der Kontinuität dringend weiter im Sinne 
des Erhalts der Leistungen handeln.  

Deshalb haben CDU und FDP vor zwei Jahren 
nach einer kurzen parlamentarischen, aber auch 
heftigen öffentlichen Debatte und nach entspre-
chenden Protesten zunächst für 2008 und 2009 
jeweils 15 Millionen Euro Haushaltsmittel als Aus-
gleichsmaßnahmen bereitgestellt. Diese laufen 
jetzt aus. Unstrittig dabei ist wohl - dies hat Herr 
Will schon ausgeführt -, dass jetzt im Mai, also 
dieser Tage, die neuen Bestellungen der Verkehrs-
leistungen für den Winterfahrplan 2009/2010 ver-
bindlich abgegeben werden müssen.  

(Björn Thümler [CDU]: Im Juni!)  

- Sie stehen jetzt zur Entscheidung in den Gremien 
an. Sie wissen genau, wie auf kommunaler Ebene, 
z. B. in der Region Hannover oder auch beim ZGB 
Braunschweig, die Vorbereitungen und der Vorlauf 
sind. Das Enddatum ist selbstverständlich der Juni. 
Aber was soll denn jetzt in den Ausschüssen in der 
Region entschieden werden?  

Bisher hat keiner der Aufgabenträger des öffentli-
chen Personenverkehrs in Niedersachsen eine 
Lösung für die Finanzierung dieses Verkehrsange-
bots, der Fortsetzung des bisherigen Angebots. Es 
fehlt schlicht eine Nachfolgeregelung zur dringend 
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benötigten Aufstockung der Regionalisierungsmit-
tel, auch in 2010. Wenn es vom Land nicht umge-
hend Zusagen dazu gibt, drohen erhebliche Ein-
schränkungen des Nahverkehrsangebots in Nie-
dersachsen schon im Herbst dieses Jahres.  

(Klaus-Peter Bachmann [SPD]: So ist 
es!)  

Zu den Fakten: Laut den Antworten der Landesre-
gierung auf meine Anfragen in den vergangenen 
Monaten ist die Region Hannover aufgrund ver-
traglicher Bindung beim S-Bahn-Verkehr mindes-
tens bis 2012 auf Kompensationszahlungen in der 
bisherigen Höhe wie 2008 und 2009, etwa 1,8 Mil-
lionen Euro pro Jahr, angewiesen.  

Für den Zweckverband Großraum Braunschweig 
sind nach dortiger Berechnung Kompensations-
zahlungen sogar bis mindestens 2014 notwendig, 
so das Ministerium, wenn es dort nicht zu erhebli-
chen Abbestellungen kommen soll. Nach einem 
Bedarf von 4,9 Millionen Euro in den Jahren 2008 
und 2009 steigt in 2010 nach Angaben des 
Zweckverbands der Bedarf sogar auf 5,6 Millionen 
Euro.  

Auch bei der Landesnahverkehrsgesellschaft kann 
der derzeitige Bestellumfang in Zukunft nicht ohne 
zusätzliche Mittel finanziert werden.  

Verkehrsminister Rösler hat uns in seinem Ant-
wortschreiben selbst vorgerechnet, dass durch die 
bisher fehlenden Landeszusagen zur Festsetzung 
der Aufstockung der Regionalisierungsmittel 32 
Nahverkehrsverbindungen in ganz Niedersachsen 
auf dem Spiel stehen. Hierzu hat Kollege Will 
schon einiges gesagt. In der Summe bedeutet 
dies: acht Bahn- und Buslinien in der Region Han-
nover, 425 Zugkilometer im Bereich der Region 
Braunschweig und sogar 858 Zugkilometer im 
Bereich der Landesnahverkehrsgesellschaft. Wenn 
wir diese Mittel nicht weiter aufbringen, steht in 
Niedersachsen also ein gewaltiges Nahverkehrs-
angebot auf dem Spiel.  

Um diesen drohenden Kahlschlag im ÖPNV zu 
verhindern, fordern wir die Landesregierung und 
die Regierungsfraktionen mit unserem Antrag auf, 
den Aufgabenträgern des ÖPNV noch jetzt im Mai 
durch eine Verpflichtungsermächtigung die erfor-
derlichen zusätzlichen Mittel für das Jahr 2010 
zuzusichern und mindestens den bisherigen Aus-
gleich der Regionalisierungsmittel in Höhe von 
jährlich 15 Millionen Euro in den Haushaltsplan 
2010 und in die mittelfristige Finanzplanung für die 
Folgejahre einzustellen.  

(Zustimmung von Christian Meyer 
[GRÜNE]) 

Sie wissen, die Region Hannover hat die Kürzun-
gen in erheblichem Umfang mit Eigenmitteln aus-
geglichen. Das geht angesichts der engen Haus-
haltsführung durch die Aufsicht der Landesregie-
rung sicherlich nicht mehr so weiter. Dort müsste, 
wenn das Angebot insgesamt ohne Zuschüsse aus 
der Region weiter aufrechterhalten werden soll, 
deutlich mehr als bisher hineingesteckt werden. 

Eines ist in diesem Zusammenhang - im Gegen-
satz zu vielen anderen politischen Fragen - im 
Grundsatz doch klar. Die Haushaltsmittel für die-
sen Zweck sind vorhanden, zumindest wenn man 
politische Konsistenz und Fairness walten lässt. 
Schließlich hat der Bund dem Land Niedersachsen 
im Gegenzug zur Kürzung der Regionalisierungs-
mittel seinerzeit bei der Entscheidung im Bundes-
rat mehr als das Zehnfache aus der Mehrwertsteu-
ererhöhung als Kompensation überlassen. Fi-
nanzminister Möllring hat damit bisher sogar einen 
besonders guten Schnitt gemacht. Statt des nomi-
nell gestrichenen Zehntels dieser 600 Millionen 
Euro an Mehreinnahmen aus der Mehrwertsteuer 
pro Jahr hat er bisher nur 15 Millionen Euro, also 
nur ein Vierzigstel der Mehreinnahmen aus der 
Mehrwertsteuer, im ÖPNV zusätzlich eingesetzt. 
Trotz all dieser bekannten und überzeugenden 
Punkte haben wir in den vergangenen Wochen 
aber eine hinhaltende Tatenlosigkeit der politisch 
Verantwortlichen erlebt. Deswegen und auch we-
gen der Dringlichkeit der Sache bitten wir, die Ent-
scheidung hier und heute zu treffen. Wir bitten 
also, sofort über unseren Antrag im Plenum abzu-
stimmen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Hans-Werner Schwarz: 
Die nächste Rednerin ist Frau Weisser-Roelle. 
Frau Weisser-Roelle, Sie haben das Wort. Bitte 
schön! 

Ursula Weisser-Roelle (LINKE): 
Danke. - Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Auch die Fraktion DIE LINKE tritt für 
einen flächendeckenden öffentlichen Personen-
nahverkehr ein. Wirtschaftsminister Rösler hat bei 
seinem letzten Besuch im Ausschuss für Wirt-
schaft, Arbeit und Verkehr darauf hingewiesen, es 
sei auch ein Schwerpunkt seiner Arbeit, dass die 
Menschen - gerade auf dem Land - mit öffentlichen 
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Verkehrsmitteln gut ausgestattet werden. Dieser 
öffentliche Personennahverkehr muss aber für alle 
Menschen bezahlbar und auch benutzbar sein. 
Mobilität und damit Teilhabe von Menschen am 
gesellschaftlichen Leben darf nicht vom Geldbeutel 
abhängen. 

Wir setzen uns folgerichtig dafür ein, dass im ge-
samten Nahverkehr für einkommensschwache 
Menschen Sozialtickets verbindlich eingeführt wer-
den. Gleichzeitig ist es notwendig, Barrieren für in 
ihrer Mobilität eingeschränkte Menschen zu besei-
tigen. Bei all dem gibt es noch sehr viel zu tun. 

Es ist unverantwortlich, dass die Koalition von 
CDU/CSU und SPD in Berlin als eine ihrer ersten 
Amtshandlungen mit dem Bundeshaushalt 2006 
die Mittel für S-Bahnen und Regionalzüge gekürzt 
hat. Zugleich hat die schwarz-rote Koalition in Ber-
lin entschieden, dass die Mittel für den Ausbau von 
Busnetzen, Straßenbahnen und U-Bahnen spätes-
tens im Jahr 2019 ganz gestrichen werden sollen. 
All das ist für die Fraktion DIE LINKE nicht hin-
nehmbar. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Die unverantwortlichen Kürzungen der Regionali-
sierungsmittel durch den Bund müssen vollständig 
rückgängig gemacht werden. Die Landesregierung 
muss bei der Bundesregierung vorstellig werden 
und darauf hinwirken, dass wieder mehr Geld vom 
Bund für den Regionalverkehr der Eisenbahn zur 
Verfügung steht. Solange das aber nicht durchge-
setzt ist, obliegt es der Landesregierung, selbst 
dafür Sorge zu tragen, dass in den Landeshaus-
halt zum Ausgleich der bisherigen Regionalisie-
rungsmittel mindestens Mittel in Höhe von 15 Milli-
onen Euro - es kann durchaus auch mehr sein - 
eingestellt werden. In der Koalitionsvereinbarung 
wird bekanntlich erklärt, den ÖPNV in der Fläche 
erhalten zu wollen. Ich habe das vorhin gerade 
erwähnt. Bislang gibt es für das Jahr 2010 und die 
Folgejahre jedoch keine entsprechende Zusage 
der Landesregierung.  

Die Aufgabenträger des ÖPNV - der Zweckver-
band Großraum Braunschweig, die Landesnahver-
kehrsgesellschaft Niedersachsen und die Region 
Hannover - brauchen aber, wie von meinen Vor-
rednern schon betont wurde, für das Jahr 2010 
und die Folgejahre sofort Klarheit und Planungssi-
cherheit für die Bestellung von Bahn- und Busli-
nien. Vom Zweckverband Großraum Braun-
schweig - dort liegt mein Wahlkreis - werden zum 
jetzigen Zeitpunkt für das nächste Jahr Verbindun-
gen auf acht Strecken infrage gestellt. Bei der Nah-

verkehrsgesellschaft Niedersachsen sind es 14 
Strecken und in der Region Hannover acht Stre-
cken. 

Wir fordern die Landesregierung auf, die Kompen-
sationszahlung für den ÖPNV ab dem Jahre 2010 
sofort verbindlich zuzusagen.  

Nach dem Ergebnis des Arbeitskreises Steuer-
schätzung wird ein zweiter Nachtragsetat für den 
niedersächsischen Landeshaushalt 2009 unab-
dingbar sein. Die Landesregierung sollte daher 
bereits im zweiten Nachtragsetat und nicht erst bei 
den Haushaltsdebatten zum Ende des Jahres 
ausdrücklich eine entsprechende Verpflichtungs-
ermächtigung für die Jahre 2010, 2011 und 2012 
vorsehen. Nur so haben die Aufgabenträger - darin 
kann ich meinen Vorrednern nur zustimmen - Pla-
nungssicherheit. Wenn diese nicht gegeben ist und 
wir bis zum Ende des Jahres warten, werden die 
Strecken - ich brauche sie nicht alle noch einmal 
aufzuzählen - teilweise stillgelegt. Dann werden die 
Takte teilweise ungünstiger, und die Mobilität der 
Menschen wäre überhaupt nicht mehr gewährleis-
tet. Von daher ist es die Aufgabe, jetzt darüber zu 
entscheiden. Wir unterstützen den Antrag der Grü-
nen. Wegen der Zeitknappheit plädieren auch wir 
für eine sofortige Abstimmung über den Antrag. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Vizepräsident Hans-Werner Schwarz: 
Jetzt hat Herr Karsten Heineking für die CDU-
Fraktion das Wort. Bitte schön! 

Karsten Heineking (CDU): 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Im Jahre 2006 wurden die Kürzungen der 
Regionalisierungsmittel durch Bundesverkehrsmi-
nister Tiefensee, der mit dem Haushaltsbegleitge-
setz 2006 in einem laufenden Haushaltsjahr mas-
siv in bestehende Rechte eingegriffen hat, von der 
CDU/FDP-geführten Landesregierung ausgegli-
chen. Hierbei handelte es sich um einen Betrag 
von ungefähr 9 Millionen Euro. Im Jahre 2007 wur-
de die Kürzung entsprechend den bisherigen An-
teilen auf die Aufgabenträger umgelegt. Zur Ver-
meidung unbilliger Härten wurden im Nachtrags-
haushalt 2007 des Landes Niedersachsen von 
CDU und FDP 30 Millionen Euro an Landesmitteln 
zur Kompensation für die Jahre 2008 und 2009 
bereitgestellt. Mit der Aufstockung dieser Mittel für 
den ÖPNV um jeweils 15 Millionen Euro hat das 
Land Niedersachsen die erheblichen Kürzungen 
des Bundes, soweit dies auf Landesebene haus-
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haltspolitisch zu verantworten war, zumindest teil-
weise kompensiert. 

Wir haben den Landeshaushalt weiterhin konse-
quent konsolidiert und dafür gesorgt, dass wichtige 
Nahverkehrsverbindungen erhalten bleiben. Damit 
gibt es weiterhin einen attraktiven ÖPNV vor allem 
in den ländlichen Regionen. Die ÖPNV-Aufgaben-
träger haben durch unsere Beschlüsse Planungs-
sicherheit gehabt, um für die jeweilige Region 
wichtige Strecken erhalten zu können. Die von 
CDU und FDP geführte Landesregierung ist also 
ein verlässlicher Partner. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Der Bedarf an Landesmitteln für das Fahrplanan-
gebot im Jahre 2010 beläuft sich nach Angaben 
der Aufgabenträger auf gut 7 Millionen Euro für die 
Region Hannover und den Zweckverband Groß-
raum Braunschweig. Die LNVG wird auch im Jahre 
2010 das bisherige Fahrplanangebot weiter bestel-
len, ohne zusätzliche Landesmittel zu beanspru-
chen. Da in der Jahresmitte das Fahrplanangebot 
für das folgende Jahr bestellt werden muss, wer-
den wir in den kommenden Tagen verschiedene 
haushaltsrechtliche Möglichkeiten mit dem Ziel 
erörtern, den Aufgabenträgern Planungssicherheit 
für das nächste Jahr zu geben. Unabhängig davon 
gilt: Vorhandene Effizienzpotenziale z. B. durch 
einen stärkeren Wettbewerb müssen wir weiterhin 
bestmöglich ausschöpfen. 

Die beiden Anträge von den Fraktionen der SPD 
und Bündnis 90/Die Grünen, in denen die Opposi-
tionsfraktionen von einer Zweckentfremdung der 
Regionalisierungsmittel für Schülerbeförderung 
sprechen und Landesmittel in Höhe von 15 Millio-
nen Euro fordern, um Fahrplanangebote aufrecht-
zuerhalten, sind inhaltlich falsch und somit abzu-
lehnen. Eine sofortige Abstimmung lehnen wir ab. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP - 
Ursula Helmhold [GRÜNE]: Warum 
das denn?) 

Vizepräsident Hans-Werner Schwarz: 
Frau König von der FDP-Fraktion, bitte schön, Sie 
haben das Wort. 

Gabriela König (FDP): 
Herr Präsident! Meine lieben Kolleginnen und Kol-
legen! Niedersachsen hat einen ausgesprochen 
gut ausgebauten ÖPNV und SPNV. 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Das ist nicht zuletzt darauf zurückzuführen, dass 
die Landesnahverkehrsgesellschaft schon sehr 
früh und intelligent die Privatisierung vieler Stre-
cken vorgenommen hat, die von der Bahn teilweise 
nur noch halbherzig oder gar nicht mehr betrieben 
wurden. Die Privatisierung hat zu einer enormen 
Verbesserung des Angebotes im ÖPNV und SPNV 
geführt. In diesem Zusammenhang wurde auch 
das Fahrzeugmaterial verbessert und auch ein 
Bahnhofs- und Bushaltestellenprogramm aufge-
legt. Alles dies hat in Niedersachsen zu einem 
Erfolg geführt, der sich sehen lassen kann. 

Um diese Maßnahmen vernünftig durchführen zu 
können, gab es einen weitreichenden Vertrag mit 
dem Bund über die finanzielle Unterstützung in 
Form der Regionalisierungsmittel. Diese wurden im 
Zuge der Haushaltskonsolidierung des Bundes 
drastisch zusammengestrichen. Das Land verlor 
dadurch - sogar rückwirkend - im Jahre 2006/2007 
erhebliche Zuschüsse - in Höhe von 57 Millionen 
Euro -, die es zu kompensieren galt. Ab 2008 wa-
ren es 60 Millionen Euro, die jährlich eingespart 
werden mussten. 

Den Aufgabenträgern wurden vom Land in den 
Jahren 2008 und 2009 jeweils 15 Millionen Euro 
aus Landesmitteln zur Verfügung gestellt. Diese 
Summe wurde durch eine Bedarfsermittlung fest-
gesetzt. Dafür haben die Aufgabenträger aber 
auch eine klare Bedarfsanalyse vorgenommen, 
wonach nur das finanziert werden sollte, was loh-
nend und vorrangig wichtig war.  

Genau so wird Niedersachsen auch dieses Mal 
vorgehen. Um einen weiteren Ansatz für zukünftige 
Unterstützungen zu errechnen, wird eine neue 
Bedarfsanalyse vorbereitet, der wir die finanzielle 
Anforderung entnehmen können. FDP und CDU 
sind sehr daran interessiert, unseren ÖPNV und 
SPNV attraktiv weiterzuentwickeln. Im Zuge der 
vom Bund nach wie vor nicht zurückgenommenen 
Kürzungen wird das für uns in der jetzigen Wirt-
schaftssituation nicht einfacher. 

Meine Damen und Herren, ich kann die immer 
wiederkehrende Anschuldigung in den Anträgen 
von SPD und Grünen, die Verwendung der 45a-
Mittel für den Schülerverkehr hätten zu dem nega-
tiven Ergebnis der Kürzung durch den Bund ge-
führt, nach wie vor nicht verstehen. Diese Behaup-
tung ist schon im Jahre 2006 klar widerlegt wor-
den. Diese Anschuldigung in den Anträgen der 
Grünen und der SPD ist schlicht falsch. 

(Beifall bei der FDP) 
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Schülertransporte werden von den Kommunen in 
den meisten Fällen im kombinierten Verkehr vor-
genommen. Dazu werden beispielsweise mehr 
Fahrzeuge eingesetzt, die dann in den Stoßzeiten 
sowohl von Schülern als auch von Berufstätigen 
genutzt werden. Durch die Entzerrung der Unter-
richtszeiten ab Mittag fahren die Schüler in der 
Regel im normalen ÖPNV. Sie sind nachweislich 
auch in der Verwendung der Regionalisierungsmit-
tel vorgesehen.  

Die Fahrplanangebote werden immer Mitte des 
Jahres für das darauffolgende Jahr bestellt. Daher 
ist es wichtig, dass wir schon jetzt die Ermittlung 
der Bedarfe vornehmen und abwägen; denn meine 
Damen und Herren, ohne die Ergebnisse dieser 
Ermittlungen macht es nicht viel Sinn, Beschlüsse 
zu fassen. Warten wir daher die Rückmeldungen 
ab und entscheiden dann! 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Vizepräsident Hans-Werner Schwarz: 
Herr Hagenah hat sich noch einmal zu Wort ge-
meldet. Bitte schön! Ihre Restredezeit beträgt 1:34 
Minuten.  

Enno Hagenah (GRÜNE): 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Kollege Heineking, es ist immerhin schon 
ein halber Erfolg, wenn Sie aufgrund unseres An-
trages sagen, dass Hannover und Braunschweig 
das Geld bekommen sollen. Ich empfehle aller-
dings dringend, noch einmal die Antwort der Lan-
desregierung nachzulesen, was die Landesnah-
verkehrsgesellschaft angeht. Es ist nämlich ein 
Ausplünderungsversuch, wenn Sie für 2010 und 
die Folgejahre keine Mittel einsetzen. In der Ant-
wort wird lediglich dargelegt, dass das bisherige 
Angebot grundsätzlich auch in 2010 ohne zusätzli-
che Mittel aufgrund von Wettbewerbsgewinnen 
aufrechterhalten werden kann. Ich betone das 
Wort „grundsätzlich“. Das sind die Feinheiten. Im 
nächsten Absatz ist nämlich zu lesen: Allerdings 
kann zum gegenwärtigen Zeitpunkt keine verlässli-
che Aussage darüber getroffen werden, ob der 
derzeitige Bestellumfang in den Folgejahren ohne 
zusätzliche Mittel finanziert werden kann. - Was 
heißt das? - Das heißt, dass die Landesnahver-
kehrsgesellschaft genötigt werden soll, ans Ein-
gemachte, an die Rücklagen zu gehen und sozu-
sagen auf Verschleiß gefahren wird, damit Sie 
Ihren Haushalt konsolidiert bekommen - und das 
angesichts des Gewinns, den der Finanzminister 
aus der Mehrwertsteuererhöhung realisiert, die 

immer noch mit jährlich über 600 Millionen Euro 
Ihre Kassen füllt.  

Frau König, die Regionalisierungsmittel sind doch 
gekürzt worden, weil Sie in die Kasse des Bundes 
gegriffen und daraus die Schülerbeförderung fi-
nanziert haben. Das war die Argumentation von 
Herrn Tiefensee, und das war die Argumentation 
des Finanzministers. Deswegen haben wir diese 
Kürzung in Höhe von über 60 Millionen Euro im 
Jahr zu erdulden. Deshalb gehört dieser Hinweis 
auch in diese Anträge hinein. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Hans-Werner Schwarz: 
Zum gleichen Tagesordnungspunkt spricht Herr 
Will von der SPD-Fraktion. Es ist noch reichlich 
Redezeit vorhanden. 

Gerd Ludwig Will (SPD): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Frau 
König, genau das ist das Problem: Sie haben 
schon in der Vergangenheit die Landesnahver-
kehrsgesellschaft in erster Linie dazu herangezo-
gen, aus ihren Rücklagen diese Leistungen zu 
finanzieren. Das ist die Ecke, in der Sie in der Ver-
gangenheit hauptsächlich gespart haben.  

Am Umgang mit den Mehrwertsteuermitteln merkt 
man, welchen Stellenwert bei Ihnen Verkehrspolitik 
hat. Verkehrspolitik ist bei Ihnen Sparpolitik. Der 
Finanzminister verwaltet die Mittel, und nicht in 
erster Linie die Verkehrspolitiker setzen die Mittel 
dafür ein, wofür sie der Bundesfinanzminister ei-
gentlich vorgesehen hat.  

Das nächste Stichwort ist die Frage des Wettbe-
werbs. Sie wissen, weil Sie viele vertragliche Bin-
dungen kennen, genau, dass erst 2012/2013 Ver-
träge in einer erheblichen Größenordnung frei 
werden und erst danach über zusätzlichen Wett-
bewerb nachgedacht werden kann. Viele Klauseln 
in den bestehenden Verträgen schließen aus, dass 
auf dem Weg dahin durch zusätzlichen Wettbe-
werb Mittel erwirtschaftet werden können. Weil Sie 
das genau wissen, werden Sie die Verträge nut-
zen, bei denen Sie Leistungen schlicht abbestellen 
können. Darauf wird man sich konzentrieren. Das 
wird flächendeckend Niedersachsen treffen. 

Was die 45a-Mittel angeht, so haben Sie diese 
zunächst zur Hälfte und am Ende ganz ungeniert 
komplett aus den Regionalisierungsmitteln finan-
ziert. Der Bund - es war im Übrigen nicht in erster 
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Linie der Bundesverkehrsminister, sondern es 
waren die Herren Koch und Steinbrück, die daran 
gemeinsam heftig gearbeitet haben - hat die Ein-
sparpotenziale natürlich dort realisiert, wo das 
Land die Mittel zweckentfremdet einsetzt. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Hans-Werner Schwarz: 

Jetzt liegt mir nur noch die Wortmeldung von Herrn 
Minister Dr. Rösler vor. Bitte schön, ich erteile 
Ihnen das Wort. 

Dr. Philipp Rösler, Minister für Wirtschaft, Arbeit 
und Verkehr: 

Vielen Dank. - Herr Präsident! Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren! Ich nehme an, dass wir 
uns darüber einig sind, wie wichtig der öffentliche 
Personennahverkehr nicht nur für den Wirtschafts-
standort Niedersachsen, sondern vor allem für die 
Menschen in unserem Lande ist. Sie alle wissen, 
dass die Aufgabenträger für die Betriebsleistungen 
die Gelder nach dem Regionalisierungsgesetz, 
einem Bundesgesetz, zugeteilt bekommen. Auf-
grund der kurzfristigen und unerwarteten Kürzun-
gen für die Jahre 2008 und 2009 war es den Auf-
gabenträgern nicht möglich, diese Kürzungen um-
zusetzen. Deswegen hat die Landesregierung 
gehandelt. Wir haben für diese beiden Jahre je-
weils 15 Millionen Euro zur Verfügung gestellt, um 
die nicht änderbaren Vertragsgestaltungen finan-
zieren zu können, damit vor Ort keine Leistungen 
abbestellt werden müssen.  

(Björn Thümler [CDU]: Sehr richtig!) 

Eigenverantwortliche Bewirtschaftung heißt dann 
aber auch, eigenverantwortlich alle Möglichkeiten 
zu nutzen, 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

um notwendige Mittel am Ende aus dem eigenen 
Etat zu erwirtschaften. Das gehört zur Ehrlichkeit 
dazu. Diese zwei Jahre dienten dazu, den Aufga-
benträgern Luft zu verschaffen, um ihre eigene 
Vertragsgestaltung auf Reserven zu überprüfen, 
und sie waren ausdrücklich nicht der Einstieg in 
eine dauerhafte Kompensation von wegfallenden 
Bundesmitteln; denn diese Kompensation kann 
sich ein Land wie Niedersachsen definitiv nicht 
leisten. Das müssen Sie den Aufgabenträgern vor 
Ort ehrlicherweise sagen.  

Ihre Anträge enthalten ein paar Fehler, auf die 
meine Kollegen schon eingegangen sind.  

Erstens. Die immer wiederkehrende Behauptung, 
die Regionalisierungsmittel würden für Ausgleichs-
zahlungen für Ausbildungsverkehre zweckentfrem-
det, ist schlichtweg falsch. 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Sie haben Sie hier mehrfach erhoben, sie wurde 
aber jedes Mal widerlegt. Wenn der Bund ähnlicher 
Auffassung wäre, dann hätte er doch bei der Ände-
rung des Regionalisierungsgesetzes 2007 genau 
das unterbunden. Er hat es aber nicht getan. Wie 
heißt es so schön: Was nicht verboten ist, ist er-
laubt! Das müssen Sie irgendwann einmal zur 
Kenntnis nehmen. 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Vizepräsident Hans-Werner Schwarz: 
Herr Minister, gestatten Sie eine Zwischenfrage? 

Dr. Philipp Rösler, Minister für Wirtschaft, Arbeit 
und Verkehr: 
Nein, vielen Dank.  

Zweitens. Es handelt sich nicht um 15 Millionen 
Euro, sondern um 7,4 Millionen Euro, die wir aktu-
ell zu diskutieren haben; denn es geht nur - das ist 
der dritte Punkt - um die Aufgabenträger Region 
Hannover und ZGB, also Zweckverband Großraum 
Braunschweig. Denn die Landesnahverkehrsge-
sellschaft hat es durch wettbewerbliche Ausschrei-
bungen und Wettbewerbsgewinne geschafft, mit 
dem Geld zurechtzukommen, also ein klarer Vorteil 
für den Wettbewerb. Vielen Dank und ein Lob an 
die Landesnahverkehrsgesellschaft! 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Sie fordern, dass wir die Mittel zur Verfügung stel-
len sollen. Sie kennen das Verfahren im Rahmen 
der Haushaltsberatungen. Das Wirtschaftsministe-
rium hat diese Mittel für die Haushaltsberatungen 
angemeldet, die 7,4 Millionen Euro, davon 1,8 Mil-
lionen Euro für den Großraum Hannover und 
5,6 Millionen Euro für den Zweckverband Groß-
raum Braunschweig. Ich möchte darauf hinweisen, 
dass die 1,8 Millionen Euro für den Großraum Han-
nover stabil geblieben sind, während beim ZGB die 
Ausgaben im Ergebnis auf 5,6 Millionen Euro an-
wachsen. Das muss man im Hinterkopf behalten. 
Für das nächste Haushaltsjahr sind diese Mittel 
also angemeldet, und sie sind jeweils auch in die 
mittelfristige Finanzplanung aufgenommen worden; 
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denn wir wissen, dass die vertragliche Gestaltung 
im Fall der Region Hannover bis 2012 und im Fall 
des ZGB bis 2013 besteht. Insofern macht es Sinn, 
sich darauf einzustellen und gleichzeitig jetzt durch 
eine haushaltswirksame Bewirtschaftung zu ver-
suchen, den Aufgabenträgern am Ende weitestge-
hende Rechtssicherheit zur Verfügung zu stellen. 

Trotzdem bleibt es dabei: Am Ende liegt es in Ihren 
Händen. Das höchste Recht, das Budgetrecht, ist 
das Recht des Parlaments. Sie werden am Ende, 
konkret im Dezember, über den Haushalt endgültig 
zu entscheiden haben. Wir haben unsere Anmel-
dungen gemacht. Diese werden im Rahmen der 
Kabinettsklausur im Juni zu beraten sein. Im Sep-
tember wird der Haushaltsplanentwurf im Landtag 
eingebracht. Am Ende hat der Landtag - und zwar 
ausschließlich nur der Landtag - im Dezember 
2009 über den Haushaltsplanentwurf 2010 zu ent-
scheiden. 

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Vizepräsident Hans-Werner Schwarz: 
Herr Hagenah von der Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen bittet um zusätzliche Redezeit nach § 71 
Abs. 3 unserer Geschäftsordnung. Sie bekommen 
zwei Minuten. Bitte schön! 

Enno Hagenah (GRÜNE): 

Vielen Dank, Herr Präsident. - Herr Minister Rös-
ler, so kann es eben nicht stehen bleiben. Das 
wäre tatsächlich das Aus für diese Restverbindun-
gen, für die Sie sich jetzt noch mitverantwortlich 
fühlen. Die Landesnahverkehrsgesellschaft lassen 
Sie ja offensichtlich im Regen stehen. 

(Björn Thümler [CDU]: Das ist nach-
weislich falsch!) 

Sie muss aus der Rücklage, die der ausgeschie-
dene Geschäftsführer dort hinterlassen hat, das 
Problem offensichtlich selbst lösen. Das wird hier 
bei der nächsten Beratung noch zu diskutieren 
sein. Aber wir können nicht auf die Entscheidung 
am Ende der Haushaltsplanberatungen warten. 
Wir müssen jetzt eine politische Aussage auch von 
den Regierungsfraktionen dazu erhalten bzw. von-
seiten der Landesregierung nach dem Auftrag 
durch dieses Haus, durch seine Mehrheit; denn 
sonst wären die Bestellungen im ZGB, in Braun-
schweig, und auch in der Region Hannover nicht 
machbar und nicht finanzierbar, sondern könnten 
nur entsprechend gemindert angemeldet werden. 

Das kann nicht erst im Herbst nach der Abstim-
mung über den Haushaltsplanentwurf entschieden 
werden, sondern muss jetzt entschieden werden. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Hans-Werner Schwarz: 
Dazu hat sich der Herr Minister zu Wort gemeldet. 
Bitte schön! 

Dr. Philipp Rösler, Minister für Wirtschaft, Arbeit 
und Verkehr: 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Ich habe mich eben für die Landesregie-
rung eindeutig zum Budgetrecht und zum Respekt 
der Landesregierung vor dem Budgetrecht des 
Parlaments geäußert. Eines kann ich nun nicht 
stehen lassen: Ihre Behauptung, die Landesnah-
verkehrsgesellschaft sei jetzt nur in der Lage, mit 
weniger Geld auszukommen, weil sie ihre Rückla-
gen auflöst, ist definitiv nicht richtig, sondern es 
sind Wettbewerbsvorteile und Wettbewerbsgewin-
ne, die zum Tragen kommen. Das zeigt die Stärke 
von Wettbewerb. Das sollten Sie endlich einmal 
zur Kenntnis nehmen. 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Vizepräsident Hans-Werner Schwarz: 
Zum gleichen Tagesordnungspunkt hat sich Herr 
Bachmann von der SPD-Fraktion zu Wort gemel-
det. Die SPD-Fraktion verfügt noch über eine Rest-
redezeit von 4:53 Minuten. 

Klaus-Peter Bachmann (SPD): 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Ich kann den Kollegen Hagenah nur nach-
drücklich unterstützen, dass es jetzt sinnvoll wäre, 
mit einer sofortigen Abstimmung Ihnen, Herr 
Dr. Rösler, den Rückhalt des Hauses zu verschaf-
fen, auch gegenüber dem Finanzminister; denn 
wie soll es dann in der Praxis funktionieren, wenn 
das erst mit der Haushaltsberatung und 
-entscheidung abschließend geklärt wird? Sollen 
die Fahrpläne mit dem Sternchenhinweis „Zug fällt 
gegebenenfalls aus, wenn Geld nicht kommt.“ 
gedruckt werden? 

(Björn Thümler [CDU]: Das wissen 
wir!) 

Ich will deutlich machen, dass in Ihrer Fraktion vier 
Kollegen sitzen, die in der Verbandsversammlung 
des Zweckverbandes Großraum Braunschweig die 
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Mittelanmeldung und die Zugbestellungen mit be-
schlossen haben, und zwar mit der Fußnote „Steht 
unter Finanzierungsvorbehalt“. Ich könnte die Kol-
legen auch namentlich benennen, aber Sie wissen 
ja, wer Mitglied in der Verbandsversammlung des 
ZGB ist. Mindestens die müssten uns jetzt doch 
unterstützen, in sofortiger Abstimmung Klarheit zu 
schaffen, damit diese schizophrene Situation, 

(Björn Thümler [CDU]: Hier ist doch 
niemand schizophren!) 

dass die Bestellungen unter Vorbehalt stehen und 
Fahrpläne unter Vorbehalt gedruckt werden, im 
Bereich des ZGB gar nicht erst entstehen kann. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Hans-Werner Schwarz: 

Mir liegen keine weiteren Wortmeldungen vor. 

Von Herrn Hagenah ist der Antrag auf sofortige 
Abstimmung gestellt worden. Die CDU-Fraktion hat 
allerdings über Herrn Heineking bereits deutlich 
gemacht, dass dies nicht gewünscht wird.  

Damit wird eine Ausschussüberweisung ge-
wünscht. Ich möchte Sie auf die Regelung in § 27 
unserer Geschäftsordnung aufmerksam machen: 

„Eine Überweisung gilt als beschlos-
sen, wenn mindestens 30 Mitglieder 
des Landtages dafür stimmen. Der 
Landtag beschließt jedoch mit Mehr-
heit darüber, welcher Ausschuss den 
Gesetzentwurf behandeln soll.“ 

Insofern lasse ich jetzt der Form halber über die-
sen Antrag abstimmen. Wer für die Ausschuss-
überweisung ist, den bitte ich um das Handzei-
chen. - Das sind deutlich mehr als 30 Mitglieder. - 
Wer widerspricht dem? - Wer enthält sich? - Die 
Ausschussüberweisung ist beantragt worden. 

Ich lasse nun über die Ausschussüberweisung 
abstimmen. Für beide Anträge wird vorgeschlagen, 
sie an den Ausschuss für Wirtschaft, Arbeit und 
Verkehr zu überweisen. Wer so entscheiden möch-
te, den bitte ich um das Handzeichen. - Wer ist 
dagegen? - Wer enthält sich? - Das ist einstimmig 
so beschlossen worden. 

Ich teile Ihnen mit, dass Tagesordnungspunkt 40 
nach Übereinkunft der Fraktionen direkt überwie-
sen werden soll: 

Entlastung der Milchviehhalter in der aktuellen 
Notlage - Antrag der Fraktionen der CDU und der 
FDP - Drs. 16/1202  

Wird dazu das Wort gewünscht? - Ich sehe, das ist 
nicht der Fall. 

Dann kommen wir zur Ausschussüberweisung.  

Es wird vorgeschlagen, den Antrag an den Aus-
schuss für Ernährung, Landwirtschaft, Verbrau-
cherschutz und Landesentwicklung zu überweisen. 
Wer so beschließen möchte, den bitte ich um das 
Handzeichen. - Wer ist dagegen? - Wer enthält 
sich? - Es ist so beschlossen worden. 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 38 auf: 

Erste Beratung: 
Nachhaltige Stärkung der Landesfinanzen statt 
untauglicher Schuldenbremse - Antrag der Frak-
tion DIE LINKE - Drs. 16/1215  

Dieser Antrag wird von Herrn Dr. Sohn von der 
Fraktion DIE LINKE eingebracht. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Ich erteile Ihnen das Wort, Herr Dr. Sohn. 

(Vizepräsident Dieter Möhrmann 
übernimmt den Vorsitz) 

Dr. Manfred Sohn (LINKE): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Zur 
Einbringung dieses Antrages möchte ich auf drei 
Aspekte eingehen. Erstens möchte ich etwas zu 
den verfassungsrechtlichen Aspekten der soge-
nannten Schuldenbremse sagen, zweitens zu den 
politischen Konsequenzen dieses Plans und drit-
tens einiges zu den Alternativen der ökonomischen 
Vernunft zu diesem kombinierten juristischen und 
finanzpolitischen Unsinn, der hier unter dem Stich-
wort „Schuldenbremse“ vorgeschlagen wird. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Zum ersten Punkt: Wir hatten dank der Initiative 
der SPD gestern eine interessante Debatte zum 
Thema „Neuverschuldungsverbot“. Vorgestern 
hatten wir einen fast noch interessanteren Vor-
schlag von Herrn Professor Schneider, der auch 
diesen Aspekt in seinem Vortrag thematisiert hat. 
Er hat darin - ich darf das in Erinnerung rufen -, 
wenn auch in gebotener wissenschaftlicher Zu-
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rückhaltung, die Frage aufgeworfen, ob die Be-
schneidung des Haushaltsrechtes de facto eine 
Entstaatlichung Niedersachsens bedeuten würde, 
weil das Haushaltsrecht - auch das Recht, Kredite 
aufzunehmen - eines der Wesensrechte eines 
Staates ist. Sie werfen uns manchmal vor, wir sei-
en die Staatsfeinde. Ich habe vorgestern gelernt, 
dass Sie die Staatsfeinde sind, die die Staatlichkeit 
des Landes Niedersachsen gefährden.  

(Beifall bei der LINKEN) 

Das wäre dann - ich will das nicht weiter ausfüh-
ren, das wurde vorgestern gemacht - der Verfas-
sungsbruch Nummer eins. 

Nun wissen wir alle, vor allen Dingen aus der 
Schulpolitik, dass Herr Wulff dazu neigt, Serientä-
ter zu sein. Deshalb bräche er - wenn dieses Vor-
haben, das noch vor der Sommerpause auf der 
Bundesebene durchgepeitscht werden soll - die 
Verfassung nicht nur an diesem Punkt, sondern er 
bräche sie mehrfach; denn die Entstaatlichung, die 
dort thematisiert wird, wirft auch die Frage auf, was 
aus unserer Verfassung und insbesondere aus 
Artikel 71 unserer Verfassung würde, wenn das so 
geschähe. Welchen Sinn würde es dann noch 
machen, dass in der Niedersächsischen Verfas-
sung formuliert ist, dass Kredite nur unter bestimm-
ten Bedingungen aufgenommen werden dürfen, 
dass sie bestimmte Rahmen - Investitionen usw. - 
nicht überschreiten dürfen und dass Ausnahmen 
nur zur Abwehr einer nachhaltigen Störung des 
gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichts usw. ge-
macht werden dürfen? - Da wird das detailliert 
aufgeführt. Wenn das keine Schuldenbremse ist, 
dann frage ich Sie: Was ist denn eine Schulden-
bremse, wenn nicht dieser Artikel 71 unserer Ver-
fassung? Die Frage ist nur: Warum wird die Schul-
denbremse nicht betätigt? Man darf der Bremse 
doch nicht vorwerfen, es gebe nicht, wenn man sie 
nicht tritt! Aber genau das tun Sie. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Es liegt mir natürlich fern, die SPD zu verteidigen. 
Aber es muss natürlich auch ein bisschen dezent 
darauf hingewiesen werden - da Sie ja immer die-
ses Mantra mit der Verschuldung in der Zeit der 
SPD-Regierung bringen -, dass, wenn ich richtig 
informiert bin, die Regierung Albrecht einen Schul-
denberg von 7 Milliarden DM übernommen und 
danach einen Schuldenberg von 42 Milliarden DM 
abgegeben hat. Das ist eine Versechsfachung des 
Schuldenbergs. Damit sind Sie in der Tradition 
Niedersächsischer Landesregierungen der Schul-

denweltmeister und nicht etwa Nachfolgeregierun-
gen. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Wäre Herr Wulff Demokrat, dann wäre der Weg zu 
einer anderen Schuldenregelung völlig klar. Er 
würde einen Antrag stellen, den Artikel 71 zu än-
dern, und würde versuchen, dafür eine Zweidrit-
telmehrheit des Hauses zu bekommen. Wenn das 
nicht klappt, würde er sagen: Schade, war nichts. - 
Dann würde der Artikel 71 unverändert weiter gel-
ten. Das tut er aber nicht. 

Vizepräsident Dieter Möhrmann: 
Herr Dr. Sohn, ich weiß nicht, ob ich Ihren Aus-
spruch richtig mitbekommen habe, weil ich ein 
bisschen abgelenkt war. Haben Sie gesagt „Wäre 
Herr Wulff Demokrat“? 

Dr. Manfred Sohn (LINKE): 

Ja. Herr Wulff bescheinigt uns ja ständig, keine 
Demokraten zu sein. 

(Dr. Bernd Althusmann [CDU]: Da hat 
er ja auch Recht!) 

Also tit for tat. Das habe ich genauso formuliert. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Vizepräsident Dieter Möhrmann: 
Herr Dr. Sohn, dafür muss ich Ihnen einen Ord-
nungsruf erteilen, weil ich nicht möchte, dass sol-
che Sitten hier einreißen. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Dr. Manfred Sohn (LINKE): 

Aber Herr Wulff tut das Gegenteil und möchte per 
Bundesratszustimmung diese De-facto-Außerkraft-
setzung des Artikels 71 erreichen. Auch hier ist es 
so ähnlich wie eben. Bisher wurde uns immer vor-
geworfen, wir seien die Zentralisten, die von oben 
herab irgendetwas unten außer Kraft setzen wol-
len. Tatsache aber ist: Sie sind die Zentralisten, die 
per Bundesratszustimmung zu einer Veränderung 
des Grundgesetzes unsere Niedersächsische Ver-
fassung außer Kraft setzen wollen. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Um mir einen Ordnungsruf zu ersparen, erspare 
ich mir die Qualifikation dieses skandalösen Vor-
gangs. Das wäre - wäre, ich sage es im Konjunk-
tiv - dann der Verfassungsbruch Nummer zwei. 
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Damit ist die Serie dieses Serientäters oder ange-
strebten Serientäters aber noch nicht zu Ende. Sie 
könnten ja versuchen, dieses Außerkraftsetzen per 
Beschluss, mit der einfachen Mehrheit Ihrer ja 
2008 etwas geschrumpften Mehrheit dieser ent-
mündigten CDU- und FDP-Fraktionen, abzuseg-
nen. Das tun Sie aber nicht, sondern Sie versu-
chen als Landesregierung - also noch nicht einmal 
mit dem Parlament, mit einfacher Parlaments-
mehrheit - eine eigentlich eine Zweidrittelmehrheit 
erfordernde Verfassungsänderung durchzusetzen. 
Sie erklären das als Landesregierung. 

Da gehört Ihnen ins Stammbuch geschrieben, 
dass das Haushaltsrecht das zentrale Parlaments- 
und nicht das Regierungsrecht ist. Genau das hat 
Herr Wulff heute Morgen hier gesagt: Das Ent-
scheidende in der parlamentarischen Demokratie 
ist das Parlament. Diesem Satz schlägt Herr Wulff 
mit der geplanten Zustimmung zur Änderung des 
Artikels 109 diametral ins Gesicht. Auch hier er-
spare ich mir eine Qualifizierung dieses Vorgangs. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Aber auch damit ist die Serie der geplanten Ver-
fassungsbrüche noch nicht zu Ende; denn die Nie-
dersächsische Verfassung reiht sich ein und ordnet 
sich ein in unser Grundgesetz, in dem als eine 
unabänderliche Regelung das Sozialstaatsgebot 
festgeschrieben ist. Das ist damit höher priorisiert 
als haushaltstechnische Vorschriften. Diese Hö-
herpriorisierung stellen Sie gerade auf den Kopf; 
denn es ist völlig klar: Würden Sie diese Verschul-
dungsgrenze Null für die Landesverfassung einfüh-
ren, dann wäre das Gebot des Sozialstaates die-
ser harten Verschuldungsgrenze nicht mehr über-, 
sondern untergeordnet. Das würde unser Grund-
gesetz und unsere Niedersächsische Verfassung 
auf den Kopf stellen. Wir werden das nicht zulas-
sen. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Damit komme ich zum zweiten Punkt, bei dem ich 
mich kurz fasse, weil das Thema gestern und vor-
gestern im Grunde schon thematisiert worden ist. 
Wer sich in dieser Form an dem Sozialstaatsgebot 
vergreift, macht dann natürlich auch praktische 
Politik. Das wäre die schlimmste Konsequenz des-
sen, was hier geplant wird. Wir haben gestern über 
den öffentlichen Beschäftigungssektor debattiert 
mit zum Teil, wie ich finde, fast zynischen Argu-
mentationen von CDU und FDP. Aber auch hier gilt 
natürlich: Das wird man in der jetzigen Krise mehr 
und nicht weniger brauchen, und das wird man 

auch über Kredite finanzieren dürfen müssen. Und 
das genau wollen Sie verbieten. 

Für die Übertragung zum Beispiel der Tarifab-
schlüsse im öffentlichen Dienst auf die Beamten-
schaft gilt etwas Ähnliches. Wenn die Rücklagen 
beispielsweise für die 20-Euro-Aufstockung ver-
braucht würden, über die wir vorgestern diskutiert 
haben, dann könnte sich ein künftiger Finanzminis-
ter hinstellen und sagen: Ich würde das ja gerne 
übertragen, aber wegen der totalen Schulden-
bremse darf ich es nicht. - Das würde Herrn Möll-
ring außerordentlich gefallen, wie Sie jetzt alle 
gerade an seinem kräftigen Nicken sehen können. 
Auch das wollen wir im Gegensatz zu Ihnen tat-
sächlich nicht; denn das wäre sozusagen die Sozi-
alstaatsbremse durch die kalte Küche. 

Sie machen das deshalb - das kann eigentlich nur 
die einzige Begründung sein -, weil Sie tatsächlich 
nicht wissen, woher Sie sonst das Geld nehmen 
können. Wir haben in unserem Bundestagswahl-
programm, das ja bei den Bundestagswahlen im 
September eine gegenüber den letzten Bundes-
tagswahlen verstärkte Zustimmung erfahren wird, 
über die Wiedereinführung der Vermögensteuer 
hinaus eine Reihe weiterer Vorschläge zur Finan-
zierung gemacht, die Sie alle ablehnen. Sie möch-
ten lieber Verfassungsbruch begehen, als den 
Reichen in die Tasche zu greifen. Das ist der Kern 
dieses ganzen politischen Problems. 

Schönen Dank. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Vizepräsident Dieter Möhrmann: 
Meine Damen und Herren, für die CDU-Fraktion 
hat sich Herr Dr. Althusmann gemeldet. Bitte! 

Dr. Bernd Althusmann (CDU): 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! So wenig Realitätssinn für die wahre Lage 
der Bundesrepublik Deutschland ist schon er-
schreckend. 

(Kurt Herzog [LINKE]: Bei den Linken 
oder bei wem?) 

Eines haben weder Linke noch ganz Linke in unse-
rem Land jemals begriffen: Was verteilt wird, muss 
in der Regel erst einmal hart erarbeitet werden. 

(Beifall bei der CDU) 

Das, was über Schulden verteilt wird, holt sich der 
Staat mit Sicherheit am Ende wieder zurück. 
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Meine Damen und Herren, wenn der Antrag der 
Linken gegen die Einführung einer Schuldenbrem-
se im Grundgesetz eines beweist, dann ist es Ihre 
hemmungslose Unverantwortlichkeit mit der öffent-
lichen Gesamtverschuldung in der Bundesrepublik 
Deutschland. 

(Zustimmung von Ulf Thiele [CDU]) 

Einfacher ausgedrückt: Es ist Ihnen schlichtweg 
gleichgültig, ob Sie Schulden für die Erfüllung Ihrer 
politischen Wünsche machen, ob im Sozialbereich 
oder bei der Arbeitsförderung. Linke versprechen 
in der Regel allen alles - ganz egal, wer es am 
Ende bezahlt. 

(Zuruf von der LINKEN: Sie natürlich 
nicht! - Kreszentia Flauger [LINKE] 
meldet sich zu einer Zwischenfrage) 

Vizepräsident Dieter Möhrmann: 
Herr Dr. Althusmann, erlauben Sie eine Zwischen-
frage? 

Dr. Bernd Althusmann (CDU): 
Jetzt nicht. - Genau wegen dieser Grundhaltung 
darf es niemals dazu kommen, dass linke Grund-
positionen in Deutschland mehrheitsfähig werden. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Meine Damen und Herren, Sie lehnen eine Schul-
denbremse ab, weil Sie sonst Ihre Wünsch-dir-
was-Ausgabenpolitik nicht finanzieren könnten. 

(Kreszentia Flauger [LINKE]: Haben 
Sie eigentlich zugehört?) 

- Ich habe sehr gut zugehört. - Stattdessen, Frau 
Flauger, bieten Sie uns zur Gegenfinanzierung alte 
Ladenhüter an wie eine reformierte Vermögen-
steuer. Sie erläutern, damit könne man mal eben 
1 Milliarde Euro in den Landeshaushalt hineinspü-
len. 

(Zustimmung von Dr. Manfred Sohn 
[LINKE]) 

Das ist Unsinn. Oder Sie fordern einen verbesser-
ten Steuervollzug, der angeblich zu Mehreinnah-
men von 600 Millionen Euro führen soll. 

(Zustimmung von Kreszentia Flauger 
[LINKE]) 

Unsinn! Gleichzeitig behaupten Sie, man könne 
mal eben 300 Millionen Euro Steuermehreinnah-
men durch eine Großerbensteuer erzielen. Danke 
schön, das ist blanker Unsinn! Am Ende kommen 

Sie noch zu einer irrwitzigen Steuersenkungs-
bremse. 

(Kreszentia Flauger [LINKE]: Sie lei-
den unter Realitätsverlust!) 

Meine Damen und Herren, es bleibt ökonomische 
Wahrheit: Ausgabensteigerungen durch Steuerer-
höhungen sind nicht das Kennzeichen einer ver-
antwortungsbewussten Finanzpolitik. Sie sind 
schon gar nicht Kennzeichen einer verantwor-
tungsbewussten Finanzpolitik dieser Landesregie-
rung. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Das ist nichts anderes als linke Steuerscharlatane-
rie. Wir haben es doch bereits hinter uns. Gerade 
die von Herrn Dr. Sohn in so mancher Lobeshym-
ne gefeierten, inzwischen aber längst untergegan-
genen Systeme und Staaten hätten ihn doch eines 
Besseren belehren können. Der Glaube an den 
allumsorgenden Vollkaskomentalitätsstaat, der alle 
Wünsche finanziert, hat in den letzten Jahrzehnten 
gerade diese Staaten, denen Sie ja immer noch 
nachhängen, in die Verschuldung und damit letzt-
endlich in den Untergang geführt. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP - 
Hans-Henning Adler [LINKE]: Neh-
men wir doch mal Schweden!) 

Bei jedem Schuldenanstieg der Vergangenheit 
fehlte immer eine Antwort auf die wichtigste Frage: 
Wie sollen diese Schulden in Wahrheit wieder 
beglichen werden? - Schulden zu machen ist ein-
fach, Schulden abzubauen dagegen schwer. Die-
ser Frage stellen sich Linke und auch manche 
Sozialdemokraten leider nicht. 

Zur Erinnerung: Seit 40 Jahren vergeht kein Jahr in 
Deutschland ohne neue Schulden. Keine Finanz-
krise der vergangenen Jahre ab etwa 1967 hat in 
Deutschland am Ende nicht zu mehr Schulden im 
Verhältnis zum Bruttoinlandsprodukt geführt. Auch 
das, was in Deutschland auch in diesen Tagen 
unter dem Stichwort „Steuerschätzung“ wieder 
verlautbart wird, hat in Wahrheit immer dazu ge-
führt, dass Finanzpolitiker in Deutschland eines 
unternommen haben, nämlich gegen die Steuer-
schätzung in irgendeiner Form ein Mittel zu finden. 
In der Regel war es immer ein Mehr an Schulden. 
Das heißt, die Prognose wurde zur Grundlage des 
eigenen Handelns gemacht. Dagegen wurde dann 
aber wieder mit einer entsprechenden Anhebung 
der Schulden anzugehen versucht.  
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Die Gesamtverschuldung der Bundesrepublik 
Deutschland mit 1,7 Billionen Euro Ende dieses 
Jahres hat fast zur Hälfte damit zu tun, dass die 
Steuereinnahmen am Ende nicht in der Höhe ein-
getreten sind, wie sie vorher prognostiziert worden 
sind, und dass die Politik am Ende immer versucht 
hat, in irgendeiner Form einen Ausweg zu finden. 
Dieser Weg waren immer nur Schulden.  

Meine Damen und Herren, das kann es nicht sein. 
Die Schuldenlast eines jeden Bundesbürgers be-
trägt 18 600 Euro. Die Gesamtverschuldung be-
trägt 1,7 Billionen Euro, davon 1 Billion aufseiten 
des Bundes und rund 700 Milliarden Euro aufsei-
ten der Länder. Pro Sekunde einer solchen Rede 
hier steigt der Schuldenberg um mal eben 4 500 
Euro an, ohne dass wir irgendetwas tun.  

(Dr. Stephan August Siemer [CDU]: 
Abenteuerlich!)  

Allein die Zinszahlungen der Bundesrepublik 
Deutschland in Höhe von 70 Milliarden Euro sind in 
etwa dreimal so hoch wie das Volumen des Haus-
halts des Landes Niedersachsen. Also: Den Weg 
in die Schuldenfalle haben wir längst hinter uns. 
Umso wichtiger ist es, aus ihr jetzt wieder heraus-
zugehen. Wer will, dass wir auch in Zukunft hand-
lungsfähig sind, der muss auch den unbequemen 
Weg einer Schuldenbremse gehen. Wir wissen, 
dass die Regelungen des Artikels 115 des Grund-
gesetzes und des Artikel 71 der Niedersächsi-
schen Verfassung zur Schuldenbegrenzung in den 
vergangenen Jahren weder angemessen noch 
wirkungsvoll waren.  

Sehr gerne haben auch wir seit 1967 in Anlehnung 
an die Bundespolitik die Feststellung einer Störung 
des gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichts erklärt. 
Das war immer ein bequemer Weg zu einer Schul-
denaufnahme. Zum vermeintlichen Ausgleich des 
Haushalts wurde dann immer wieder die Nettoneu-
verschuldung herangezogen. Einen nachhaltigen 
Schuldenabbau hat es in den letzten Jahren hin-
gegen kaum gegeben.  

Die Begrenzung der Verschuldungsgrenze auf den 
Haushaltsvollzug war im Übrigen von Anfang an 
ein Fehler im System. Das Parlament konnte einen 
Haushalt zwar aufstellen, konnte auch eine Netto-
neuverschuldung festlegen, letztendlich aber nur 
deshalb, weil eine Regierung - ob auf Bundes- 
oder Länderebene - am Ende, wenn der Haushalt 
verabschiedet wurde, immer selbstständig hier und 
da Veränderungen vornehmen konnte. Auch das 
hat dazu beigetragen, dass die Verschuldung im-
mer weiter angestiegen ist.  

Ein Ergebnis der Föderalismuskommission ist 
auch, dass man sich jetzt darauf geeinigt hat, die-
ses System zu verändern. Das heißt, zukünftig 
wird sich die Schuldenbremse sowohl auf die 
Haushaltsaufstellung als auch auf den Haushalts-
vollzug beziehen, einschließlich der Sanktionie-
rungsmöglichkeiten. So etwas hat es in Deutsch-
land bisher noch nie gegeben, nämlich die Ver-
pflichtung der öffentlichen Hand, einen konkreten 
Tilgungsplan vorzulegen und zu sagen, dass man 
das, was man jetzt notwendigerweise aufgrund 
einer Katastrophe oder wie auch immer aufneh-
men musste, innerhalb von X Jahren wieder ab-
bauen werde. Deshalb ist das Signal des Bundes 
und der Länder - bis auf die Fraktion DIE LINKE - 
genau richtig: Schluss mit der Spendierhosenmen-
talität und mit ungedeckten Schecks auf die Zu-
kunft! 

Wie es richtig geht und funktionieren kann, haben 
wir in Niedersachsen seit 2003 exzellent vollzogen 
und vorgemacht.  

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Wenn es einer Landesregierung wie unserer ge-
lingt, die Nettoneuverschuldung seit 2003 um 90 % 
zurückzuführen, dann ist mir auch nicht bange, 
wenn nicht durch unser Verschulden, sondern 
letztendlich durch weltweites Verschulden eine 
Finanzkrise entstanden ist, die dazu führt, dass wir 
in den Jahren 2009 und 2010 voraussichtlich bis 
zu 5 Milliarden Euro weniger an Steuern einneh-
men werden. Auch wenn wir in einer solchen Si-
tuation zu einer Neuverschuldung kommen müs-
sen, bin ich mir sicher, meine Damen und Herren, 
dass es dieser Landesregierung und der sie tra-
genden Mehrheit hier im Parlament gelingen kann, 
auch die dann erhöhte Nettoneuverschuldung in 
den nächsten Jahren wieder zurückzuführen. Wir 
haben nämlich den Mut bewiesen, unbequeme 
Entscheidungen in Niedersachsen nicht nur anzu-
sprechen, sondern im Gegensatz zu Ihnen auch 
umzusetzen.  

(Zustimmung bei der CDU) 

Insofern, meine Damen und Herren: Die Diskussi-
on über die Eigenstaatlichkeit der Länder und über 
die Frage, ob das, was durch das Grundgesetz 
vorgeschrieben werden soll, in die Haushaltsauto-
nomie der Länder eingreift, ist eine akademische 
Frage.  

(Dr. Manfred Sohn [LINKE]: Das ist ja 
unglaublich!)  
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Letztendlich geht es darum, dass wir auch eine 
Solidarität zwischen den Ländern sicherstellen 
müssen, die in der Vergangenheit auf Kosten der 
jeweils anderen Länder - ob es nun die Beitrags-
freiheit des Besuchs von Kindergärten war, kom-
plett oder wie auch immer - nie darauf Rücksicht 
genommen haben, dass es eine Gesamtverschul-
dung der öffentlichen Hand gibt, frei nach dem 
Motto: Was interessieren mich meine Nachbarn? 
Irgendwann werden sie mich schon durchschlep-
pen. - So kann es natürlich auch nicht weiterge-
hen. Deshalb sitzen Bund und Länder hier in ei-
nem gemeinsamen Boot.  

Vizepräsident Dieter Möhrmann: 
Herr Althusmann, ein letzter Satz.  

Dr. Bernd Althusmann (CDU): 
Ich komme zum Schluss. - Die Schuldenbegren-
zung, die Schuldenbremse, ist das wichtigste In-
strument für die kommenden Jahrzehnte, um die 
Handlungsfähigkeit Deutschlands und auch unse-
res Bundeslandes sicherzustellen.  

Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit.  

(Lebhafter Beifall bei der CDU und bei 
der FDP) 

Vizepräsident Dieter Möhrmann: 
Zu einer Kurzintervention hat sich Herr Adler von 
der Fraktion DIE LINKE gemeldet. Bitte, Herr Ad-
ler!  

Hans-Henning Adler (LINKE): 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Herr Althusmann, wenn wir uns gegen 
eine Schuldenbremse aussprechen, dann heißt 
das ja nicht, dass wir immer Schulden machen 
wollen, sondern das heißt, dass das Parlament 
aufgrund seiner Finanzhoheit darüber entscheiden 
soll - je nach dem, wie die politischen Mehrheiten 
sind -, ob in einer jeweiligen Situation die Neuauf-
nahme von Schulden angemessen ist oder nicht. 
Wir möchten, dass die Entscheidung über diese 
Frage dem Parlament und damit dem demokrati-
schen Prozess obliegt.  

(Beifall bei der LINKEN) 

Wenn Sie diese Schuldenbremse von oben, vom 
Bund her, einführen, entmündigen Sie das Parla-
ment und schwächen den demokratischen Prozess 
im Land Niedersachsen. Das muss Ihnen eigent-
lich klar sein.  

(Beifall bei der LINKEN) 

Letztendlich schaffen Sie einen Zwang, auf den 
Sie sich später beim Sozialabbau berufen können. 
Ich glaube, das ist Ihre eigentliche Strategie dabei.  

Sie haben die Vorbilder angesprochen, die die 
Linke verfolgt. Ich will Ihnen sagen, welche Vorbil-
der das sind. Alle diese Vorbilder können Sie in 
Europa und zum Teil auf in den USA finden. Die 
Vermögensteuer ist keine Erfindung der DDR. Die 
Vermögensteuer hat es auch in der Bundesrepu-
blik gegeben, und es gibt sie auch in vielen ande-
ren europäischen Ländern und in den USA. Auch 
die Börsenumsatzsteuer gibt es in verschiedenen 
europäischen Ländern, wie z. B. in Irland und in 
skandinavischen Ländern. Wenn Sie uns angrei-
fen, dann sollten Sie qualifizierter vorgehen. Orien-
tieren Sie sich an den Vorbildern, die wir Ihnen 
genannt haben und auch weiterhin nennen wer-
den.  

Danke schön.  

(Beifall bei der LINKEN) 

Vizepräsident Dieter Möhrmann: 
Meine Damen und Herren, eine Erwiderung wird 
nicht gewünscht. - Ich gebe dann das Wort Herrn 
Grascha für die FDP-Fraktion.  

Christian Grascha (FDP): 

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Die Fraktion DIE LINKE ver-
sucht mit diesem Antrag wieder einmal, sich als 
Hüterin des Sozialstaates aufzuspielen.  

(Dr. Manfred Sohn [LINKE]: Sie ist 
es!)  

Es werden Rezepte verordnet, die noch nirgends 
auf der Welt gewirkt haben. Denn ich glaube nicht, 
Herr Adler, dass diejenigen Staaten, die Sie hier 
genannt haben, am Ende Ihre Vorbilder sind. 
Wenn Sie von „Systemwechsel“ sprechen, dann 
müssen Sie von anderen Staaten sprechen. Inso-
fern bin ich mir sicher, dass die Rezepte, die Sie 
vorschlagen, noch nirgends auf der Welt gewirkt 
haben. Am Ende würden Sie hier in unserem Land 
dazu beitragen, dass das gesamte wirtschaftliche 
und gesellschaftliche System infrage gestellt wird.  

(Beifall bei der FDP - Kreszentia 
Flauger [LINKE]: Sie sollten sich mal 
bilden! Sie wissen doch gar nicht, 
worüber Sie reden!) 
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Die Linke bezieht sich in ihrem Antrag auf Arti-
kel 20 Abs. 1 des Grundgesetzes. Dort steht - ich 
zitiere -:  

„Die Bundesrepublik Deutschland ist 
ein demokratischer und sozialer Bun-
desstaat.“  

Die entscheidende Frage ist nun, wie man „sozial“ 
definiert. Sozial ist für die Linke, das Geld mög-
lichst zu verteilen, und zwar nach Möglichkeit weg 
von den Fleißigen; denn in einer sozialistischen 
Gesellschaft darf sich Leistung bitte schön nicht 
lohnen.  

(Kreszentia Flauger [LINKE]: Das ist 
eine Beleidigung der nicht Vermögen-
den!) 

Was ist aber nun wirklich soziale Politik? - Das 
lateinische Wort „socius“ bedeutet gemeinsam und 
verbündet. Für die FDP-Fraktion bedeutet die 
Schuldenbremse, einen Verbund mit der nächsten 
Generation einzugehen. 

(Zustimmung bei der FDP - Roland 
Riese [FDP]: Schön!) 

Sozial müssen wir auch gegenüber der nächsten 
Generation sein. Deswegen muss mit der Spen-
dierpolitik der Vergangenheit Schluss sein. 

(Beifall bei der FDP) 

Soziale Politik bedeutet, dass die heutige Genera-
tion mit dem Geld auskommt, das heute zur Verfü-
gung steht, und nicht das Geld der nächsten Ge-
nerationen verfrühstückt. 

(Beifall bei der FDP) 

Die FDP hält die zwischen dem Bund und den 
Ländern verabredete Schuldenbremse im Grund-
satz für richtig. 2020 ist uns allerdings zu spät. Wir 
sollten in Niedersachsen prüfen, ob wir über die 
Landesverfassung oder die Landeshaushaltsord-
nung einen eigenen, besseren Weg gehen kön-
nen. Politisch unterstützen wir also die Schulden-
bremse. 

Verfassungsrechtlich sei es aber auch von unserer 
Seite erlaubt, ein kleines Fragezeichen zu setzen, 
ob hier nicht auf rechtlich zweifelhafte Weise in das 
Budgetrecht der Länder eingegriffen wird. 

(Beifall bei der FDP und Zustimmung 
von Dr. Manfred Sohn [LINKE] - Zuruf 
von der SPD: Das klären Sie doch 
erst einmal in der Koalition!) 

Ich komme zum nächsten Punkt Ihres Antrages: 
Der Vorschlag der Fraktion DIE LINKE, eine Steu-
ersenkungsbremse im Grundgesetz zu verankern, 
muss auf die arbeitenden Bürgerinnen und Bürger 
unseres Landes und die vielen kleineren und mitt-
leren Betriebe wirklich wie Hohn wirken. Auch hier 
wird wieder einmal suggeriert, dass Deutschland 
aufgrund der relativ niedrigen Steuerquote quasi 
ein Niedrigsteuerland sei. Entscheidend ist aber, 
mit wie vielen Steuern und Abgaben die Bürger 
und die Betriebe tatsächlich direkt belastet sind. 
Wenn ein Facharbeiter in unserem Land schon 
heute den Spitzensteuersatz zahlt und mit 50 % 
belastet ist, dann kann man wohl kaum von einer 
Steuersenkungspolitik der vergangenen Jahre 
sprechen. 

(Beifall bei der FDP) 

Deshalb bleibt es für meine Fraktion dabei: Wir 
brauchen ein faires und einfaches Steuersystem, 
das die Mitte unserer Gesellschaft entlastet. 

(Beifall bei der FDP und Zustimmung 
bei der CDU) 

Zur Vermögensteuer: Die Linke zitiert das Deut-
sche Institut für Wirtschaftsforschung mit einem 
Vorschlag aus dem Jahre 2002. Ich wünsche mir, 
dass die Linke genauso lernfähig wie das DIW ist. 
Für die Bundestagsfraktion von Bündnis 90/Die 
Grünen untersuchte das DIW 2004 verschiedene 
Modelle einer Vermögensbesteuerung und kam 
am Ende zu dem Ergebnis, dass eine Vermögen-
steuer am besten gar nicht eingeführt werden soll-
te. Wir sehen dies als Liberale genauso. 

Zum Schluss gehe ich noch auf die Vorschläge der 
Linken zum Steuervollzug ein. Erstens sind die 
Vorstellungen nach dem Motto „Je mehr Personal, 
desto mehr Steuereinnahmen“ - all dies wird auch 
noch linear hochgerechnet - aus meiner Sicht 
ziemlich naiv. Aber das können wir im Ausschuss 
gerne näher diskutieren. Zweitens wird deutlich, 
dass nach Ihrem Weltbild der Bürger für den Staat 
da ist. Wir sehen dies gänzlich anders. Der Staat 
ist für die Menschen da. 

(Kreszentia Flauger [LINKE]: Was re-
den Sie denn da?) 

Zu den linken Vorschlägen passt eher das von 
Professor Paul Kirchhof geprägte Bild der Hydra 
als Staat. Dieses vielköpfige Ungeheuer hält unser 
Land fest im Griff und schafft mit immer mehr Re-
geln und üppigen Geldleistungen mehr Ungerech-
tigkeiten und hinterlässt resignierte Bürgerinnen 
und Bürger. Dies mag, meine sehr geehrten Kolle-
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ginnen und Kollegen von der Fraktion DIE LINKE, 
das Bild sein, das Sie von unserem Staat haben. 
Unser Bild ist es nicht. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Vizepräsident Dieter Möhrmann: 
Meine Damen und Herren, es gibt den Wunsch 
nach einer Kurzintervention. Herr Dr. Sohn, bitte! 

Dr. Manfred Sohn (LINKE): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich 
gehe nur kurz auf die Frage der Steuersenkungs-
bremse ein, die Sie thematisiert haben, und trage 
Ihnen kurz vor, was wir als Entwurf einer solchen 
Steuersenkungsbremse vorschlagen. Bei der ge-
samtwirtschaftlichen Steuerquote soll das Niveau 
des Jahres 2008 nicht unterschritten werden. Dann 
kommt der entscheidende Satz: 

„Gesetze, die die Absenkung des 
Aufkommens einzelner Steuerarten 
zum Inhalt haben,“ 

- es geht also gar nicht um die Absenkungsmög-
lichkeit einzelner Steuerarten - 

„sind nur zulässig, wenn ein gesetzli-
cher Ausgleich zur Gewährleistung 
der Steuerdeckungsquote, die das Ni-
veau des Jahres 2008 nicht unter-
schreitet, erfolgt (Ausgleichspflicht).“ 

Dies hat folgenden Kerngedanken - das ist mit 
dem Stichwort „Skandinavien“ von Herrn Jüttner 
und eben auch von Herrn Adler angesprochen 
worden -: Sie haben in den letzten 20 Jahren eine 
Politik verfolgt, den Staat unentwegt zu schwächen 
und die Privatschatullen der Vermögenden und 
Unternehmen zu füllen. Mit dieser Politik, die im-
mer damit begründet wurde, dies sichere die Ar-
beitsplätze der Zukunft und stärke die Wirtschaft 
und damit auch die einzelnen Menschen im Lande, 
gehen Sie in diesen Monaten grandios baden. 
Dies allein wäre mir egal. Aber mit Ihnen gehen 
Millionen von Menschen ebenfalls grandios baden. 
Deshalb wollen und werden wir diese Politik been-
den, und deshalb muss der Staat gestärkt werden. 
Die Politik der permanenten Steuersenkung und 
der Aushungerung des Staates muss ein Ende 
haben, weil sonst die Krise, die Sie angerichtet 
haben, unentwegt so weitergeht. 

Schönen Dank. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Vizepräsident Dieter Möhrmann: 
Wollen Sie antworten, Herr Grascha? - Dann ha-
ben Sie das Wort. 

Christian Grascha (FDP): 

Ich danke Ihnen herzlich, Herr Präsident. - Hier 
geht es um eine Diskussion, die im Grunde schon 
mehrfach geführt wurde. Die Priorität, die von der 
Politik gesetzt werden muss, ist eindeutig: Wir 
müssen die Schulden reduzieren und daran arbei-
ten, unser Finanzsystem, unser Haushaltssystem 
in den Griff zu bekommen. Die Priorität, jetzt eine 
Steuersenkungsbremse einzubauen, ist aus mei-
ner Sicht eine reine Nebelkerze. Die Politik, die Sie 
mit den Steuererhöhungen und der Verbesserung 
der Einnahmesituation verfolgen, führt am Ende 
dazu, dass wir gar keine Bemessungsgrundlage 
mehr haben, um diese Einnahmen zu generieren. 
Insofern bleibt es dabei: Die Schuldenbremse ist 
richtig, aber eine Steuersenkungsbremse geht 
völlig an der Realität vorbei. 

(Beifall bei der FPD und Zustimmung 
bei der CDU) 

Vizepräsident Dieter Möhrmann: 
Nun hat Frau Geuter für die SPD-Fraktion das 
Wort. Bitte, Frau Geuter! 

Renate Geuter (SPD): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Der 
vorliegende Antrag der Fraktion DIE LINKE enthält 
eine Vielzahl von Themen und auch einige altbe-
kannte Forderungen der Linken, über die wir in 
diesem Hause schon diskutiert haben. Daher wer-
de ich - etwas anderes würde auch den Rahmen 
dieser Rede sprengen - nicht auf alle Themen 
eingehen können. 

Eines erscheint mir aber als sehr wichtig: Wir ha-
ben hier auch heute wieder eine sehr populäre 
Kritik an der Ausgabenpolitik des Staates gehört. 
Sie mag manchmal sogar berechtigt sein. Wer 
aber die Forderung aufstellt, die staatliche Ausga-
benpolitik gehöre insgesamt auf den Prüfstand, 
darf dabei eines nicht vergessen: Aus den Budgets 
von Bund, Ländern und Gemeinden werden un-
verzichtbare staatliche Leistungen und Entwick-
lungen finanziert. Dazu gehören sowohl gezielte 
Förderungen sowie Ausgleichs- und Sozialleistun-
gen als wesentliche Beiträge zur gesellschaftlichen 
Entwicklung als auch die Sicherstellung der öffent-
lichen Infrastruktur in den Bereichen der Bildungs-
einrichtungen - wer weiß dies besser als wir hier in 
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Niedersachsen? -, der Versorgung und der Mobili-
tät. Die aktuelle Finanz- und Wirtschaftskrise hat 
eindrucksvoll verdeutlicht, dass gerade in beson-
ders schwierigen Zeiten ein handlungsfähiger 
Staat unverzichtbar ist. 

(Beifall bei der SPD) 

Eine hohe Staatsverschuldung, die einen großen 
Teil des staatlichen Budgets für Zinszahlungen 
bindet, schränkt aber die Handlungsfähigkeit des 
Staates ebenfalls massiv ein. Die Wahrung der 
Handlungsspielräume für nachfolgende Generatio-
nen durch stabile und gesicherte öffentliche Finan-
zen ist daher eine zentrale Voraussetzung für eine 
verantwortliche Finanzpolitik. 

Die bereits gültigen gesetzlichen Schuldenrege-
lungen einschließlich der Maastricht-Kriterien zur 
Begrenzung der Staatsverschuldung haben den 
massiven Anstieg der Staatsverschuldung in den 
letzten Jahren nicht verhindern können. Ange-
sichts dieser hohen Verschuldung der öffentlichen 
Haushalte von Bund, Ländern und Gemeinden und 
der weitestgehenden Wirkungslosigkeit der auf 
Bruttoinvestitionen bezogenen Kreditobergrenze in 
Artikel 115 des Grundgesetzes und in ähnlichen 
Normen der Landesverfassungen stehen wir auch 
dazu, dass wir neue, effektivere Schuldenregelun-
gen für Bund, Länder und Gemeinden benötigen. 

Eine Schuldenregelung ist aber nur dann glaub-
würdig, wenn sie auch tatsächlich einzuhalten ist 
und nicht nur Symbolpolitik beinhaltet. Ein höherer 
oder niedrigerer Schuldenstand ist nämlich kei-
neswegs vollständig oder auch nur überwiegend 
das Ergebnis autonomer politischer Entscheidun-
gen auf der jeweiligen staatlichen Handlungsebe-
ne, sondern hat in einem hohen Maße strukturelle 
Gründe. Es war übrigens der frühere Ministerprä-
sident Ernst Albrecht, meine Damen und Herren 
von der CDU-Fraktion, der vor einigen Jahren 
bundesweit auf diese Problematik hingewiesen 
und für die Bewältigung struktureller Probleme die 
Unterstützung des Bundes eingefordert hat. Im 
Gegensatz dazu versucht die heutige Landesregie-
rung immer wieder, den Eindruck zu erwecken, der 
erfreulicherweise positive Haushaltsverlauf der 
letzten Jahre sei ausschließlich Ergebnis eigenen 
Tuns. Die Steuermehreinnahmen der letzten Jahre 
sind offensichtlich vom Himmel gefallen. Heute 
Morgen durften wir dann erfahren, dass negative 
Entwicklungen, wie wir sie jetzt zu verzeichnen 
haben, ausschließlich der Wirtschaftskrise zuge-
schrieben werden. - Das ist Logik à la CDU und 
FDP. 

(Beifall bei der SPD) 

Unverzichtbar ist für jede staatliche Ebene eine 
aufgabenangemessene Finanzausstattung, mit der 
in wirtschaftlichen Normalsituationen der Haus-
haltsausgleich möglich ist. Niedersachsen kann 
seine Einnahmeentwicklung allerdings kaum selbst 
beeinflussen. Seine Finanzkraft hängt wesentlich 
von der Steuerpolitik auf der Bundesebene ab. Die 
Einflussmöglichkeit besteht nur mittelbar über den 
Bundesrat. 

Die Grenzen der Vorhersehbarkeit staatlicher Ein-
nahmen werden uns gerade in diesen Tagen ein-
drucksvoll vor Augen geführt. Ein Blick in die aktu-
elle und noch gültige mittelfristige Finanzplanung 
des Landes Niedersachsen zeigt, dass die tatsäch-
liche Entwicklung alle Einnahmeerwartungen über 
den Haufen geworfen hat. 

Aber auch die Handlungsspielräume auf der Aus-
gabenseite sind bekanntlich mehr als gering. 
Standards werden den Ländern häufig vom Bund 
vorgegeben. Auch im Personalbereich gibt es 
kaum Möglichkeiten, die Ausgabenentwicklung zu 
beeinflussen. Der Staatsgerichtshof hat daher be-
kanntlich vor einigen Jahren die sogenannte freie 
Spitze in Niedersachsen auf weniger als 5 % bezif-
fert.  

Wenn wir in Niedersachsen unsere Einnahmen, 
wie beschrieben, nicht beeinflussen können, die 
Ausgaben auch nur bedingt, dann führt das mit der 
jetzigen Grundgesetzänderung beabsichtigte abso-
lute Neuverschuldungsverbot dazu, dass unsere 
politische Handlungsfähigkeit gleich null sein wird. 

(Beifall bei der SPD und bei der LIN-
KEN) 

Wir halten Grundsätze der Haushaltspolitik auf der 
Bundesebene für wichtig und richtig. Die Einfüh-
rung von konkreten Schuldenregelungen muss 
aber den Ländern vorbehalten bleiben und in den 
Landesverfassungen geregelt werden. Sie bedür-
fen der konstitutiven Mitwirkung durch die Landes-
parlamente - denn wir haben das Budgetrecht - 
und dürfen uns nicht durch die Änderungen des 
Grundgesetzes übergestülpt werden. 

(Beifall bei der SPD und bei der LIN-
KEN sowie Zustimmung von Helge 
Limburg [GRÜNE]) 

Sparen in der Krise mache keinen Sinn - so die 
heutige Aussage des Ministerpräsidenten -, und 
daher seien Ausgabenkürzungen zur Haushalts-
konsolidierung zurzeit nicht opportun. Gleichzeitig 
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wird aber der Eindruck erweckt, Niedersachsen sei 
in der Lage, die Vorgaben eines Neuverschul-
dungsverbotes, wie es jetzt geplant wird, einzuhal-
ten.  

Meine Damen und Herren, dazu reichen Ihnen 
weder die Ausnahmeregelungen für die konjunktu-
relle Verschuldung noch die lange Übergangszeit 
bis zum Jahre 2020. Niemand kann heute abse-
hen, wie lange die konjunkturelle Schwächephase 
dauern wird. Auch Konjunkturverläufe sind - das 
zeigt uns die Geschichte - eben nicht vorhersehbar 
und verlaufen auch nicht symmetrisch.  

Die Verpflichtung, in konjunkturell guten Zeiten 
Schulden zurückzuführen, kann auch nur dann 
eingehalten werden, wenn Einnahmeüberschüsse 
in konjunkturell positiven Jahren nicht durch Steu-
ersenkungsbeschlüsse minimiert werden. Sie aber, 
meine Damen und Herren der Regierungsfraktio-
nen, fordern selbst in konjunkturell schwierigen 
Zeiten Steuersenkungspakete. Das ist nicht zu 
verantworten.  

(Beifall bei der SPD und Zustimmung 
von Helge Limburg [GRÜNE]) 

Die Antwort auf die Frage, wie Sie unter diesen 
Vorgaben einen einhaltbaren Tilgungsplan aufstel-
len wollen, sind Sie bisher schuldig geblieben. Das 
gilt auch für die Frage, wie künftig große Infrastruk-
turprojekte wie z. B. der JadeWeserPort finanziert 
werden sollen. Verlassen Sie sich ausschließlich 
darauf, dass private Investoren das leisten? - Das 
hat dann mit gestaltender Politik nichts mehr zu 
tun. 

(Beifall bei der SPD und bei der LIN-
KEN sowie Zustimmung von Helge 
Limburg [GRÜNE]) 

Es ist auch nicht verantwortbar, dass wir künftigen 
Generationen eine dramatisch schlechtere Infra-
struktur vererben. 

(Ernst-August Hoppenbrock [CDU]: 
Aber Schulden!) 

Ihnen liegt doch so viel an Generationengerechtig-
keit. Für solche Maßnahmen muss weiterhin die 
Möglichkeit der Kreditfinanzierung bestehen, mit 
einem verbindlichen Tilgungsplan, wie das auch 
seriöse Kaufleute tun.  

Meine Damen und Herren, wir sind gerne bereit, 
uns an der Ausgestaltung einer sinnvollen und 
einhaltbaren Schuldenregelung zu beteiligen, und 
werden das in den Ausschussberatungen auch 
verdeutlichen. Eines werden wir aber nicht unter-

stützen: eine Schuldenbremse, die niemand ein-
halten kann oder will und die, wenn sie ernst ge-
nommen würde, zur Handlungsunfähigkeit unseres 
Landes Niedersachsen führen und Niedersachsen 
zu einer unteren Verwaltungseinheit des Bundes 
degradieren würde. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD und bei 
der LINKEN sowie Zustimmung von 
Helge Limburg [GRÜNE]) 

Vizepräsident Dieter Möhrmann: 
Meine Damen und Herren, nächster Redner ist 
Herr Klein von der Fraktion Bündnis 90/Die Grü-
nen. Bitte! 

Hans-Jürgen Klein (GRÜNE): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Der 
Antrag der Linken ist eine schöne Erklärung für 
das Phänomen, mit dem sich Parteienforscher im 
Moment vehement beschäftigen: Es ist Krise, und 
die Linke profitiert nicht. - Herr Sohn, mit solchen 
Anträgen wird Ihnen das wohl auch weiterhin nicht 
gelingen. 

(Beifall bei den GRÜNEN, bei der 
CDU und bei der FDP) 

Sie präsentieren uns hier unter dem Titel „Untaug-
liche Schuldenbremse“ wieder ein Sammelsurium 
an Maßnahmen, mit dem Sie die Landesfinanzen 
retten wollen. Es ist einfach so: Mit der Entfernung 
zur Realität verliert ein solcher Antrag an Glaub-
würdigkeit. Das ist einfach nicht zielführend. Jens 
Bisky von der Süddeutschen Zeitung nennt so 
etwas „politisch folgenlos“ oder „Ätsch-Marxismus“. 
Ich mag ihm da nicht widersprechen.  

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Zur Forderung der Linken, der Grundgesetzände-
rung für die Einführung der Verschuldensober-
grenze nicht zuzustimmen: Die Grünen im Bundes-
tag werden diese Grundgesetzänderung ablehnen.  

Allerdings sind wir im Gegensatz zu der Linken der 
Auffassung, dass wir tatsächlich verbindliche Ver-
schuldensregeln für Bund, Länder und Gemeinden 
brauchen. Gleichzeitig muss jedoch sichergestellt 
werden, dass eine solche Regel alle Ebenen poli-
tisch handlungsfähig hält.  

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Die grüne Schuldenbremse bindet die Ausgaben 
an die Einnahmen. Dies bedeutet aber nicht eine 
Entmündigung der Politik, wie von den Linken kol-
portiert, sondern vielmehr kann der Staat seinen 
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Handlungsspielraum dadurch erweitern, dass er 
seine Einnahmen steigert, etwa indem er umwelt-
schädliche Subventionen abbaut, Ausnahmen von 
der Ökosteuer abschafft oder den Umweltver-
brauch stärker besteuert. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, darüber hinaus müssen 
wir zu einem modernisierten Nettoinvestitionsbe-
griff kommen. Hier bleiben die Vorschläge der 
Großen Koalition ohne jede Idee. Auch die Frage 
der Altschuldenhilfe ist nicht ausreichend geklärt. 
Wir brauchen zunächst einen solidarischen Aus-
gleich zwischen den Gebietskörperschaften. Län-
der und Gemeinden, die überdurchschnittliche 
Zinslasten tragen, müssen für einen begrenzten 
Zeitraum eine finanzielle Entlastung erhalten. Die 
Forderung der Niedersächsischen Landesregie-
rung nach einem absoluten Verschuldungsverbot 
ist natürlich ökonomischer Unsinn und politisch 
gefährlich. Dass Herr Wulff und Herr Rösler im 
gleichen Atemzug auch noch massive Steuersen-
kungen fordern, ist an Unseriosität kaum zu über-
bieten und zeigt, dass dieser Landesregierung 
Nachhaltigkeit und soziale Gerechtigkeit Fremd-
worte sind. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Die OECD kritisiert, dass von den Steuerentlas-
tungen der vergangenen Jahre vor allem die Gut-
verdiener profitiert hätten. Da wird sehr deutlich, 
für wen die Steuersenkungsversprechungen der 
Union bestimmt sind. Herr Wulff marschiert vorne-
weg und zerstört die Reste an finanzpolitischer 
Seriosität, mit der sich diese Landesregierung so 
gern schmücken möchte. Aber genauso orientie-
rungslos kommen auch die Linken daher. Mit ihrem 
Vorschlag der Steuersenkungsbremse bedienen 
sie doch lediglich die andere Seite der Medaille. Im 
Grunde genommen könnte man sagen: Das ist der 
CDU-Vorschlag, nur mit umgekehrten Vorzei-
chen. - Das ist aber genauso unflexibel und ge-
nauso wenig zielführend wie das, was CDU und 
FDP wollen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Am Ende, Herr Sohn, haben Sie doch auch ein 
Riesenproblem mit Ihrem Antrag in Bezug auf Ihre 
Basis. Sie haben sicherlich von der Umfrage im 
ZDF gehört. Der Wunsch nach Steuersenkungen 
ist unterschiedlich ausgeprägt: Am größten ist der 
Wunsch nach Steuersenkungen bei den Anhän-
gern der Linken. Am wenigsten wünschen sich 
dagegen die Anhänger der Grünen Steuersenkun-

gen. Ich glaube, da haben Sie noch einiges an 
Überzeugungsarbeit zu leisten. Vielleicht lösen Sie 
erst einmal dieses Problem, bevor Sie uns mit 
solchen Anträgen belästigen. 

(Beifall bei den GRÜNEN - Ralf Briese 
[GRÜNE] - zur LINKEN -: So nah seid 
ihr bei der FDP!) 

Vizepräsident Dieter Möhrmann: 
Meine Damen und Herren, jetzt hat sich Herr Mi-
nister Möllring zu Wort gemeldet. Bitte! 

Hartmut Möllring, Finanzminister: 
Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Man muss sich schon wundern, dass in 
manchen Reden auf dem Recht bestanden wird, 
Schulden machen zu dürfen. Ich halte Schulden-
macherei - wenn es nicht unbedingt notwendig ist 
oder gar nicht anders geht - gegenüber der nach-
folgenden Generation ethisch und moralisch für 
wenig vertretbar. 

(Zustimmung bei der CDU - Ralf Brie-
se [GRÜNE]: Das macht doch jedes 
Unternehmen, Herr Minister! Jedes 
Unternehmen macht Schulden!) 

Wir haben vorgestern „60 Jahre Grundgesetz“ 
gefeiert. Das Land Niedersachsen ist 1946 ge-
gründet worden. Viele von uns sind noch gar nicht 
63 Jahre alt, aber wir zahlen heute noch Zinsen für 
Schulden, die vor unserer Geburt gemacht worden 
sind. Wieso es moralisch und sozial verträglich 
sein soll, wenn wir heute Schulden machen, die 
noch nicht geborene Kinder später zurückzahlen 
müssen, verstehe ich hinten und vorne nicht. 

(Zustimmung bei der CDU und bei der 
FDP) 

Herr Professor Schneider ist vorhin zitiert worden. 
Er hat hier vorgestern einen Festvortrag gehalten, 
der naturgemäß nicht diskutiert werden kann, 
schon gar nicht mit ihm. Er ist ja auch nach dem 
Festvortrag gegangen. 

(Kreszentia Flauger [LINKE]: Schade!) 

Meines Erachtens waren in seinem Vortrag min-
destens zwei Fehler enthalten. Zum einen hat er 
nämlich zur Bundesversammlung gesagt, damals 
hätten die elf Landtage ihre Mitglieder dorthin ent-
sandt. Aber das Saarland ist erst sehr viel später - 
nach der Verabschiedung des Grundgesetzes - als 
elftes Bundesland dazugekommen. Es kann also 
damals keine Mitglieder entsandt haben. Berlin 
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hatte den Viermächtestatus und durfte daher da-
mals keine Mitglieder entsenden. Der Präsident 
der dortigen Versammlung war damals zwar Gast, 
aber er konnte nicht mitbestimmen. Das war der 
eine Fehler. 

Der zweite Fehler ist, dass Professor Schneider 
übersehen hat, dass vor 1969 in der Verfassung, 
im Grundgesetz, und vor 1972 in der Vorläufigen 
Niedersächsischen Verfassung ein Schuldenverbot 
bestanden hat. In Artikel 54 - heute Artikel 71 - der 
Niedersächsischen Verfassung stand nämlich:  

„Im Wege des Kredites dürfen Geld-
mittel nur bei außerordentlichem Be-
darf und in der Regel nur für Ausga-
ben zu werbenden Zwecken und auf-
grund eines Gesetzes beschafft wer-
den.“  

Das Gleiche war in Artikel 115 des Grundgesetzes 
geregelt. Die Niedersächsische Verfassung ist 
nach dem Grundgesetz entstanden und hat diese 
Regelung übernommen.  

Das hatte zur Folge, dass bis 1970 der Gesamt-
staat, die elf Bundesländer der Bundesrepublik 
Deutschland, alle Gemeinden und Landkreise, nur 
125 Milliarden DM Schulden hatte. Das sind umge-
rechnet in etwa 63 Milliarden Euro. Erst als man 
die Schuldenbremse eingeführt hat - Herr Sohn hat 
eben darauf hingewiesen, sie aber falsch interpre-
tiert hat - und in der Niedersächsischen Verfas-
sung formuliert hat: „Kredite dürfen die für eigenfi-
nanzierte Investitionen, Investitionsfördermaßnah-
men und zur Umschuldung veranschlagten Aus-
gaben nicht überschreiten“, ging das Schuldenma-
chen richtig los, weil man den Investitionsbegriff - 
Herr Klein hat es richtig gesagt - nicht als Nettoin-
vestitionsbegriff interpretiert hat, sondern nur als 
Investitionsbegriff. Dann hat man auch noch „fal-
sche“ Ausgaben darunter subsumiert. Es wäre ja 
noch hinnehmbar, wenn man es auf Infrastruktur-
maßnahmen - Straßen, Kanäle, Häfen - bezogen 
hätte. Aber es sind auch Autos und Computer dar-
unter gefasst worden. Die Autos, die seit 1972 
unter diesen Artikel gefallen sind, sind also kredit-
finanziert gewesen. Die Autos gibt es heute nicht 
mehr, aber die Schulden sind noch da. Mit Nach-
haltigkeit hat das nichts zu tun. Deshalb muss 
dieser Artikel dringend geändert werden. Das be-
deutet auch keine Entmachtung des Landtages. 
Bis 1972 durften solche Kredite ja gar nicht aufge-
nommen werden, weil ein Schuldenverbot galt. 

(Hans-Henning Adler [LINKE]: Das 
war aber eine Landesregelung!) 

Des Weiteren steht in unserer Verfassung, im 
Grundgesetz, dass Bundesrecht Landesrecht 
bricht. Es gilt auch, dass einfachrechtliche Rege-
lungen des Bundes unsere Verfassung aushebeln 
können. Das kann man bedauern oder auch nicht - 
so ist eben die Rechtslage. Deshalb wäre es 
schön, wenn ein Schuldenverbot auf Bundesebene 
erreicht würde. Wir haben 63 Jahre lang, solange 
das Land Niedersachsen existiert, jedes Jahr neue 
Schulden gemacht. Mir kann niemand erzählen, 
dass die letzten 63 Jahre unsozial gewesen wären. 

Ein letzter Punkt: Nach der Regelung in Artikel 71 
dürften wir die Zahlung von Gehältern nicht mit 
Krediten finanzieren; denn Gehälter sind mit Si-
cherheit keine Investitionen und können deshalb 
als Begründung für die Aufnahme von Schulden 
nicht herhalten. 

Vielen Dank.  

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Vizepräsident Dieter Möhrmann: 
Meine Damen und Herren, weitere Wortmeldungen 
liegen mir nicht vor. Ich schließe die Beratung. 

Wir kommen zur Ausschussüberweisung.  

Der Antrag soll in den Ausschuss für Haushalt und 
Finanzen überwiesen werden. Wer so beschließen 
will, den bitte ich um das Handzeichen. - Gibt es 
Gegenstimmen? - Enthaltungen? - Das ist so be-
schlossen. 

Meine Damen und Herren, wir kommen jetzt zum 
letzten Tagesordnungspunkt für heute. Ich rufe 
Tagesordnungspunkt 44 auf: 

Erste Beratung: 
Mobilfunk darf der Kultur nicht dazwischenfun-
ken - Umfassende Prüfung der Auswirkungen 
einer Umverteilung des Frequenzbandes von 
790 und 862 MHz erforderlich - Antrag der Frak-
tion Bündnis 90/Die Grünen - Drs. 16/1213 - Ände-
rungsantrag der Fraktionen der CDU, der SPD, der 
FDP und der GRÜNEN - Drs. 16/1278  

Zur Einbringung hat sich Frau Helmhold von der 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen gemeldet. Bitte, 
Frau Helmhold! 

Ursula Helmhold (GRÜNE): 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Frequenzbereichszuweisungsplanverord-
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nung - hinter diesem Wortungetüm verbirgt sich ein 
Problem, und zwar ein bislang kaum öffentlich 
kommuniziertes Riesenproblem für die bundesweit 
etwa 700 000 Nutzer von Funkmikrofonen. Funk-
mikrofone werden z. B. bei Musikveranstaltungen, 
in öffentlichen und privaten Theatern, bei öffentli-
chen Veranstaltungen, in Kirchen, bei Sportevents, 
Sportgroßereignissen, in Stadtteilen, in vielen 
kommunalen Einrichtungen, auf Freilichtbühnen, 
bei Kongressen und Messen benutzt - übrigens 
auch hier im Saal. 

Nun stellen Sie sich einmal vor, Sie halten irgend-
wo eine schwungvolle Rede, und plötzlich gibt es 
massive Störungen. Nun könnte man einwenden, 
das sei in dem einen oder anderen Fall vielleicht 
nicht ganz so schlimm. Aber stellen wir uns einmal 
einen Musical- oder Theaterabend vor, bei dem 
Mikroportanlagen eingesetzt werden. Sie sitzen 
gemütlich im Theater und genießen die Kultur, und 
plötzlich muss die Aufführung aufgrund von massi-
ven Störungen vielleicht sogar abgebrochen wer-
den. Dazu reicht zukünftig ein eingeschaltetes 
Handy.  

Was steckt dahinter? - Am 4. März 2009 hat die 
Bundesregierung die Frequenzbereichszuwei-
sungsplanverordnung beschlossen. Dabei geht es 
um die Umnutzung von Funkfrequenzen im Spekt-
rum von 790 bis 862 MHz. Durch die Digitalisie-
rung des Rundfunks sind vermehrt Frequenzen frei 
geworden. Diese können von anderen Nutzern 
genutzt werden. Das ist die sogenannte digitale 
Dividende. Natürlich ist es sinnvoll, eine Änderung 
vorzunehmen und eine Umnutzung der frei wer-
denden Frequenzen zu ermöglichen. Diese sollen 
übrigens an Telekommunikationsunternehmungen 
versteigert werden. Auf den ersten Blick eine gute 
Idee, auch vor dem Hintergrund, dass man diese 
Frequenzen für schnelle Internetverbindungen im 
ländlichen Raum nutzen kann, was gerade für uns 
in Niedersachsen schon von Bedeutung ist. 

Auf den zweiten Blick aber ist die Sache etwas 
problematischer, und zwar nicht nur am Rande, 
weil wir in der Funkübertragung beim Internet nicht 
unbedingt den Königsweg sehen - nicht zuletzt 
wegen der wachsenden Strahlenbelastung der 
Bürgerinnen und Bürger. Es gibt für uns sinnvollere 
Lösungen. Wir würden eine Kabellösung in jedem 
Fall vorziehen. 

Auf den dritten Blick erschließt sich die Riesen-
problematik. Denn die Frequenzen, die jetzt ver-
steigert werden sollen, sind gar nicht frei. Sie ha-
ben sogenannte sekundäre Nutzer. Das sind unge-

fähr 700 000 Nutzer von Funkmikrofonen, die auf 
diesen Frequenzen senden. Problematisch ist nun, 
dass bis jetzt überhaupt nicht geklärt ist, welche 
technischen Probleme sich zukünftig bei einer 
gleichzeitigen Nutzung derselben Frequenzen 
durch eine Breitbandanwendung für das Internet 
und durch Funkmikrofone ergeben. Nach Berichten 
aus den USA mussten dort sogar schon Konzerte 
abgebrochen werden, weil diese gemeinsame 
Nutzung eben nicht möglich ist. 

Ein weiteres großes Problem betrifft die Abschät-
zung der finanziellen Folgen. Wer nämlich diese 
Veranstaltungen weiter mit Mikrofonen durchführen 
will - auf Ersatzfrequenzen -, der braucht ein ande-
res Equipment. Den Aufwand für die Umrüstung 
hätten die Nutzer und die Medienunternehmen zu 
tragen. Fachleute gehen davon aus, dass der In-
vestitionsbedarf, den eine entsprechende Umrüs-
tung bzw. eine Neuanschaffung mit sich bringen 
würde, allein für die mit Steuermitteln finanzierten 
Kultureinrichtungen 2 bis 3 Milliarden Euro beträgt. 
Wer soll das denn bezahlen? 

Die Kultureinrichtungen haben das dafür nötige 
Geld nicht. In sehr vielen Fällen werden die Haus-
halte der Kommunen belastet werden. Aber auch 
unser Landeshaushalt wäre betroffen. Der Bun-
deswirtschaftsminister jedenfalls macht es sich hier 
etwas zu einfach, wenn er schmallippig darauf 
hinweist, dass für den Bundeshaushalt keine fi-
nanziellen Folgen entstehen. 

Meine Damen und Herren, bislang war für Sekun-
därnutzer die Nutzung der in Rede stehenden Fre-
quenzbereiche bis zum Jahre 2015 gesichert. Soll-
ten diese Pläne umgesetzt werden, stünden die 
Nutzer vor unlösbaren Problemen.  

Die Hersteller von drahtlosen Mikrofonanlagen, zu 
denen als Marktführer die niedersächsische Firma 
Sennheiser gehört, fordern eine verlässliche Aus-
sage darüber, welche Ersatzfrequenzen künftig für 
ihre Anwendungen zur Verfügung stehen sollen. 
Außerdem braucht man dort verständlicherweise 
einen angemessenen, störungsfreien Übergangs-
zeitraum für die notwendige Entwicklungsarbeit, 
damit man neue Produkte in Zukunft überhaupt 
wird anbieten können. 

Ich konnte eigentlich kaum glauben, dass es zu 
einem solchen Projekt keine umfassende Technik-
folgenabschätzung gegeben hat. So gibt es inzwi-
schen breite Proteste. Der Verband für professio-
nelle drahtlose Produktionstechnologie, der Deut-
sche Bühnenverein, zahlreiche Kulturschaffende, 
Künstler, Musiker, Theater usw. haben massive 
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Bedenken angemeldet. Wir wollen mit unserem 
Antrag erreichen, dass dem Rechnung getragen 
wird. 

Glücklicherweise haben auch die Länder inzwi-
schen diese Probleme erkannt. Es hat dort Bewe-
gung gegeben. Ich bin sehr froh darüber, dass es 
uns in vielen Gesprächen, die wir gestern und 
vorgestern am Rande des Plenums geführt haben, 
gelungen ist, einen gemeinsamen Änderungsan-
trag zu unserem Antrag vorzulegen, der von den 
größeren Fraktionen dieses Hauses getragen wird. 

Wir hätten natürlich auch die Linke gern beteiligt. 
Das wäre uns recht gewesen; denn es geht um 
den Inhalt. Das war, wie in diesem Hause üblich, 
jedoch nicht möglich.  

Aber wir haben in diesem Hause eine breite Mehr-
heit für diesen gemeinsamen Änderungsantrag, 
der die Landesregierung bittet, dafür Sorge zu 
tragen, dass vor einer endgültigen Entscheidung 
verschiedene Dinge geklärt werden, z. B. dass der 
Bund den Betroffenen die Umstellungskosten in 
voller Höhe erstattet. Das Geld dazu ist da; es gibt 
schließlich die Versteigerungserlöse. Es kann nicht 
sein, dass sich der Bund das Geld in die Tasche 
steckt und Länder und Kommunen die Sache hin-
terher finanziell ausbaden. 

(Beifall bei den GRÜNEN und Zu-
stimmung bei der LINKEN) 

Außerdem muss vor der tatsächlichen Vergabe der 
Frequenzen abschließend geklärt sein, auf wel-
chem Spektrum die bisherigen Nutzer zukünftig 
störungsfrei senden sollen. Dieses Spektrum muss 
den Nutzern verbindlich benannt werden, und es 
muss ein angemessener Übergangszeitraum zur 
Verfügung stehen. 

Dieser Punkt steht morgen auf der Tagesordnung 
des Bundesrates. Es könnte sein, dass die Ab-
stimmung noch verschoben wird. Da sie aber 
schon morgen stattfinden könnte, sind wir uns 
darüber einig geworden, über diesen Antrag hier 
heute abzustimmen. Ich freue mich über das breite 
Bündnis, das wir hier erzielt haben.  

Ich bedanke mich für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei den GRÜNEN und Zu-
stimmung bei der SPD) 

Vizepräsident Dieter Möhrmann: 
Meine Damen und Herren, die Rednerin für die 
SPD ist Frau Behrens. Bitte, Frau Behrens! 

Daniela Behrens (SPD): 

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Kolleginnen 
und Kollegen! Wir haben eine lange und anstren-
gende Plenumswoche hinter uns. Deswegen will 
ich mich auf wenige Worte zu diesem Antrag be-
schränken. Frau Helmhold hat deutlich und klar 
dargelegt, worum es geht. Ich glaube, das muss 
nicht wiederholt werden.  

Ich möchte der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 
ganz ausdrücklich dafür danken, dass sie diesen 
Anstoß gemacht hat. Das ist ein Thema, das uns 
alle berührt. Vor allen Dingen die vielen Briefe der 
Kulturschaffenden in Niedersachsen, die wohl alle 
Fraktionen erreicht haben, machen deutlich, dass 
das Papier, das morgen beschlossen werden soll, 
aus Ländersicht und auch aus Sicht der Kultur 
nicht akzeptiert werden kann. Der Änderungsan-
trag, den die vier Fraktionen jetzt gemeinsam ge-
stellt haben, ist ein guter Änderungsantrag. Auch 
wenn die Linken aus bekannten Gründen nicht als 
Antragsteller auf der Drucksache stehen, weiß ich, 
dass sie sicherlich mit dabei sein wollen und auch 
würden.  

(Kurt Herzog [LINKE]: Sagen Sie doch 
einmal, dass Sie das nicht mehr ak-
zeptieren!) 

Aber das wird die Linke sicherlich gleich selber 
sagen.  

Wir müssen uns darüber im Klaren sein - Frau 
Helmhold hat das ausgeführt -, dass wir, wenn 
diese Frequenzzuordnungsneuverteilung so be-
schlossen wird, wie sie zurzeit auf dem Tisch liegt, 
mikrofontechnisch in die Steinzeit zurückfallen. Wir 
werden auf den großen Veranstaltungen wieder 
mit Kabeltrommeln arbeiten müssen. Die Theater, 
die uns geschrieben haben, machen deutlich, was 
für ein großes Problem das für sie ist. Viele Frei-
luftveranstaltungen wären so nicht mehr möglich. 
Der Deutsche Bühnenverein hat darauf hingewie-
sen, dass eine Modernisierung der Mikrofontechnik 
schon für ein kleines Dreispartenhaus über 
300 000 Euro kosten würde.  

Wenn wir dieser Entschließung heute mit großer 
Mehrheit zustimmen und damit die Landesregie-
rung auffordern, morgen auf die sechs Punkte 
einzuwirken, die die Entschließung aufzählt, dann 
müssen wir danach schauen, was aus dieser Ent-
schließung geworden ist und ob diese Anregun-
gen, die wir heute auf den Weg bringen wollen, 
aufgenommen worden sind. Wenn das in dem 
einen oder anderen Fall nicht so ist, dann muss 
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entweder dieses Land nachverhandeln, oder wir 
müssen dafür sorgen, dass sich unsere Theater in 
öffentlicher Hand spätestens ab 2015 - dann tritt 
die Neuordnung in Kraft - mit dem notwendigen 
Geld versorgen können, um ihre Mikrofontechnik 
zu modernisieren, damit sie auch weiterhin auf 
dem Stand der Technik sind. 

Ich möchte noch einen kurzen Blick auf das Thema 
„digitale Dividende und Breitbandversorgung“ wer-
fen. Das ist ja der große Grund, warum diese Fre-
quenzneuordnung stattfinden soll. Wir wollen Fre-
quenzen, die nicht mehr so sehr gebraucht wer-
den, nutzen, um die Breitbandversorgung im länd-
lichen Raum auszubauen und zu sichern. Ich 
komme aus dem ländlichen Bereich. Glauben Sie 
mir: Ich weiß, wie schwierig das an der einen oder 
anderen Stelle ist.  

Deswegen müssen wir aufpassen, dass wir auf der 
einen Seite die Kulturschaffenden berücksichtigen 
und auf der anderen Seite die Breitbandversor-
gung weiter ausbauen. Ich glaube aber, dass das 
zusammen möglich ist. Wir dürfen uns hier nicht 
zwischen diesen beiden Positionen auseinanderdi-
vidieren lassen. Die digitale Dividende muss zum 
Ausbau der Breitbandversorgung genutzt werden. 
Das darf aber nicht dazu führen, dass wir die Kul-
turschaffenden erheblich beeinträchtigen.  

(Ralf Briese [GRÜNE]: Genau!) 

- Danke schön, dass Sie mir zustimmen, Herr Brie-
se.  

Ich komme zum Schluss. Wir stimmen diesem 
Änderungsantrag zu. Wir danken den Grünen für 
den Impuls. Wir werden sehr genau darauf achten, 
ob die Landesregierung uns morgen entsprechend 
der noch zu beschließenden Entschließung im 
Bundesrat vertritt. Wir werden danach gucken, 
welche Konsequenz die Bundesratsentschließung 
für das Land Niedersachsen hat. Dann müssen wir 
schauen, was das für die Kulturpolitik bedeutet.  

Danke schön. 

(Beifall bei der SPD, bei den GRÜ-
NEN und bei der LINKEN) 

Vizepräsident Dieter Möhrmann: 
Meine Damen und Herren, Herr Riese von der 
FDP-Fraktion sagt jetzt noch mehr dazu. 

Roland Riese (FDP): 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Kolleginnen, 
liebe Kollegen! Die Grüne-Fraktion hat mit dem 

ursprünglichen Entschließungsantrag meine Anre-
gung aus der Kleinen Anfrage zum gleichen The-
ma im März-Plenum aufgegriffen - dafür herzlichen 
Dank - und die morgen bevorstehende Beschluss-
fassung zur Frequenzbereichszuweisungsplanver-
ordnung im Bundesrat heute auf die Tagesordnung 
des Landtages gehoben.  

Die Nutzung der Frequenzen von 790 bis 862 MHz 
durch die Allgemeinheit war von vornherein bis 
zum 31. Dezember 2015 befristet. Das wusste 
jeder, der die Verfügung Nr. 91 im Amtsblatt der 
Bundesnetzagentur vom 21. Dezember 2005 zur 
Kenntnis genommen hat. Dennoch ist es natürlich 
erforderlich, dass alle, deren bisherige Nutzung 
dieser Frequenzen im Rahmen der digitalen All-
mende durch die künftig vorgesehene Nutzung des 
Frequenzspektrums für die digitale, breitbandige 
Internetversorgung eingeschränkt wird, Gewissheit 
über die künftige technische Lösung ihrer Nutzung 
erhalten. Wir alle haben zahlreiche Zuschriften von 
besorgten Kulturveranstaltern zu diesem Thema 
erhalten. 

Wir alle streben aber hoffentlich auch das Schlie-
ßen der weißen Flecken auf der Karte der Breit-
bandversorgung an. Frau Helmhold, es ist natürlich 
noch ein weiter Weg, bis wir jedes entlegene Dorf 
in Niedersachsen ans Glasfaserkabel angeschlos-
sen haben werden, wie wir das gerne möchten. 

Meine Damen und Herren, die europäischen Fre-
quenzmanagementgremien prüfen derzeit die Nut-
zung des Frequenzbereichs zwischen 1 400 und 
1 500 MHz innerhalb des sogenannten L-Bandes 
sowie zusätzlicher Kapazitäten im Bereich von 
1 800 MHz bis 1 805 MHz. Frequenzen im Bereich 
von 1 785 bis 1 800 MHz stehen bereits als Alter-
nativen zur Verfügung. Ebenso kommen der unte-
re Dezimeterwellenbereich von 470 bis 790 MHz 
sowie gegebenenfalls die sogenannte Mittenlücke 
von 820 bis 832 MHz für drahtlose Mikrofone in 
Betracht. 

(Ursula Helmhold [GRÜNE]: Herr Rie-
se muss schon selber lachen!) 

Die Bundesrats-Drucksache 204/09 enthält dan-
kenswerterweise bereits den Prüfauftrag, „inwie-
weit diese Umstellungskosten angemessen im 
Rahmen der Neuvergabe u. a. auch durch die 
künftigen Frequenznutzer zu tragen sind“. Nach 
der Auffassung der FDP darf es keinesfalls ge-
schehen, dass der Bund diese Frequenzen fröhlich 
mit gutem Ertrag versteigert und der allgemeinen 
Nutzung entzieht, während die bisherigen Nutzer - 
seien es Kommunen, private Tonstudios oder 
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Saalveranstalter - auf bisher noch nicht näher be-
stimmbaren, wahrscheinlich aber bedeutenden 
Umrüstungskosten sitzen bleiben. 

Derzeit besteht jedoch noch viel Unsicherheit, 
insbesondere bei den Nutzern der genannten Fre-
quenzen, aber auch bei Herstellern der verwende-
ten Mikrofone und Übertragungsanlagen, zu denen 
auch der bedeutende niedersächsische Hersteller 
Sennheiser gehört, sowie bei den Kaufinteressen-
ten. 

Die von vier Fraktionen des Landtages vorge-
schlagene Entschließung kann dazu beitragen, die 
Weisheit des Bundesrates zu erhöhen, wenn diese 
Frage tatsächlich morgen entschieden werden 
muss. 

Es gibt gute Gründe dafür, die offenen Fragen 
technischer und wirtschaftlicher Art zu klären, be-
vor der Bundesrat die Verordnung annimmt. Der 
niedersächsische Wirtschaftsminister Dr. Philipp 
Rösler steht derzeit in intensiven Verhandlungen 
mit genau dieser Zielsetzung. 

Der Landtag sollte heute in einer einzigen Lesung 
zu einer Entschließung in der von vier Fraktionen 
vorgeschlagenen geänderten Fassung kommen. 
Dann wird es zur Frequenzbereichszuweisungs-
planverordnung - ein Wort, bei dem ich immer an 
Loriot denken muss - eine befriedigende Lösung 
geben. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Dieter Möhrmann: 
Meine Damen und Herren, jetzt hören wir ergän-
zende Ausführungen von Herrn Schobert von der 
CDU-Fraktion. 

Wittich Schobert (CDU): 
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Es ist natürlich schwierig - das 
merken wir durchaus auch am Lärmpegel -, als 
letzten Tagesordnungspunkt ein so komplexes 
Thema zu behandeln, von dem wir - da schließe 
ich mich überhaupt nicht aus - vor drei Wochen 
noch gar nicht gewusst haben, dass es zum The-
ma wird. 

Seit dieser Zeit haben wir aber - dafür bin ich auch 
dankbar - sehr viele Rückmeldungen von Betroffe-
nen erhalten, die uns darauf hingewiesen haben, 
dass hier ein Problem besteht, bei dem offensicht-
lich - vielleicht im Eifer des Gefechtes - in Berlin 
noch nicht richtig zu Ende gedacht worden ist. 

Wir müssen uns vor Augen halten, dass der Bund 
diese Veränderungen letztlich durchführen will, um 
einer unserer grundsätzlichen Forderungen, näm-
lich der Forderung auf Anschluss des ländlichen 
Raumes an die Breitbandversorgung, entgegenzu-
kommen. Es ist unstrittig, dass eine Breitbandan-
bindung über Funk nur eine Not- und Übergangs-
lösung sein kann; denn damit werden überhaupt 
nicht die Übertragungsraten erreicht, die bei einer 
Versorgung über Kabel schon heute Standard 
sind. Zumindest hätte man damit aber schon ein-
mal einen Anfang gemacht und eine entsprechen-
de Möglichkeit geschaffen, bis die notwendigen 
Kabel verlegt sind. 

Um den Zielkonflikt aufzuzeigen, möchte ich Ihnen 
ein praktisches Beispiel aus meiner Heimatstadt 
Helmstedt schildern. Der Stadtteil Bad Helmstedt 
verfügt noch nicht über einen Breitbandanschluss. 
Dort befinden sich zum einen 80 Haushalte und 
zum anderen das städtische Theater. Das macht 
den Zielkonflikt deutlich. Wenn dort die Breitband-
versorgung via Frequenz sichergestellt würde, 
wäre die Stadt Helmstedt nicht mehr in der Lage, 
weiter mit der jetzigen technischen Ausstattung 
des Theaters zu arbeiten. Daran kann man den 
Konflikt auch bildlich nachvollziehen: auf der einen 
Seite die Versorgung mit Breitbandschlüssen und 
auf der anderen Seite das berechtigte Interesse 
der Kultur-, aber auch der Unterhaltungsbranche. 

Ich bin unserer Landesregierung, sowohl der 
Staatskanzlei als auch dem Wirtschaftsministeri-
um, sehr dankbar dafür, dass sie sich in einem 
sehr guten und schnellen Verfahren in den ver-
gangenen Wochen dieser Thematik angenommen 
hat. Mittlerweile hat sich Niedersachsen im Bund - 
die Beratungen dauern ja heute noch an, nachdem 
sie schon in den vergangenen Tagen stattgefun-
den haben - an die Spitze der Bewegung derjeni-
gen gestellt, die eine Änderung erreichen wollen. 

Der Runde bei der Bundeskanzlerin möchte ich 
jetzt natürlich nicht vorgreifen. Die innersten Dinge, 
die dort besprochen werden, kann ich hier auch 
nicht wiedergeben, weil ich sie gar nicht kenne. 

(Heiterkeit bei der FDP) 

- Noch nicht. - Letztendlich ist aber klar: Unsere 
Landesregierung wird sich dafür einsetzen, dass 
entweder die berechtigten Forderungen, die wir in 
diesem Antrag niedergeschrieben haben, umge-
setzt werden oder dass dieser Punkt bei der mor-
gigen Sitzung des Bundesrates nicht beschlossen  
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wird, damit wir Zeit haben, eine Klärung herbeizu-
führen. 

(Wilhelm Hogrefe [CDU]: Sehr gut!) 

Das ist ein Handeln in unserem Sinne. 

Deswegen sind wir auch der Fraktion Bündnis 
90/Die Grünen sehr dankbar dafür, dass sie diesen 
Antrag auf die Tagesordnung gebracht hat; denn 
damit wird deutlich, dass wir in dieser Frage alle 
gemeinsam an einem Strang ziehen, und zwar in 
die gleiche Richtung. Das ist nämlich eine ganz 
wichtige Sache. 

(Beifall bei der CDU) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, liebe 
Kolleginnen und Kollegen, den Zielkonflikt habe ich 
herausgearbeitet und dargestellt, worum es geht. 
Gerade bei mir als Vertreter des ländlichen Rau-
mes schlagen wahrhaftig zwei Herzen in einer 
Brust. Lassen Sie uns hoffen, dass die beiden 
Herzen durch kluge Beschlüsse im Bundesrat und 
in Berlin bald wieder zusammenfinden und dass 
alles so laufen kann. 

Es ist aber gleichermaßen wichtig, dass wir - wenn 
wir eine Lösung finden, die ja auch dahin gehen 
könnte, dass den Funkmikrofonen und ähnlichen 
Anlagen eine andere Frequenz zugewiesen wird - 
auch Folgendes deutlich machen: Wenn der Bund 
mit dem Verkauf von Frequenzen die digitale Divi-
dende abschöpft, ist natürlich auch der Bund in der 
Pflicht, diejenigen, die - auch wenn kein rechtlicher 
Anspruch entstanden ist - die Leidtragenden sind, 
finanziell zu unterstützen. Das gebietet die Ver-
nunft. Lassen Sie uns hoffen, dass das Ganze 
auch entsprechend umgesetzt wird. 

Abschließend darf ich mich recht herzlich insbe-
sondere für die hervorragenden zwischen uns ge-
führten Diskussionen bedanken, die auch darin 
münden, dass wir hier einen gemeinsamen Ent-
schließungsantrag vorgelegt haben. Lassen Sie 
uns hoffen, dass unsere Landesregierung mit die-
sem Entschließungsantrag im Rücken in Berlin das 
notwendige Glück und auch die notwendige Über-
zeugungskraft hat, um in unserem Sinne zu han-
deln. Ich bin mir ziemlich sicher, dass dort etwas 
gelingen wird. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU, bei der FDP und 
bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Dieter Möhrmann: 
Meine Damen und Herren, die Fraktion DIE LINKE 
hat sich gemeldet. Ich gebe Frau Flauger das 
Wort. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Kreszentia Flauger (LINKE): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Diese 
unausgegorene und schlechte Idee darf morgen im 
Bundesrat natürlich nicht durchkommen. Das ist 
völlig klar. Ich brauche jetzt aber nicht alles zu 
wiederholen, was hier bereits - mal verständlich, 
mal nicht ganz so verständlich; sorry - 

(Professor Dr. Dr. Roland Zielke 
[FDP]: Zahlen sind schwer!) 

transportiert wurde, weil ja nun alle inhaltlich davon 
überzeugt sind. 

Insofern freue ich mich ganz gewaltig, dass es hier 
in diesem Landtag einen einstimmigen Beschluss 
geben wird. Das ist für die Kulturschaffenden gut - 
und an der Seite der Kulturschaffenden steht ganz 
klar die Linke. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Ich möchte aber auch betonen: Es liegt nicht an 
uns, dass dies kein gemeinsamer Antrag aller 
Fraktionen sein kann. Wir hätten ihn gerne mit 
unterzeichnet. Das liegt einfach an der albernen 
Sturheit der CDU und an dem Grundsatzbe-
schluss, den sie getroffen hat. 

(Beifall bei der LINKEN - Zurufe von 
der CDU) 

Sie haben entschieden, gar nichts mit uns machen 
zu wollen, egal, wie exakt wir inhaltlich überein-
stimmen. 

Uns geht es um die Sache. Deswegen werden wir 
diesem Antrag natürlich zustimmen, weil wir ihn 
inhaltlich für völlig richtig halten. Daran sehen Sie, 
wem es wirklich um die Sache geht. 

Jetzt einmal ein Tipp an die Damen und Herren 
von der CDU:  

(Clemens Große Macke [CDU]: Abge-
lehnt! Wollen wir nicht!)  

Wir hatten kürzlich unsere Klausurtagung im „Hah-
nenkleer Hof“. Die Eigentümerin ist Frau Latte-
mann-Meyer. Sie ist Mitglied der CDU. Sie war die 
erste Frau, die in Niedersachsen das Amt einer 
Oberbürgermeisterin innegehabt hat. Sie war lan-
ge kommunalpolitisch aktiv. Diese Frau hat uns 
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sehr nett empfangen. Sie hat eine freundliche An-
sprache beim Abendessen gehalten.  

(Karl-Heinrich Langspecht [CDU]: So 
sind unsere Leute!)  

Sie hat eine Runde Schierker Feuerstein ausge-
geben und mit uns angestoßen. Sie hat mir im 
persönlichen Gespräch gesagt, dass wir alle de-
mokratisch gewählte Vertreter seien. 

Wissen Sie was? - Ich möchte Ihnen ein klein biss-
chen, nur einen Hauch der Souveränität, der Ge-
lassenheit und der Professionalität wünschen, mit 
der diese Frau mit uns umgegangen ist. Dann lässt 
vielleicht einmal diese bizarre Situation nach, dass 
sich Anhängerinnen und Anhänger Ihrer Partei bei 
mir dafür entschuldigen, wie Sie als Fraktion hier 
im Landtag mit uns umgehen.  

(Lebhafter Beifall bei der LINKEN und 
bei der SPD) 

Vizepräsident Dieter Möhrmann: 
Meine Damen und Herren, ich erteile nun Herrn 
Minister Rösler das Wort zu dem Antrag. Bitte 
schön!  

Dr. Philipp Rösler, Minister für Wirtschaft, Arbeit 
und Verkehr: 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Ich danke schon einmal vorab im Namen 
der Landesregierung allen Fraktionen für diesen 
Antrag, der voraussichtlich gleich mit großer Mehr-
heit verabschiedet werden wird.  

Ich möchte aber zumindest auf zwei Punkte hin-
weisen, zunächst einmal auf die jetzige Nutzung. 
Schon jetzt ist es so: Wenn im privaten Bereich die 
Funkfrequenzen von 790 MHz bis 862 MHz - - - 

(Kreszentia Flauger [LINKE] begibt 
sich zu Dr. Bernd Althusmann [CDU] - 
Zurufe: Oh! Hey!) 

- Der Beginn einer wunderbaren Freundschaft!  

(Heiterkeit) 

- Ich vermittle gerne, kein Problem. Es ist ja Auf-
gabe der Landesregierung, an dieser Stelle allen 
Fraktionen zusammenzuhelfen.  

(Heiterkeit)  

Die jetzige private Nutzung der Funkfrequenzen 
von 790 MHz bis 862 MHz läuft im Jahr 2015 aus, 
unabhängig von der Frequenzbereichszuwei-
sungsverordnung. Darauf möchte ich nur hinwei-

sen, weil dies eben etwas anders dargestellt wor-
den ist.  

Ebenfalls wurde bereits zu Recht darauf hingewie-
sen, wie wichtig die Breitbandanbindung im ländli-
chen Raum ist und wie wichtig deshalb die 
schnellstmögliche Nutzung der sogenannten digi-
talen Dividende ist. Dies darf man nicht unter-
schätzen. Deswegen stehen wir ein bisschen unter 
Zeitdruck, dass diese Frequenzbereichszuwei-
sungsverordnung schnellstmöglich in unserem 
Sinne verabschiedet wird, weil wir sonst nicht zu 
einer Versteigerung kommen können. Solange 
keine Versteigerung stattgefunden hat, können wir 
unsere ländlichen Räume nicht anschließen. Aber 
das wollen wir ja alle.  

Ich danke dem Haus, wenn Sie diesen Antrag 
gleich verabschieden, für diesen Antrag. Ich möch-
te aber der Vollständigkeit halber darauf hinwei-
sen, weil sich mehrere Kolleginnen und Kollegen 
bei der Fraktion der Grünen bedankt haben, dass 
der Text wortgleich einer Entschließung des Bun-
desrates aus dem Wirtschaftsausschuss und dem 
Ausschuss für Kulturfragen entspricht - nur um der 
Urheberschaft Rechnung zu tragen.  

Dieser Antrag stammt ursprünglich aus dem Land 
Rheinland-Pfalz. Wir sind an dieser Stelle inhaltlich 
eher von den Sozialdemokraten getrieben.  

(Ursula Helmhold [GRÜNE]: Ich wollte 
Ihnen nur die Zustimmung erleich-
tern!) 

Ich möchte an dieser Stelle darauf hinweisen, dass 
dies schon Beschlusslage des Bundesrates ist. 
Jetzt geht es in der Tat darum, inwieweit die Bun-
desregierung bereit ist, diesem einzelnen Punkt 
nachzukommen, damit wir womöglich einen finan-
ziellen Ausgleich bekommen. Die Diskussion gibt 
es momentan. Insofern hoffen wir sehr, dass wir 
heute Abend bei den Gesprächen oder gegebe-
nenfalls morgen im Bundesrat zu einem vernünfti-
gen Ergebnis kommen.  

Vielen Dank für den Antrag und vielen Dank für 
Ihre Aufmerksamkeit.  

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Vizepräsident Dieter Möhrmann: 
Meine Damen und Herren, weitere Wortmeldungen 
liegen mir nicht vor. Ich schließe die Beratung.  

Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hat für ihren 
Antrag in der Drs. 16/1213 beantragt, die zweite 
Beratung und damit die Entscheidung über den 
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Antrag gemäß § 39 Abs. 3 Satz 2 unserer Ge-
schäftsordnung sofort anzuschließen.  

Wie mir mitgeteilt wurde, sind alle Fraktionen be-
reit, dem Wunsch der Antragstellerin nach soforti-
ger Abstimmung über den Antrag und somit auch 
über den Änderungsantrag in der Drs. 16/1278 zu 
folgen.  

Der guten Ordnung halber frage ich unter Hinweis 
auf die soeben von mir zitierte Geschäftsord-
nungsbestimmung gleichwohl, ob eine Ausschuss-
überweisung mit dem nach § 27 Abs. 2 Satz 1 
unserer Geschäftsordnung erforderlichen Quorum 
von 30 Mitgliedern des Landtages verlangt wird. - 
Das ist nicht der Fall.  

Wir kommen jetzt zur Abstimmung. Entsprechend 
§ 39 Abs. 3 Satz 1 in Verbindung mit § 31 Abs. 3 
Satz 1 unserer Geschäftsordnung stimmen wir 
zunächst über den Änderungsantrag der Fraktio-
nen der CDU, SPD, FDP und Grünen in der Drs. 
16/1278 ab. Nur im Falle der Ablehnung dieses 
Änderungsantrags stimmen wir dann über den 
Antrag der Fraktion der Grünen in der Drs. 16/1213 
ab.  

Wer dem Änderungsantrag in der Drs. 16/1278 zu 
dem Antrag in der Drs. 16/1213 annehmen möch-
te, den bitte ich um ein Handzeichen. - Gegen-
stimmen? - Stimmenthaltungen? - Das war ein-
stimmig.  

Wir sind damit am Ende der heutigen Tagesord-
nung. Der nächste, der 14. Tagungsabschnitt ist 
von Dienstag, dem 16. Juni, bis Donnerstag, dem 
18. Juni, vorgesehen. Der Präsident wird den 
Landtag einberufen und im Einvernehmen mit dem 
Ältestenrat den Beginn und die Tagesordnung der 
Sitzung bestimmen.  

Ich wünsche Ihnen eine gute Heimreise und 
schließe die Sitzung.  

Schluss der Sitzung: 14.46 Uhr. 
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Anlagen zum Stenografischen Bericht 

noch:  

Tagesordnungspunkt 32: 

Mündliche Anfragen - Drs. 16/1195 

 

Anlage 1 

Antwort 

des Finanzministeriums auf die Frage 2 der Abg. 
Jörg Bode und Björn Försterling (FDP) 

Auswirkungen der Bad-Bank-Debatte und 
der Bestrebungen zur Neuordnung der Lan-
desbanken auf die NORD/LB 

Trotz hoher Abschreibungen wegen der Fi-
nanzkrise hat die Norddeutsche Landesbank 
(NORD/LB) das vergangene Jahr mit einem 
Millionengewinn abgeschlossen. Nach eigenen 
Aussagen sei die NORD/LB in der Lage, die Fi-
nanzkrise aus eigener Kraft zu bewältigen. Da-
bei werde die NORD/LB voraussichtlich auch 
keine Kapitalspritze von den Trägern - dies sind 
vor allem das Land Niedersachsen und der 
Sparkassenverband Niedersachsen - brauchen. 

Bundesfinanzminister Peer Steinbrück (SPD) 
hat angekündigt, dass sich das Bundeskabinett 
mit einem Bad-Bank-Modell befassen werde. 
Im weiteren Verfahren würden die Länder ein-
gebunden. Eine abschließende Klärung, ob auf 
Bundesebene ein Bad-Bank-Modell eingeführt 
werde, ist bis zum Sommer zu erwarten. 

Gleichzeitig soll Bundesfinanzminister Peer 
Steinbrück (SPD) auf eine Fusion der sieben 
Landesbanken drängen. Ohne Zusammen-
schlüsse wolle der Bund nach Presseberichten 
den Ländern keine Hilfen aus dem Rettungs-
plan der Regierung zur Entsorgung der Giftpa-
piere aus den Landesbankbilanzen geben. 
Deshalb soll derzeit die Zusammenführung der 
Landesbanken zu nur noch einer Holding oder 
zu drei Instituten im Gespräch sein. 

Vor diesem Hintergrund fragen wir die Landes-
regierung: 

1. Wie bewertet sie die aktuelle wirtschaftliche 
Situation der NORD/LB nach dem aktuellen 
Jahresabschluss? 

2. Wie bewertet sie die derzeitigen Planungen 
der Bundesregierung zur Einführung eines Bad-
Bank-Modells? 

3. Wie bewertet sie die Überlegungen zu einer 
Zwangszusammenfassung von Landesbanken 
durch den Bund, und welche Auswirkungen hät-
te dies auf die NORD/LB? 

Die NORD/LB hat das Geschäftsjahr 2008 trotz 
Finanzkrise und des Umstandes, dass aus dem 
Bereich der Landes- und Geschäftsbanken in der 
Regel nur Rekordverluste zu vernehmen sind, mit 

einem Konzerngewinn von 151 Millionen Euro 
nach Steuern abgeschlossen. Insoweit nimmt die 
NORD/LB sowohl im Kreis der Landesbanken als 
auch im Vergleich zu den großen Geschäftsban-
ken eine Sonderstellung ein. Es hat sich gezeigt, 
dass das Geschäftsmodell der NORD/LB krisen-
fest und auf nachhaltige Erträge ausgelegt ist. Sie 
ist deshalb in der Lage, auf eigenen Füßen zu 
stehen. Die NORD/LB kann sich dennoch nicht 
dem Markt- und Konjunkturentwicklungen entzie-
hen, und zumindest im laufenden, aber wohl auch 
im folgenden Geschäftsjahr wird sie - wie die ge-
samte Branche - mit erhöhten Risiken im Kredit-
portfolio leben müssen. 

Durch die Garantien der Länder Niedersachsen 
und Sachsen-Anhalt auf Basis des besicherten  
GMTN-Programms ist die NORD/LB im Gegensatz 
zu vielen anderen Banken nicht auf die Hilfe des 
Bundes angewiesen. Unser Garantieprogramm 
wäre nicht erforderlich gewesen, wenn nicht durch 
den SoFFin, also den Sonderfonds des Bundes, 
garantierte Emissionen der anderen Banken den 
Markt verzerrt hätten. 

Dies vorausgeschickt, beantworte ich die Fragen 
der Abgeordneten Jörg Bode und Björn Försterling 
im Namen der Landesregierung wie folgt: 

Zu 1: Die Landesregierung ist mit der wirtschaftli-
chen Situation der NORD/LB in Anbetracht der 
Rahmenbedingungen zufrieden, zumal die 
NORD/LB für das abgelaufene Geschäftsjahr ne-
ben der Helaba zu den Landesbanken gehört, die 
eine Dividende an die Träger ausgeschüttet ha-
ben. Die Träger der NORD/LB haben eine Divi-
dende von 7 % auf das Stammkapital erhalten. Die 
Helaba hat 3 % ausgeschüttet. Alle Eigenkapital-
bestandteile wie z. B. Perpetuals oder Genuss-
rechte wurden von der NORD/LB verzinst. 

Zu 2: Die Initiative der Bundesregierung zur Ein-
führung eines Bad-Bank-Modells wird von der 
Landesregierung konstruktiv begleitet. In Zeiten 
wirtschaftlicher Krisen müssen alle Lösungsmodel-
le gründlich durchdacht werden. Dieses Instru-
ment, das die Bereinigung belasteter Bankbilanzen 
von „toxischen“ Wertpapieren zum Inhalt hat, könn-
te ein Weg sein, die Vertrauenskrise zwischen den 
Kreditinstituten zu beenden und einzelne Banken 
zu stützen. Denn wir halten es für unabdingbar, 
dass die mittelständische Wirtschaft mit Krediten 
versorgt wird. Das ist nur möglich, wenn die kredit-
gebenden Banken sich ihrerseits refinanzieren 
können. 
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Zu 3: Die NORD/LB ist eine auf Landesrecht beru-
hende Anstalt des öffentlichen Rechts. Die Ge-
setzgebungskompetenz über die NORD/LB liegt 
bei den Ländern Niedersachsen, Sachsen-Anhalt 
und Mecklenburg-Vorpommern, also für Nieder-
sachsen in diesem hohen Hause.  

Eine Zwangszusammenfassung durch den Bund 
ist nicht möglich. Sollten die Träger und Aktionäre 
der übrigen Landesbanken an dem Konsolidie-
rungsbankmodell nur unter der durch den Bund 
gestellten Bedingung teilnehmen können, dass sie 
sich neu ausrichten, würde die Landesregierung 
die Chancen ausloten, die dadurch für die 
NORD/LB entstehen könnten, und den Prozess 
konstruktiv begleiten. 

 

Anlage 2 

Antwort 

der Niedersächsischen Staatskanzlei auf die Fra-
ge 3 der Abg. Stefan Wenzel, Ursula Helmhold und 
Hans-Jürgen Klein (GRÜNE) 

Sponsoring, Spenden und Belohnungen: 
Regelungen im Ministergesetz auf dem 
Prüfstand I  

Das Ministergesetz ist eindeutig formuliert: Ge-
schenke und Belohnungen dürfen nicht ange-
nommen werden. Diese Intention wird auch in 
weiteren Formulierungen des Gesetzes deutlich 
gemacht. Minister dürfen in keiner Phase ihrer 
Amtszeit und selbst nach Ausscheiden aus dem 
Amt nicht den Anschein erwecken, dass sie 
sich durch materielle Zuwendungen beeinflus-
sen oder zu bestimmten Handlungen verleiten 
lassen. Diese Bestimmungen sollen das Ver-
trauen in die Amtsführung einer Ministerin/eines 
Ministers wahren und sicherstellen, dass Ge-
rechtigkeit gegen jedermann geübt wird. Dem 
entspricht auch der Amtseid.  

Finanzminister Hartmut Möllring hat kürzlich auf 
Kosten der Gronauer Firma Funke Heat Ex-
change eine Reise nach China unternommen, 
um dort an der Eröffnung einer Filiale in 
Changhzou teilzunehmen. Seine dortige Funk-
tion beschreibt der Minister selbst als „Türöff-
ner.“ Dank seiner Anwesenheit habe es „media-
le Aufmerksamkeit“ gegeben. „Das war es der 
Firma offenbar wert“, sagt der Minister laut 
Presseberichten. Unklar bleibt jedoch, ob die 
Reise in erster Linie im Interesse des Landes, 
im Interesse der Firma oder im Interesse des 
Ministers lag. Zu klären ist, ob eine solche Rei-
se eines eigentlich nicht zuständigen Ministers 
privater Natur oder eine Dienstreise ist. Beob-
achterinnen und Beobachtern drängt sich der 
Eindruck auf, dass der dienstliche Anlass und 
eine Kostenübernahme des Landes eher 
schwer zu begründen gewesen wären, zumal 
andere niedersächsische Firmen bei ähnlichen 

Events auf Gleichbehandlung drängen könnten. 
Nach Medienberichten hat die Staatskanzlei der 
Niedersächsischen Landesregierung die Reise 
des Finanzministers und die Übernahme der 
Reisekosten durch die Firma Funke für „absolut 
zulässig“ erklärt. Diese Einschätzung erscheint 
vor dem Hintergrund des Ministergesetzes zu-
mindest als fragwürdig.  

Unklar ist auch die rechtliche Einordnung des 
Sponsorings von Landesministerien. Während 
die direkte Übertragung von Geschenken und 
Belohnungen vom Ministergesetz ausgeschlos-
sen wird, erschließt das Sponsoring Möglichkei-
ten einer indirekten Unterstützung einzelner Mi-
nister oder einzelner Aktivitäten der Landesre-
gierung. Das Sponsoring ist im Ministergesetz 
nicht erwähnt, ermöglicht einer Regierung aber, 
weit jenseits des vom Haushaltsgesetzgeber 
vorgesehenen Rahmens Öffentlichkeitsarbeit 
zu betreiben oder Projekte zu finanzieren. Da-
bei bleibt im Einzelnen unklar, welche Vorteile 
sich wechselseitig für den Sponsor bzw. die 
gesponsorte Institution, Behörde oder Person 
ergeben.  

Vor diesem Hintergrund fragen wir die Landes-
regierung:  

1. In welchen Fällen ist nach Ansicht der Lan-
desregierung die Übernahme der Reisekosten 
für ministerielle Reisen durch Privatfirmen mit 
dem niedersächsischen Ministergesetz verein-
bar?  

2. Gibt es eine interne Richtlinie oder Verord-
nung zur Regelung der Kostenübernahme bei 
Ministerreisen?  

3. Hat es in anderen Fällen Kostenübernahmen 
bei Reisen, Dienstreisen oder Fahrten von Be-
diensteten des Landes gegeben (z. B. Gewer-
beaufsicht, Atomaufsicht o. a.)? 

Vorab stelle ich fest, dass die Inhalte dieser und 
der Kleinen Anfragen zur mündlichen Beantwor-
tung zu den laufenden Nrn. 8 und 33 durch die 
Abgeordneten Wenzel, Helmhold und Klein (GRÜ-
NE) zunächst vor ein paar Tagen inhaltsgleich als 
Kleine Anfrage zur schriftlichen Beantwortung 
(LT-Az.: II/72-291) an die Landesregierung gestellt 
worden sind. Diese sind dann aber vor ihrer Be-
antwortung zurückgezogen worden. 

Zu allen drei Mündlichen Anfragen bemerke ich 
einleitend Folgendes: 

Eine wichtige Kernaussage lautet: Eine Annahme 
von Belohnungen und Geschenken ist den Be-
diensteten des Landes Niedersachsen ebenso wie 
den Mitgliedern der Landesregierung nur in Aus-
nahmefällen gestattet. Jede unmittelbare Verbin-
dung von Amtsgeschäft und Belohnung bzw. Ge-
schenk ist a priori zu vermeiden. Besonders wich-
tig ist die Wertgrenze von 10 Euro, bei deren 
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Überschreiten sofort besondere Aufmerksamkeit 
und Sensibilität gefordert sind. 

Belohnungen und Geschenke sind insbesondere 
dann kritisch zu bewerten, wenn sie das persönli-
che Vermögen des Beschenkten erhöhen könnten. 
Deswegen ist z. B. die Annahme eines wertvollen 
Gastgeschenkes durch ein Mitglied der Landesre-
gierung, wenn es ihm etwa von einem ausländi-
schen Gast überreicht wird und nach den Umstän-
den des Falles ohne Zurücksetzung des Schen-
kenden nicht abgelehnt werden kann, zwar zuläs-
sig. Letztlich aber geht in solchen Fällen der Wert 
des Geschenkes in Landesvermögen über und 
gerade nicht in das persönliche Vermögen des 
betreffenden Regierungsmitgliedes.  

Aber auch bei Zuwendungen, die letztlich dem 
Land und nicht dem Einzelnen zugute kommen, ist 
Vorsicht geboten. Denn auch hier muss ausge-
schlossen werden, dass durch die Zuwendung in 
irgendeiner Weise Einfluss genommen werden 
kann auf amtliches oder Regierungshandeln oder 
ein solcher Eindruck entsteht. Auch beim Sponso-
ring bedarf es daher großer Sensibilität und Auf-
merksamkeit. 

Diesen grundsätzlichen Anforderungen werden die 
aktuellen Regelungen des Landes gerecht. Sie 
stellen einen wohldurchdachten Kompromiss dar 
zwischen einerseits vollständigem Verbot und an-
dererseits ungeregelter Offenheit. 

Dagegen waren die „alten“, vor 2007 geltenden 
Regelungen von (vielleicht damals verständlicher) 
Ängstlichkeit und überzogener Rigorosität be-
stimmt - als Folge der sogenannten Glogowski-
Affäre von 1999. Eine Übernahme von Kosten für 
Reisen und dienstliche Tätigkeiten von Regie-
rungsmitgliedern war danach aus Sorge vor Miss-
brauch und Umgehung etwaiger Erlaubnistatbe-
stände ausgeschlossen. Etwaige, durch mögliche 
Finanzierungsalternativen eigentlich guten Gewis-
sens „vermeidbare“ Mehrkosten des Landes wur-
den dabei bewusst hingenommen und ausnahms-
los dem niedersächsischen Steuerzahler auferlegt. 

Diese Rigorosität bei den Regeln zum Sponsoring 
zeigte sich insbesondere in der Fassung des Mi-
nistergesetzes vom 15. Dezember 2000 (Nds. 
GVBl. S. 364), mit der u. a. die Annahme von Be-
lohnungen und Geschenken durch Einfügung von 
§ 5 Abs. 4 und die Entschädigung für Reisekosten 
bei amtlicher Tätigkeit der Mitglieder der Landes-
regierung durch Änderung von § 10 neu geregelt 
wurden, weiterhin im Entwurf von Verwaltungsvor-
schriften zum Ministergesetz vom Juni 2000 sowie 

in einem Beschluss der damaligen Landesregie-
rung zum Verbot der Annahme von Belohnungen 
und Geschenken. Nach diesen Regeln musste 
z. B. das Land einem Unternehmen, welches ei-
nem Mitglied der Landesregierung eine Mitfahrt 
oder einen Mitflug zu einem Dienstgeschäft zur 
Verfügung stellte, in jedem Falle den Gegenwert 
dieser Leistung erstatten, ohne dass in Ansehung 
des Einzelfalls Ausnahmen möglich waren. Das 
führte in der Folgezeit im Einzelfall zu Reaktionen 
des Unverständnisses bis hin zum Kopfschütteln 
über die Rigorosität und mangelnde Flexibilität des 
Regelwerkes. 

Die Landesregierung hat die in dieser Rigorosität 
überzogenen Regeln im Umgang mit Sponsoring 
dann 2007 auf ein angemessenes Maß zurückge-
führt. Die Interessen des Landes an der Unpartei-
lichkeit und Unbefangenheit seiner Regierungsmit-
glieder bleiben weiterhin effektiv geschützt. Insbe-
sondere dem Anschein möglicher Befangenheit 
von Mitgliedern der Landesregierung wird damit 
unverändert vorgebeugt. Die neuen Regelungen 
ermöglichen zugleich jedoch eine lebensnahe und 
der Realität entsprechende Praxis und gestatten - 
zumal in Zeiten hohen Haushaltskonsolidierungs-
bedarfes -, Haushaltsausgaben nicht ohne Not dort 
tätigen zu müssen, wo sie guten Gewissens durch 
Sponsoring von dritter Seite vermieden werden 
könnten. 

Deshalb hat die Landesregierung den damaligen 
Entwurf der Verwaltungsvorschriften zu § 10 des 
Ministergesetzes überarbeitet und darin Regelun-
gen zum Sponsoring aufgenommen. Die in der 
Anfrage erwähnte Chinareise des Finanzministers 
stellte nach diesen Regelungen einen solchen Fall 
eines guten Gewissens annehmbaren Sponsorings 
dar. 

Wichtiges neues Element darin ist: Es ist nicht 
jeder denkbare Lebenssachverhalt mit dem An-
spruch einer von vornherein aus einer Vorschrift 
klar ableitbaren Regelung abgedeckt, sondern es 
ist ein individuelles verantwortungsbewusstes 
Handeln des einzelnen Regierungsmitgliedes im 
jeweiligen Einzelfall gefordert. Auch Sponsoring 
von Reisen und anderen dienstlichen Tätigkeiten 
von Regierungsmitgliedern ist möglich. Das Regie-
rungsmitglied selbst entscheidet in einer Vielzahl 
von Fällen in eigener Verantwortung, ob es sich 
durch ein Sponsoring dem Anschein der Befan-
genheit aussetzen oder sich gar befangen machen 
würde oder ob dies nicht der Fall ist. Ein Verste-
cken hinter Regelungen und Vorschriften ist in 
diesen Fällen nicht möglich. Es ist seine Verant-
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wortung und auch sein politisches Risiko, das er 
auch nicht auf sein Haus oder auf einzelne Be-
dienstete abwälzen kann. Als Regulativ und auch 
als Korrektiv gibt es sodann die Pflicht zur jährli-
chen Veröffentlichung von Sponsoringleistungen. 
So erfährt die (Medien-) Öffentlichkeit von den 
Einzelheiten des Sponsorings. Jede Sponsoring-
leistung und jedes Regierungsmitglied stehen 
durch die Veröffentlichung von Sponsoring auf 
dem Prüfstand der Öffentlichkeit. 

Dass Finanzminister Möllring im Hinblick auf die 
mit der Anfrage angesprochene Chinareise ebenso 
auf diesem Prüfstand steht, beweist die Richtigkeit 
und Geeignetheit der Regelung, ohne dass dabei 
der Finanzminister diese öffentliche Prüfung in der 
Sache zu scheuen hätte. Er hat verantwortungsvoll 
und richtig gehandelt. Er vertrat auf dieser Veran-
staltung zur Eröffnung einer Firmenhalle eines 
niedersächsischen mittelständischen Unterneh-
mens die Niedersächsische Landesregierung, die 
großes Interesse an einem Vorankommen und 
einer Steigerung der internationalen Bedeutung 
der niedersächsischen Wirtschaft hat. Und der 
Gedanke ist geradezu fernliegend, dass sich der 
Niedersächsische Finanzminister oder auch ein 
anderes Regierungsmitglied durch die Übernahme 
der Reisekosten für eine extrem anstrengende 
Kurzreise mit wenig Schlaf, einem Redebeitrag 
und viel Stress befangen machen könnte im Sinne 
einer Begünstigungshandlung, zumal wenn diese 
Reise jegliche touristisch auch nur annähernd inte-
ressanten Elemente bekanntlich ganz und gar 
vermissen ließ und deswegen ein Bezug zum 
Thema „Belohnungen und Geschenke“ vollends 
abwegig wäre. 

Durch die „Publizität“ der Sponsoringleistungen 
wird die „Selbstverantwortung“ der Regierungsmit-
glieder einer begleitenden Prüfung unterzogen. Es 
besteht damit im Ergebnis ein dreifacher Kontroll-
mechanismus: 

1. durch sachgerechte Begrenzungstatbestände in 
den Verwaltungsvorschriften zum Ministerge-
setz und durch die Regelungen zum Sponso-
ring in der Antikorruptionsrichtlinie,  

2. durch die politische Verantwortungszuweisung 
an das jeweils betroffene Mitglied der Landes-
regierung und  

3. durch Kontrolle seitens der Öffentlichkeit infolge 
vollständiger Transparenz.  

Dies vorausgeschickt, beantworte ich die Fragen 
im Einzelnen namens der Landesregierung wie 
folgt: 

Zu 1: Wie in den Vorbemerkungen bereits erwähnt, 
hat die Landesregierung aufgrund von § 19 des 
Ministergesetzes Verwaltungsvorschriften zum 
Ministergesetz, zuletzt in der Fassung vom 22. Mai 
2007 (Nds. MBl. 2007 S. 409), erlassen. In Nr. 2.8 
dieser Verwaltungsvorschriften sind die Zulässig-
keit und Grenzen des Sponsorings für die Landes-
regierung geregelt und mithin alle Anwendungsfäl-
le erfasst. Da Nr. 7 des dort in Bezug genomme-
nen Gemeinsamen Runderlasses der Landesregie-
rung vom 14. Juni 2001 ab dem 1. Januar 2009 
durch Nr. 8.1 der Richtlinie zur Korruptionspräven-
tion und Korruptionsbekämpfung in der Landes-
verwaltung (Antikorruptionsrichtlinie) vom 16. De-
zember 2008 (Nds. MBl. 2009, 66) ersetzt wurde, 
ist deren Inhalt zu beachten. Je nach Fallkonstella-
tion ist entsprechend diesen Vorschriften die Über-
nahme der Reisekosten für ministerielle Reisen 
durch Privatfirmen zulässig oder nicht. Die Vielzahl 
denkbarer Lebenssachverhalte lässt hierzu eine 
allgemeine Aussage, in welchen Fällen die Über-
nahme der Kosten zulässig oder nicht zulässig 
wäre, nicht zu. 

Zu 2: Ja; siehe 1. 

Zu 3: Sponsoringmaßnahmen werden entspre-
chend 8.1.2.2. der Antikorruptionsrichtlinie voll-
ständig und abschließend aktenkundig gemacht. 
Die einzelnen Dienststellen des Landes Nieder-
sachsen erfassen die Sponsoringleistungen bis 
1 000 Euro jedoch nicht zusätzlich in Listen oder 
führen hierüber Statistiken. Angenommene Spon-
soringleistungen mit einem Wert ab 1 000 Euro im 
Einzelfall werden seit 2001 gesondert erfasst und 
in dem auf die Annahme folgenden Kalenderjahr 
veröffentlicht. 

Die Listen für das Jahr 2008 können über 
www.Niedersachsen.de eingesehen werden. Die 
für die Vorjahre 2007 bis 2001 erstellten Listen 
wurden bereits früher veröffentlicht. Eine Auswer-
tung dieser Listen mit Sponsoringleistungen über 
1 000 Euro im Hinblick auf die in der Frage zu 3. 
enthaltenen Gegenstände hat die Landesregierung 
eingeleitet. Sie erfordert aber weitere Rückfragen 
bei den Ressorts. Es war beabsichtigt, diese Ant-
worten in der Kleinen Anfrage der Antragsteller zur 
schriftlichen Beantwortung (siehe oben, LT-Az.: 
II/72-291) zu erteilen. Diese Anfrage haben die 
Antragsteller aber inzwischen zurückgezogen. 
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Innerhalb der für die Mündliche Anfrage zur Verfü-
gung stehenden Zeit war dieses nicht zu leisten. 

 

Anlage 3 

Antwort 

des Finanzministeriums auf die Frage 4 des Abg. 
Dr. Manfred Sohn (LINKE) 

Welche Auswirkungen hätten die von der 
Föderalismuskommission II am 5. März 2009 
vereinbarten Regelungen zur Neugestaltung 
des Staatsverschuldungsrechts auf das 
Land Niedersachsen? 

Die Kommission von Bundestag und Bundesrat 
zur Modernisierung der Bund-Länder-Finanzbe-
ziehungen (Föderalismuskommission II) hat auf 
ihrer abschließenden Sitzung am 5. März 2009 
mehrheitlich Einvernehmen über Grundgesetz- 
und Gesetzesänderungen zur Einführung eines 
neuen Staatsverschuldungsrechts erzielt. Die 
Koalitionsfraktionen von CDU/CSU und SPD 
haben auf dieser Grundlage am 24. März 2009 
den Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 
Grundgesetzes (Artikel 91 c, 91 d, 104 b, 109, 
109 a, 115, 143 d) sowie den Entwurf eines 
Begleitgesetzes zur zweiten Föderalismusre-
form vorgelegt. Kern ist dabei die Einführung 
einer sogenannten Schuldenbremse in Arti-
kel 109 des Grundgesetzes für die Bundesre-
publik Deutschland. Es ist vorgesehen, dass 
über die beabsichtigten Grundgesetzänderun-
gen im Bundestag und in der Länderkammer 
bis zur parlamentarischen Sommerpause ent-
schieden werden soll.  

Vor diesem Hintergrund frage ich die Landes-
regierung:  

1. Welcher Anteil der Verschuldung des Landes 
Niedersachsen in den Jahren 2002 bis 2009 ist 
im Sinne des in der Föderalismuskommission II 
beschlossenen Verfahrens jeweils als struktu-
rell bzw. konjunkturell verursacht zu bezeich-
nen? 

2. Wie hoch liegt die strukturelle Verschuldung 
des Landes Niedersachsen derzeit über der in 
der Föderalismuskommission II vereinbarten 
Verschuldungsgrenze? 

3. Welche Auswirkungen hätte die vorgesehene 
neue Verschuldungsgrenze für die Länder auf 
die Höhe des niedersächsischen kommunalen 
Finanzausgleichs? 

Die Fragestellung geht davon aus, dass die für den 
Bund geplanten Verschuldungsregeln 1 : 1 auf das 
Land Niedersachsen übertragen werden. Selbst 
die Regelung für den Bund befindet sich noch im 
Gesetzgebungsverfahren. Klare Definitionen für 
die Abgrenzung von strukturellen und konjunkturel-
len Gründen für eine Verschuldung müssen noch 
gefunden werden. Eine Umsetzung für die Länder 

muss erst noch erfolgen, wobei auch zu überlegen 
ist, wie diese Regelung länderspezifisch gestaltet 
werden müssen. Denn daran knüpft das Verschul-
densverbot des Bundes an. 

Die Haushalte 2002 bis 2009 sind unter völlig an-
deren Bedingungen aufgestellt worden. Mit einer 
entsprechenden Schuldenbremse hätten wir eine 
andere Ausgangslage. 

Zu 1: Sicher kann man feststellen, dass die Steu-
ereinnahmen in 2002, ausgelöst durch gewollte 
und ungewollte Folgen der damaligen Steuerre-
form und durch Wachstumsminderung, zurückge-
gangen sind. Man kann deshalb sowohl strukturel-
le als auch konjunkturelle Gründe für die Einnah-
menminderung heranführen. Will man hieran Ver-
schuldensverbote knüpfen, sind klare Definitionen 
unbedingt erforderlich, wie gerade das Jahr 2002 
zeigt. 

Gegengesteuert haben die damals politisch Ver-
antwortlichen mit zusätzlicher Kreditaufnahme, 
ohne dass es klare Vorgaben für eine Rückführung 
der Kreditmittel gab. Dies zeigt, wie nötig die heu-
tigen Überlegungen sind. 

Zu 2: Siehe Vorbemerkung. 

Zu 3: Der kommunale Finanzausgleich richtet sich 
nach einer Vielzahl von Parametern. Die Einfüh-
rung einer Verschuldensgrenze für das Land hätte 
keine unmittelbare Auswirkung auf die Höhe des 
kommunalen Finanzausgleichs. 

 

Anlage 4 

Antwort 

des Ministeriums für Inneres, Sport und Integration 
auf die Frage 5 des Abg. Reinhold Coenen (CDU) 

Amokdrohungen - Straftäter eigener Qualität 
und Verantwortlichkeit hart bestrafen! 

Nach dem Amoklauf am 11. März 2009 in Win-
nenden steigt die Zahl von Amokdrohungen 
kontinuierlich. 

Wer mit schweren Straftaten wie Mord, Tot-
schlag oder auch schweren Körperverletzungen 
droht und damit andere in Angst und Schrecken 
versetzt, kann gemäß § 126 des Strafgesetzbu-
ches (Störung des öffentlichen Friedens durch 
Androhung von Straftaten) zu einer Freiheits-
strafe von bis zu drei Jahren verurteilt werden. 
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Ich frage die Landesregierung: 

1. Wie viele Amokdrohungen hat die Landesre-
gierung - aufgeschlüsselt nach Landkreisen und 
Gemeinden - seit dem 11. März 2009 regist-
riert? 

2. Wie viele Ermittlungsverfahren wurden in 
diesem Zusammenhang bereits eingeleitet? 

3. Mit welchen straf- und zivilrechtlichen Kon-
sequenzen müssen diese Straftäter grundsätz-
lich rechnen? 

Bei Amokläufen - wie zu letzt in Winnenden - han-
delt es sich um hochdynamische extreme Bedro-
hungslagen, die das Sicherheitsgefühl der Bevöl-
kerung in ganz erheblichem Maße negativ beein-
trächtigen, insbesondere auch durch potenzielle 
Nachahmungstaten und Trittbrettfahrer. Die Be-
richterstattung über Amokläufe oder Androhungen 
von Amokläufen lösen nicht selten Folgehandlun-
gen durch Trittbrettfahrer oder Nachahmungstäter 
aus. 

Grundsätzlich gibt es keine spezifische Amokprä-
vention, allenfalls allgemeine Maßnahmen, etwa 
der Suizid- oder Gewaltprävention, die zugleich 
auch (potenziellen) Amoktaten entgegenwirken 
können. Um dennoch Aussicht auf erfolgreiche 
Verhinderung von Amoktaten und Nachahmungs-
taten zu haben, muss Prävention entweder Risiko-
faktoren reduzieren, die Gewalt verursachen kön-
nen, oder aber Schutzfaktoren aufbauen, die der 
Entstehung von Gewalt entgegenwirken können. 
Dabei ist besonders auf die Stärkung der Jugendli-
chen und auf ein prosoziales Verhalten hinzuwir-
ken. Gleichzeitig sind die strafrechtlichen und/oder 
zivilrechtlichen Folgen ein geeignetes Mittel zur 
Verdeutlichung der gesellschaftlichen Bewertung 
von derartigen Nachahmungstaten. 

Dies vorausgeschickt, beantworte ich die Mündli-
che Anfrage namens der Landesregierung wie 
folgt: 

Zu 1: Zur Beantwortung der Frage wird eine detail-
lierte Aufstellung als Anlage beigefügt. 

Zu 2: Ermittlungsverfahren im Zusammenhang mit 
Amokdrohungen werden von den Staatsanwalt-
schaften nicht systematisch erfasst. Ein automati-
sierter Abruf aus den dort vorhandenen Vorgangs-
verwaltungssystemen ist technisch mangels be-
sonderer Kennzeichnung nicht möglich. 

Auf Grundlage der Meldungen der niedersächsi-
schen Polizeibehörden wurden bei den insgesamt 
157 in Niedersachsen registrierten Amokdrohun-
gen (siehe Frage 1) vom 11. März 2009 bis zum 
7. Mai 2009 insgesamt 127 Ermittlungsverfahren 

durch die Polizei im Zusammenhang mit Amokdro-
hungen an bzw. in Schulen eingeleitet; in 121 Fäl-
len gemäß § 126 StGB (Störung des öffentlichen 
Friedens durch Androhung von Straftaten), in drei 
Fällen gemäß § 241 StGB (Bedrohung) und jeweils 
in einem Fall gemäß der §§ 240 StGB (Nötigung) 
und 303 StGB (Sachbeschädigung) und in einem 
weiteren Fall wegen eines Verstoßes gegen das 
Waffengesetz. 

Zu 3: Strafrechtlich kommt eine Verurteilung we-
gen Störung des öffentlichen Friedens durch An-
drohung von Straftaten nach § 126 StGB in Be-
tracht, die zu Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren 
oder einer Geldstrafe bis zu 360 Tagessätzen füh-
ren kann. Je nach Begehungsweise kann auch der 
Straftatbestand des Missbrauchs von Notrufen 
(§ 145 Abs. 1 StGB) verwirklicht werden, der einen 
Strafrahmen von Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr 
oder Geldstrafen in vorgenannter Höhe vorsieht. 

Bei Jugendlichen richtet sich die Sanktion nach 
dem Instrumentarium des Jugendgerichtsgesetzes. 
Bei Heranwachsenden kann Jugend- oder Er-
wachsenenstrafrecht zur Anwendung kommen. 

In zivilrechtlicher Hinsicht könnten Ansprüche etwa 
der betroffenen Schülerinnen, Schüler, Lehrerin-
nen und Lehrer in Betracht kommen. Zum Beispiel 
scheint nicht ausgeschlossen, dass die Amokdro-
hung bei einer Person des genannten Kreises 
einen Schockzustand auslöst. Je nach den konkre-
ten Umständen des Einzelfalls, insbesondere nach 
Intensität der Drohung und Disposition des Opfers, 
kann ein Anspruch auf Schmerzensgeld und im 
Übrigen auch auf Ersatz eventuell damit verbun-
dener Schäden (z. B. Arztkosten) entstehen (§ 823 
Abs. 1, § 823 Abs. 2 BGB i. V. m. § 223 StGB; 
§ 253 BGB). 

Darüber hinaus können öffentlich-rechtliche Kos-
tenforderungen des Landes entstehen. Je nach 
den Umständen des Einzelfalls können für den 
Polizeieinsatz Gebühren und Auslagen nach dem 
Niedersächsischen Verwaltungskostengesetz 
i. V. m. der Allgemeinen Gebührenordnung erho-
ben werden. Eine speziell für Amokdrohungen und 
-lagen geltende Gebührenvorschrift befindet sich 
aktuell in der Erarbeitung. 
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Anlage 5 

Antwort 

des Kultusministeriums auf die Frage 6 der Abg. 
Dr. Gabriele Andretta, Daniela Behrens, Dr. Silke 
Lesemann, Matthias Möhle, Jutta Rübke, Stefan 
Schostok und Wolfgang Wulf (SPD) 

Zahl der Studienberechtigten in Niedersach-
sen sinkt 

Wie das Statistische Bundesamt (Destatis) mit-
teilt, haben im Jahr 2008 rund 441 700 Schüle-
rinnen und Schüler in Deutschland die Hoch-
schul- oder Fachhochschulreife erworben; das 
sind 1,7 % (+7 200) mehr als im Vorjahr. 

Aufgrund der Verkürzung der Gymnasialzeit auf 
acht Jahre erwarben in Mecklenburg-Vorpom-
mern im Jahr 2008 zwei Schuljahrgänge die 
Hochschulreife. Dies führte dort zu einer star-
ken Zunahme der Zahl der Studienberechtigten 
von 56,7 %. Dem steht in Sachsen-Anhalt ein 
Rückgang von 37,4 % gegenüber. Dort waren 
bereits im Jahr 2007 zwei Schuljahrgänge auf-
grund der Verkürzung der Schulzeit aus den 
Gymnasien entlassen worden. 

In den Ländern, die keine Veränderung der 
Schulzeit im Jahr 2008 hatten, lag die Zahl der 
Studienberechtigten um 2,3 % (+9 500) über 
derjenigen des Vorjahres. Während in allen 
westdeutschen Ländern die Studienberechtig-
tenzahlen deutlich anstiegen (Rheinland-Pfalz 
+6,8 %, Hamburg +6,6 % und Bremen +4,5 %), 
hat Niedersachsen einen starken Rückgang 
von -5,3 % zu verzeichnen. 

Wir fragen die Landesregierung: 

1. Wie viele der Studienberechtigten mit Fach-
hochschul-, allgemeiner und fachgebundener 
Hochschulreife haben ihren Abschluss in Nie-
dersachsen, differenziert nach allgemeinbilden-
den Schulen und berufsbildenden Schulen, er-
worben? 

2. Wie erklärt die Landesregierung, dass Nie-
dersachsen als einziges westdeutsches Bun-
desland einen Rückgang der Zahl der Studien-
berechtigten zu verzeichnen hat? 

3. Wie bewertet sie angesichts des bevorste-
henden Akademikermangels den Rückgang der 
Studienberechtigtenzahl, und welche Maßnah-
men wird sie ergreifen, um die Zahl der Absol-
ventinnen und Absolventen mit Hochschulreife 
zu steigern? 

Sie alle kennen den Satz: „Zahlen lügen nicht.“ Ich 
möchte gern einen zweiten Satz ergänzen: „Die 
Bewertung der Aussagekraft einer Zahl bedarf 
einer sorgfältigen Analyse der Rechenmethode 
und des jeweiligen Kontextes.“ 

Ziel der Veröffentlichung des Statistischen Bun-
desamtes ist die Information über die absoluten 
Zahlen der Studienberechtigten. Diese haben eine 

Relevanz für das notwendige Angebot an Studien- 
und Ausbildungsplätzen. Weiterhin zeigen sie de-
mografische Herausforderungen auf. Hierzu gehört 
beispielsweise die Bewältigung doppelter Abitu-
rientenjahrgänge. Je größer die Veränderungen 
absolut und relativ sind, desto größer sind die Her-
ausforderungen. Weiterhin lassen die angegebe-
nen Zahlen vorsichtige Rückschlüsse auf die Be-
völkerungsentwicklung in den einzelnen Bundes-
ländern zu. 

Die in der Pressemitteilung des Statistischen Bun-
desamtes angegebenen Zahlen ermöglichen je-
doch keine Aussage über die Wirkung und den 
Erfolg bestimmter Bildungsangebote, weil dafür der 
Vergleich mit dem gesamten Altersjahrgang erfor-
derlich ist. Wird er vernachlässigt, so weist ein 
Land mit Bevölkerungswachstum bei gleicher 
Übergangsquote auf die verschiedenen Schulfor-
men und bei gleicher Erfolgsquote bezüglich der 
verschiedenen Abschlüsse einen Zuwachs bei der 
Zahl der Studienberechtigten aus, während ein 
Land mit Bevölkerungsrückgang scheinbar eine 
Abnahme im Bildungserfolg zu verzeichnen hat. 

Für die Berichterstattung durch die Kultusminister-
konferenz ist daher seit Jahren festgelegt, dass die 
absolute Zahl der Studienberechtigten in Relation 
zu dem jeweiligen durchschnittlichen Altersjahr-
gang der 18- bis unter 21-Jährigen zu setzen ist. 
Danach haben in Niedersachsen im Jahr 2007 
insgesamt 42,7 % die Hochschul- oder Fachhoch-
schulreife erworben, im Jahr 2008 waren es 
40,1 %. Der Anteil am Altersjahrgang ist in Nieder-
sachsen somit nach dem Rechenmodus der KMK 
um 2,6 % zurückgegangen. 

Jedoch darf auch diese Zahl nicht überbewertet 
werden. Nimmt man als Bezugsgröße lediglich den 
Altersjahrgang der 18- bis unter 19-Jährigen, der 
den stärksten Anteil eines Abiturjahrgangs aus-
macht, so ergibt sich für 2007 ein Anteil von 
41,5 % und für 2008 ein Anteil von 40,2 %, also 
eine Differenz von nur 1,3 %. Schwankungen der 
rechnerischen Anteile sind selbst bei gleichen 
Übergangs- und Erfolgsquoten grundsätzlich nicht 
zu vermeiden, da die Altersjahrgänge unterschied-
lich stark sind. 

Weiterhin möchte ich hervorheben, dass bei der 
Bewertung der Anstrengungen bezüglich der Er-
höhung der allgemeinen Studierfähigkeit eine le-
diglich auf den Schulabschluss bezogene Betrach-
tung nicht ausreicht. Die über das Niedersächsi-
sche Hochschulgesetz eröffneten Zugänge für 
beruflich Qualifizierte sind ebenfalls von Bedeu-
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tung. Obwohl Niedersachsen auf diesem Gebiet 
bereits führend ist, wird die Landesregierung in 
diesem Jahr eine Novelle des Hochschulgesetzes 
auf den Weg bringen, um den Hochschulzugang 
noch weiter zu erleichtern. Ziel ist es, die Verzah-
nung von beruflicher Bildung und Hochschulbil-
dung weiter zu steigern und somit durch weitere 
Ausschöpfung der Bildungsreserve die Studierquo-
te zu erhöhen. 

Im Ergebnis kann festgestellt werden, dass für das 
Jahr 2008 lediglich eine kleine Verringerung des 
Anteils der Studienberechtigten zu verzeichnen ist. 
Für das Jahr 2009 wird aufgrund der Schülerinnen 
und Schüler in den aktuellen Abschlussjahrgängen 
jedoch wieder ein absoluter Anstieg von 3 054 
Studienberechtigten und nach KMK-Festlegung für 
die Berechnung ein Anstieg von 2,6 % auf wieder 
42,7 % wie im Jahr 2007 erwartet. Das Statistische 
Bundesamt würde übrigens für Niedersachsen 
nunmehr einen Anstieg von 8,1 % mitteilen. 

Dies vorausgeschickt, beantworte ich namens der 
Landesregierung die Fragen im Einzelnen wie 
folgt: 

Zu 1: In Niedersachsen haben im Jahr 2008 
22 131 Schülerinnen und Schüler an allgemeinbil-
denden Schulen und 15 365 Schülerinnen und 
Schüler an berufsbildenden Schulen die Studien-
berechtigung erworben. 

Zu 2: Ein valider Vergleich der Entwicklung der 
Zahl der Studienberechtigten zwischen den Bun-
desländern ist zum jetzigen Zeitpunkt noch nicht 
möglich, da in der Pressemeldung des Statisti-
schen Bundesamtes für das Jahr 2008 die vorläu-
figen Prognosedaten für die Zahl der Studienbe-
rechtigten verwendet werden und die Veränderung 
der Zahl der Studienberechtigten relativ zur Stärke 
des Alterjahrgangs in dem jeweiligen Bundesland 
zu betrachten ist. Die Meldung der erforderlichen 
Zahlenbasis erfolgt bis Ende des Jahres von den 
Bundesländern an die KMK. 

Zu 3: Nach den derzeit vorliegenden Zahlen han-
delt es sich um einen einmaligen Effekt. In den 
Jahren 2003 bis 2007 ist die Zahl der Studienbe-
rechtigten kontinuierlich gestiegen. Für 2009 wird 
wieder ein deutlicher Anstieg nicht nur absolut, 
sondern auch prozentual zum Altersjahrgang er-
wartet. Die Gesamtanzahl der Studienberechtigten 
in Niedersachsen wird voraussichtlich höher sein 
als je zuvor. Daher bedarf es derzeit keiner Maß-
nahmen. 

 

Anlage 6 

Antwort 

des Ministeriums für Ernährung, Landwirtschaft, 
Verbraucherschutz und Landesentwicklung auf die 
Frage 7 der Abg. Gesine Meißner und Jan-
Christoph Oetjen (FDP) 

Wildschweinepest in Niedersachsen 

Die Klassische Schweinepest (KSP) ist eine 
ansteckende, fieberhaft verlaufende, virusbe-
dingte Tierseuche. Sie befällt sowohl Haus- als 
auch Wildschweine. Im Seuchenfall ist der ge-
samte Haustierbestand zu töten und unschäd-
lich zu beseitigen. Die wirtschaftlichen Schäden 
werden durch großflächige Schutzzonen sowie 
Handels- und Transportverbote verschärft und 
können im Einzelfall existenzgefährdend sein. 

Die Schwarzwildpopulation in Deutschland ist 
sehr hoch und in der Tendenz weiter ausbrei-
tend. Dadurch besteht die zunehmende Gefahr 
von Schweinepestseuchenzügen und der laten-
ten Schweinepestgefahr beim Schwarzwild. An-
fang des Jahres 2009 sind in rechtsrheinischen 
Gebieten von Nordrhein-Westfalen und Rhein-
land-Pfalz mehrere Fälle von KSP festgestellt 
worden.  

In Niedersachsen besitzt die Schweinehaltung 
mit ca. 8 Millionen Tieren und einem Jahresum-
satz von ca. 1,5 Milliarden Euro einen großen 
Stellen- und Produktionswert. In der Europäi-
schen Union sind in den letzten 15 Jahren 
20 Millionen Schweine mit einem gesamtwirt-
schaftlichen Schaden von 5 bis 6 Milliarden Eu-
ro der Schweinepest zum Opfer gefallen. 

Vor diesem Hintergrund fragen wir die Landes-
regierung: 

1. Wie hoch schätzt die Landesregierung die 
Möglichkeit des Auftretens von KSP in nieder-
sächsischen Schwarzwildbeständen ein? 

2. Welche Maßnahmen hat die Landesregie-
rung zur Bekämpfung der KSP beim Schwarz-
wild veranlasst? 

3. Gibt es die rechtliche Möglichkeit zur Anord-
nung einer Teilnahme an revierübergreifenden 
Drückjagden oder zumindest einer Duldung 
überjagender Hunde? 

Die Schweinepestsituation bei Wildschweinen in 
Deutschland seit den 90er-Jahren und die hohe 
Population beim Schwarzwild in Niedersachsen 
haben wiederholt Anlass gegeben, bei allen sich 
ergebenden Gelegenheiten auf eine deutliche In-
tensivierung der Schwarzwildbejagung hinzuwir-
ken. Hierdurch wurde eine beachtliche Steigerung 
der Schwarzwildstrecke in den privaten und staatli-
chen Revieren in Niedersachsen erreicht. 
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Jagdjahr Strecke 

1960 3 744 

1965 7 398 

1970 7 133 

1975 8 198 

1980 10 427 

1985 18 219 

1990 39 954 

1994 32 223 

1995 22 437 

1996 34 325 

1997 26 374 

1998 23 198 

1999 39 581 

2000 32 753 

2001 48 847 

2002 44 171 

2003 38 716 

2004 37 144 

2005 37 655 

2006 26 514 

2007 49 760 
 

Trotzdem muss davon ausgegangen werden, dass 
die Schwarzwildbestände sich weiter auf einem 
hohen Niveau befinden. Die Rekordjagdstrecke 
beim Schwarzwild in Niedersachsen im Jagdjahr 
2007 von 49 760 ist im abgelaufenen Jagdjahr 
voraussichtlich noch wieder gesteigert worden. 

Das Landwirtschaftsministerium hat daher regel-
mäßig gegenüber den Jagdbehörden und Jägern 
zur Reduzierung des Schwarzwildes aufgerufen 
und über die Veterinärämter Maßnahmen zum 
Monitoring ergriffen. 

Angesichts von Hausschweinepestausbrüchen 
infolge des Wildschweinepestgeschehens und zur 
Vermeidung einer Wiederholung des Seuchenge-
schehens zwischen 1992 und 1995 wurde ab 1997 
durch orale Immunisierung auf den Verlauf der 
KSP im Schwarzwildbestand Einfluss genommen. 
In Verbindung mit den intensivierten jagdlichen 
Maßnahmen konnte der Seuchenzug gestoppt 
werden. Seit 2002 ist in Niedersachsen kein weite-

rer Schweinepestfall aufgetreten. Im jagdlichen 
Bereich sind zur Schwarzwildreduktion seinerzeit 
folgende hoheitliche Maßnahmen ergangen: 

- Aufhebung der Schonzeit 

Die damaligen oberen Jagdbehörden wurden mit 
RdErl. vom 11. Juli 2002 aufgefordert, die Schon-
zeiten für Schwarzwild mit Ausnahme führender 
Bachen vorübergehend aufzuheben, bis ein Jahr 
lang in Niedersachsen kein Fall von Wildschwei-
nepest mehr aufgetreten ist. Diese Schonzeitauf-
hebung ist mit RdErl. vom 27. Januar 2004 ver-
längert worden. Mit RdErl. vom 20. Januar 2005 
wurden die Jagdbehörden auf das weitere Erfor-
dernis der intensiven Schwarzwildbejagung hin-
gewiesen und die Schonzeitaufhebung in die 
Verantwortung der Jagdbehörden gestellt. 

- Aufforderung zur Anwendung von Saufängen 

Die Jagdbehörden waren angewiesen, Genehmi-
gungen zum Fang von Schwarzwild zu erteilen 
(möglichst kostenfrei). 22 Fanganlagen waren 
seinerzeit genehmigt, der Fangerfolg war sehr 
unterschiedlich. 

- Prämienzahlung 

Als weiterer Anreiz zur Bejagung schwacher 
Frischlinge während des Seuchenzuges war eine 
je zur Hälfte aus der Tierseuchenkasse und der 
Jagdabgabe finanzierte Abschussprämie im wild-
schweinepestgefährdeten Bezirk und im Überwa-
chungsgebiet ausgesetzt worden (RdErl. vom 
25. Juli 2002). Je erlegtem Frischling bis 10 kg 
Körpergewicht erhielt der Erleger 50 Euro. 

- Monitoring 

Um einen detaillierteren Überblick über die 
Schwarzwildverbreitung und -ausbreitung zu er-
halten, wurden im Jahr 2002 landkreisweise Da-
ten der Schwarzwildstrecken für den vergange-
nen Fünfjahreszeitraum zusammengestellt. Dar-
über hinaus stehen durch die Vorgaben des Lan-
desjagdgesetzes ab dem Jagdjahr 2001 qualifi-
ziertere Angaben zur Abschusszusammenset-
zung nach Geschlecht und Altersklasse zur Ver-
fügung. Das Institut für Wildtierforschung bereitet 
dieses Datenmaterial auf, um Angaben über den 
tatsächlich vorhandenen Schwarzwildbestand 
herzuleiten und Aussagen über mögliche Ent-
wicklungen zu treffen. 

- Motivation zur verstärkten Bejagung 

Die Landesjägerschaft Niedersachsen und ML 
hatten ein Achtpunkteprogramm erarbeitet mit 
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einem eindringlichen Aufruf zur Verstärkung der 
Schwarzwildbejagung als gemeinsamen Appell 
an die Jäger des Landes. Mit Presseinformatio-
nen und begleitenden Artikeln wurde insbesonde-
re im Niedersächsischen Jäger, dem Mitteilungs-
blatt der Landesjägerschaft, für die dargestellten 
Maßnahmen landesweit geworben. Begleitend 
dazu wurde vom ML, ebenfalls in Zusammenar-
beit mit der Landesjägerschaft, im gemaßregel-
ten Gebiet ein Informationstermin abgehalten, in 
dem die Kreisjägermeister, die Vorsitzenden der 
Kreisjägerschaften, die Hegering- und Hegege-
meinschaftsleiter und die Kreisveterinäre als Mul-
tiplikatoren mit Vorträgen zur Seuchensituation, 
zur Seuchenhygiene und zu den Möglichkeiten 
verstärkter Bejagung geschult wurden. In den 
Landesjagdbericht 2002 wurde ein Sonderbeitrag 
„Klassische Schweinepest bei Haus- und Wild-
schweinen“ aufgenommen. 

Auch nach dem Ende des Seuchenzuges in Nie-
dersachsen hat die Landesregierung zur Herab-
setzung des Schwarzwildbestandes und zur Ver-
meidung von Maßnahmen der EU wegen der als 
besonders bedrohlich zu bewertenden An-
steckungsgefahr für Hausschweine die Problem-
stellung in Dienstbesprechungen mit Jagdbehör-
den und der Landesjägerschaft ständig herausge-
stellt. Bis heute wird immer wieder auf die Notwen-
digkeit zur verstärkten Bejagung hingewiesen. 

Eine weitere Reduktion der Schwarzwildbestände 
kann, u. a. aufgrund des vermehrten Maisanbaues 
und stetig größerer Schläge, nur durchgeführt wer-
den, wenn Jäger und Landwirte aktiv zusammen-
arbeiten, um vor Ort Möglichkeiten für eine intensi-
vere Bejagung zu bewirken. 

Dies vorausgeschickt, beantworte ich die Kleine 
Anfrage namens der Landesregierung wie folgt: 

Zu 1: Nach dem Erlöschen der KSP in Nieder-
sachsen im Jahre 2002 ist in den Bundesländern 
Nordrhein-Westfalen und Rheinland-Pfalz die Seu-
che in der Wildbahn virulent geblieben. Dort hat 
die Zahl der Ausbruchsfälle aktuell wieder deutlich 
zugenommen. 

In Verbindung mit den bundesweit hohen 
Schwarzwildbeständen kann ein Übergreifen der 
Seuche in andere Bundesländer nicht ausge-
schlossen werden. 

Zu 2: Im Zuge der Neufassung der Durchführungs-
verordnung zum Niedersächsischen Jagdgesetz 
(DVO-NJagdG) vom 23. Mai 2008 (Nds. GVBl. 
S. 194), in der die niedersächsischen Jagdzeiten 

geregelt sind, wurden die bisherigen Einschrän-
kungen beim Schwarzwild gegenüber der Bundes-
jagdzeitenverordnung herausgenommen, sodass 
diese Jagdzeiten nunmehr in Niedersachsen un-
mittelbar gelten: Frischlinge und Überläufer dürfen 
ganzjährig, Bachen und Keiler vom 16. Juni bis 
31. Januar bejagt werden. 

Nach Überarbeitung des Achtpunkteprogrammes 
ist Anfang September 2008 eine Gemeinsame 
Empfehlung der Landesjägerschaft Niedersachsen 
und des Niedersächsischen Ministeriums für Er-
nährung, Landwirtschaft, Verbraucherschutz und 
Landesentwicklung „Hinweise zur effektiven Beja-
gung der Schwarzwildbestände in Niedersachsen“ 
veröffentlicht worden. 

Zuletzt wurden alle Beteiligten per Erlass an die 
kommunalen Jagdbehörden vom 13. März 2009 in 
Anbetracht des aktuellen Seuchengeschehens in 
Nordrhein-Westfalen und Rheinland-Pfalz zur ge-
steigerten Reduktion des Schwarzwildes aufgefor-
dert. 

In diesem Erlass wird u. a. auf folgende Aspekte 
eingegangen: 

- möglichst kostenfreie Genehmigungen nach § 19 
Abs. 1 Nr. 7 BJagdG zum Fang von Schwarzwild,  

- Vorbeugung von Fütterungsmissbräuchen,  

- Einhaltung der Regelungen zum Kirren des § 33 
NJagdG, 

- Hinweis auf die Möglichkeit, Anordnungen zur 
Verringerung der Schwarzwildbestände nach 
§ 27 Abs. 1 BJagdG zu treffen, 

- Intensivierung des KSP-Monitorings beim 
Schwarzwild, 

- Hinweise zur Bejagungsstrategie, 

- Empfehlung von revierübergreifenden Drückjag-
den, 

- Aufforderung an Landwirte und Jäger zur Zu-
sammenarbeit und zur Verbesserung der Beja-
gungsmöglichkeiten durch Unterteilung von 
landwirtschaftlichen Schlägen. 

Erlass und Empfehlungen werden zurzeit in einer 
Arbeitsgruppe mit den betroffenen Verbänden auf 
Erweiterungen überprüft. 

Mit Erlass des ML vom 19. März 2009 ist das be-
stehende niedersächsische KSP-Monitoring beim 
Schwarzwild erheblich intensiviert worden. In Ab-
hängigkeit der Waldflächenanteile und insbeson-
dere unter Berücksichtigung der Landkreise mit 
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überdurchschnittlicher Hausschweinedichte ist die 
Zahl der zu untersuchenden Wildschweine um 
50 % auf jetzt 3 750 Stück jährlich erhöht worden. 

Daneben ist in Niedersachsen auch ein Schweine-
pestüberwachungsgrogramm für Hausschweine 
etabliert, das sich aus folgenden Bestandteilen 
zusammensetzt: 

- risikoorientiertes KSP-Monitoring in Beständen, 

- Untersuchungen nach § 8 der Schweinehal-
tungshygiene-Verordnung z. B. bei Fieber oder 
abnormen Verlusten, 

- Untersuchung aller Sektionsschweine, 

- Untersuchung von Aborten, Abortmaterial bzw. 
von Proben, die zur Abklärung auf Aborterreger 
eingesendet wurden, 

- Untersuchung von veränderten Organen aus der 
Fleischuntersuchung. 

Es ist zu beachten, dass die Tilgung der KSP bei 
Wildschweinen über jagdliche Eingriffe allein nicht 
möglich ist. Erst in Kombination von intensiver 
Jagd und oraler Immunisierung kann eine Tilgung 
erfolgen. Aus bislang über zwölfjährigen Erfahrun-
gen gibt es gesicherte Erkenntnisse über die Kö-
derformulierung sowie über Art und Häufigkeit der 
Ausbringung. Daher wird die Landesregierung im 
Bedarfsfall den Einsatz von Impfködern zur oralen 
Immunisierung von Schwarzwild im Einklang mit 
dem EG-Recht unterstützen und gegebenenfalls 
einen entsprechenden Antrag für die Zustimmung 
der EU-Kommission über das BMELV stellen. 

Zu 3: Rechtlich ist die Anordnung einer Teilnahme 
an revierübergreifenden Drückjagden möglich. 
Nach § 27 Abs. 1 BJagdG kann die Jagdbehörde 
anordnen, dass der Jagdausübungsberechtigte 
unabhängig von den Schonzeiten innerhalb einer 
bestimmten Frist in bestimmtem Umfange den 
Wildbestand zu verringern hat, wenn dies mit 
Rücksicht auf das allgemeine Wohl, insbesondere 
auf die Interessen der Land-, Forst- und Fischerei-
wirtschaft und die Belange des Naturschutzes und 
der Landschaftspflege, notwendig ist. Vorausset-
zung für eine Anordnung nach § 27 BJagdG ist ein 
übermäßiger Wildschaden, der erst dann vorliegt, 
wenn in einem bestimmten örtlichen Bereich, z. B. 
an den landwirtschaftlichen Nutzflächen, ein das 
übliche Maß erheblich übersteigender Wildscha-
den entstanden ist und weitere erhöhte Wildschä-
den in dem betroffenen Jagdbezirk zu befürchten 
sind. Zu verstehen ist hierunter eine Wildscha-
denssituation, der mit den normalen und zumutba-

ren Möglichkeiten nicht mehr beizukommen ist und 
bei der der Jagdausübungsberechtigte einer Kom-
pensation durch Bejagung bisher nicht nachge-
kommen ist. 

Eine Pflicht zur Duldung überjagender Hunde ist 
bislang nicht ausdrücklich geregelt. Die bisherige 
Rechtsprechung hat im Gegenteil in einigen Fällen 
herausgestellt, dass bei Ablehnung von überja-
genden Hunden sogar ein Unterlassungsanspruch 
besteht. 

Im Fall des vorbeschriebenen § 27 BJagdG stellt 
die Pflicht zur Duldung des Überjagens allerdings 
ein „Minus“ gegenüber der (weitergehenden) akti-
ven Bejagung dar. Zur Klarstellung wird bei einer 
nächsten Änderung des LJagdG eine Regelung 
zum Überjagen erwogen. 

 

Anlage 7 

Antwort 

der Niedersächsischen Staatskanzlei auf die Fra-
ge 8 der Abg. Ursula Helmhold, Stefan Wenzel und 
Hans-Jürgen Klein (GRÜNE) 

Sponsoring, Spenden und Belohnungen: 
Regelungen im Ministergesetz auf dem Prüf-
stand II 

Das Ministergesetz ist eindeutig formuliert: Ge-
schenke und Belohnungen dürfen nicht ange-
nommen werden. Diese Intention wird auch in 
weiteren Formulierungen des Gesetzes deutlich 
gemacht. Minister dürfen in keiner Phase ihrer 
Amtszeit und selbst nach Ausscheiden aus dem 
Amt nicht den Anschein erwecken, dass sie 
sich durch materielle Zuwendungen beeinflus-
sen oder zu bestimmten Handlungen verleiten 
lassen. Diese Bestimmungen sollen das Ver-
trauen in die Amtsführung einer Ministerin/eines 
Ministers wahren und sicherstellen, dass Ge-
rechtigkeit gegen jedermann geübt wird. Dem 
entspricht auch der Amtseid. 

Finanzminister Hartmut Möllring hat kürzlich auf 
Kosten der Gronauer Firma Funke Heat Ex-
change eine Reise nach China unternommen, 
um dort an der Eröffnung einer Filiale in 
Changhzou teilzunehmen. Seine dortige Funk-
tion beschreibt der Minister selbst als „Türöff-
ner.“ Dank seiner Anwesenheit habe es „media-
le Aufmerksamkeit“ gegeben. „Das war es der 
Firma offenbar wert“, sagt der Minister laut 
Presseberichten. Unklar bleibt jedoch, ob die 
Reise in erster Linie im Interesse des Landes, 
im Interesse der Firma oder im Interesse des 
Ministers lag. Zu klären ist, ob eine solche Rei-
se eines eigentlich nicht zuständigen Ministers 
privater Natur oder eine Dienstreise ist. Beob-
achterinnen und Beobachtern drängt sich der 
Eindruck auf, dass der dienstliche Anlass und 
eine Kostenübernahme des Landes eher 
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schwer zu begründen gewesen wären, zumal 
andere niedersächsische Firmen bei ähnlichen 
Events auf Gleichbehandlung drängen könnten. 
Nach Medienberichten hat die Staatskanzlei der 
Niedersächsischen Landesregierung die Reise 
des Finanzministers und die Übernahme der 
Reisekosten durch die Firma Funke für „absolut 
zulässig“ erklärt. Diese Einschätzung erscheint 
vor dem Hintergrund des Ministergesetzes zu-
mindest als fragwürdig.  

Unklar ist auch die rechtliche Einordnung des 
Sponsorings von Landesministerien. Während 
die direkte Übertragung von Geschenken und 
Belohnungen vom Ministergesetz ausgeschlos-
sen wird, erschließt das Sponsoring Möglichkei-
ten einer indirekten Unterstützung einzelner Mi-
nister oder einzelner Aktivitäten der Landesre-
gierung. Das Sponsoring ist im Ministergesetz 
nicht erwähnt, ermöglicht einer Regierung aber, 
weit jenseits des vom Haushaltsgesetzgeber 
vorgesehenen Rahmens Öffentlichkeitsarbeit 
zu betreiben oder Projekte zu finanzieren. Da-
bei bleibt im Einzelnen unklar, welche Vorteile 
sich wechselseitig für den Sponsor bzw. die 
gesponsorte Institution, Behörde oder Person 
ergeben. 

Vor diesem Hintergrund fragen wir die Landes-
regierung: 

1. Welche Richtlinien, Verordnungen oder Er-
lasse gibt es zur Definition und Abgrenzung bei 
Geschenken und Belohnungen entsprechend 
der Definition im Ministergesetz? 

2. Ist die Übernahme der Kosten für die Teil-
nahme des Finanzministers an der Eröffnung 
der Filiale durch die Firma Funke Heat Ex-
change vereinbar mit dem Verhaltenskodex ge-
gen Korruption, wie er in der Verwaltungsvor-
schrift zur Bekämpfung von Korruption in der 
Landesverwaltung niedergelegt ist? 

3. Hat es in einem der anderen 15 Bundeslän-
der oder im Bund eine Finanzierung oder Mitfi-
nanzierung von Ministerreisen oder Minister-
präsidentenreisen durch Firmen oder Stiftungen 
gegeben, und wenn ja, in welchem Bundesland, 
in welchem Umfang und für welchen Anlass? 

Vorab stelle ich fest, dass die Inhalte dieser und 
der Kleinen Anfragen zur mündlichen Beantwor-
tung zu den laufenden Nrn. 8 und 33 durch die 
Abgeordneten Wenzel, Helmhold und Klein (GRÜ-
NE) zunächst vor ein paar Tagen inhaltsgleich als 
Kleine Anfrage zur schriftlichen Beantwortung 
(LT-Az.: II/72-291) an die Landesregierung gestellt 
worden sind. Diese sind dann aber vor ihrer Be-
antwortung zurückgezogen worden. 

Zu allen drei Mündlichen Anfragen bemerke ich 
einleitend Folgendes: 

Eine wichtige Kernaussage lautet: Eine Annahme 
von Belohnungen und Geschenken ist den Be-
diensteten des Landes Niedersachsen ebenso wie 

den Mitgliedern der Landesregierung nur in Aus-
nahmefällen gestattet. Jede unmittelbare Verbin-
dung von Amtsgeschäft und Belohnung bzw. Ge-
schenk ist a priori zu vermeiden. Besonders wich-
tig ist die Wertgrenze von 10 Euro, bei deren 
Überschreiten sofort besondere Aufmerksamkeit 
und Sensibilität gefordert sind. 

Belohnungen und Geschenke sind insbesondere 
dann kritisch zu bewerten, wenn sie das persönli-
che Vermögen des Beschenkten erhöhen könnten. 
Deswegen ist z. B. die Annahme eines wertvollen 
Gastgeschenkes durch ein Mitglied der Landesre-
gierung, wenn es ihm etwa von einem ausländi-
schen Gast überreicht wird und nach den Umstän-
den des Falles ohne Zurücksetzung des Schen-
kenden nicht abgelehnt werden kann, zwar zuläs-
sig. Letztlich aber geht in solchen Fällen der Wert 
des Geschenkes in Landesvermögen über und 
gerade nicht in das persönliche Vermögen des 
betreffenden Regierungsmitgliedes. 

Aber auch bei Zuwendungen, die letztlich dem 
Land und nicht dem Einzelnen zugute kommen, ist 
Vorsicht geboten. Denn auch hier muss ausge-
schlossen werden, dass durch die Zuwendung in 
irgendeiner Weise Einfluss genommen werden 
kann auf amtliches oder Regierungshandeln oder 
ein solcher Eindruck entsteht. Auch beim Sponso-
ring bedarf es daher großer Sensibilität und Auf-
merksamkeit. 

Diesen grundsätzlichen Anforderungen werden die 
aktuellen Regelungen des Landes gerecht. Sie 
stellen einen wohldurchdachten Kompromiss dar 
zwischen einerseits vollständigem Verbot und an-
dererseits ungeregelter Offenheit. 

Dagegen waren die „alten“, vor 2007 geltenden 
Regelungen von (vielleicht damals verständlicher) 
Ängstlichkeit und überzogener Rigorosität be-
stimmt - als Folge der sogenannten Glogowski-
Affäre von 1999. Eine Übernahme von Kosten für 
Reisen und dienstliche Tätigkeiten von Regie-
rungsmitgliedern war danach aus Sorge vor Miss-
brauch und Umgehung etwaiger Erlaubnistatbe-
stände ausgeschlossen. Etwaige, durch mögliche 
Finanzierungsalternativen eigentlich guten Gewis-
sens „vermeidbare“ Mehrkosten des Landes wur-
den dabei bewusst hingenommen und ausnahms-
los dem niedersächsischen Steuerzahler auferlegt. 

Diese Rigorosität bei den Regeln zum Sponsoring 
zeigte sich insbesondere in der Fassung des Mi-
nistergesetzes vom 15. Dezember 2000 (Nds. 
GVBl. S. 364), mit der u. a. die Annahme von Be-
lohnungen und Geschenken durch Einfügung von 
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§ 5 Abs. 4 und die Entschädigung für Reisekosten 
bei amtlicher Tätigkeit der Mitglieder der Landes-
regierung durch Änderung von § 10 neu geregelt 
wurden, weiterhin im Entwurf von Verwaltungsvor-
schriften zum Ministergesetz vom Juni 2000 sowie 
in einem Beschluss der damaligen Landesregie-
rung zum Verbot der Annahme von Belohnungen 
und Geschenken. Nach diesen Regeln musste 
z. B. das Land einem Unternehmen, welches ei-
nem Mitglied der Landesregierung eine Mitfahrt 
oder einen Mitflug zu einem Dienstgeschäft zur 
Verfügung stellte, in jedem Falle den Gegenwert 
dieser Leistung erstatten, ohne dass in Ansehung 
des Einzelfalls Ausnahmen möglich waren. Das 
führte in der Folgezeit im Einzelfall zu Reaktionen 
des Unverständnisses bis hin zum Kopfschütteln 
über die Rigorosität und mangelnde Flexibilität des 
Regelwerkes. 

Die Landesregierung hat die in dieser Rigorosität 
überzogenen Regeln im Umgang mit Sponsoring 
dann 2007 auf ein angemessenes Maß zurückge-
führt. Die Interessen des Landes an der Unpartei-
lichkeit und Unbefangenheit seiner Regierungsmit-
glieder bleiben weiterhin effektiv geschützt. Insbe-
sondere dem Anschein möglicher Befangenheit 
von Mitgliedern der Landesregierung wird damit 
unverändert vorgebeugt. Die neuen Regelungen 
ermöglichen zugleich jedoch eine lebensnahe und 
der Realität entsprechende Praxis und gestatten - 
zumal in Zeiten hohen Haushaltskonsolidierungs-
bedarfes -, Haushaltsausgaben nicht ohne Not dort 
tätigen zu müssen, wo sie guten Gewissens durch 
Sponsoring von dritter Seite vermieden werden 
könnten. 

Deshalb hat die Landesregierung den damaligen 
Entwurf der Verwaltungsvorschriften zu § 10 des 
Ministergesetzes überarbeitet und darin Regelun-
gen zum Sponsoring aufgenommen. Die in der 
Anfrage erwähnte Chinareise des Finanzministers 
stellte nach diesen Regelungen einen solchen Fall 
eines guten Gewissens annehmbaren Sponsorings 
dar. 

Wichtiges neues Element darin ist: Es ist nicht 
jeder denkbare Lebenssachverhalt mit dem An-
spruch einer von vornherein aus einer Vorschrift 
klar ableitbaren Regelung abgedeckt, sondern es 
ist ein individuelles verantwortungsbewusstes 
Handeln des einzelnen Regierungsmitgliedes im 
jeweiligen Einzelfall gefordert. Auch Sponsoring 
von Reisen und anderen dienstlichen Tätigkeiten 
von Regierungsmitgliedern ist möglich. Das Regie-
rungsmitglied selbst entscheidet in einer Vielzahl 
von Fällen in eigener Verantwortung, ob es sich 

durch ein Sponsoring dem Anschein der Befan-
genheit aussetzen oder sich gar befangen machen 
würde oder ob dies nicht der Fall ist. Ein Verste-
cken hinter Regelungen und Vorschriften ist in 
diesen Fällen nicht möglich. Es ist seine Verant-
wortung und auch sein politisches Risiko, das er 
auch nicht auf sein Haus oder auf einzelne Be-
dienstete abwälzen kann. Als Regulativ und auch 
als Korrektiv gibt es sodann die Pflicht zur jährli-
chen Veröffentlichung von Sponsoringleistungen. 
So erfährt die (Medien-) Öffentlichkeit von den 
Einzelheiten des Sponsorings. Jede Sponsoring-
leistung und jedes Regierungsmitglied stehen 
durch die Veröffentlichung von Sponsoring auf 
dem Prüfstand der Öffentlichkeit. 

Dass Finanzminister Möllring im Hinblick auf die 
mit der Anfrage angesprochene Chinareise ebenso 
auf diesem Prüfstand steht, beweist die Richtigkeit 
und Geeignetheit der Regelung, ohne dass dabei 
der Finanzminister diese öffentliche Prüfung in der 
Sache zu scheuen hätte. Er hat verantwortungsvoll 
und richtig gehandelt. Er vertrat auf dieser Veran-
staltung zur Eröffnung einer Firmenhalle eines 
niedersächsischen mittelständischen Unterneh-
mens die Niedersächsische Landesregierung, die 
großes Interesse an einem Vorankommen und 
einer Steigerung der internationalen Bedeutung 
der niedersächsischen Wirtschaft hat. Und der 
Gedanke ist geradezu fernliegend, dass sich der 
Niedersächsische Finanzminister oder auch ein 
anderes Regierungsmitglied durch die Übernahme 
der Reisekosten für eine extrem anstrengende 
Kurzreise mit wenig Schlaf, einem Redebeitrag 
und viel Stress befangen machen könnte im Sinne 
einer Begünstigungshandlung, zumal wenn diese 
Reise jegliche touristisch auch nur annähernd inte-
ressanten Elemente bekanntlich ganz und gar 
vermissen ließ und deswegen ein Bezug zum 
Thema „Belohnungen und Geschenke“ vollends 
abwegig wäre. 

Durch die „Publizität“ der Sponsoringleistungen 
wird die „Selbstverantwortung“ der Regierungsmit-
glieder einer begleitenden Prüfung unterzogen. Es 
besteht damit im Ergebnis ein dreifacher Kontroll-
mechanismus: 

1. durch sachgerechte Begrenzungstatbestände in 
den Verwaltungsvorschriften zum Ministerge-
setz und durch die Regelungen zum Sponso-
ring in der Antikorruptionsrichtlinie,  

2. durch die politische Verantwortungszuweisung 
an das jeweils betroffene Mitglied der Landes-
regierung und  
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3. durch Kontrolle seitens der Öffentlichkeit infolge 
vollständiger Transparenz.  

Dies vorausgeschickt, beantworte ich die Fragen 
im Einzelnen namens der Landesregierung wie 
folgt: 

Zu 1: Nr. 1 der Verwaltungsvorschriften zu § 5 
Abs. 4 des Ministergesetzes vom 22. Mai 2007 
(Nds. MBl. 2007 S. 409), weiterhin die Nrn. 1 bis 
2.5, 3.2, 3.3, 4.1 und 4.3 der Verwaltungsvorschrif-
ten zu § 78 des Niedersächsischen Beamtenge-
setzes in der bis zum 31. März 2009 geltenden 
Fassung. Diese Vorschriften werden derzeit der 
(aktuellen) Fassung des § 49 NBG vom 25. März 
2009 (Nds. GVBl. S. 72) und des § 42 des Beam-
tenstatusgesetzes vom 17. Juni 2008 (BGBl I 
2008, 1010) angepasst. Eine inhaltliche Änderung 
ist dabei nicht vorgesehen. Darüber hinaus ist 
Nr. 8. der Antikorruptionsrichtlinie (Nds. MBl. 2009 
S. 66) zu beachten. 

Zu 2: Die Niedersächsische Landesregierung hat 
am 16. Dezember 2008 die Antikorruptionsrichtlinie 
(Nds. MBl. 2009 S. 66) beschlossen, die dem 
Schutz und der Sicherheit der Beschäftigten sowie 
der Sensibilisierung dienen soll. Die bis dahin gel-
tende Verwaltungsvorschrift zur Bekämpfung von 
Korruption in der Landesverwaltung (VV-Kor) aus 
dem Jahre 2001 wurde hierdurch abgelöst. Zur 
Antikorruptionsrichtlinie gehört als Anlage 1 ein 
Verhaltenskodex, der als Richtschnur allen Han-
delns gilt. 

Für die Landesregierung besteht kein Anhaltspunkt 
für ein mit dem Verhaltenskodex nicht zu vereinba-
rendes Verhalten des Niedersächsischen Finanz-
ministers bei seiner Teilnahme an der zu 2 ange-
sprochenen Veranstaltung. 

Zu 3: Die Landesregierung hat hiervon keine hin-
reichenden Kenntnisse. Die Angelegenheit obliegt 
jedem einzelnen Bundesland bzw. dem Bund in 
eigener Zuständigkeit. Die Landesregierung hat 
gegenüber den anderen Ländern oder dem Bund 
insbesondere keinen Anspruch auf Auskunft hier-
zu. Es ist deshalb damit zu rechnen, dass eine 
Bund-Länder-Umfrage keine aussagekräftigen 
Antworten hervorbringen würde. Daher wurde 
hierauf verzichtet. 

 

Anlage 8 

Antwort 

des Ministeriums für Wirtschaft, Arbeit und Verkehr 
auf die Frage 9 der Abg. Ursula Weisser-Roelle 
(LINKE) 

Schlussfolgerungen der Landesregierung 
aus dem weiter gefallenen IHK-Konjunktur-
klimaindex für das I. Quartal 2009 

Die Wirtschaftskrise macht den Unternehmen in 
Niedersachsen zunehmend zu schaffen, meldet 
dpa am 27. April 2009 mit Bezug auf den IHK-
Konjunkturklimaindex für das I. Quartal 2009. 
Demnach sei der Index im Vergleich zum 
IV. Quartal 2008 noch einmal deutlich gefallen. 
41 % der befragten Unternehmen stuften dem-
nach ihre Geschäftslage im Frühjahr 2009 als 
schlecht ein. Ende des Jahres 2008 betrug die-
ser Anteil 28 %. 

Im IV. Quartal 2008 war der Konjunkturklimain-
dex so drastisch wie noch nie gefallen. Beson-
ders stark von der Krise betroffen sei nach wie 
vor die Industrie. 60 % der Betriebe erwarten in 
den kommenden Monaten weitere Rückgänge. 
Dramatisch sei die Lage ebenfalls im Verkehrs-
gewerbe. Bei drei Vierteln der Firmen habe sich 
im I. Quartal 2009 die Lage verschlechtert. 

Vor diesem Hintergrund frage ich die Landes-
regierung: 

1. Wie beurteilt sie die Chancen für die politi-
sche Gegensteuerung gegen die sich weiter 
entfaltende Wirtschaftskrise in der niedersäch-
sischen Industrie? 

2. Was will sie gegen die sich dramatisch ent-
wickelnde Situation im niedersächsischen Ver-
kehrsgewerbe unternehmen? 

3. Wie hat sich die Jugendarbeitslosigkeit in 
Niedersachsen im Zeitraum 01/2008 bis 
04/2009 entwickelt? 

Der aktuelle IHK-Konjunkturklimaindex zeigt Schat-
ten, aber er zeigt auch Licht. Die Abwärtsbewe-
gung hat sich verlangsamt, die Erwartungen der 
Unternehmen für die kommenden Monate haben 
sich gegenüber dem Vorquartal verbessert. 53 % 
der Unternehmen erwarten bessere Geschäfte 
oder gehen von einer Stabilisierung der Geschäfts-
lage aus. Nach den vorliegenden Daten wurde im 
April 2009 von insgesamt 1 537 Betrieben - davon 
1 512 Betriebe konjunkturell bedingte - Kurzarbeit 
angezeigt. Damit hat sich die Anzahl der Anzeigen 
der konjunkturellen Kurzarbeit gegenüber dem 
Vormonat erstmals seit Beginn der Krise nicht 
erhöht. Im Vergleich zum Vormonat haben 288 
Betriebe (-16,0 %) weniger Kurzarbeit angezeigt. 

Dieses vorausgeschickt, beantworte ich die Fragen 
namens der Landesregierung wie folgt:  
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Zu 1: Die niedersächsischen Unternehmen sind 
exportstark - mit einer Exportquote von 44 % im 
Jahr 2008 im verarbeitenden Gewerbe haben sie 
ihre internationale Wettbewerbsfähigkeit unter 
Beweis gestellt. In manchen Branchen liegt die 
Exportquote bei über 70 %. Die Kehrseite dieser 
hohen außenwirtschaftlichen Verflechtung ist damit 
zwangsläufig auch die hohe Abhängigkeit von der 
Entwicklung an den Weltmärkten. Die Landesre-
gierung ist sich darüber bewusst, dass sie sich 
nicht mit einer direkten Nachfrage gegen den 
weltweiten Nachfrageeinbruch stemmen kann. 

Man muss sich gegen den Abschwung stellen, 
aber man darf nicht den Eindruck erwecken - was 
in Diskussionen immer wieder gern getan wird -, 
als könnte der Staat alleine die Krise managen 
oder beenden. Die Landesregierung kann Impulse 
geben, und sie kann für Vertrauen sorgen. Mit der 
„Initiative Niedersachsen“ hat sie eine solide 
Grundlage geschaffen. Mit einem Investitionsvolu-
men von rund 1,4 Milliarden Euro werden das nie-
dersächsische Handwerk, der Mittelstand und die 
Bauindustrie gestärkt und Arbeitsplätze gesichert. 
Es ist das größte Mittelstandsprogramm in der 
Geschichte Niedersachsens. Die Mittel stellen der 
Bund, das Land und die Kommunen zur Verfü-
gung. Das Land ist mit insgesamt 307 Millionen 
Euro dabei. 

Unabhängig vom Konjunkturpaket II hat die Lan-
desregierung in den letzten Monaten umfangreiche 
Maßnahmen zur Konjunkturstabilisierung ergriffen. 
Um neben den öffentlichen Investitionen auch die 
Rahmenbedingungen für betriebliche Investitionen 
zu verbessern, wurden für dieses Jahr die Förder-
sätze für betriebliche Investitionen im Rahmen der 
Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regio-
nalen Wirtschaftsstruktur“ (GRW) deutlich angeho-
ben. So werden beispielsweise für Errichtungsin-
vestitionen die beihilferechtlichen Höchstfördersät-
ze der GRW voll ausgeschöpft. Inzwischen zeigt 
sich, dass das erweiterte Förderangebot von den 
Unternehmen sehr gut angenommen wird: Im ers-
ten Quartal 2009 sind bei der NBank 184 Förder-
anträge eingegangen. Zum Vergleich: Das sind 
rund doppelt so viele wie im Vergleichzeitraum des 
vergangenen Jahres. 

Inzwischen mehren sich die Anzeichen, dass auch 
die Kommunen in Finanzprobleme geraten und 
deshalb sinnvolle Wirtschaftsförderprojekte oder 
die Erschließung von Gewerbegebieten nicht mehr 
anschieben können. Deshalb sollen auch bei der 
Förderung der wirtschaftsnahen Infrastruktur die 
Höchstsätze so weit wie möglich ausgeschöpft 

werden. Bisher war die Förderung auf 30 % im 
RWB-Gebiet und auf 50 % im Konvergenzgebiet 
beschränkt. Aktuell gilt durchgängig ein Fördersatz 
von 50 %. Im Konvergenzgebiet des früheren Be-
zirks Lüneburg kann der Fördersatz sogar bis 75 % 
steigen. Die Erhöhung ist bis Ende 2010 befristet. 

Zwingende Voraussetzung für Wachstum und Be-
schäftigung ist eine ausreichende Kapitalbasis der 
Unternehmen. Gerade in der aktuellen Situation 
geht es darum, mittelständische Unternehmen, die 
in Not geraten, aber im Kern gesund sind, mit Lan-
desbürgschaften zu unterstützen. Die Landesre-
gierung hat deshalb den Bürgschaftsrahmen für 
die Unternehmen im Lande von 1,8 Milliarden Euro 
auf 2,15 Milliarden Euro erhöht. Damit stehen aus-
reichend Mittel zur Verfügung. 

Zur Verbesserung der Kapitalsituation niedersäch-
sischer Unternehmen wurden über die Nieder-
sächsische Investitions- und Förderbank zwei Be-
teiligungsfonds (je einen für das Konvergenz– und 
RWB-Gebiet) mit einem Volumen von insgesamt 
70 Millionen Euro aufgelegt. Über offene bzw. ty-
pisch stille Beteiligungen werden wachstumsorien-
tierte Unternehmen, insbesondere KMU, unter-
stützt. Hierfür stellt das Land 45 Millionen Euro aus 
dem Europäischen Fonds für Wachstum und Be-
schäftigung zur Verfügung, und weitere 
25 Millionen Euro werden von der landeseigenen 
NBank bereitgestellt. 

Die Landesregierung wird allen Unternehmen, die 
im Kern gesund sind und unverschuldet in Not 
geraten, unabhängig von Branche und Unterneh-
mensgröße zur Seite stehen. Das Niedersächsi-
sche Ministerium für Wirtschaft, Arbeit und Verkehr 
hat dafür bei der NBank eine entsprechende Bera-
tungshotline eingerichtet. 

Die Landesregierung steht in engem Kontakt mit 
der Regionaldirektion der Bundesagentur für Ar-
beit, um im Einzelfall durch Kurzarbeit die Beschäf-
tigung in den Betrieben zu stützen und wo immer 
möglich mit Qualifizierung zu verbinden. Die Bun-
desagentur für Arbeit hat dafür umfangreiche Mittel 
zur Verfügung gestellt, und das Niedersächsische 
Ministerium für Wirtschaft, Arbeit und Verkehr hat 
die Fördermittel für Maßnahmen der betrieblichen 
Weiterbildung noch einmal um 3,5 Millionen Euro 
auf insgesamt 18,5 Millionen Euro erhöht. 

Zu 2: Das Verkehrsgewerbe hat in ganz Deutsch-
land, und so auch in Niedersachsen, nicht nur den 
Konjunktureinbruch, sondern zusätzlich die Erhö-
hung der Lkw-Maut seit dem 1. Januar 2009 zu 
verkraften. Eine Erhöhung, die - und das wurde 
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von Niedersachsen immer gesagt - zum denkbar 
ungünstigsten Zeitpunkt kommt. Niedersachsen 
hat konsequent im Bundesrat gegen die Mauter-
höhung gestimmt. Bundesverkehrsminister Tiefen-
see war aber von dieser weiteren Erschwernis für 
das Güterkraftverkehrsgewerbe nicht abzubringen. 

Fakt ist, dass die Belastungen des Verkehrsge-
werbes Bundesthemen sind. Den Verkehrsminis-
tern der Länder ist es auf der letzten Konferenz im 
April 2009 in Erfurt gelungen, den Bund davon zu 
überzeugen, dass Gespräche mit dem Verkehrs-
gewerbe geführt werden müssen - Gespräche, um 
gemeinsam mit den Betroffenen Lösungen zu fin-
den, u. a. für ein praxisnahes Antrags- und Aus-
zahlungsverfahren der De-minimis-Mittel. Es ist 
nicht allein mit der Bereitstellung der Harmonisie-
rungsmittel getan, das Gewerbe muss auch unter 
zumutbaren Bedingungen die Gelder abrufen kön-
nen. Die ersten Gespräche unter Beteiligung der 
Länder haben bereits stattgefunden. Was produ-
ziert und gehandelt wird, muss auch transportiert 
werden. Deshalb wird das Konjunkturprogramm 
zusammen mit den flankierenden Maßnahmen des 
Landes auch dem Verkehrsgewerbe helfen. 

Zu 3: Von Januar 2008 bis April 2009 ist die Ju-
gendarbeitslosigkeit in Niedersachsen von 35 744 
auf 33 655 (-2 089 oder -5,8 %) zurückgegangen. 
Die Jugendarbeitslosenquote ist diesem Zeitraum 
von 8,3 % auf 7,7 % zurückgegangen. Im Ver-
gleich der Bundesländer konnte sich Niedersach-
sen bei der Arbeitslosigkeit der unter 25-Jährigen 
von Platz acht im Januar 2008 auf Platz fünf im 
April 2009 vorarbeiten. 

Im November 2008 konnte mit 26 376 Personen 
der niedrigste Stand der Jugendarbeitslosigkeit 
festgestellt werden. Dies war seit 1998 die nied-
rigste Zahl unter 25-Jährigen, die arbeitslos ge-
meldet waren (vor 1998 liegen keine Vergleichs-
zahlen für Niedersachsen vor). Auch wenn die 
Jugendarbeitslosigkeit aufgrund der Konjunktur-
flaute im März und April 2009 erstmals seit drei 
Jahren im Vorjahresvergleich wieder gestiegen ist, 
weist die Jugendarbeitslosigkeit im April 2009 den 
zweitniedrigsten Wert in einem April seit 1998 auf. 

 

Anlage 9 

Antwort 

des Ministeriums für Soziales, Frauen, Familie und 
Gesundheit auf die Frage 10 der Abg. Heidemarie 
Mundlos, Dorothee Prüssner und Wittich Schobert 
(CDU) 

Erstattung von Heizkosten bei Hartz-IV-Emp-
fängern 

Die Bundesagentur für Arbeit (BA) veröffentlicht 
monatlich Statistiken im Bereich der Grundsi-
cherung für Arbeit (SGB II). Diese enthalten de-
taillierte Informationen zur Zahl der Bedarfsge-
meinschaften, zu regionalen Verteilungen, zur 
Höhe der gewährten Leistungen und weitere 
statistische Daten. Darunter befindet sich auch 
eine Statistik zu den anerkannten laufenden 
Wohnkosten nach Kostenarten, also auch den 
Heizkosten. Aktuell sind seitens der BA die 
Zahlen für den Monat Dezember 2008 veröf-
fentlicht worden.  

Nach dieser Statistik beträgt im Bereich der 
Region Hannover insgesamt gesehen der Anteil 
der anerkannten tatsächlichen Heizkosten 
79,7 %. Für den Bereich der Stadt Braun-
schweig beläuft sich dieser Wert auf 85,3 %. Im 
Bereich der Stadt Hildesheim werden 78,7 % 
anerkannt. Für Gifhorn liegt der Wert bei 
91,0 %. Über den Bereich Niedersachsen hin-
aus gesehen liegen Duisburg bei 91,5 %, Es-
sen bei 98,5 %, Wismar bei 68,9 % und Landau 
in der Pfalz bei 72,8 %. 

Wir fragen die Landesregierung: 

1. Wie stellt sich die Sach- und Rechtslage zur 
Übernahme von Heizkosten im SGB II dar? 

2. Wie erklärt die Landesregierung die unter-
schiedliche Höhe des Anteils der tatsächlich 
anerkannten Heizkosten in Niedersachsen? 

3. Hält die Landesregierung Maßnahmen zur 
Beseitigung der Unterscheide zwischen der un-
terschiedlichen Höhe der Erstattung für erfor-
derlich? 

Die von der Bundesagentur für Arbeit (BA) veröf-
fentlichte Statistik zum Anteil der anerkannten 
Heizkosten an den tatsächlichen Heizkosten hat 
das Diakonische Werk der Evangelisch-lutheri-
schen Landeskirche Hannovers Ende März 2009 
zum Anlass einer Presseerklärung genommen. 
Seitens des Niedersächsischen Ministeriums für 
Soziales, Frauen, Familie und Gesundheit wurden 
daraufhin die zuständigen Träger der Grundsiche-
rung für Arbeitssuchende über den Niedersächsi-
schen Landkreistag gebeten, zu der Praxis und 
zum Verfahren vor Ort Stellung zu nehmen. 

Das Ergebnis der Abfrage soll in einem am 26. Mai 
2009 stattfindenden Gespräch mit Vertretern und 
Vertreterinnen der kommunalen Spitzenverbände 
Niedersachsens, der Träger der Grundsicherung 
für Arbeitssuchende Hildesheim und Hannover 
sowie der Diakonie und Caritas erörtert werden. 

Dies vorausgeschickt, beantworte ich die Fragen 
namens der Landesregierung wie folgt: 
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Zu 1: Nach den Vorschriften des Sozialgesetzbuch 
Zweites Buch (SGB II) - Grundsicherung für Ar-
beitssuchende - werden Leistungen für Unterkunft 
und Heizung in Höhe der tatsächlichen Aufwen-
dungen erbracht, soweit diese angemessen sind. 
Die außerhalb des Regelsatzes zu übernehmen-
den Heizkosten schließen neben den regelmäßi-
gen Vorauszahlungen an den Energieversorger 
auch eine nach Ablauf der Heizperiode errechnete 
Nachzahlung ein. Nicht zu den Heizkosten zählt 
die Aufwendung für die Warmwasserbereitung, die 
Bestandteil der Regelleistung und daher gegebe-
nenfalls von den Heizkosten abzusetzen ist. 

Die Angemessenheit der Heizkosten ist von zahl-
reichen Faktoren wie z. B. Lage, Bauzustand und 
Wärmeisolierung der Wohnung sowie besondere 
persönliche Verhältnisse (Alter, Behinderung, 
Kleinkinder) abhängig. Es ist grundsätzlich eine 
konkrete Einzelfallprüfung vorzunehmen. Eine 
Kürzung der tatsächlichen Heizkosten kann z. B. 
bei unwirtschaftlichem Heizverhalten in Betracht 
kommen.  

Zu 2. und 3: Rückfragen bei den zuständigen Trä-
gern der Grundsicherung für Arbeitssuchende 
haben ergeben, dass die in der Statistik der Bun-
desanstalt für Arbeit (BA) veröffentlichten Daten 
zum Anteil der anerkannten Heizkosten an den 
tatsächlichen Heizkosten hinterfragt werden müs-
sen. Daher ist die Bundesagentur für Arbeit schrift-
lich um die Beantwortung von Fragen zum Hinter-
grund, zu den Grundlagen und zum Inhalt der Sta-
tistik gebeten worden. Erst nach Eingang der Stel-
lungnahme der BA und Auswertung der Stellung-
nahmen der Träger der Grundsicherung für Ar-
beitssuchende wird eine Einschätzung möglich 
sein, ob Unterschiede in der Höhe des Anteils der 
anerkannten an den tatsächlichen Heizkosten in 
Niedersachsen vorliegen und wie sich diese erklä-
ren lassen. Daran orientieren sich gegebenenfalls 
weitere Schritte. 

 

Anlage 10 

Antwort 

des Ministeriums für Inneres, Sport und Integration 
auf die Frage 11 der Abg. Sabine Tippelt (SPD) 

Fusion der Samtgemeinden Polle und Bo-
denwerder - Wie sieht die finanzielle Unter-
stützung der Landesregierung aus? 

Im Landkreis Holzminden haben die beiden 
Samtgemeinden Polle und Bodenwerder am 
24. März 2009 einen Fusionsvertrag unter-
schrieben. Dies ist die erste Samtgemeindefu-

sion in Niedersachsen. Als „Leuchtturm“ freiwil-
liger gemeindlicher Zusammenschlüsse werden 
die beiden Kommunen vom Innenminister ge-
feiert. Sie haben sich laut Presseberichten vor-
bildlich den gesellschaftlichen Veränderungen 
gestellt und liefern anderen Kommunen ein 
schlüssiges Konzept für weitere Zusammen-
schlüsse. Laut dem Täglichen Anzeiger vom 
25. März 2009 erwarten die beiden Samtge-
meindebürgermeister Willi Bost und Ernst-
August Wolf, dass sie vom Land Niedersachsen 
noch einen finanziellen Zuschuss bekommen. 

Vor diesem Hintergrund frage ich die Landes-
regierung: 

1. Inwieweit und in welcher Höhe beabsichtigt 
die Landesregierung den freiwilligen und vor-
bildlichen Zusammenschluss der beiden Kom-
munen Bodenwerder und Polle zur neuen 
Samtgemeinde Bodenwerder-Polle finanziell zu 
unterstützen? 

2. Nach welchen Kriterien organisiert die Lan-
desregierung die Vergabe von Mitteln zur Be-
lohnung des Zusammenschlusses von Kom-
munen (sogenannte Hochzeitsprämien), und 
wo sind diese Regeln niedergelegt? 

3. Wie hat die Landesregierung, gegebenenfalls 
die zuständige Regierungsvertretung, bisher 
den Zusammenschluss personell oder finanziell 
unterstützt? 

Die Niedersächsische Landesregierung will die 
Leistungsfähigkeit der Kommunen weiter stärken 
und baut derzeit das hierzu erforderliche Instru-
mentarium aus. In diesem Rahmen sollen auch 
freiwillige Zusammenschlüsse von Gemeinden und 
Landkreisen gezielt unterstützt werden. Bisher 
wurden Bestrebungen auf kommunaler Ebene mit 
der Finanzierung von begleitenden Gutachten und 
die Moderation der Prozesse durch die Regie-
rungsvertretungen unterstützt. Das Ministerium für 
Inneres, Sport und Integration verhandelt derzeit 
mit den kommunalen Spitzenverbänden einen 
„Zukunftsvertrag für starke Kommunen“ mit dem 
Ziel, die Rahmenbedingungen für freiwillige Ge-
meinde- und Kreiszusammenschlüsse zu verbes-
sern. Zentraler Bestandteil der verbesserten Rah-
menbedingungen soll - insbesondere zur Unter-
stützung von kommunalen Fusionsvorhaben - das 
Instrument einer Entschuldungshilfe für Kommu-
nen sein. Hierfür stellen das Land und die kommu-
nale Ebene ab 2012 jährlich bis zu 70 Millionen 
Euro zur Verfügung. Ziel ist es, Gemeinden und 
Kreise im Rahmen freiwilliger Zusammenschlüsse 
zu leistungs- und zukunftsfähigen Einheiten zu 
entwickeln. Zugleich sollen Kommunen unterstützt 
werden, die ihre dauernde Leistungsfähigkeit trotz 
extremer Kassenkreditverschuldung auch ohne 
Fusion wiederherstellen können. Die Entschul-
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dungsangebote richten sich vorrangig an fusions-
willige Kommunen mit besonderen strukturellen 
Problemen. 

Die Landesregierung begrüßt es in diesem Zu-
sammenhang, dass die Samtgemeinden Polle und 
Bodenwerder zum 1. Oktober 2010 und die Samt-
gemeinden Hadeln und Sietland im Landkreis Cux-
haven zum 1. Januar 2011 fusionieren wollen. 
Diese Zusammenschlüsse werden als erste, wich-
tige Schritte zur Stärkung der kommunalen Selbst-
verwaltung verstanden. 

Dies vorausgeschickt, beantworte ich die Mündli-
che Anfrage namens der Landesregierung wie 
folgt: 

Zu 1 und 2: Mit Erlass vom 20. Juni 2008 hat das 
Ministerium für Inneres, Sport und Integration an-
gekündigt, einen Teil des Bedarfszuweisungskon-
tingents in den kommenden Haushaltsjahren ge-
zielt besonderes finanzschwachen Kommunen 
zukommen zu lassen, denen es in den vergange-
nen Jahren gelungen ist, durch eigene Konsolidie-
rungsanstrengungen strukturelle Fehlbeträge zu 
vermeiden oder deren strukturelle Fehlbeträge in 
den vergangenen zwei Haushaltsjahren konstant 
in etwa der Höhe der aufzuwendenden Kassen-
kreditzinsen entsprachen. Die Fehlbetragsabde-
ckung kann im Einzelfall bis zu 75 % betragen 
(kapitalisierte Bedarfszuweisung). Voraussetzung 
ist, dass plausibel dargelegt werden kann, dass 
mindestens bis zum Ende des Finanzplanungszeit-
raums strukturelle Fehlbeträge realistisch vermie-
den und die verbleibenden Altfehlbeträge durch 
entstehende strukturelle Überschüsse in den Fol-
gejahren abgebaut werden können. Des Weiteren 
können auf der Grundlage dieses Erlasses beson-
ders finanzschwache Kommunen durch die Bewil-
ligung einer kapitalisierten Bedarfszuweisung un-
terstützt werden, die beabsichtigen, ihre finanzielle 
Leistungsfähigkeit durch ernsthafte Fusionsbestre-
bungen zu steigern. Die kapitalisierte Bedarfszu-
weisung dient in dieser Fallkonstellation in erster 
Linie der Anpassung unterschiedlicher Verschul-
dungsgrade und dem Ausgleich sonstiger finan-
zieller Härten. Ziel ist auch hier, strukturelle Fehl-
beträge in den Folgejahren zu vermeiden oder 
zumindest deutlich zu reduzieren. 

Das Ministerium für Inneres, Sport und Integration 
verhandelt derzeit mit den kommunalen Spitzen-
verbänden die Rahmenbedingungen für künftige 
Entschuldungshilfen. Nach Abschluss der Gesprä-
che mit den kommunalen Spitzenverbänden wird 
die Landesregierung endgültig über ein neues 

Verfahren zur Gewährung von Entschuldungshilfen 
beschließen. Ob und in welcher Höhe auch die 
Samtgemeinden Polle und Bodenwerder einer 
Entschuldungshilfe bedürfen, wird auf dieser Basis 
zu entscheiden sein. 

Zu 3: Das Fusionsvorhaben zwischen den Samt-
gemeinden Polle und Bodenwerder ist als eines 
von drei Pilotvorhaben in den Zuständigkeitsberei-
chen der Regierungsvertretungen Hannover und 
Lüneburg mit 50 000 Euro zur Unterstützung des 
Fusionsprozesses, darunter die Begleitung durch 
ein externes Beratungsbüro, gefördert worden. Die 
hieraus gewonnen Erkenntnisse werden für zu-
künftige Fusionsvorhaben mit Beteiligung von 
Samtgemeinden genutzt. Im Übrigen erfolgte eine 
Unterstützung durch Mitarbeiter der Regierungs-
vertretung Hannover durch eine Prozessbegleitung 
und fachliche Unterstützung (Teilnahme an AG-
Sitzungen, Lenkungsausschüssen, Prozessbera-
tung, Klärung von Rechtsfragen etc.) über rund 
zwei Jahre seit Sommer 2007. 

 

Anlage 11 

Antwort 

des Justizministeriums auf die Frage 12 der Abg. 
Stefan Politze, Marco Brunotte, Marcus Bosse, 
Hans-Dieter Haase, Grant Hendrik Tonne, Dörthe 
Weddige-Degenhard und Jürgen Krogmann (SPD) 

Nach dem Bredero-Aus: Was machen die 
Planungen für ein Fachgerichtszentrum in 
Hannover?  

In ihrer Antwort auf die Dringliche Anfrage der 
SPD-Fraktion vom 12. Januar 2009 hat die 
Landesregierung das Scheitern ihrer Pläne, ein 
Fachgerichtszentrum im hannoverschen Brede-
ro-Hochhaus einrichten zu wollen, einräumen 
müssen. Gleichzeitig hat der amtierende Jus-
tizminister die Absicht geäußert, an den Plänen 
eines Fachgerichtszentrums in Hannover fest-
halten zu wollen: „Wir prüfen zurzeit alle Optio-
nen zur Realisierung eines Fachgerichtszent-
rums“ (vgl. Plenarprotokoll vom 15. Januar 
2009, S. 3232). 

Vor diesem Hintergrund fragen wir die Landes-
regierung: 

1. Welche Pläne prüft die Landesregierung der-
zeit ganz konkret, und wie sind die Beschäftig-
ten der hannoverschen Gerichte in die Planun-
gen einbezogen? 

2. Welchen konkreten Zeitplan hat sie bei der 
Realisierung eines hannoverschen Fachge-
richtszentrums im Auge, wie lange laufen die 
Mietverträge der einzelnen Fachgerichte der-
zeit, und inwieweit haben zwischenzeitlich not-
wendig gewordene Verlängerungen auslaufen-
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der Mietverträge zu veränderten Vertragskondi-
tionen geführt?  

3. In welcher Art und Weise sucht die Landes-
regierung die Kooperation mit der Stadt Hanno-
ver, um zu einem gemeinsamen, städtebaulich 
abgestimmten Verfahren (insbesondere „Han-
nover 2020“) zu kommen und zu verhindern, 
dass derzeit mögliche Standorte, z. B. das so-
genannte Lister Dreieck (zurzeit noch ZOB am 
Hauptbahnhof), zwischenzeitlich anderen Ver-
wertungen zugeführt werden? 

Bereits in der Antwort der Landesregierung auf die 
Dringliche Anfrage vom 12. Januar 2009 habe ich 
dargelegt, dass die Gründung eines Fachgerichts-
zentrums im Bürogebäude Lister Tor in Hannover 
ein in vielerlei Hinsicht sinnvolles und erstrebens-
wertes Vorhaben war, das infolge der Finanzkrise 
leider nicht mehr umgesetzt werden konnte. Es ist 
deshalb nur allzu verständlich, weitere Optionen 
zur Realisierung eines Fachgerichtszentrums zu 
prüfen. 

Dies vorangestellt, beantworte ich die Fragen na-
mens der Landesregierung wie folgt: 

Zu 1: Die Landesregierung prüft derzeit, ob die 
Gründung eines Gerichtszentrums im Bereich des 
Raschplatzareals als ÖPP-Projekt realisierbar ist. 
Hierzu wurde zum 1. Mai 2009 eine Projektgruppe 
eingerichtet. Die Beschäftigten werden zu gegebe-
ner Zeit in das Projekt einbezogen. 

Zu 2: Die Landesregierung wird die Pläne mit der 
gebotenen Sorgfalt so schnell wie möglich realisie-
ren. Ein konkreter Zeitplan existiert noch nicht. Die 
Laufzeiten der bestehenden Mietverträge stellen 
sich wie folgt dar: 

Arbeitsgericht Hannover unbefristet 

Landesarbeitsgericht  
Niedersachsen  bis zum 30. Dezember 2010 

Sozialgericht Hannover bis zum 30. April 2014 

Verwaltungsgericht Hannover bis zum 30. April 2013 

Niedersächsisches Finanz- 
gericht   bis zum 30. November 2010. 

Ein neuer Mietvertrag wurde bislang nur für das 
Sozialgericht Hannover abgeschlossen, die Kondi-
tionen konnten um ca. 2 Euro/m² verbessert wer-
den. Darüber hinaus konnten zusätzliche Flächen 
angemietet werden. 

Zu 3: Die Landesregierung betreibt die Planungen 
nicht als Projekt der Stadtentwicklung, sie ist für 
die Stadt - wie in der Vergangenheit - im positiven 
Sinne aber jederzeit gesprächsbereit. 

 

Anlage 12 

Antwort 

des Ministeriums für Ernährung, Landwirtschaft, 
Verbraucherschutz und Landesentwicklung auf die 
Frage 13 der Abg. Sigrid Rakow und Brigitte 
Somfleth (SPD) 

Grünland in Niedersachsen - Wie sieht die 
Entwicklung aus? 

In der Antwort der Landesregierung vom 
14. November 2008 auf die Anfrage des Abge-
ordneten Christian Meyer „Sieht die Landesre-
gierung dem Grünlandverlust in Niedersachsen 
tatenlos zu?“ wird ausgeführt, nach welchen 
Maßgaben Dauergrünland zu erhalten ist. Dem-
nach erfolgt die nationale Umsetzung bzw. Kon-
kretisierung dieser EU-Vorgaben in Deutsch-
land mittels des Direktzahlungen-Verpflichtun-
gengesetzes (DirektZahlVerfplG). Dort ist gere-
gelt, dass die Bundesländer für die Erhaltung 
des Dauergrünlandanteils Sorge zu tragen ha-
ben. Niedersachsen und Bremen sind in die-
sem Zusammenhang zu einer Region zusam-
mengefasst. 

Die Verordnung (EG) Nr. 796/2004 legt fest, 
dass der Dauergrünlandanteil (Quotient aus 
Dauergrünland und gesamter landwirtschaftli-
cher Fläche) und seine Entwicklung gegenüber 
dem Referenzjahr 2003 maßgeblich sind. Die 
Berechnungen und jährlichen Meldungen an die 
EU haben ausschließlich auf Grundlage der im 
jeweiligen Jahr „angemeldeten Flächen“ zu er-
folgen. Unter anderem wird in der Antwort aus-
geführt, dass für den Fall, dass in Niedersach-
sen/Bremen der Dauergrünlandanteil gegen-
über 2003 bzw. 2005 um mehr als 5 % sinkt, 
die Landesregierung ein generelles Umbruch-
verbot im Rahmen der Einhaltung der ander-
weitigen Verpflichtungen für Empfänger von 
EU-Direktzahlungen (Cross Compliance) plant. 

Wir fragen die Landesregierung: 

1. Wie stellt sich über die vergangenen 25 Jah-
re die Entwicklung des Dauergründlandes in 
Niedersachsen dar, und in welcher Form hat 
sich die Nutzung/Bewirtschaftung bezüglich der 
Faktoren Stickstoff und Großvieheinheiten pro 
Hektar verändert? 

2. Wie ist der tatsächlich aktuelle Stand des 
Grünlandanteils in Bremen und Niedersachsen 
im Vergleich der Jahre 2003 und 2005, bzw. um 
welchen prozentualen Anteil hat er sich verän-
dert, und wann ist mit dem angekündigten lan-
desweiten generellen Umbruchverbot zu rech-
nen? 

3. Welchen Einfluss hat die Ausweisung von 
Vogelschutzgebieten auf den Erhalt und die 
Qualität des Dauergrünlandes in Niedersach-
sen unter landwirtschaftlichen Aspekten? 
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Die Kleine Anfrage beantworte ich namens der 
Landesregierung wie folgt: 

Zu 1: Nach den hier vorliegenden Unterlagen ist für 
den Zeitraum von 1984 bis 2009 eine Abnahme 
der Dauergrünlandfläche zu verzeichnen. Statisti-
sche Unterlagen zur Entwicklung der Großviehein-
heiten (GV) liegen nur in Bezug auf die gesamte 
landwirtschaftlich genutzte Fläche (LF) vor, eine 
Erfassung der GV, differenziert nach der Nutzung, 
erfolgt nicht. Insgesamt schwankte der Viehbesatz 
in GV je ha LF in den vergangenen 25 Jahren nur 
geringfügig. Statistische Angaben zum Stickstoff-
einsatz liegen nicht vor.  

Zum düngemittelrechtlichen Aspekt dieser Frage 
ist Folgendes anzumerken: Die Düngung des 
Grünlandes mit Dungstoffen tierischen Ursprungs 
unterliegt, wie bei allen anderen landwirtschaftlich 
genutzten Flächen auch, der guten fachlichen Pra-
xis beim Düngen. Entsprechende Regelungen für 
Niedersachsen waren bzw. sind: 

- der RdErl. des ML vom 13. April 1983, Maßnah-
men gegen die Überdüngung mit Gülle und Ge-
flügelkot, 

- die Niedersächsische Verordnung über das Auf-
bringen von Gülle und Geflügelkot vom 9. Januar 
1990, 

- die Verordnung über die Grundsätze der guten 
fachlichen Praxis beim Düngen vom 26. Januar 
1996 und  

- die Verordnung über die Anwendung von Dün-
gemitteln, Bodenhilfsstoffen, Kultursubstraten 
und Pflanzenhilfsmitteln nach den Grundsätzen 
der guten fachlichen Praxis beim Düngen vom 
27. Februar 2007. 

Mit dem Erlass der Bundesregelungen, die der 
Umsetzung der Richtlinie 91/676/EWG des Rates 
vom 12. Dezember 1991 zum Schutz der Gewäs-
ser vor Verunreinigungen durch Nitrat aus land-
wirtschaftlichen Quellen dienen, sind die Landes-
regelungen außer Kraft getreten. 

Alle genannten Regelungen haben die Höhe der 
Stickstoffdüngung mit tierischen Dungstoffen gere-
gelt, für Grünland von maximal 240 kg Gesamt- 
N/ha und Jahr (RdErl. ML vom 13. April 1983) auf 
jetzt 170 kg Gesamt-N/ha und Jahr. 

Auf Antrag kann für Grünland die Stickstoffdün-
gung auf 210 kg Gesamt-N/ha und Jahr erhöht 
werden. Von dieser Möglichkeit haben nach Aus-
sage der Landwirtschaftskammer Niedersachsen, 

als zuständiger Genehmigungsbehörde, in diesem 
Jahr ca. 140 Betriebe Gebrauch gemacht. 

Zu 2: Für die Entwicklung des Dauergrünlandan-
teils an der landwirtschaftlichen Fläche seit 2003 
bzw. 2005 sind nach den Vorgaben der EU allein 
die Angaben der Inhaberinnen und Inhaber land-
wirtschaftlicher Betriebe in ihren Sammelanträgen 
Agrarförderung und Agrarumweltnahmen maßgeb-
lich, die auch Grundlage für die Beantwortung der 
Frage 25 des Abgeordneten Christian Meyer 
(GRÜNE) anlässlich der 22. Plenarsitzung am 
14. November 2008 waren. Danach hat sich der 
Dauergrünlandanteil an der gesamten landwirt-
schaftlichen Fläche wie folgt entwickelt: 

Referenzjahr: 29,02 % 

2006: 28,3 %, Abnahme im Vergleich zum Refe-
renzwert: 2,48 % 

2007: 27,99 %, Abnahme im Vergleich zum Refe-
renzjahr: 3,56 % 

2008: 27,58 % bzw. nach Bereinigung um die neu 
in das System gekommenen Obst- und 
Baumschulflächen tatsächlich 27,68 %. Ab-
nahme im Vergleich zum Referenzjahr: 
4,97 % bzw. 4,62 %. 

Die Entwicklung des Dauergrünlandanteils für 
2009 wird auf Grundlage der für dieses Antragsjahr 
einzureichenden Sammelanträge Agrarförderung 
und Agrarumweltmaßnahmen ermittelt. Die erfor-
derlichen Auswertungen werden voraussichtlich 
frühestens im September 2009 abgeschlossen 
sein. Das Umbruchverbot bzw. das Genehmi-
gungsverfahren für den Umbruch von Dauergrün-
land wäre unmittelbar nach Feststellung der Über-
schreitung der 5 % einzuführen. 

Zu 3: Die Ausweisung von europäischen Vogel-
schutzgebieten einschließlich ihrer Sicherung kann 
sich auf den Erhalt und die Qualität des Dauer-
grünlandes in Niedersachsen positiv auswirken.  

Der erfolgreiche Vertragsnaturschutz, die Auswei-
sung von Landschafts- oder Naturschutzgebieten, 
die Sicherung wertvoller Flächen über investive 
Maßnahmen und die Umsetzung von Pflege- und 
Entwicklungsmaßnahmen zielen u. a. auf die Sta-
bilisierung und Entwicklung der Wiesenvogelpopu-
lationen über die Erhaltung von Dauergrünland ab.  

Ist die Sicherung eines Vogelschutzgebiets durch 
den Erlass einer Naturschutzgebietsverordnung 
erfolgt, kann im Übrigen den Bewirtschaftern und 
Bewirtschafterinnen von Dauergrünland u. a. we-
gen des Verbots der Umwandlung der Grünland- in 
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Ackernutzung Erschwernisausgleich nach Maßga-
be der Erschwernisausgleichsverordnung gewährt 
werden. 

 

Anlage 13 

Antwort 

des Kultusministeriums auf die Frage 14 der Abg. 
Ina Korter (GRÜNE) 

Angriffe und Indiskretionen gegen Kritiker 
der Schulpolitik der Landesregierung 

Seit die Landesregierung unter Kritik vonseiten 
der Eltern, der Schülerinnen und Schüler, der 
Lehrkräfte und der Schulleitungen geraten ist, 
nachdem Ministerpräsident Wulff und Kultusmi-
nisterin Heister-Neumann am 24. Februar 2009 
ein Konzept zur Unterrichtsversorgung und zur 
Schulstruktur vorgelegt haben, ist eine Reihe 
von öffentlichen Angriffen und Indiskretionen 
gegen Führungspersonen von Verbänden zu 
verzeichnen, die sich besonders kritisch geäu-
ßert haben. 

So wurde in der Landespressekonferenz be-
richtet, dass von der Vorsitzenden des Schullei-
tungsverbandes Niedersachsen (SLVN) eine 
„dienstliche Erklärung“ abgegeben worden sei, 
nachdem sie die Genehmigungsvorschriften für 
Teilzeitanträge kritisiert hatte. Per Pressemittei-
lung des Kultusministeriums wurde am 2. April 
2009 der Landesschülerrat in einer Weise, die 
Beobachter als herablassend empfunden ha-
ben, über seine Aufgaben „aufgeklärt“ und dar-
auf hingewiesen, dass ein Aufruf zu Demonst-
rationen gegen „die Spielregeln“ verstoßen 
würde. 

Am 20. April 2009 schreibt das Nachrichtenma-
gazin Focus unter Berufung auf interne Ver-
merke der Landesschulbehörde, der nieder-
sächsische Landesvorsitzende der GEW habe 
„offenbar jahrelang den Unterricht an seiner 
Wolfsburger Schule geschwänzt“. Auf Nachfra-
ge der Hannoverschen Allgemeinen Zeitung hat 
das Kultusministerium laut HAZ vom 20. April 
2009 diese Vorwürfe, die vom Betroffenen ein-
deutig zurückgewiesen werden, weder bestätigt 
noch dementiert, sondern lediglich erklärt: „Zu 
Personalangelegenheiten äußern wir uns nicht.“ 
Damit hat die Landesregierung diese Vorwürfe, 
die sich lediglich auf angebliche interne Ver-
merke der Landesschulbehörde berufen, unwi-
dersprochen im Raum stehen lassen. 

Ich frage die Landesregierung: 

1. Seit wann ist der Landesregierung bekannt, 
ob und gegebenenfalls mit welchem Ergebnis 
es ein Disziplinarverfahren oder eine interne 
Untersuchung gegen den niedersächsischen 
Landesvorsitzenden der GEW gegeben hat 
oder gibt? 

2. Sofern es kein Disziplinarverfahren gegen 
den niedersächsischen Landesvorsitzenden der 

GEW gab oder gibt und der Landesregierung 
am 19. April 2009 bereits das Ergebnis von in-
ternen Untersuchungen gegen ihn vorlag, wa-
rum hat dann die Landesregierung den GEW-
Landesvorsitzenden nicht am 19. April 2009 
gegenüber der Presse entlastet? 

3. Was hat die Landesregierung bisher unter-
nommen, um aufzuklären, wie interne Vermer-
ke oder Informationen aus der Landesschulbe-
hörde, dem Kultusministerium oder der Staats-
kanzlei an die Presse gelangen konnten? 

Die in der Kleinen Anfrage geäußerte Unterstel-
lung, seitens der Landesregierung würden Kritiker 
der aktuellen Schulpolitik mit unlauteren Mitteln 
verfolgt, weise ich ausdrücklich zurück. Hier wer-
den von der Fragestellerin verschiedene Vorgänge 
auf unzulässige Weise verknüpft und eine gezielte 
Vorgehensweise konstruiert, die es nicht gibt. In 
allen angesprochenen Fällen gilt, dass neben den 
in Anspruch genommenen Rechten auch Pflichten 
bestehen, die einzuhalten sind. Für Verschwö-
rungstheorien aller Art ist hier schlicht kein Raum. 

Die aktuellen Vorgänge um den Landesvorsitzen-
den der GEW, die Auslöser für diese Kleine Anfra-
ge sind, halte ich für höchst ärgerlich. Es ist ärger-
lich, dass das Kultusministerium für etwas Selbst-
verständliches kritisiert wird, nämlich Personalvor-
gänge aus Gründen des Persönlichkeitsschutzes 
des Betroffenen nicht öffentlich zu kommentieren 
oder zu diskutieren. Bei Personalvorgängen haben 
die berechtigten Schutzinteressen des Bedienste-
ten Vorrang - auch wenn er Gewerkschaftsvorsit-
zender ist und damit in der Öffentlichkeit steht. 
Deshalb ist auch die Beantwortung dieser Kleinen 
Anfrage eine Gratwanderung: Wie weit darf der 
Dienstherr bei der Nennung von Details gehen? 
Wie weit geht das Unterrichtungsrecht des Parla-
ments? - Die Beantwortung der einzelnen Fragen 
steht unter diesen Prämissen. 

Ganz besonders ärgerlich aber ist, dass offenbar 
interne Unterlagen in die Öffentlichkeit gelangt 
sind. Selbst wenn eine in der Öffentlichkeit ste-
hende Person auch mit scharfer öffentlicher Kritik 
leben können muss, so hat sie doch als Landes-
beamter einen Anspruch auf Vertraulichkeit in Per-
sonalangelegenheiten und insbesondere bei mög-
lichen Disziplinarvorwürfen. Dies muss klar sein, 
und dies gilt uneingeschränkt. 

Dieses vorausgeschickt, beantworte ich namens 
der Landesregierung die Fragen im Einzelnen wie 
folgt: 

Zu 1: Die GEW Niedersachsen hat mit Datum vom 
12. November 2008 für ihren Landesvorsitzenden 
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bei der Landesschulbehörde beantragt, die bishe-
rige Stundenzuweisung an die GEW im Umfang 
und rückwirkend zu erhöhen. Gemäß dem bis April 
dieses Jahres anzuwendenden § 123 a des Beam-
tenrechtsrahmengesetzes (BRRG) war für eine 
derartige Entscheidung die oberste Dienstbehörde, 
mithin das Kultusministerium, zuständig. 

Mit Datum vom 6. März 2009 hat das Kultusminis-
terium dem Beamten mitgeteilt, dass eine rückwir-
kende Zuweisung nicht möglich ist und dass eine 
Erhöhung aus Gründen der Unterrichtsversorgung 
auch nicht zugelassen wird. 

Parallel dazu wurde die dafür zuständige Landes-
schulbehörde gebeten zu prüfen, ob dem Beamten 
in dieser Angelegenheit eine schuldhafte Verlet-
zung der ihm obliegenden Pflichten vorzuwerfen ist 
und ob disziplinarrechtliche Maßnahmen zu ergrei-
fen sind. 

Mit Bericht vom 27. März 2009 trug die Landes-
schulbehörde vor, dass hinreichende tatsächliche 
Anhaltspunkte vorlägen, die den Verdacht eines 
Dienstvergehens rechtfertigten. Somit bestand für 
die Disziplinarbehörde gemäß § 18 Abs. 1 Satz 1 
des Niedersächsischen Disziplinargesetzes die 
Pflicht, ein Disziplinarverfahren einzuleiten. Das 
Verfahren ist schließlich mit Schreiben vom 
21. April 2009 durch die Landesschulbehörde ein-
geleitet worden. 

Zu 2: Siehe Antwort zu 1. 

Zu 3: In der Landesschulbehörde haben die mit 
dem Vorgang befassten Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter dienstliche Erklärungen darüber abgege-
ben, dass sie keine Unterlagen oder Informationen 
an die Öffentlichkeit, insbesondere an die Presse, 
gegeben haben. 

Im Kultusministerium hat Herr Staatssekretär Uhlig 
die für den Vorgang unmittelbar zuständigen Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter mit gleichem Ergeb-
nis befragt. Eine Befragung der zuständigen Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter der Staatskanzlei hat 
ergeben, dass niemand über die Angelegenheit 
irgendwelche Kenntnisse vor der Presseveröffent-
lichung besaß. 

 

Anlage 14 

Antwort 

des Ministeriums für Umwelt und Klimaschutz auf 
die Frage 15 der Abg. Brigitte Somfleth, Sigrid 

Rakow, Petra Emmerich-Kopatsch, Andrea Schrö-
der-Ehlers, Marcus Bosse und Rolf Meyer (SPD) 

Geschäftsstelle der Bingostiftung für Um-
welt- und Zusammenarbeit - Wie ist diese 
organisiert? 

Das Stader Tageblatt berichtet am 2. April 2009 
in dem Artikel „Landespolitik streitet um Karsten 
Behr“ über die Besetzung der Geschäftsführung 
der neuen Stiftung. Am 11. April 2009 berichtet 
dann die Nordwest-Zeitung, dass der Exland-
tagsabgeordnete Karsten Behr (CDU) Ge-
schäftsführer der neuen Bingostiftung sei. Der 
Stiftungsvorstand habe sich für Behr ausge-
sprochen, obwohl seine Berufung von Anfang 
an umstritten war. Der Steuerzahlerbund hatte 
eine Ausschreibung der Stelle gefordert. Wei-
terhin wurde berichtet, dass der ehemalige 
Landtagsabgeordnete als CDU-Kreistagsvor-
sitzender zurücktreten musste, nachdem diver-
se Unregelmäßigkeiten in der CDU-Geschäfts-
stelle bekannt geworden waren 

Wir fragen die Landesregierung: 

1. Wie beurteilt die Landesregierung eine rein 
politische Stellenbesetzung in einer öffentlich-
rechtlichen Stiftung, und warum wurden bei der 
konkreten Besetzung nicht dieselben Grundsät-
ze angewandt wie bei entsprechenden Beam-
tenstellen des Landes? 

2. Wie ist die Geschäftsstelle der neuen Stif-
tung organisiert, wo sind wie viele Personalstel-
len für die erforderlichen Dienstgeschäfte ange-
siedelt, bzw. wo werden die Akten personal-
rechtlich geführt, und aus welchen Finanzmit-
teln werden sie finanziert? 

3. Nach welchen Kriterien erfolgte die Auswahl 
des Geschäftsführers, und wie beurteilt die 
Landesregierung die Qualifikation in Bezug auf 
die o. g. Kritik insbesondere vor dem Hinter-
grund der Aussage David McAllisters „die CDU 
werde verdiente Abgeordnete nicht vergessen“ 
(Stader Tageblatt, 2. April 2009)? 

Der Niedersächsische Landtag hat in seiner Sit-
zung am 12. Dezember 2008 eine neue Akzentuie-
rung bei der Verteilung der Mittel nach dem Nie-
dersächsischen Glückspielgesetz beschlossen. Zur 
Umsetzung dieses Beschlusses ist u. a. die Nie-
dersächsische Umweltstiftung in die Niedersächsi-
sche Bingostiftung für Umwelt und Entwicklungs-
zusammenarbeit umstrukturiert worden. 

Die Stiftung ist gemäß § 1 Abs. 2 ihrer Satzung als 
rechtsfähige Stiftung des bürgerlichen Rechts mit 
Sitz in Hannover eingerichtet. Die Satzung sieht 
vor, dass der Stiftungsvorstand die Geschäftsfüh-
rung beruft.  

4750 



Niedersächsischer Landtag  -  16. Wahlperiode  -  38. Plenarsitzung am 14. Mai 2009 
 

Dies vorausgeschickt, beantworte ich die Kleine 
Anfrage namens der Landesregierung wie folgt:  

Zu 1: Die Niedersächsische Bingostiftung für Um-
welt und Entwicklungszusammenarbeit ist entge-
gen der Behauptung der Fragesteller keine öffent-
lich-rechtliche Stiftung, sondern eine Stiftung bür-
gerlichen Rechts. Von daher ist Artikel 33 Abs. 2 
des Grundgesetzes nicht anzuwenden, Es ist für 
die Landesregierung nicht nachvollziehbar, warum 
die Entscheidung des Stiftungsvorstandes, einen 
Diplomkaufmann als Geschäftsführer der Stiftung 
zu berufen, eine rein politische Stellenbesetzung 
sein soll. 

Zu 2: Die Geschäftsstelle der Stiftung befindet sich 
jetzt nicht mehr im Niedersächsischen Ministerium 
für Umwelt und Klimaschutz, sondern in der Berli-
ner Allee 9 bis 11 in Hannover. 

Die Stiftung verfügt ab Mitte Mai über insgesamt 
sieben Vollzeitstellen, von denen eine befristet ist. 
Die Einstellungen und Personalverwaltung erfolgt 
durch die Stiftung selbst. Die Finanzierung erfolgt 
nach § 6 Abs. 2 der Satzung aus Stiftungsmitteln. 

Zu 3: Die Geschäftsführung wird vom Vorstand der 
Stiftung berufen. Der Vorstand orientiert sich dabei 
an fachlichen Kriterien. Der vom Vorstand berufe-
ne Geschäftsführer ist als Diplomkaufmann, der 
zudem zehn Jahre Mitglied im Umweltausschuss 
des Niedersächsischen Landtages war, für diese 
Tätigkeit fachlich qualifiziert. 

Zu der aus einer Regionalzeitung zitierten Aussa-
ge des Vorsitzenden der CDU Landtagsfraktion, 
Herrn David McAllister, kann sich die Landesregie-
rung nicht äußern, da ihr der Zusammenhang, in 
dem diese Worte gefallen sein sollen, nicht be-
kannt ist. 

 

Anlage 15 

Antwort 

des Ministeriums für Wissenschaft und Kultur auf 
die Frage 16 der Abg. Jutta Rübke, Dr. Gabriele 
Andretta, Daniela Behrens, Dr. Silke Lesemann, 
Matthias Möhle, Stefan Schostok und Wolfgang 
Wulf (SPD) 

Wie ernst nimmt die Landesregierung die 
Beteiligung von Studierenden bei der Ver-
wendung von Studiengebühren? 

Presseberichten war zu entnehmen, dass an 
der Universität Hildesheim per Senatsbeschluss 
die studentische Mitbestimmung bei der Ver-
wendung der Studiengebühren in der Studien-

beitragskommission abgeschafft wurde. „Der 
Konflikt schwelt bereits seit dem Herbst. Es 
geht um eine Lehrkraft für Deutsch, die das 
Präsidium einstellen und aus Gebühren bezah-
len will. Die Studenten halten nichts davon; 
denn sie finden, für Lehrpersonal müsse grund-
sätzlich das Land aufkommen.“ So schilderte 
die Hildesheimer Zeitung vom 26. März 2009 
die Hintergründe für die Abschaffung der stu-
dentischen Mitbestimmung in der Studienbei-
tragskommission. Damit haben Hildesheimer 
Studierende keine Mitbestimmungsmöglichkei-
ten mehr über die Verwendung ihrer Studien-
gebühren. 

Dieses Vorgehen der Universität Hildesheim 
steht im Widerspruch zur Zusage der Landes-
regierung, Studierende an der Verwendung der 
von ihnen bezahlten Gebühren zu beteiligen. 
So werden in dem Schreiben des Wissen-
schaftsministers Lutz Stratmann vom Januar 
2007 zum Thema Studiengebühren Studentin-
nen und Studenten sogar bestärkt, „ihre Ein-
flussmöglichkeiten bei der Verwendung der 
Studienbeiträge intensiv zu nutzen“. Und auch 
im Schreiben vom 4. Juli 2007 zum Thema 
Verwendung der Studienbeträge in Nieder-
sachsen ermuntert Wissenschaftsminister Lutz 
Stratmann die Studierenden, „sich gemeinsam 
mit Ihren Lehrenden aktiv an den Diskussionen 
zur Verwendung der Studienbeiträge zu beteili-
gen“. 

Wir fragen die Landesregierung: 

1. Wie beurteilt die Landesregierung die Ab-
schaffung der Mitbestimmung der Studierenden 
bei der Verwendung von Studiengebühren? 

2. Teilt die Landesregierung die Auffassung, 
dass das Lehrpersonal grundsätzlich vom Land 
und nicht aus den Studiengebühren zu zahlen 
ist? Wenn nein, aus welchem Grund? 

3. Welche Maßnahmen wird die Landesregie-
rung ergreifen, um die in den o. g. Schreiben 
des Wissenschaftsministers gewollte aktive Be-
teiligung von Studierenden sicherzustellen? 

Einnahmen aus Studienbeiträgen haben die Hoch-
schulen nach § 11 Abs. 1 Satz 5 des Niedersäch-
sischen Hochschulgesetzes zu verwenden, um 
insbesondere das Betreuungsverhältnis zwischen 
Studierenden und Lehrenden zu verbessern, zu-
sätzliche Tutorien anzubieten und die Ausstattung 
der Bibliotheken sowie der Lehr- und Laborräume 
zu verbessern. Daneben können diese Einnahmen 
auch für die Gewährung von Stipendien verwendet 
werden. Nachdem die Einführungsphase der Stu-
dienbeiträge abgeschlossen ist und die Hochschu-
len einige Erfahrungen mit der Verwendung der 
eingenommenen Mittel gewonnen haben, werden 
mittlerweile ca. 85 bis 90 % der Jahreseinnahmen 
zeitnah im Sinne der gesetzlichen Vorgaben ver-
wendet. 
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Bei vielen Anlässen, insbesondere aber mit dem 
Schreiben des Ministers für Wissenschaft und 
Kultur an den Vorsitzenden der Landeshochschul-
konferenz vom 4. Juli 2008 - Az.: 22 B. 5 - 70 006 - 
114 -, sind die Hochschulen auf die besondere 
Bedeutung der Teilhabe der Studierenden an den 
Entscheidungen über die Verwendung der Ein-
nahmen aus Studienbeiträgen hingewiesen wor-
den. Die Hochschulen wurden dabei aufgefordert, 
neben einer rein verfahrensmäßigen Einbeziehung 
Studierender eine offensive Informationspolitik zu 
betreiben und z. B. auch Ideenwettbewerbe auszu-
loben.  

Die Studierenden werden an allen Hochschulen in 
Niedersachsen an Entscheidungen über die Ver-
wendung der Einnahmen aus Studienbeiträgen 
beteiligt und nehmen die ihnen gegebenen Mög-
lichkeiten engagiert wahr. Die endgültige Ent-
scheidung hierüber muss aber beim Präsidium 
liegen, das die Verantwortung für die Hochschulfi-
nanzen hat. Kommt es an einzelnen Hochschulen 
zu einer Situation, in der ein Einvernehmen zwi-
schen Studierenden und Präsidium nicht zu erzie-
len ist, etwa weil die Studierenden eine rechtswid-
rige Verwendung der Mittel verlangen (z. B. Rück-
zahlung an die Studierenden) oder eine gesetzlich 
angelegte und gewünschte Verwendung katego-
risch ablehnen (z. B. Verwendung für hauptberufli-
ches Personal), hat das Präsidium in eigener Ver-
antwortung zu entscheiden. 

Dies vorausgeschickt, werden die einzelnen Fra-
gen namens der Landesregierung wie folgt beant-
wortet: 

Zu 1: Die Mitbestimmung der Studierenden bei der 
Verwendung von Einnahmen aus Studienbeiträgen 
ist nach wie vor gewünscht und keinesfalls abge-
schafft. 

Zu 2: Die staatliche Finanzierung der Hochschulen 
und damit auch des Lehrpersonals ist durch den 
Zukunftsvertrag gesichert. Die Einnahmen aus 
Studienbeiträgen sind zusätzliche Mittel. Aus Stu-
dienbeiträgen kann auch haupt- und nebenberufli-
ches Lehrpersonal finanziert werden, weil nur so 
das gesetzlich ausdrücklich geregelte Ziel der Ver-
besserung der Betreuungsrelationen zu erreichen 
ist. 

Zu 3: Die Hochschulen sind - wie oben bereits 
dargelegt - selbst sehr interessiert daran, die Stu-
dierenden in die Entscheidungsprozesse zur Ver-
wendung der Einnahmen aus Studienbeiträgen 
einzubeziehen und praktizieren dies auch. Das 

MWK wird sie darin weiterhin unterstützen und auf 
eine Intensivierung hinwirken. 

 

Anlage 16 

Antwort 

des Ministeriums für Wirtschaft, Arbeit und Verkehr 
auf die Frage 17 der Abg. Gerd Will, Sabine Tip-
pelt, Heinrich Aller, Marcus Bosse, Olaf Lies, Klaus 
Schneck, Ronald Schminke, Stefan Schostok und 
Petra Tiemann (SPD) 

Tourismus und maritime Wirtschaft ver-
knüpfen - Welche Konzepte hat die Landes-
regierung hinsichtlich der Bildung einer tou-
rismusorientierten maritimen Wirtschaftspo-
litik? 

Der Tourismus in Niedersachsen gehört zu den 
zentralen Wirtschaftsgrößen mit enormem wirt-
schaftlichem Potenzial im Land. Daraus ist ab-
zuleiten, dass das Land Niedersachsen Kon-
zepte entwickeln und die dafür notwendigen In-
vestitionssummen bereitstellen muss, um im 
Bereich Tourismus wettbewerbsfähig zu bleiben 
und die Attraktivität des Landes weiter zu erhö-
hen. Mit der Einführung der sogenannten Mas-
terpläne für die „Metropolregionen“ Harz, We-
serbergland, Nordsee und Lüneburger Heide 
und der Vermarktung des niedersächsischen 
Tourismus über die TourismusMarketing Nie-
dersachsen GmbH (TMN) hat die Landesregie-
rung einen Versuch unternommen, diesem An-
liegen gerecht zu werden.  

Die maritime Wirtschaft ist für Niedersachsen 
ein entscheidender Wirtschaftsfaktor, der sich 
in den nächsten Jahren vermutlich dynamisch 
entwickeln wird.  

Zentral scheint hinsichtlich einer tourismuspoli-
tischen Perspektive für den maritimen Wirt-
schaftssektor ein Konzept zu sein, das durch 
frühzeitige Kooperation der dortigen Akteure ei-
ne sich positiv auswirkende wirtschaftliche Dy-
namik auszulösen vermag, die dem Interesse 
von Urlaubern an Küstenfischerei, Schifffahrt, 
Häfen sowie an erneuerbaren Energien (Off-
shorewindkraftanlagen) zufriedenstellend 
Rechnung trägt. Davon profitieren würde im er-
heblichen Maße der Städtetourismus in den 
Küstenregionen.  

Vor diesem Hintergrund fragen wir die Landes-
regierung:  

1. Welche Anstrengungen unternimmt die Lan-
desregierung zur Verknüpfung von Tourismus-
wirtschaft und maritimer Wirtschaft?  

2. Welche konkreten Investitionen (aufge-
schlüsselt nach Haushaltstiteln) tätigt die Lan-
desregierung, um die Attraktivität des Städte-
tourismus in den Küstenregionen zu erhöhen, 
und welche entfallen davon auf den Bereich der 
Unterstützung der Kooperation von maritimen 
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Wirtschaftsunternehmen mit tourismusorientier-
ten (Dienstleistungs-) Unternehmen?  

3. Durch welche Verfahren stellt die Landesre-
gierung sicher, dass mögliche Kooperationen 
von tourismusorientierten (Dienstleistungs-) Un-
ternehmen mit Unternehmen, die im Bereich 
der maritimen Wirtschaft tätig sind, zunächst 
identifiziert und anschließend effizient genutzt 
und ausgebaut werden? 

Der Tourismus ist einer der bedeutendsten Wirt-
schaftsfaktoren des Landes. Mit fast 37 Millionen 
Übernachtungen im Jahr 2008 einschließlich Cam-
ping, rund 185 000 dem Tourismus zuzuordnen-
den sozialversicherungspflichtig Beschäftigten und 
einem Wertschöpfungsbeitrag von mehr als 15 Mil-
liarden Euro gilt dies für Niedersachsen in beson-
derer Weise. Im Vergleich der Übernachtungszah-
len der Bundesländer nimmt Niedersachsen den 
vierten Platz ein und hat damit seine Wettbewerbs-
fähigkeit nachdrücklich unter Beweis gestellt. Um 
die Wettbewerbsfähigkeit der touristischen Desti-
nationen in Niedersachsen nachhaltig zu sichern, 
hat die Landesregierung die Erstellung von touris-
tischen Masterplänen, beispielsweise für die Nord-
see, initiiert. Die Masterpläne sind die strategi-
schen Grundlagen für die Weiterentwicklung der 
jeweiligen Regionen im Blick auf die relevanten 
Zielgruppen und Themen. 

Insbesondere die niedersächsische Küste hat in 
den letzten Jahren durch vielerlei industrielle Akti-
vitäten, durch den Ausbau der Windenergie etc. 
neben der Tourismuswirtschaft weitere wichtige 
Branchenaktivitäten hervorgebracht. 

Dieses vorausgeschickt, beantworte ich die Fragen 
namens der Landesregierung wie folgt: 

Zu 1: Die Landesregierung hat auf die enge Ver-
zahnung der verschiedenen maritimen Branchen 
reagiert, indem sie seit Mitte 2008 eine Stabsstelle 
zur Koordinierung der maritimen Wirtschaft beim 
MW eingerichtet hat. Dies gilt nicht nur, aber auch 
für den maritimen Tourismus. Die Stabsstelle ist für 
wesentliche maritime Branchen (Schifffahrt, Schiff-
bau, Meerestechnik) unmittelbar zuständig. Dar-
über hinaus koordiniert sie branchenübergreifende 
Angelegenheiten der maritimen Wirtschaft und 
stimmt konkurrierende maritime Nutzungen aufein-
ander ab. Sie soll darüber hinaus als primäre An-
sprechpartnerin der maritimen Wirtschaft eine klare 
maritime Ausrichtung der Wirtschaftspolitik ge-
währleisten. Der Küstentourismus gehört zu den 
maritimen Branchen und hat für die dortige Region 
überragende Bedeutung. Es liegt auf der Hand, 
dass in manchen Fällen auch Nutzungskonkurren-

zen entstehen, die im Rahmen des Möglichen in 
einem fairen Verfahren auszugleichen sind. Als 
Beispiel sei hier der Bereich Wilhelmshaven/Hook-
siel angeführt, in dem wirtschaftliche Nutzung mit 
touristischen Interessen aufeinandertreffen. Das 
Land bemüht sich hier um eine interessengerechte 
Lösung. Jedoch gibt es auch zunehmend Beispiele 
dafür, dass Tourismus und sonstige maritime Wirt-
schaft sich gegenseitig befruchten können. Hinzu-
weisen ist etwa auf die Erlebnis- und Besichti-
gungsmöglichkeiten i. R. der Überführung der 
Kreuzfahrtschiffe der Meyer-Werft, die Info-Box am 
JadeWeserPort, die Überlegungen einzelner Küs-
tengemeinden zur Einrichtung von Baustellen- und 
Hafenbesichtigungsfahrten oder die Vorstellungen 
der Stadt Aurich für ein sogenanntes Energieer-
lebniszentrum. Neben dem Erlebnischarakter für 
die Besucher dienen solche Aktivitäten auch dazu, 
die Akzeptanz und das Wissen breiter Bevölke-
rungsschichten für wirtschaftliche maritime Belan-
ge zu erhöhen. 

Die Verknüpfung von Tourismuswirtschaft und 
maritimer Wirtschaft ist auch Bestandteil der Hand-
lungsempfehlungen des Masterplanes Nordsee. 
So lautet z. B. die Zielvorstellung 2015: Das Erle-
ben des maritimen Erbes und der maritimen Atmo-
sphäre in Form von Hafenanlagen, Arbeitsgeräten 
und historischen Schiffen gehört zu den beeindru-
ckendsten Urlaubserlebnissen an der niedersäch-
sischen Nordsee. - Als Masterprojekte werden 
vorgeschlagen: 

- Entwicklung von zwei modellhaften Häfen (Siel-
häfen) an der Küste zu touristisch attraktiven Er-
lebnishäfen (Fischerei, Gastronomie, Shopping-
Veranstaltungen etc.), 

- Entwicklung einer Sielhafenroute als touristische 
Straße. 

Die Projektentwicklung obliegt den regionalen Ak-
teuren. Das Land unterstützt die Vorhaben im 
Rahmen seiner Fördermöglichkeiten. 

Zu 2: Der Masterplan Nordsee identifiziert in der 
Destination niedersächsische Nordseeküste fol-
gende Städte und ihre Umgebung als touristisch 
bedeutsam: Aurich, Bad Zwischenahn, Cuxhaven, 
Emden, Jever, Leer, Norden, Papenburg, Wil-
helmshaven. 

Im Rahmen seiner Tourismusförderung hat das 
Land seit dem Jahr 2000 folgende städtetouristisch 
relevanten Vorhaben mit einem Gesamtvolumen 
von 36 922 395,84 Euro unterstützt. 
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Ort Projekt Zuschuss 

Bad Zwischenahn Attraktivierung der Wandelhalle Bad Zwischenahn 1.093.518,00

Cuxhaven 
LK Cuxhaven, 5 Offene Foren Tourismus inkl. Fort-
schreibung des Bädergutachtens 66.415,00

Cuxhaven 
4Play Edutainment, maritime Spiel- u. Themenland-
schaft "Käpt`n Cux`s Hafen" 50.000,00

Nordseeheilbad Cuxhaven 
GmbH 

Erstellung einer tourist. Marktanalyse und eines Ent-
wicklungskonzepts 137.600,00

Nordseeheilbad Cuxhaven 
GmbH Tourismuskonzept für die Stadt Cuxhaven 48.750,00

Nordseeheilbad Cuxhaven 
GmbH 

Umsetzungsbegleitung des Tourismuskonzeptes der 
Stadt Cuxhaven 36.250,00

Cuxhaven 
Bau einer Überdachung u. Zaunanlage auf dem Anle-
ger "Steubenhöft"  130.000,00

Cuxhaven, LK Museumseisenbahn Bad Bederkesa 339.591,47

Cuxhaven, LK 
Museumseisenbahn Bad Bederkesa, 2 .Bauabschnitt 
(Errichtung Schauausstellungsraum)  258.830,00

Bederkesa 
Modernisierung, Attraktivierung und Erweiterung des 
Hallenbades 2.541.886,00

Bederkesa 
Modernisierung, Attraktivierung und Erweiterung des 
Hallenbades, 2. Bauabschnitt 208.346,14

Cuxhaven 
Modernisierung und Zentralisierung von Tourismusin-
formations- und Serviceeinrichtungen  286.478,84

Nordseeheilbad Cuxhaven 
GmbH 

Errichtung einer öffentlichen Sanitäranlage in Cuxha-
ven-Duhnen 110.750,00

Nordseeheilbad Cuxhaven 
GmbH Inwerts.u.Neugestaltung des Strandhauses Döse 201.105,63

Nordseeheilbad Cuxhaven 
GmbH 

Neugestaltung Veranstaltungs- und Konzertplatz im 
Kurpark Döse 60.978,87

Nordseeheilbad Cuxhaven 
GmbH Modern. Infrastr. In der "Grimmershörnbucht" 131.425,00

Nordseeheilbad Cuxhaven 
GmbH 

Modernisierung u. Neugestaltung "Haus des Gastes" in 
Duhnen 129.845,00

Cuxhaven (Segler-
Vereinigung Cuxhaven 
e.V.) 

Erweiterung der Sanitäranlage im Yachthafen Cuxha-
ven 95.350,00

Nordholz Erweiterung des Aeronauticums 530.000,00

Cuxhaven Maßnahmen im Bereich des Yachthafens 694.200,00

Nordholz 
Aeronauticum: Modernisierung mit Fahrstuhl incl. Aus-
stellungsraum 242.100,00

Emden 

Umbau und Erweiterung Ostfriesisches Landesmuse-
um / Emder Rüstkammer zu einem Europäischen Re-
gionalmuseum 2.687.655,01

Emden 
Umgestaltung des Ostufers im Rahmen der Revitalisie-
rung des Alten Binnenhafens 1.131.522,97

Emden 
Neubau Akademie und besondere Ausstellungsberei-
che, Landesmuseum Emden 585.000,00

Emden 
Modernisierung Altbau u. Foyer-Erweiterung der 
Kunsthalle  3.333.774,00
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Emden/LK Aurich Attraktivierung Schleusen Borssum und Rahe 3.900.000,00

Emden 
Erstellung der Kaianlagen am Westufer im Rahmen 
der Revitalisierung des Alten Binnenhafens 1.896.251,00

Jever 
Netzwerk Kultur - Barocke Pracht und fürstliches Le-
ben 910.100,00

Jever, Zweckverband 
Schlossmuseum 

Inwerts.u.tourist. Erschließung Schlosspark, Jever, 
Modellabschnitt 225.000,00

Jever Errichtung der Jugendherberge Jever 1.198.688,49

Leer Modernisierung u. Zentralisierung Infosäulen 50.718,28

Leer Errichtung Tourimuszentrale, Touristik GmbH 642.250,00

Leer, Stadt Modernisierung der Ufereinfassung Waageplatz Leer 0,00

Leer, Landkreis Attraktivierung der Fähre Ditzum-Pektum 283.500,00

Leer Errichtung Milchkioske Ems-Dollart-Route 6.161,06

Leer 
Herstellung einer Fußgängerbrücke über den Handels-
hafen 1.446.504,34

Leer 
Herstellung einer Uferpromenade mit Bootsanlegestel-
len entlang des Nessegeländes 1.375.000,00

Leer 
Herstellung einer Sichtachse vom Denkmalsplatz in 
Richtung Handelshafen 175.000,00

Leer 
Touristische Attraktivierung Schloss Evenburg mit 
Parkanlage 346.180,50

Leer/Emden Weiterentwicklung Emsradweg 277.500,00

Norddeich Hallenbad 3.752.882,41

Norden 
Erwerb u. Attraktivierung Touristinfo, Kurbetriebsge-
sellschaft mbh Norddeich 239.300,00

Norddeich Wellenpark 948.957,73

Papenburg 
Errichtung des interaktiven Besucherinformationszent-
rums Ölmühle Papenburg 543.918,13

Papenburg Touristik am Turmkanal 2.146.000

Wilhelmshaven Errichtung der InfoBox für den Containerhafen Jade 
Weser Port (an JadeWeserPort InfoBox GmbH) 624.545,97

Wilhelmshaven 
Errichtung eines tourist. Dienstleistungszentrums (an 
Wilhelmshaven Touristik & Freizeit GmbH) 252.866,00

 

 

Übergreifend 

 

Aurich Kulturnetzwerk Ostfriesland „Abenteuer Wirklichkeit“ 437.700,00

 Masterplan Nordsee 112.000,00
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Die Förderung der Projekte erfolgt aus Mitteln des 
Europäischen Fonds für Regionale Entwicklung 
(EFRE) bzw. der Gemeinschaftsaufgabe „Verbes-
serung der regionalen Wirtschaftsstruktur“ (GA). 
Für die Förderung der touristischen Infrastruktur 
stehen im EFRE in der Förderperiode 2007 bis 
2013 für die Zielgebiete „Regionale Wettbewerbs-
fähigkeit und Beschäftigung“ und „Konvergenz“ 
insgesamt 66,5 Millionen Euro zur Verfügung. Bei 
den GA-Mitteln gibt es kein gesondertes Kontin-
gent für touristische Maßnahmen, vielmehr werden 
die Mittel nach Bedarf eingesetzt. 
Eine gezielte Unterstützung der Kooperation von 
maritimer Wirtschaft und Tourismuswirtschaft wird 
z. B. insbesondere durch die Vorhaben in Papen-
burg und die Info-Box am zukünftigen JadeWeser-
Port erreicht. 

Zu 3: Das zentrale Verfahren zur Identifizierung 
destinationsspezifischer Profilthemen wie z. B. der 
Kooperation von maritimer Wirtschaft und Touris-
muswirtschaft zum Zweck der Definition und Um-
setzung maritimaffiner touristischer Projekte ist der 
Masterplan Nordsee. 

 

Anlage 17 

Antwort 

des Ministeriums für Wirtschaft, Arbeit und Verkehr 
auf die Frage 18 der Abg. Sabine Tippelt, Heinrich 
Aller, Gerd Will, Marcus Bosse, Olaf Lies, Klaus 
Schneck Ronald Schminke, Stefan Schostok und 
Petra Tiemann (SPD) 

Investitionen in den Bereich Tourismus - 
Zentrales Konzept oder finanzieller Rückzug 
des Landes? 

Der Tourismus in Niedersachsen gehört zu den 
zentralen Wirtschaftsgrößen mit einem enor-
men wirtschaftlichen Potenzial im Land. Daraus 
abzuleiten ist, dass das Land Niedersachsen 
Konzepte entwickeln und die dafür notwendigen 
Investitionssummen bereitstellen muss, um im 
Bereich Tourismus wettbewerbsfähig zu bleiben 
und die Attraktivität des Landes weiter zu erhö-
hen. Mit der Einführung der sogenannten Mas-
terpläne für die „Metropolregionen“ Harz, We-
serbergland, Nordsee und Lüneburger Heide 
und der Vermarktung des niedersächsischen 
Tourismus über die TourismusMarketing Nie-
dersachsen GmbH (TMN), deren Arbeit sich 
zum Teil aus privater Mitfinanzierung speisen 
soll, hat die Landesregierung einen Versuch un-
ternommen, diesem Anliegen gerecht zu wer-
den. 

Nach Einschätzung sachverständiger Kreise 
mangelt es an einer tiefgehenden und zentralen 
Konzeptplanung für den Bereich Tourismus, da 

dem Haushaltsplan nicht eindeutig zu entneh-
men ist, welche Investitionen konkret in den Be-
reich Tourismus fließen. Der Bereich Tourismus 
weist hinsichtlich Investitionsvorhaben Über-
schneidungen mit zahlreichen anderen Berei-
chen auf, lässt jedoch kein eindeutiges Ge-
samtinvestitionskonzept erkennen. 

Der Tourismusverband Niedersachsen stellt in 
seinem Positionspapier mit 17 Punkten u. a. 
fest (Quelle: Cuxhavener Nachrichten vom 
15. Januar 2009), dass die interministerielle 
Abstimmung bei den einzelnen Förderpro-
grammen im Bereich Tourismus problematisch 
sei und ineffiziente Ergebnisse zur Folge habe.  

Vor diesem Hintergrund fragen wir die Landes-
regierung:  

1. Welche Art und welchen Umfang haben die 
Investitionen und Förderprogramme seitens des 
Landes in dem Bereich Tourismus (aufge-
schlüsselt nach Einzelplänen und Kapiteln)?  

2. Wie hat sich die Vergütung der TMN im 
Rahmen des Werkvertrages mit dem Land Nie-
dersachsen von 6/2001 bis heute entwickelt, 
und bleibt die private Mitfinanzierung derselben 
weiterhin hinter den Erwartungen zurück?  

3. Durch welche Instrumente, wenn nicht durch 
ein zentral koordiniertes Gesamtinvestitions-
konzept, stellt die Landesregierung eine effi-
ziente interministerielle Kooperation für die tou-
rismuspolitischen Konzepte des Landes Nie-
dersachsen und die dazugehörigen Investiti-
onsvorhaben sicher? 

Um die Wettbewerbsfähigkeit der touristischen 
Destinationen in Niedersachsen nachhaltig zu 
sichern, hat die Landesregierung die Erstellung 
von touristischen Masterplänen für den Harz, die 
Lüneburger Heide, die Nordsee und das Weser-
bergland initiiert. Die Masterpläne sind die strategi-
schen Grundlagen für die Weiterentwicklung der 
jeweiligen Regionen im Blick auf die relevanten 
Zielgruppen und Themen. Die Umsetzung der 
entwickelten Handlungsempfehlungen erfolgt ei-
genverantwortlich durch die Akteure vor Ort. Vor 
diesem Hintergrund tätigt das Land keine direkten 
Investitionen im Tourismus, insbesondere auch 
nicht im Bereich der touristischen Infrastruktur. 
Demzufolge sind für diesen Bereich im Haushalt-
plan auch keine Mittel für Investitionen veran-
schlagt. 

Die Landesregierung unterstützt die Umsetzung 
der Handlungsempfehlungen durch Förderung 
einzelner Projekte aus Mitteln des Europäischen 
Fonds für regionale Entwicklung (EFRE) bzw. der 
Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regio-
nalen Wirtschaftsstruktur“ (GA). Für die Förderung 
der touristischen Infrastruktur stehen im EFRE in 
der Förderperiode 2007 bis 2013 für die Zielgebie-
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te „Regionale Wettbewerbsfähigkeit und Beschäfti-
gung“ und „Konvergenz“ insgesamt 66,5 Millionen 
Euro zur Verfügung. Bei den GA-Mitteln gibt es 
kein gesondertes Kontingent für touristische Maß-
nahmen, vielmehr werden die Mittel nach Bedarf 
eingesetzt. 

Der EFRE beinhaltet darüber hinaus z. B. in den 
Bereichen „Natur Erleben und nachhaltige Entwick-
lung“ oder „Kulturförderung“ Förderbereiche, die 
sicherlich touristische Effekte mit sich bringen, 
deren Hauptzielrichtung jedoch die nachhaltige 
Sicherung von Natur und Landschaft bzw. die 
nachhaltige Steigerung der Attraktivität des kultu-
rellen Erbes in städtischen Gebieten und ländli-
chen Regionen ist. 

Dieses vorausgeschickt, beantworte ich die Fragen 
namens der Landesregierung wie folgt: 

Zu 1: Die dem Land im Rahmen des EFRE und der 
GA zur Verfügung stehenden Mittel sind im Einzel-
plan 08 des Haushaltsplanes für das Haushaltsjahr 
insgesamt ausgewiesen. Die EFRE-Mittel für das 
Zielgebiet „Regionale Wettbewerbsfähigkeit und 
Beschäftigung“ sind bei Kapitel 08 02 Titelgrup-
pe 69 und für das Zielgebiet „Konvergenz“ bei 
Kapitel 08 02 Titelgruppe 68 veranschlagt. In den 
jeweiligen Erläuterungen zu den Titelgruppen ist 
das zur Verfügung stehende Mittelvolumen nicht 
detailscharf für Maßnahmen der Tourismusförde-
rung ausgewiesen. 

Die GA-Mittel sind bei Kapitel 08 02 Titelgruppe 67 
veranschlagt. 

Zu 2: Die Entwicklung der werkvertraglich mit der 
TourismusMarketing Niedersachsen GmbH (TMN) 
vereinbarten Vergütung stellt sich wie folgt dar: 

Vergütung im Rahmen des Werkvertrages 

 

Mit dem Haushaltsplan 2009 ist zudem der erfor-
derliche VE-Rahmen bereitgestellt worden, um die 

Vergütung bis 2013 stufenweise auf eine Zielgröße 
von 3 Millionen Euro anzuheben. 

Die Drittmittelquote hat die TMN in den letzten 
Jahren deutlich steigern können. Die Erwartungen 
des MW sind insofern erfüllt. Eine weitere Erhö-
hung des Anteils privater Mittel wird angestrebt. 

Entwicklung Drittmittel 

Jahr Drittmittel in 
Euro 

2002   63 251 

2003 804 924 

2004 541 520 

2005 590 240 

2006 553 291 

2007 721 573 

2008 760 124 
 

Zu 3: Die Masterpläne sind die strategischen 
Grundlagen für den Einsatz von Fördermitteln für 
touristische Maßnahmen in diesen Destinationen. 
Da andere Förderbereiche andere Hauptzielrich-
tungen verfolgen, ist die Einbindung aller Bereiche 
in ein  touristisches Gesamtkonzept nicht möglich. 
Zur Sicherstellung von Effizienz und Transparenz 
finden jedoch mit den betroffenen Ressorts regel-
mäßig interministerielle Gespräche statt. 

 

Anlage 18 

Antwort 

des Ministeriums für Umwelt und Klimaschutz auf 
die Frage 19 der Abg. Andrea Schröder-Ehlers, 
Marcus Bosse, Petra Emmerich-Kopatsch, Rolf 
Meyer, Sigrid Rakow und Brigitte Somfleth (SPD) 

Warum lehnt Umweltminister Sander seine 
eigene Vorgabe für die Umweltzone jetzt ab? 

Das Umweltministerium hat bereits im Jahr 
2006 einen Entwurf zum Luftreinhalteaktions-
plan erarbeitet, in dem neben einer Reihe von 
verkehrlichen Maßnahmen die Einrichtung einer 
Umweltzone explizit vorgeschlagen wurde. Im 
Juli 2006 wurde dieser Entwurf auf Vorschlag 
der Stadt Hannover zur Stellungnahme an alle 
betroffenen Interessengruppen versandt. In ei-
nem Schreiben vom 14. März 2007 teilt das 
Umweltministerium bekräftigend mit, die Not-
wendigkeit der Aufstellung von Luftreinhalteplä-
nen - und somit auch der Umweltzone - sei 
durch die zu hohen Stickstoffdioxidbelastungen 
in den Städten begründet. Die Landesregierung 

2001 (ab 15.06.2001) 
/2002 

   4 500 000,00 DM  
= 2 300 813,47 Euro 

2003 1 812 047,60 Euro 

2004 1 380 600,00 Euro 

2005 1 340 000,00 Euro 

2006 1 500 000,00 Euro 

2007 1 534 000,00 Euro 

2008 2 034 000,00 Euro 

2009 2 400 000,00 Euro 
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hat dann mit einem am 27. März 2007 veröf-
fentlichten Erlass die Zuständigkeit für die Plä-
ne zum 1. April 2007 allein auf die Kommunen 
übertragen.  

Die Stadt Hannover hat umgehend mit einem 
Luftreinhalteaktionsplan reagiert und die vom 
Umweltministerium vorgeschlagene Umweltzo-
ne eingerichtet. Der Umweltminister hat dieses 
dann öffentlich kritisiert und abgelehnt. Auch 
nach dem aktuellen Urteil des Verwaltungsge-
richts Hannover vom 22. April 2009 verkündete 
Sander (HAZ, 22. April 2009, NP, 22. April 
2009): „Ich bleibe dabei.“ Umweltzonen seien 
nicht zielführend und schränkten die Mobilität 
der Bürger ein. Er fordere daher ein Aussetzen 
der Umweltzone, bis ein Berufungsverfahren 
durchgeführt sei. 

Wir fragen die Landesregierung: 

1. Aus welchen Gründen genau hat der Um-
weltminister Sander jetzt die Arbeit der Kom-
munen entgegen seinen eigenen vorangegan-
genen Vorgaben - insbesondere die Vorreiter-
funktion der Stadt Hannover - öffentlich kriti-
siert? 

2. Inwieweit kann die Landesregierung den of-
fenkundigen Sinneswandel durch die Leitung 
des Umweltministeriums erklären, wie schätzt 
sie die Vorgaben der EU hierzu ein, und welche 
Pläne/Maßnahmen zum Gesundheitsschutz der 
Bevölkerung hält sie aufgrund der verkehrsbe-
dingten Emissionen für angemessen? 

3. In niedersächsischen Ballungsräumen sind 
die Menschen zum Teil sehr hohen Belastun-
gen durch Luftschadstoffe ausgesetzt. Inwie-
weit und mit welchen Mitteln wird sich die Lan-
desregierung zukünftig für deren Schutz einset-
zen und die Kommunen bei ihrer Arbeit unter-
stützen bzw. mit eigenen Maßnahmen flankie-
rend begleiten? 

Das Umweltministerium war als seinerzeit für den 
Erlass von Luftreinhalteplänen in Niedersachsen 
zuständige Behörde bei den Vorarbeiten für den 
Luftreinhalteplan Hannover aufgrund des § 47 
Abs. 4 Satz 2 des Bundes-Immissionsschutzgeset-
zes (BImSchG) verpflichtet, seinen Entwurf eines 
Luftreinhalteplanes im Einvernehmen mit den zu-
ständigen Straßenbau- und Straßenverkehrsbe-
hörden der Stadt Hannover festzulegen. Das Um-
weltministerium hat daher die entsprechenden Plä-
ne der Stadt Hannover akzeptieren müssen, sie 
sich aber nie zu eigen gemacht.  

Es ist daher nicht richtig, dass die Stadt Hannover 
eine vom Umweltministerium vorgeschlagene Um-
weltzone eingerichtet hat. Die Übertragung der 
Zuständigkeiten für das Aufstellen von Luftreinhal-
teplänen und Aktionsplänen auf die Landkreise, 
kreisfreien Städte, großen selbstständigen Städte 
und selbstständigen Gemeinden galt ab dem 
30. März 2007. Die Stadt Hannover hat danach in 

eigener Zuständigkeit eine von ihr gegenüber dem 
Umweltministerium vorgeschlagene Umweltzone 
eingerichtet. Die Randbedingungen der Umweltzo-
ne wurden durch Ratsbeschluss vom 12. Juli 2007 
sogar noch bundesweit einzigartig verschärft. 

Dies vorausgeschickt, beantworte ich die Kleine 
Anfrage namens der Landesregierung wie folgt:  

Zu 1: Es ist nicht richtig, dass Minister Sander die 
Arbeit der Kommunen kritisiert hat. Die bisherigen 
Ergebnisse über die Wirkung der Umweltzone 
Hannover zeigen aber, dass die Umweltzone als 
großräumige und permanente Fahrverbotszone 
weder verhältnismäßig noch zielführend ist. Die 
Umweltzone in Hannover schränkt die Mobilität der 
Bürger und Gewerbetreibenden ein und führt zu 
Wettbewerbsverzerrungen. Das ist angesichts der 
weltweiten Finanz- und Wirtschaftskrise nicht ak-
zeptabel; denn durch diese Maßnahme geraten 
mittelständische Unternehmen in eine existenzbe-
drohende und wirtschaftliche Schieflage.  

Bei der Umsetzung der Luftreinhaltepläne sind 
mehr Augenmaß und Praktikabilität erforderlich. 
Eine wesentliche Verbesserung der Luftqualität ist 
nur langfristig durch Abgasminderungstechniken 
oder Ausschluss des Schwerlastverkehrs sowie 
alternative Verkehrskonzepte zu erzielen. Für die 
Reduzierung der Feinstaubbelastung hingegen 
sind die meteorologischen Bedingungen entschei-
dend. Örtliche Verkehrsbeschränkungen können 
nur eine geringe Feinstaub- und Stickstoffdioxid-
entlastung zur Folge haben.  

Zu 2: Für die Landesregierung ist kein offenkundi-
ger Sinneswandel durch die Leitung des Umwelt-
ministeriums erkennbar.  

Mit der EU-Luftqualitätsrahmenrichtlinie und deren 
Tochterrichtlinien wurden Luftqualitätsziele zur 
Vermeidung bzw. Verringerung schädlicher Aus-
wirkungen auf die menschliche Gesundheit und die 
Umwelt in allen Mitgliedstaaten der EU festgelegt. 
Durch Novellierung des BImSchG und der 22. Ver-
ordnung zur Durchführung des BImSchG wurden 
diese Richtlinien in nationales Recht umgesetzt.  

Die neue Richtlinie des Europäischen Parlaments 
und des Rates über Luftqualität und sauberere Luft 
für Europa vom 21. Mai 2008 wurde im Amtsblatt 
der Europäischen Union veröffentlicht (ABl. L 152 
vom 11. Juni.2008) und trat am Tag der Veröffent-
lichung in Kraft. Die Mitgliedsstaaten müssen die 
Richtlinie innerhalb von zwei Jahren nach ihrem 
Inkrafttreten, d. h. bis spätestens 11. Juni 2010, in 
nationales Recht umsetzen. Die neue Richtlinie ist 
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ein entscheidender Schritt der Europäischen Union 
hin zu einer dauerhaften und nachhaltigen Be-
kämpfung der immer noch zu hohen Luftver-
schmutzung. Ihre Ziele sind die Vermeidung und, 
wo das nicht möglich ist, die Verringerung schädli-
cher Auswirkungen auf die menschliche Gesund-
heit und die Umwelt. 

Neu ist, dass in dieser Richtlinie den Mitgliedstaa-
ten die Möglichkeit zur Beantragung einer Fristver-
längerung für die Einhaltung einiger Grenzwerte 
unter bestimmten Randbedingungen eingeräumt 
wird. Die Randbedingungen sind u. a. das Vorlie-
gen eines aktualisierten Luftreinhalteplans und 
bezüglich PM10 der Nachweis darüber, dass alle 
geeigneten Maßnahmen getroffen wurden um die 
Fristen einzuhalten. Die Fristverlängerungen betra-
gen für die für Niedersachsen relevanten Stoffe  

- M10 höchstens drei Jahre nach Inkrafttreten der 
Richtlinie und 

- NO2 fünf Jahre ab Inkrafttreten des Grenzwertes. 

Niedersachsen hat dem Bundesumweltministerium 
für PM10 mitgeteilt, dass es derzeit keine Grenz-
wertverletzungen gibt. Nachmeldungen sind im 
Bedarfsfall jederzeit möglich. Fristverlängerungen 
für NO2 müssen bis spätestens zum 
30. September 2011 erfolgen. Die erforderliche 
Inanspruchnahme einer Fristverlängerung für 
Stickstoffdioxid macht automatisch eine inhaltliche 
Überprüfung bestehender Luftreinhaltepläne ge-
mäß Anhang XV der novellierten Luftqualitätsricht-
linie erforderlich. Zur Vorbereitung wurden bereits 
entsprechende Vorgespräche mit den kommuna-
len Spitzenverbänden und den betroffenen Kom-
munen geführt. Dies sind im Einzelnen: Burgdorf, 
Braunschweig, Hannover, Hildesheim, Göttingen, 
Osnabrück, Hameln, Bad Lauterberg bzw. Land-
kreis Osterode am Harz. Die EU hat mit der Mög-
lichkeit der Fristverlängerung deutliche Hinweise 
darauf gegeben, dass mögliche Gesundheitsbeein-
trächtigungen bei Grenzwertüberschreitungen von 
Stickstoffdioxid, die ab 2010 gelten, nicht als so 
gravierend zu bewerten sind, dass unmittelbare 
Maßnahmen durch die Landesregierung zum Ge-
sundheitsschutz der Bevölkerung zu ergreifen 
wären. 

Zu 3: Die Luftqualität hat sich in den letzten Jahren 
in Niedersachsen kontinuierlich verbessert. Das 
Umweltministerium hat im März 2009 die Daten 
des Gewerbeaufsichtsamtes Hildesheim über die 
Luftqualität in Niedersachsen für das Jahr 2008 
vorgestellt. Die bisher vorliegende tabellarische 
Zusammenstellung der Messergebnisse des Jah-

res 2008 zeigt, dass sich die positive Entwicklung 
der letzten Jahre im Jahre 2008 fortgesetzt hat. 
Dies veranschaulicht insbesondere die Feinstaub-
bilanz des Jahres 2008. Sowohl für Partikel (PM10) 
als auch für die erstmals gemessenen Partikel 
(PM2, 5) werden die Grenzwerte deutlich unter-
schritten. In Bezug auf Stickstoffdioxid traten 
Grenzwertüberschreitungen ausschließlich an 
verkehrlich hoch belasteten Orten auf. Für die 
Grenzwertüberschreitung war in diesen Fällen der 
Schadstoffanteil des lokalen Verkehrs ausschlag-
gebend.  

Das Gewerbeaufsichtsamt Hildesheim betreibt im 
Auftrag des Niedersächsischen Ministeriums für 
Umwelt und Klimaschutz ein flächendeckendes 
Luftqualitätsüberwachungssystem. Das Lufthygie-
nische Überwachungssystem Niedersachsen 
(LÜN) mit 29 Messcontainern misst den Zustand 
der Luft in Niedersachsen seit über 30 Jahren. Es 
gibt derzeit 20 Stationen im ländlichen, vorstädti-
schen oder städtischen Hintergrund, 7 Verkehrs-
stationen und 2 Industriestationen. Nach europa-
weiten Vorgaben und entsprechenden nationalen 
Regelwerken (BImSchG, 22. und 33. BImSchV) 
werden durch das LÜN Messungen zur Konzentra-
tion von beispielsweise Feinstaub, Stickoxiden und 
Ozon durchgeführt und der Öffentlichkeit zeitnah 
zur Verfügung gestellt. Die Messergebnisse haben 
eine hohe Bedeutung und dienen u. a. der Infor-
mation und Warnung der Öffentlichkeit sowie der 
Berichterstattung an die Europäische Union. Fer-
ner sind sie eine Grundlage für die Aufstellung von 
Luftreinhalteplänen. Nach intensiven Prüfungen im 
Rahmen einer sogenannten Reakkreditierung 
durch externe Gutachter sind dem LÜN im Februar 
2009 durch den Deutschen Akkreditierungsrat 
erneut eine hohe fachliche Kompetenz und eine 
einwandfreie Vorgehensweise bei der Ermittlung 
der Messergebnisse bescheinigt worden. 

Zur Beurteilung der Luftqualität, insbesondere im 
Hinblick auf die Ermittlung möglicher Grenzwert-
überschreitungen, wird für das Gebiet einer Kom-
mune ein mehrstufiges Untersuchungskonzept ein-
gesetzt. Dazu wird in einem ersten Schritt eine 
sogenannte Modellierung zur Verteilung der Luft-
schadstoffbelastung auf der Basis der neuen Emis-
sionsfaktoren für den Straßenverkehr und unter 
Berücksichtigung der Bebauungsstruktur durchge-
führt. In diese Berechnung der Immissionssituation 
fließen außer den verkehrlichen Emissionen auch 
der großräumige Hintergrund sowie der städtische 
Anteil ein. In einer zweiten Stufe, dem Detailge-
bietsszenario, erfolgt eine genauere, detaillierte 
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Betrachtung der Immissionssituation. Dazu wird 
eine kleinräumige Modellierung und Berechnung 
der Gebäudeeinflusse mit einem dreidimensiona-
len Strömungs- und Ausbreitungsmodell durchge-
führt. Auf der Basis dieser Voruntersuchungen 
kann dann unter Umständen auch über die Durch-
führung von Messungen entschieden werden. Er-
gänzend werden auf Wunsch der Kommunen auch 
Berechnungen über die Minderungswirkungen 
verschiedener Maßnahmen erstellt. Darüber hin-
aus stellt das Land im Rahmen des Projektes 
PROLUN Dreitagesprognosen für die Luftqualität 
in Niedersachsen über das Internet zur Verfügung. 

Die Erkenntnisse aus den Messungen, Modell-
rechnungen und sonstigen Untersuchungen bilden 
die Grundlage für die Erstellung von Luftreinhalte-
plänen (neu: Luftqualitätspläne) durch die Kom-
munen. Für diese unterstützenden Arbeiten durch 
das Land werden seit 2003 jährlich Haushaltsmittel 
für Betrieb, Personal, Investitionen und die Durch-
führung von Modellrechnungen von ca. 2,5 Millio-
nen Euro im Jahr aufgewendet. Damit unterstützt 
das Land die Kommunen erheblich bei ihrer Arbeit 
und verbessert dieses Beratungsangebot in quali-
tativer Hinsicht kontinuierlich. 

 

Anlage 19 

Antwort 

des Ministeriums für Inneres, Sport und Integration 
auf die Frage 20 der Abg. Klaus-Peter Bachmann, 
Claus Peter Poppe und Karin Stief-Kreihe (SPD) 

Wird der Standort Damme des Feuerwehr-
flugdienstes Niedersachsen wieder in Be-
trieb genommen? 

Seit vielen Jahren sind die Flugzeuge des Feu-
erwehrflugdienstes Niedersachsen ein erfolg-
reiches und effektives Aufklärungs- und Ein-
satzmittel zur Wald- und Flächenbrandpräventi-
on und -bekämpfung in Niedersachsen. 

Nachdem in letzter Zeit die „in die Jahre ge-
kommenen“ Flugzeuge der Standorte Lüneburg 
und Peine durch den Landesfeuerwehrverband 
mit entsprechender Finanzhilfe des Landes er-
setzt werden konnten, stellt sich die Situation 
am Standort Damme aktuell immer noch als 
nicht gelöst dar. 

Schon im letzten Jahr musste die Wald- und 
Flächenbrandüberwachung vom Standort Dam-
me aus eingestellt werden, da das dort bisher 
stationierte Flugzeug nicht mehr einsatzfähig 
war. 

Obwohl es auch in diesem Jahr schon zu Ge-
fährdungssituationen in der höchsten Wald-
brandgefährdungsstufe gekommen ist, gibt es 

nach wie vor keine Erkenntnisse, ob der Stand-
ort Damme demnächst wieder einsatzfähig ist. 

Bei Vor-Ort-Terminen wurden wir von den Ver-
antwortlichen der Feuerwehr dringend um ent-
sprechende Unterstützung zum Ersatz der 
Dammer Maschine gebeten. 

Vor diesem Hintergrund fragen wir die Landes-
regierung: 

1. Wird sie im Flächenland Niedersachsen an 
den drei Standorten des Feuerwehrflugdienstes 
festhalten? 

2. Zu welchem Zeitpunkt ist geplant, das nicht 
mehr einsatzfähige Flugzeug am Standort 
Damme zu ersetzen? 

3. Wird der Ersatz der Maschine in Damme ge-
gebenenfalls für den Landesfeuerwehrverband 
Niedersachsen zu den gleichen Konditionen 
wie in Lüneburg und Peine vorgenommen? 

Die Waldbrandvorsorge in Niedersachsen wurde 
bisher in der Kombination aus bemannten Feuer-
wachtürmen und der Überwachung aus der Luft 
durch den Feuerwehrflugdienst des Landesfeuer-
wehrverbandes Niedersachsen e. V. durchgeführt. 

Für die künftige Vorsorge in der waldbrandgefähr-
deten Region des ostniedersächsischen Tieflandes 
(Lüneburger Heide) wurde in 2009 mit der Installa-
tion eines hochauflösenden digitalen Kamerasys-
tems begonnen. Die geplanten 18 Standorte ga-
rantieren eine flächendeckende Überwachung aus 
der Waldbrandzentrale in der kooperativen Leitstel-
le Lüneburg heraus. 

Bis zur vollen Funktionsfähigkeit des Kamerasys-
tems sind in Absprache mit dem Landesfeuer-
wehrverband für das Jahr 2009 die Flugrouten neu 
festgelegt worden. Eine Flugroute deckt den Be-
reich des ostniedersächsischen Tieflandes ab, die 
andere Flugroute deckt die aufgrund der klimati-
schen Randbedingungen weniger gefährdeten 
Bereiche des westniedersächsischen Tieflandes 
ab. 

Nach Abschluss der Installation und voller Funkti-
onsfähigkeit des Kamerasystems wird ab dem Jahr 
2010 die Waldbrandvorsorge mit einem Flugzeug 
über den gefährdeten Bereichen des westnieder-
sächsischen Tieflandes durchgeführt. Das zweite 
ebenfalls mit Mitteln des Landes geförderte Flug-
zeug steht den Feuerwehren für die Führungsun-
terstützung aus der Luft zur Verfügung. 

Somit verfügt Niedersachsen über ein leistungsfä-
higes, effektives und wirtschaftliches Waldbrand-
vorsorgesystem. 
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Dies vorausgeschickt, beantworte ich die Anfrage 
namens der Landesregierung wie folgt: 

Zu 1: Die Festlegung geeigneter Standorte für die 
beiden Flugzeuge liegt in der Entscheidungshoheit 
des Landesfeuerwehrverbandes. 

Zu 2 und 3: Siehe Vorbemerkungen. 

 

Anlage 20 

Antwort 

des Ministeriums für Soziales, Frauen, Familie und 
Gesundheit auf die Frage 21 der Abg. Norbert 
Böhlke, Clemens Lammerskitten und Heidemarie 
Mundlos (CDU) 

Vorgänge bei der Stadt Göttingen - Kürzung 
von Sozialleistungen 

Im Zuständigkeitsbereich der Stadt Göttingen 
ist es in mindestens zwei Fällen zur Kürzung 
von Sozialleistungen nach dem SGB II gekom-
men. In einem Fall ist nach Presseberichten ein 
Straßenbettler durch einen Mitarbeiter der Stadt 
überprüft worden. Aufgrund der festgestellten 
Einnahmen von 1,40 Euro an einem Tag bzw. 
6 Euro bei einer weiteren Überprüfung ist für 
diese Person ein monatliches fiktives Einkom-
men von 120 Euro errechnet worden. In dieser 
Höhe sind die Leistungen nach dem SGB II ge-
kürzt worden. Im folgenden Widerspruchsver-
fahren ist der Kürzungsbetrag dann auf 50 Euro 
verringert worden. Inzwischen ist entschieden 
worden, die Bescheide aufzuheben. In einem 
weiteren Fall soll einem Verkäufer des Stra-
ßenmagazins Tagessatz ebenfalls das Ein-
kommen aus dem Verkauf des Magazins als 
Einkommen angerechnet worden sein. 

Wir fragen die Landesregierung: 

1. Hat die Landesregierung Kenntnis darüber, 
ob es außer den oben genannten zwei Fällen 
noch weitere ähnlich gelagerte Fälle im Bereich 
der Stadt Göttingen gegeben hat? 

2. Wie beurteilt die Landesregierung das Vor-
gehen der Stadt Göttingen in rechtlicher Hin-
sicht? 

3. Welche Aktivitäten hat die Landesregierung 
unternommen, um in vergleichbaren Fällen eine 
landesweit einheitliche Auslegung der rechtli-
chen Tatbestände zu gewährleisten? 

Wer Sozialleistungen beantragt oder erhält, hat 
nach § 60 Abs. 1 SGB I seine Einkünfte an-
zugeben. Erzieltes Einkommen ist bei den Leistun-
gen zur Sicherung des Lebensunterhalts sowohl 
nach dem SGB II als auch nach dem SGB XII vor-
rangig einzusetzen. Dennoch sollte die örtlich zu-
ständige Behörde nach Ansicht der Landesregie-
rung sensibel und mit Augenmaß entscheiden, 

gerade wenn Dritte Zuschüsse geben, die dazu 
beitragen sollen, die Lebensverhältnisse des Ein-
zelnen zu verbessern. 

Dies vorausgeschickt, beantworte ich die Fragen 
namens der Landesregierung wie folgt: 

Zu 1: Die Anrechnung von Erlösen aus Bettelei auf 
Leistungen nach dem SGB XII ist in der Vergan-
genheit im Bereich der Stadt Göttingen in zwei 
weiteren Fällen aufgrund eigener Angaben der 
Antragsteller erfolgt. 

Zu 2: Bei der Beurteilung der Rechtslage ist zwi-
schen den Einkünften aus dem Verkauf von Stra-
ßenmagazinen und den durch Betteln erzielten 
Einkünften zu unterscheiden. Zudem stellt sich die 
rechtliche Situation bei Leistungsberechtigten nach 
dem SGB II und SGB XII unterschiedlich dar. 

Die hiesige Rechtsauffassung ist der Stadt Göttin-
gen wie folgt mitgeteilt worden: 

1.1) Einkünfte aus dem Verkauf von Straßenma-
gazinen - Leistungsberechtigte nach dem 
SGB II 

Erwerbsfähige Hilfebedürftige und die mit ihnen in 
einer Bedarfsgemeinschaft lebenden Personen 
erhalten Leistungen der Grundsicherung für Ar-
beitssuchende nach dem SGB II, wenn sie ihren 
notwendigen Lebensunterhalt nicht oder nicht aus-
reichend aus eigenen Kräften und Mitteln, insbe-
sondere aus ihrem Einkommen und Vermögen, be-
streiten können. Unter Berücksichtigung des 
Grundsatzes, dass derjenige, der arbeitet, mehr 
Geld zur Verfügung haben soll als Leistungsbezie-
her, die keiner Arbeit nachgehen, sind Einkünfte 
aus dem Verkauf der Straßenzeitungen in Höhe 
des gemäß § 11 Abs. 2 Satz 3 SGB II für alle er-
werbstätigen Leistungsberechtigten nach dem 
SGB II geltenden Grundfreibetrages von monatlich 
100 Euro anrechnungsfrei. Liegen die Einkünfte 
über diesem Grundfreibetrag, ist nach § 30 SGB II 
für den Teil des monatlichen Einkommens, der 
100 Euro übersteigt, ein weiterer prozentualer 
Anteil vom Einkommen abzusetzen. 

1.2) Einkünfte aus dem Verkauf von Straßenma-
gazinen - Leistungsberechtigte nach dem 
SGB XII 

Für den Bereich des SGB XII - dies war die Fall-
gestaltung bei einem der in der Presse geschilder-
ten Fälle - gibt es eine dem SGB II vergleichbare 
Regelung des Grundfreibetrages nicht. Grundsätz-
lich ist bei der Hilfe zum Lebensunterhalt und der 
Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminde-
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rung gemäß § 82 SGB XII ein Betrag von 30 % des 
Einkommens aus selbstständiger und nicht selbst-
ständiger Tätigkeit des Leistungsberechtigten ab-
zusetzen, höchstens jedoch 50 % des Eckregel-
satzes. In begründeten Fällen, z. B. bei dem Erfor-
dernis eines besonderen Anreizes, kann auch ein 
anderer Betrag vom Einkommen abgesetzt wer-
den. Bei der Entscheidung über die Höhe des Ab-
setzbetrages sind die persönlichen und wirtschaft-
lichen Verhältnisse des Leistungsberechtigten und 
die besonderen Umstände des Einzelfalls zu be-
rücksichtigen. Rechtsaufsichtlich wäre es nicht zu 
beanstanden, wenn auch bei Leistungsbeziehern 
nach dem SGB XII Einkünfte aus dem Verkauf von 
Straßenzeitungen unter Berücksichtigung der be-
sonderen Anreiz- und Motivationswirkung bis zu 
einem Betrag von monatlich 100 Euro unberück-
sichtigt bleiben.  

Daneben bliebe bei Überschreitung dieser Grenze 
zu prüfen, inwieweit es sich bei diesen Einkünften 
um Zuwendungen i. S. v. § 84 Abs. 1 SGB XII 
handelt, da die Verkaufsprovision in diesem Be-
reich deutlich über derjenigen des gewerblichen 
Zeitschriftenhandels liegt. Dies ist aber nur mög-
lich, weil zu den Produktions- und Vertriebskosten 
Zuschüsse kirchlicher oder anderer karitativer Ein-
richtungen mit dem Zweck gezahlt werden, Ein-
künfte für die Verkäufer in Höhe des halben Ver-
kaufspreises zu erzielen. Daher ist es im Einzelfall 
erforderlich zu prüfen, ob auch unter Berücksichti-
gung dieses Gesichtspunktes unbeschränkte Leis-
tungen der Sozialhilfe daneben gerechtfertigt wä-
ren (§ 84 Abs. 1 Satz 2 SGB XII). 

2.1) Durch Betteln erzielte Einkünfte - Leistungsbe-
rechtigte nach dem SGB XII 

Nach dem SGB XII gehören grundsätzlich alle 
Einkünfte in Geld oder Geldeswert ohne Rücksicht 
auf ihre Herkunft, Rechtsnatur und Steuerpflichtig-
keit zum Einkommen. Zuwendungen, die ein Dritter 
erbringt, ohne hierzu eine rechtliche oder sittliche 
Pflicht zu haben, sind als Einkommen unberück-
sichtigt zu lassen, wenn ihre Anrechnung eine 
besondere Härte für den Leistungsberechtigten 
darstellen würde. Die im Bereich der örtlichen Trä-
ger der Sozialhilfe in Niedersachsen von den 
Kommunalen Spitzenverbänden herausgegebenen 
„Hinweise zur Sozialhilfe“ sehen in diesen Fällen 
grundsätzlich eine Anrechnungsfreiheit von Zu-
wendungen bis zu 50 Euro pro Monat vor. Rechts-
aufsichtlich ist es nicht zu beanstanden, wenn bei 
freiwilligen Zuwendungen Dritter, zu denen auch 
die durch Betteln erzielten Einkünfte zählen - hier-
unter fällt auch der zweite Göttinger Fall, über den 

die Presse berichtete -, entsprechend verfahren 
wird. 

2.2) Durch Betteln erzielte Einkünfte - Leistungsbe-
rechtigte nach dem SGB II 

Die Regelungen des SGB II sind hinsichtlich der 
Anrechnungsfreiheit von Zuwendungen Dritter 
deutlich enger gefasst. Nach § 11 Abs. 3 SGB II 
i. V. m. § 1 Abs. 1 Nrn. 1 und 2 der Arbeitslosen-
geld-II/Sozialgeld-Verordnung bleiben  

- einmalige Einnahmen und Einnahmen, die in 
größeren als monatlichen Zeitabständen anfallen, 
wenn sie 50 Euro jährlich nicht übersteigen, so-
wie  

- Zuwendungen Dritter, die einem anderen Zweck 
als die Leistungen nach dem SGB II dienen, so-
weit sie die Lage des Empfängers nicht so güns-
tig beeinflussen, dass daneben Leistungen der 
Grundsicherung für Arbeitssuchende nicht ge-
rechtfertigt wären,  

als Einkommen unberücksichtigt. 

Einkünfte, die ein Leistungsberechtigter nach dem 
SGB II durch Betteln erzielt, sind in der Regel nicht 
zweckgebunden. Es ist davon auszugehen, dass 
die gebende Person dem Bettler mit der finanziel-
len Zuwendung die Befriedigung von Grundbe-
dürfnissen wie Nahrung, Körperhygiene etc. er-
möglichen möchte. Da die Zuwendung damit dem 
gleichen Zweck wie die Leistungen zur Sicherung 
des Lebensunterhalts im Rahmen des SGB II 
dient, sind diese grundsätzlich als Einkommen zu 
berücksichtigen. Einkünfte aus Betteln sind ledig-
lich bis zu der Bagatellgrenze von 50 Euro jährlich 
anrechnungsfrei. 

Bei diesen Regelungen handelt es sich um bun-
desgesetzliche Vorschriften, die nur durch den 
Bundesgesetz- bzw. Bundesverordnungsgeber ge-
ändert werden können. In einem anderen Zusam-
menhang ist die Problematik der Anrechung von 
freiwilligen Zuwendungen Dritter auf die Grundsi-
cherungsleistungen nach dem SGB II bereits an 
den Ausschuss für Arbeit und Soziales des Deut-
schen Bundestages herangetragen worden. 

Zu 3: Nach dem derzeitigen Kenntnisstand handelt 
es sich bei den in Göttingen bekannt gewordenen 
Fällen um Einzelfälle. Dies schließt nicht aus, dass 
auch andere Träger der Sozialhilfe in Niedersach-
sen in gleicher Weise tätig geworden sind. Im Üb-
rigen hat die Stadt Göttingen die Bescheide in 
beiden bekannt gewordenen Fällen inzwischen 
aufgehoben. Um prüfen zu können, ob landesweit 
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rechtsaufsichtlicher Handlungsbedarf besteht, sind 
die kommunalen Spitzenverbände um Mitteilung 
gebeten worden, wie in anderen Kommunen ver-
fahren wird. Ein Ergebnis liegt bisher noch nicht 
vor. 

 

Anlage 21 

Antwort 

der Staatskanzlei auf die Frage 22 des Abg. Hans-
Christian Biallas (CDU) 

Bürokratieabbau in Niedersachsen 

In einem Artikel in der Fachzeitschrift Die Bau-
stelle des Baugewerbe-Verbandes Niedersach-
sen aus dem Jahr 2008 behauptet der Autor, 
dass der jährliche Seitenumfang des Nieder-
sächsischen Gesetz- und Verordnungsblattes 
seit 2003 deutlich zugenommen habe. Auch der 
Umfang des Niedersächsischen Ministerialblat-
tes soll sich nach Aussage des Autors in den 
Jahren 2005 bis 2007 fast verdoppelt haben. 

Der Autor sieht hierin einen Widerspruch zu 
den Ergebnissen des Bürokratieabbaus in Nie-
dersachsen, wonach sich der Bestand an Ge-
setzen, Verordnungen und Verwaltungsvor-
schriften seit dem Jahr 2003 halbiert hat. 

Vor diesem Hintergrund frage ich die Landes-
regierung: 

1. Wie hat sich die Zahl an Gesetzen, Verord-
nungen und Verwaltungsvorschriften seit dem 
1. Januar 2003 bis heute tatsächlich entwickelt, 
und wie steht Niedersachsen im Vergleich der 
anderen Länder da? 

2. Lassen sich aus dem Umfang, insbesondere 
der Seitenzahl des Niedersächsischen Gesetz- 
und Verordnungsblattes bzw. des Niedersäch-
sischen Ministerialblattes, Rückschlüsse auf 
den Erfolg des Bürokratieabbaus ziehen? 

3. Welche Messverfahren zu Bürokratiekosten 
wendet die Landesregierung an? 

Bürokratieabbau und Deregulierung haben für die 
Landesregierung einen hohen Stellenwert. Parallel 
zur Verwaltungsmodernisierung wurde seit Mitte 
2003 eine Deregulierungsoffensive durchgeführt. 
Unser Maßstab ist, nur noch zu regeln, was nötig, 
nicht, was möglich ist. 

Dies vorausgeschickt, beantworte ich die Anfrage 
namens der Landesregierung wie folgt: 

Zu 1: Das in der Regierungserklärung vom März 
2003 vorgegebene Ziel, den Bestand der Rechts- 
und Verwaltungsvorschriften um ein Drittel zu sen-
ken, ist längst erreicht. Seit Mai 2003 sind mehr als 
51 % aller Gesetze, Verordnungen und Verwal-
tungsvorschriften abgebaut worden; der Bestand 

allein der Verwaltungsvorschriften wurde um mehr 
als 60 % verringert. 

 Mai 2003 Januar 
2009 

im Saldo  
aufgehoben 

Gesetze und Ver-
ordnungen    783    666    117 

Verwaltungsvor-
schriften 3 352 1 344 2 008 

Gesamt 4 135 2 010 2 125 

Ein Großteil der erzielten Erfolge ist auf rechts-
technische Bereinigung, „Gesetzeshygiene“, zu-
rückzuführen. Die ständige Bereinigung des 
Rechtsbestandes ist auch unbedingt notwendig. In 
Niedersachsen ist dies seit Jahrzehnten eine lau-
fende Aufgabe der in der Staatskanzlei eingerich-
teten Normprüfstelle (Arbeitsgruppe Rechtsverein-
fachung) - ein Grund, warum es in Niedersachsen 
einen vergleichbar geringen und überschaubaren, 
aber auch qualitativ hochwertigen Normenbestand 
gibt. Weiterhin wurden Rechtsvorschriften ausge-
sondert, die aus rechtlichen Gründen nicht mehr 
erforderlich oder die inhaltlich überholt sind. Son-
derregelungen wurden hinterfragt, um Vorschriften 
zusammenzuführen. Damit wurde auch das Auffin-
den von Regelungen für Bürger, Unternehmen 
oder auch Rechtsanwälte und Gerichte einfacher 
gemacht, und es wurde zugleich die Transparenz 
des Landesrechts erhöht. Natürlich kommen der 
Landtag und die Landesregierung nicht umhin, 
auch neue Vorschriften, z. B. zur Umsetzung von 
Bundes- und EU-Recht, auf den Weg zu bringen. 
Die neuen Gesetze und Verordnungen sind bei 
den genannten Abbauraten bereits berücksichtigt 
worden. 

Bereits 2004 wurden „Grundsätze für die Befris-
tung von Gesetzen und Verordnungen“ festgelegt. 
Gesetze und Verordnungen sollen möglichst auf 
fünf Jahre befristet werden. Anschließend wird 
geprüft, ob sie weiter notwendig sind oder entfallen 
können. Eine noch striktere Regelung gilt für Ver-
waltungsvorschriften: Sie treten in der Regel nach 
fünf Jahren automatisch außer Kraft. In beiden 
Fällen soll das Bewusstsein geweckt werden, über 
die Erforderlichkeit einmal getroffener und in der 
Regel zu diesem Zeitpunkt auch notwendiger Re-
gelungen immer wieder neu nachzudenken. 

Eine darüber hinausgehende Deregulierung erfor-
dert aber zusätzliche Instrumente und vor allem ein 
Umdenken bei den Normgebern und bei den Ad-
ressaten. Man muss bereit sein, echten Aufgaben-
abbau zu betreiben, d. h. die materiellen gesetzli-
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chen Vorgaben auf das wirklich notwendige Maß 
zurückzuführen. Gleichermaßen müssen die Norm-
adressaten bereit sein, hierfür Verantwortung zu 
übernehmen. 

Soweit uns nach unseren Erfahrungen der vergan-
genen Jahre bekannt ist, steht Niedersachsen im 
Vergleich mit anderen Ländern mit an der Spitze 
der „vorschriftenarmen“ Länder. Allerdings erheben 
nicht alle Länder ihre Bestandszahlen regelmäßig. 
Von einer Länderumfrage wurde abgesehen, um 
keinen verzichtbaren Bürokratieaufwand zu verur-
sachen. 

Zu 2: Der genannte Artikel aus der Fachzeitschrift 
die Baustelle ist in den letzten Monaten bereits 
mehrfach im Landtag zitiert worden. Der Verfasser 
des Artikels unterliegt der weit verbreiteten Fehl-
einschätzung, dass der Umfang der amtlichen 
Verkündungsblätter als Indiz für den Bestand an 
geltenden Rechtsnormen gewertet werden müsse. 
Die aufgrund der jeweiligen Rahmenbedingungen 
zwangsläufig stark schwankenden Seitenzahlen 
einzelner Jahrgänge des Niedersächsischen Ge-
setz- und Verordnungsblattes und des Nieder-
sächsischen Ministerialblattes sind jedoch allein 
weder ein Maßstab für den Umfang des Rechts-
normbestandes noch können hieraus Rückschlüs-
se auf den Erfolg des Bürokratieabbaus oder gar 
auf ein Anwachsen der Normen („Vorschriftenflut“) 
gezogen werden. Bei den beiden Blättern handelt 
es sich um amtliche Verkündungsblätter und nicht 
um amtliche Rechtssammlungen. Die Seitenzahl 
amtlicher Verkündungsblätter wird durch vielfältige 
Faktoren beeinflusst; sie dokumentiert allein die 
Entscheidungen des jeweiligen Normgebers, die 
vor allem erforderlich sind infolge 

- bundes- und europarechtlicher Vorgaben, 

- neuer Gesetzgebungskompetenzen (Stichwort 
„Föderalismusreform I“, z. B. Justizvollzugsge-
setz, Neuordnung des Dienstrechts), 

- neuer rechtlicher und gesellschaftlicher Anforde-
rungen (Stichwort „Nichtraucherschutz“), 

- veränderter politischer Schwerpunktsetzungen 
(Stichwort „Verwaltungsmodernisierung“), 

- Vollzugserfahrungen, 

- Aufhebung von entbehrlich gewordenen Vor-
schriften (Stichwort „Deregulierung“; denn auch 
die Aufhebung einer Norm muss veröffentlicht 
werden), 

- Neubekanntmachungen zur besseren Transpa-
renz für die Normadressaten, 

- umfänglicher Kartenwerke oder sonstiger Anla-
gen als Bestandteile der jeweiligen Normen (z. B. 
als Anlagen der Nationalparkgesetze oder der 
Verordnung über das Landes-Raumordnungspro-
gramm Niedersachsen). 

Der Umfang des Niedersächsischen Gesetz- und 
Verordnungsblattes beträgt seit 1978 im Durch-
schnitt etwa 530 Seiten jährlich, allerdings mit ex-
tremen Schwankungsbreiten: So wurden z. B. 
2001 rund 900 Seiten und 2002 etwa 870 Seiten 
erreicht, in den Jahren 1987 und 1988 lag der Um-
fang dagegen bei jeweils nur knapp 250 Seiten 
und im Jahr 2000 bei etwa 380 Seiten. Die in dem 
zitierten Artikel genannten Zahlen beziehen sich 
offenbar auf die Jahre 2005 (476 Seiten) und 2007 
(785 Seiten). Dabei ist die verhältnismäßig hohe 
Zahl von 785 Seiten des Niedersächsischen Ge-
setz- und Verordnungsblattes im Jahr 2007 insbe-
sondere darauf zurückzuführen, dass neben eini-
gen umfangreichen neuen Regelungswerken (z. B. 
zur Neuregelung des Justizvollzuges, des Glücks-
spielwesens und der Lehrerausbildung mit rund 
180 Seiten) eine Reihe von Gesetzen als Neube-
kanntmachung, also als aktuelle Lesefassung oh-
ne materielle Änderungen, veröffentlicht wurde (ca. 
170 Seiten). 

Folgte man der Einschätzung des Artikelverfas-
sers, wäre 2008 ein besonders erfolgreiches Jahr 
des Bürokratieabbaus gewesen; denn das Nieder-
sächsische Gesetz- und Verordnungsblatt umfass-
te gerade mal 434 Seiten. 

Auch beim Niedersächsischen Ministerialblatt hat 
der tatsächlich stark gestiegene Umfang des Blat-
tes nichts mit einem stockenden Bürokratieabbau 
oder gar einem Anwachsen der Vorschriftenzahl zu 
tun. Der Umfang des Blattes lag in den Jahren 
2000 bis 2004 im Durchschnitt bei rund 900 Seiten 
jährlich. Seit dem Jahr 2005 verdoppelte sich der 
Umfang nahezu auf etwa 1 700 Seiten jährlich. 
Wesentliche Gründe hierfür sind 

- der mit der Auflösung der Bezirksregierungen 
eingetretene Wegfall der Amtsblätter der Regie-
rungsbezirke, sodass die bis dahin in diesen 
Amtsblättern veröffentlichten vielfältigen Be-
kanntmachungen u. a. der Gewerbeaufsicht, der 
Naturschutzbehörden und der Kirchen (keine 
neuen Vorschriften für Bürger oder Verwaltung, 
sondern lediglich öffentliche Bekanntmachun-
gen!), die nach bundes- oder landesgesetzlichen 
Vorgaben in einem „Amtsblatt“ des Landes zu 
veröffentlichen sind, in das Niedersächsische Mi-
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nisterialblatt aufzunehmen waren und dessen 
Seitenzahl um etwa ein Drittel gesteigert haben, 

- die erheblich gestiegene Zahl neuer oder verän-
derter Technischer Baubestimmungen (DIN-Nor-
men), die vom Deutschen Institut für Normung 
e.V. als Dienstleistung für Bauwirtschaft, Staat 
und Gesellschaft erarbeitet werden, nach § 96 
der Niedersächsischen Bauordnung im Ministeri-
alblatt zu veröffentlichen sind und insbesondere 
in den letzten Jahren jeweils rund 700 Seiten um-
fasst haben, die teilweise als gesonderte Anla-
genbände veröffentlicht worden sind. 

Der Umfang des niedersächsischen Rechtsnorm-
bestandes und damit der Vorschriftenabbau ergibt 
sich deshalb allein aus den Bestandszahlen, die in 
den letzten Jahren nachweislich kontinuierlich 
gesenkt werden konnten. 

Zu 3: Ein weiterer struktureller Deregulierungsan-
satz ist die Anwendung des Standard-Kosten-
Modells (SKM) in Niedersachsen. Damit werden 
die administrativen Belastungen der Wirtschaft 
gemessen. Bürokratiekosten für kleine und mittlere 
Unternehmen entstehen zumeist aus den Informa-
tionspflichten dem Staat gegenüber. Diese Pflich-
ten können z. B. Statistikpflichten oder Berichter-
stattungen, Genehmigungsanträge, Registrierun-
gen, Untersuchungen und Kontrollen sein. Es gibt 
häufig Beschwerden, dass zu viel Zeit und Auf-
wand erforderlich seien, dem Informationsbedarf 
des Staates nachzukommen. Unternehmen wissen 
oft nicht, warum diese Informationen angefordert 
werden oder warum sie wiederholt abgefragt wer-
den müssen. Diese administrative Belastung, die-
ser Verwaltungsaufwand der Unternehmen durch 
Informationspflichten wird mit der Methode des 
Standard-Kosten-Modells gemessen. Vorausset-
zung ist ein standardisiertes Messverfahren - statt 
komplizierter Untersuchungsergebnisse oder nur 
„gefühlter“ Belastung erhält man damit belastbare 
und handhabbare Daten. Das Standard-Kosten-
Modell hat zwei große Pluspunkte: Zum einen 
werden die versteckten Kosten sichtbar gemacht; 
die einzelnen Informationspflichten werden mit 
Preisschildern versehen. Zum anderen werden 
durch die Messungen die häufig unspezifisch be-
klagten Belastungen nachgewiesen, die bisher nur 
„gefühlten“ Bürokratiebelastungen mit Daten be-
legt - in die eine oder auch in die andere Richtung. 
Erst wenn man vor Augen geführt bekommt, wel-
che Kosten ein Gesetz oder eine Verordnung ver-
ursacht, entsteht Druck, die Notwendigkeit dieser 
Kosten zu belegen oder sie zu vermeiden. Dann 
kann es gelingen, zu Vereinfachungen von Vor-

schriften zu kommen, die alle akzeptieren. Mögli-
che Maßnahmen sind die Streichung von Informa-
tionspflichten, die Reduzierung der Zahl der ver-
pflichteten Normadressaten, die Nutzung von 
elektronischen Verfahren und die Reduzierung der 
Periodizität. Erleichterungen für kleine und mittlere 
Unternehmen wären die Folge. 

Niedersachsen hat im Jahr 2006 zusammen mit 
fünf Bundesländern und der Bertelsmann-Stiftung 
an einem übergreifenden Pilotprojekt zur Messung 
der Informationskosten der Wirtschaft aus den 
Landesbauordnungen teilgenommen. Ziel war es, 
die Kosten der Wirtschaft für die in den Landes-
bauordnungen, ihren Verordnungen und Verwal-
tungsvorschriften enthaltenen Informationspflichten 
zu ermitteln. Diese belaufen sich in Niedersachsen 
auf 3,7 Millionen Euro p. a. und sind damit relativ 
gering, was sich auch am Verhältnis zum Bauvo-
lumen zeigt: Die Informationskosten machen nur 
0,24 % des Bauvolumens aus. Circa 95 % der 
Kosten werden durch die zehn kostenintensivsten 
Informationspflichten verursacht. Dies macht deut-
lich: Die Informationskosten im Baubereich haben 
somit kein so hohes Gewicht wie vielfach vermutet. 
In Niedersachsen ist bereits viel Positives gesche-
hen. Der Erfolg des bisherigen Ansatzes im Bau-
ordnungsrecht, die bürokratischen Vorgaben und 
die Verfahren zu vereinfachen, wird durch die Pro-
jektergebnisse bestätigt. Darüber hinaus ergeben 
sich aus dem Bericht wertvolle Hinweise für die 
geplante Neufassung der NBauO, insbesondere 
für weitere Prüfverzichte bei dem vereinfachten 
Baugenehmigungsverfahren und dem Genehmi-
gungsfreistellungsverfahren. 

Ein weiteres länderübergreifendes Pilotprojekt, der 
SKM-Scan aller wirtschaftsrelevanten Gesetze und 
Verordnungen des Landes, wurde ebenfalls im 
Jahr 2006 durchgeführt. Das Ergebnis ist erfreulich 
eindeutig: Niedersachsen hat ein Landesrecht, das 
die Unternehmen wenig belastet. Die niedersäch-
sischen Normen sind nur für rund 1 % der Informa-
tionskosten der niedersächsischen Wirtschaft ver-
antwortlich; dies entspricht einer Größenordnung 
von knapp 9,5 Millionen Euro. Das heißt aber 
auch: Die größte Belastung der Unternehmen mit 
99 % der Bürokratiekosten stammt eindeutig aus 
Bundes- und EU-Recht. Die nachgewiesenen Bü-
rokratiekosten im wirtschaftsrelevanten Landes-
recht konzentrieren sich ihrerseits nur auf wenige 
Normen - lediglich neun niedersächsische Normen 
verursachen über 90 % jener (geringen) Informati-
onskosten für die Unternehmen.  
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Aufgrund der in den beiden Projekten gemachten 
Erfahrungen ist das ausführliche SKM-Verfahren 
mit seinen Experteninterviews als zu umfänglich zu 
bewerten. Mehrere Länder haben daher im Jahr 
2007 einen SKM-Kompak-Leitfaden erarbeitet. Um 
diesen Leitfaden auf Praxistauglichkeit zu testen, 
wurde anschließend unter niedersächsischer Be-
teiligung ein weiteres länderübergreifendes Projekt 
zur „SKM-Kompakt-Messung des Gaststätten-
rechts“ durchgeführt.  

Derzeit wird geprüft, wie die SKM-Methode für 
Niedersachsen am besten dauerhaft inhaltlich 
nutzbar gemacht werden kann. Aufgrund der SKM-
Scan-Ergebnisse soll das Instrument bei Geset-
zesvorhaben selektiv und zielgenau genutzt wer-
den. 

 

Anlage 22 

Antwort 

des Ministeriums für Inneres, Sport und Integration 
auf die Frage 23 des Abg. Reinhold Coenen (CDU) 

Gewerbesteuereinnahmen der Kommunen 
in Niedersachsen  

Trotz Zeichen einer sich anbahnenden Wirt-
schaftskrise sind die Gewerbesteuereinnahmen 
der Kommunen in Niedersachsen kräftig ge-
stiegen - dieses auch vor dem Hintergrund, 
dass die Gewerbesteuerhebesätze bei den 
meisten Kommunen unverändert geblieben 
sind.  

Ich frage die Landesregierung:  

1. Wie waren die Gewerbesteuereinnahmen der 
niedersächsischen Kommunen im Jahre 2008?  

2. Wie hoch war der kommunale Gewerbesteu-
ersatz durchschnittlich im Jahr 2008?  

3. Gibt es eine Prognose für die Gewerbesteu-
ereinnahmen der Kommunen im Jahre 2009? 

Das Gewerbesteueraufkommen 2008 in Nieder-
sachsen stieg gegenüber 2007 um 9,4 %. auf rund 
3,36 Milliarden Euro. Dabei lag der durchschnittli-
che Hebesatz für die Gewerbesteuer 2007 in Nie-
dersachsen mit 377 Prozentpunkten um 12 Pro-
zentpunkte unter dem Bundesdurchschnitt. Die 
Spannbreite geht dabei in den Flächenstaaten von 
319 Prozentpunkten in Brandenburg bis zu 435 
Prozentpunkten in Nordrhein-Westfalen. Der höch-
ste Hebesatz wird in Hamburg mit 470 Prozent-
punkten erhoben. Da im Jahr 2008 der durch-
schnittliche Hebesatz in Niedersachsen nur um 
einen Prozentpunkt gestiegen ist, kann davon aus-
gegangen werden, dass auch in diesem Jahr Nie-
dersachsen unter dem Bundesdurchschnitt bleiben 

wird. Amtliche statistische Erhebungen hierzu sind 
allerdings nicht vor der zweiten Jahreshälfte zu 
erwarten. 

Seit dem Jahr 2006 ist generell eine entspanntere 
Haushaltslage der Kommunen zu beobachten. 
Aber bereits mit Orientierungsdatenerlass vom 
19. August 2008 (Nds. MBl. S. 912) hat die Lan-
desregierung darauf hingewiesen, dass diese Ent-
spannung zu einem Teil der damaligen aktuell 
günstigen Konjunkturphase geschuldet war; eine 
Garantie für ein dauerhaft hohes Einnahmeniveau 
konnte hingegen nicht gegeben werden. Die mittel-
fristige Steuerschätzung von Mitte Mai 2008 erwar-
tete im Zeitraum von 2009 bis 2012 noch jährliche 
Steigerungsraten für die westdeutschen Kommu-
nen zwischen 2,6 % und 5,7 %. Für die Realisie-
rung dieser Einnahmeerwartungen galt aber als 
Voraussetzung eine auch mittelfristig anhaltende 
positive gesamtwirtschaftliche Entwicklung. Da die-
se Steuerschätzung vor dem Bekanntwerden der 
Finanz- und Wirtschaftskrise durchgeführt wurde, 
ist diese heute so nicht mehr haltbar. Unstrittig wird 
sich die Finanz- und Wirtschaftskrise auch auf die 
Gewerbesteuereinnahmen der Kommunen auswir-
ken. 

So hat der Deutsche Städtetag bereits in seinen 
Mitteilungen vom Mai 2009 (Heft 4/2009) ausge-
führt, dass er für 2009 mit erheblichen Einbrüchen 
bei der Gewerbesteuer rechnet. Nach den Ergeb-
nissen seiner neuesten Gewerbesteuerumfrage 
schätzt er das Minus beim Gewerbesteueraufkom-
men auf bundesweit (einschließlich Stadtstaaten) 
deutlich über 10 %. 

Dies vorausgeschickt, beantworte ich die Fragen 
namens der Landesregierung wie folgt: 

Zu 1: Die Gewerbesteuereinnahmen haben im 
Jahre 2008 rund 3,366 Milliarden Euro betragen. 
Nach Abzug der Gewerbesteuerumlage betrugen 
die Gewerbesteuereinnahmen der niedersächsi-
schen Städte und Gemeinden rund 2,767 Milliar-
den Euro. 

Zu 2: Der gewogene Durchschnittshebesatz für die 
Gewerbesteuer betrug 378 % im Jahr 2008. 

Zu 3: Die Gewerbesteuereinnahmen werden zu-
sammen mit den übrigen Steuereinnahmeerwar-
tungen turnusmäßig im Zuge der Steuerschätzung 
prognostiziert. Nach der Steuerschätzung vom 4. 
und 5. November 2008 waren Gewerbesteuerein-
nahmen für die niedersächsischen Kommunen im 
Jahr 2009 in Höhe von 3 070 Millionen Euro erwar-
tet worden. Aktuell tagt der Arbeitskreis Steuer-
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schätzung im Rahmen seiner sogenannten Mai-
Steuerschätzung. Hierbei wird auch die Schätzung 
für die Gewerbesteuereinnahmen aktualisiert. Das 
Ergebnis wird in Kürze vorliegen. 

 

Anlage 23 

Antwort 

des Ministeriums für Umwelt und Klimaschutz auf 
die Frage 24 der Abg. David McAllister, Karl-Hein-
rich Langspecht, Martin Bäumer und Ingrid Klopp 
(CDU) 

Ersatzzahlungen statt Ausgleichsfläche ge-
mäß § 12 b NNatG 

In der Vergangenheit konnten Eingriffe in die 
Natur nicht immer optimal kompensiert werden. 
Mangels Alternativen gingen außerdem der 
Landwirtschaft wertvolle Flächen verloren, die 
für Kompensationsmaßnahmen herangezogen 
wurden, obwohl sie naturschutzfachlich nur we-
nig geeignet waren. 

Um diese Situation zu verbessern, hat der Nie-
dersächsische Landtag im Jahr 2004 durch den 
neuen § 12 b NNatG die Möglichkeit einer Er-
satzzahlung geschaffen. Neben Ausgleichs- 
und Ersatzmaßnahmen ist damit in bestimmten 
Fällen ein Ausgleich in Geld möglich. Die Ein-
nahmen stehen der unteren Naturschutzbehör-
de zu, in deren Zuständigkeitsbereich der Ein-
griff verwirklicht wird. Die Neuregelung fördert 
zudem die Gewerbeansiedlung in den einzel-
nen Kommunen, da sie es einzelnen Vorha-
benträgern erleichtert, ihre gesetzlichen Kom-
pensationspflichten zu erfüllen. 

Wir fragen die Landesregierung: 

1. Wie viele untere Naturschutzbehörden Nie-
dersachsens wenden das Mittel der Ersatzzah-
lung mittlerweile regelmäßig und mit welcher 
Akzeptanz an? 

2. Welche Auswirkungen sind bis heute spürbar 
für den Natur- und Landschaftsschutz, die regi-
onale Wirtschaft und die Kommunen? 

3. Welche Möglichkeiten werden gesehen, die 
gesetzlichen Vorschriften für die Ersatzzahlun-
gen noch zu verbessern? 

Neben Überlegungen zu einer großräumigen 
Kompensation dient die Möglichkeit, Eingriffsfolgen 
durch Ersatzgeld zu kompensieren, der Flexibilisie-
rung der Eingriffsregelung und begünstigt so eine 
weitere Entbürokratisierung und Deregulierung. 
Zulassungsverfahren können beschleunigt werden, 
weil Vorhabenträger nicht mehr wertvolle Zeit in 
die Suche nach geeigneten Kompensationsflächen 
investieren müssen. Die von der Landesregierung 
angestrebte Gleichstellung von Realkompensation 
und Ersatzgeld ist insbesondere auch deshalb 

geboten, weil Grund und Boden endlich sind und 
eine zunehmende Flächenverknappung zu beo-
bachten ist. Es müssen auch in Zukunft ausrei-
chende landwirtschaftliche Flächen für die Ernäh-
rung der Bevölkerung und für die Energiegewin-
nung im Sinne des Klimaschutzes zur Verfügung 
stehen. Gleichzeitig verbessern die Einnahmen 
aus den Ersatzzahlungen die Möglichkeiten, Na-
turschutzprojekte umzusetzen, die einen wirksa-
men Beitrag zur Erhaltung der biologischen Vielfalt 
leisten können.  

Dies vorausgeschickt, beantworte ich die Kleine 
Anfrage namens der Landesregierung wie folgt:  

Zu 1: Circa 90 % der unteren Naturschutzbehörden 
waren bisher mehrfach oder mindestens einmal mit 
Eingriffen befasst, die zur Festsetzung einer Er-
satzzahlung nach § 12 b NNatG führten. Eine ak-
tuelle Abfrage des Niedersächsischen Ministeriums 
für Umwelt und Klimaschutz hat ergeben, dass die 
unteren Naturschutzbehörden seit 2004 insgesamt 
rund 11,8 Millionen Euro einnahmen. Während es 
im Jahr 2005 noch 1,2 Millionen Euro waren, stieg 
die Summe auf 5,3 Millionen Euro im Jahr 2008. 
Daher ist die Akzeptanz positiv einzuschätzen. 

Zu 2: Mit dem aus Ersatzzahlungen eingenomme-
nen Geld konnten im vergangenen Jahr zahlreiche 
Vorhaben im Naturschutz und der Landschafts-
pflege in ganz Niedersachsen realisiert werden. So 
wurden Gewässer und Moore renaturiert, Wall-
hecken und Kleingewässer angelegt oder Maß-
nahmen zum Gelege- und Weißstorchschutz reali-
siert. Beispiele solcher Projekte sind 

- im Landkreis Hameln-Pyrmont das Pilotprojekt 
„Kontrollierte eigendynamische Gewässerent-
wicklung der Saale“,  

- im Landkreis Nienburg das Projekt „Renaturie-
rungsmaßnahmen im Krähenmoor“,  

- im Landkreis Goslar die Entwicklung von Acker-
flächen zu Kalkhalbtrockenrasen,  

- im Landkreis Harburg die Anlage von Kleinge-
wässern sowie die Entwicklung und dauerhafte 
Erhaltung von Offenland- und Magerrasenbioto-
pen,  

- im Landkreis Oldenburg die Renaturierung des 
Schwarzen Moors. 

Mit derartigen Projekten kann für die Verbesserung 
des Zustandes von Natur und Landschaft in der 
Regel mehr erreicht werden als durch einzelne 
Kompensationsmaßnahmen. 
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Zu Auswirkungen für die regionale Wirtschaft und 
die Kommunen liegen keine konkreten Untersu-
chungen vor. Es ist davon auszugehen, dass die 
Einführung des Ersatzgeldes zu erheblichen Er-
leichterungen für die Investitionsvorhaben der 
Wirtschaft und zu einem erheblichen Bürokratieab-
bau in der Verwaltung geführt hat. 

Zu 3: Die Landesregierung setzt sich im Rahmen 
des Gesetzentwurfes zur Neuregelung des Rechts 
des Naturschutzes und der Landschaftspflege im 
Bundesrat und auf parlamentarischer Ebene dafür 
ein, dass künftig eine Gleichstellung von Realkom-
pensation (Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen in 
der Natur) und monetärer Kompensation (Ersatz-
zahlung) landesrechtlich möglich wird. Ziel ist, 
dass die Vorhabenträger künftig ein Wahlrecht 
zwischen beiden Alternativen haben. Das würde im 
Vergleich zur derzeitigen Rechtslage zu einer wei-
teren Flexibilisierung und Beschleunigung von 
Verfahren sowie einer noch größeren Entlastung 
der Verwaltung führen. 

 

Anlage 24 

Antwort 

des Ministeriums für Soziales, Frauen, Familie und 
Gesundheit auf die Frage 25 der Abg. Ansgar Fo-
cke, Norbert Böhlke, Dr. Max Matthiesen und Gud-
run Pieper (CDU) 

Ausbrüche aus dem Maßregelvollzug in 
Niedersachsen 

Am 12. März 2009 ist im Asklepios-Fachklini-
kum Göttingen ein Sexualstraftäter aus der Ar-
beitstherapieabteilung entflohen, der sich am 
Folgetag selbst der Polizei gestellt hat. Aus 
dem Maßregelvollzug der Hildesheimer Ameos-
Klinik ist dann am 2. April 2009 ebenfalls ein 
Sexualstraftäter geflohen. Er ist am nächsten 
Tag von der Polizei gefasst worden.  

Wir fragen die Landesregierung:  

1. Wie viele Entweichungen aus dem Maßre-
gelvollzug hat es in den letzten zehn Jahren 
gegeben?  

2. Wie sieht das Sicherungs- und Behand-
lungskonzept der Landesregierung für den 
Maßregelvollzug aus?  

3. Hält die Landesregierung die Sicherheitsvor-
kehrungen im niedersächsischen Maßregelvoll-
zug für ausreichend? 

Hintergrund der Anfrage sind zwei Entweichungen 
aus den Forensischen Abteilungen des Asklepios-
Fachklinikums Göttingen und der Ameos-Klinik 
Hildesheim. Trotz regelmäßiger Risikoanalysen 

und Sicherheitsüberprüfungen in den zehn nieder-
sächsischen Maßregelvollzugseinrichtungen kann 
es leider keine Garantie für eine absolute Sicher-
heit geben. Jede Entweichung aus dem Maßregel-
vollzug ist für die Landesregierung und den Ein-
richtungsträger Anlass für intensive Untersuchun-
gen auf vermeidbare Sicherheitslücken, um die 
Wiederholungsgefahr zu verringern und Restrisi-
ken zu minimieren. Das ist ein ständiger, dynami-
scher Prozess, der ganz wesentlich dazu beigetra-
gen hat, die Sicherheitslage im niedersächsischen 
Maßregelvollzug in den vergangenen zehn Jahren 
signifikant zu verbessern. 

Obwohl die Zahl der untergebrachten forensischen 
Patientinnen und Patienten in diesem Zeitraum 
erheblich zugenommen hat, sind die Entweichun-
gen aus den Maßregelvollzugseinrichtungen an-
teilmäßig rückläufig. Dabei wird aus fachlichen 
Gründen zwischen sogenannten aktiven Entwei-
chungen (Überwindung eines Hindernisses mit 
oder ohne Gewalt gegenüber Sachen oder Perso-
nen) und passiven Entweichungen (Lockerungs-
missbräuche wie eine nicht rechtzeitige Rückkehr 
vom Ausgang oder Urlaub bei Patientinnen und 
Patienten mit entsprechendem Lockerungsstatus) 
differenziert. 

Dies vorausgeschickt, beantworte ich die Fragen 
namens der Landesregierung wie folgt: 

Zu 1: Die Entweichungen forensischer Patientin-
nen/Patienten aus den niedersächsischen Maßre-
gelvollzugseinrichtungen stellen sich seit 1999 wie 
folgt dar: 

Jahr Durchschnittliche 
Belegung 

Anzahl der 
Entwei-
chungen 

davon Locke-
rungsmiss-
bräuche 

1999 735 Patienten 99 64

2000 810 Patienten 84 68

2001 890 Patienten 83 64

2002 960 Patienten 71 65

2003 1 028 Patienten 71 67

2004 1 117 Patienten 59 53

2005 1 180 Patienten 67 62

2006 1 224 Patienten 69 56

2007 1 224 Patienten 75 72

2008 1 245 Patienten 68 63

2009    1 263 Patienten *) 24 **) 23 **)

*) Stand: 1. Quartal 2009; **) Stand: 06.05.2009 
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Zu 2: Die Durchführung der freiheitsentziehenden 
Maßregeln der Besserung und Sicherung nach 
den §§ 63 und 64 Strafgesetzbuch (StGB) erfolgt 
im Rahmen einer engen Kooperation der Maßre-
gelvollzugseinrichtungen mit den zuständigen 
Strafvollstreckungsbehörden (Staatsanwaltschaf-
ten). Diese Aufgabenteilung sowie die Vernetzung 
der verantwortlichen Entscheidungsträger tragen 
dazu bei, Risikoprognosen zu objektivieren und 
notwendige medizinisch-therapeutische Behand-
lungsprozesse bedarfsgerecht abzustimmen, um 
dem gesetzlichen Auftrag der Besserung und Si-
cherung so gut wie möglich gerecht zu werden. 

Nach § 2 des Niedersächsischen Maßregelvoll-
zugsgesetzes sind Therapie und Sicherheit für 
jede Patientin und jeden Patienten untrennbar 
miteinander verknüpft, wobei der ärztlich-
therapeutischen Behandlung und Beziehungsar-
beit eine größere Bedeutung zukommt als den 
materiellen Sicherheitsbedingungen. Dafür besteht 
in Niedersachsen kein einheitliches Behandlungs- 
und Sicherungskonzept, sondern ein nach den 
Rechtsgrundlagen der Unterbringung differenzier-
tes therapeutisches Behandlungsangebot sowie 
eine nach den Risikoprofilen der Patientinnen und 
Patienten abgestufte Sicherungskonzeption. 

In diesem Rahmen gibt es landesweit einen zen-
tralen baulich, technisch und personell besonders 
ausgestatteten Hochsicherheitsbereich, der dem 
Niedersächsischen Landeskrankenhaus (NLKH) 
Moringen zugeordnet ist und in dieser Funktion für 
die Unterbringung besonders gefährlicher Patien-
tinnen und Patienten aus ganz Niedersachsen zur 
Verfügung steht. Die anderen Maßregelvollzugs-
einrichtungen sind baulich grundsätzlich nur für 
den sogenannten Regelvollzug geeignet. Zur Be-
wältigung von sicherheitsrelevanten Kriseninter-
ventionen kann bei Bedarf das NLKH Moringen in 
Anspruch genommen werden. Diese Form der 
Spezialisierung hinsichtlich des Hochsicherheitsbe-
reichs mit seiner hohen Behandlungs- und Betreu-
ungsintensität hat sich bewährt. 

Jede Maßregelvollzugeinrichtung verfügt über ein 
eigenes auf die örtlichen Rahmenbedingungen 
bezogenes Behandlungs- und Sicherungskonzept, 
das mit dem Sozialministerium als Fachaufsicht 
abgestimmt ist. 

Zu 3: Die Landesregierung hält die derzeitigen 
Sicherheitsvorkehrungen im niedersächsischen 
Maßregelvollzug für ausreichend. Unabhängig 
davon befinden sich die Behandlungs- und Sicher-
heitsstandards in einem ständigen Optimierungs-

prozess, der von der Landesregierung aktiv beglei-
tet wird. 

 

Anlage 25 

Antwort 

des Ministeriums für Wirtschaft, Arbeit und Verkehr 
auf die Frage 26 des Abg. Enno Hagenah (GRÜ-
NE) 

Akzeptanz der Bahnpendler zwischen Soltau 
und Hamburg kein Maßstab für Fahrplange-
staltung? 

Die in Soltau und Umgebung lebenden Berufs-
pendler nach Hamburg kommen seit dem Fahr-
planwechsel Ende 2008 bei Abfahrt in Hamburg 
um 18:37 Uhr laut Fahrplan erst um 20:01 Uhr 
in Soltau an, also ca. 20 Minuten später als vor-
her. Da die Regionalbahn in Buchholz wegen 
der Eingleisigkeit der Strecke nur sehr kurze 
Zeit auf den 18:37-Metronom aus Hamburg 
wartet, kann selbst dieser späte Anschluss häu-
fig nicht gehalten werden. In diesen Fällen 
kommen die Pendler, die 18:37 Uhr in Hamburg 
abgefahren sind, erst um 21:40 Uhr in Soltau 
an.  

Vor dem Fahrplanwechsel konnten die Pendler 
für ihre Heimfahrt von Hamburg nach Soltau 
den Zug ab Hamburg Hauptbahnhof um 
18:15 Uhr nutzen. Seit Ende 2008 besteht die 
Verbindung nach Soltau mit Umstieg in Buch-
holz erst mit dem um 18:37 Uhr in Hamburg 
Hauptbahnhof abfahrenden Metronom. 

Wegen der späteren Verbindung und der er-
heblichen Anschlussschwierigkeiten sind viele 
betroffene Bahnkunden unzufrieden. Einige 
sind bereits ganz auf das Auto umgestiegen. 
Andere haben ihren Unmut in einer Unterschrif-
tenaktion dokumentiert. 

Ich frage die Landesregierung: 

1. Weshalb setzt sich die Landesnahverkehrs-
gesellschaft über Bedürfnisse einer Zielgruppe, 
die bisher mit dem Pkw nach Tostedt oder 
Buchholz anreist, um den Zug nach Hamburg 
pünktlich zu erreichen, hinweg und verzichtet 
hier auf positives Marketing und die Ermittlung 
von Kundenwünschen? 

2. Wie oft hat es seit dem Fahrplanwechsel En-
de 2008 Verspätungen des 18:37-Metronoms 
gegeben, sodass die verbundene Regionalbahn 
nach Soltau nicht erreicht werden konnte? 

3. Welche Konsequenzen werden aus den vor-
gebrachten Beschwerden und gegebenenfalls 
aus den Untersuchungsergebnissen für den 
nächsten Fahrplan gezogen? 

Seit dem Fahrplanwechsel im Dezember letzten 
Jahres hat sich die Fahrplangestaltung auf der 
„Heidebahn“ zwischen Buchholz und Soltau geän-
dert. Dabei hat das Land die Wünsche der Nah-
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verkehrskunden - in diesem Fall der Berufspendler 
aus der Heideregion und aus dem Raum Soltau 
nach Hamburg - sehr wohl im Blick. 

Für diese Kundengruppe war das Fahrtenangebot 
nachmittags zurück Richtung Soltau bislang unbe-
friedigend. Von den vier in der Hauptverkehrszeit 
nachmittags in Buchholz beginnenden Zügen en-
deten zwei bereits in Schneverdingen, erreichten 
Soltau also gar nicht. Die beiden anderen Züge 
fuhren zwar bis Soltau durch, aufgrund der Einglei-
sigkeit der Strecke mussten diese Züge aber in 
Schneverdingen Gegenzüge abwarten. Dadurch 
entstanden Wartezeiten von 12 bzw. 18 Minuten. 

Dieses hat Kunden und Landesnahverkehrsgesell-
schaft nicht zufriedengestellt. Zum Fahrplanwech-
sel im Dezember wurde deshalb ein neues Ange-
botskonzept auf den Weg gebracht. Dieses neue 
Konzept hat zum Ergebnis, dass die Standzeiten 
der beiden bis Soltau fahrenden Züge drastisch 
reduziert werden konnten. In einem Fall von 18 auf 
8 Minuten, im anderen Fall konnte der kreuzungs-
bedingte Aufenthalt völlig entfallen; möglich wurde 
dieses durch die Verlegung der Abfahrtzeit in 
Buchholz (von 18:43 auf 19:09 Uhr). 

Diese Verlegung führt dazu, dass der Anschluss 
aus Hamburg nicht mehr durch den Metronom, 
sondern den MetronomRegional hergestellt wird. 
Zwar bedient der MetronomRegional-Zug zusätzli-
che Unterwegshalte, die Fahrzeit von Hamburg 
nach Soltau verkürzt sich durch den Wegfall des 
Kreuzungsaufenthaltes dennoch um sieben Minu-
ten! 

Darüber hinaus fährt seit Dezember nachmittags 
der bisher in Schneverdingen endende Zug bis 
Soltau. Den Pendlern wird also eine zusätzliche 
Verbindung von Hamburg nach Soltau neu ange-
boten. 

Dieses vorausgeschickt, werden die Fragen na-
mens der Landesregierung wie folgt beantwortet: 

Zu 1: Mit dem Wegfall oder der deutlichen Redu-
zierung der Kreuzungsaufenthalte und damit der 
spürbaren Verkürzung der Reisezeiten von Ham-
burg nach Soltau sowie der Einrichtung einer wei-
teren Zugverbindung hat die Landesnahverkehrs-
gesellschaft die Kundenwünsche getroffen. Die 
Zählungen bestätigen dieses: Es sitzen heute 
mehr Fahrgäste in den Zügen als noch im letzten 
Jahr. 

Zu 2: Hierzu liegen nur vorläufige Angaben vor. 
Danach konnte im Zeitraum vom 14. Dezember 
letzten Jahres, dem Fahrplanwechsel, bis zum 

5. Mai dieses Jahres aufgrund von Verspätungen 
des MetronomRegional-Zuges, der in Hamburg um 
18:37 Uhr startet, vermutlich neunmal der An-
schlusszug in Buchholz nicht erreicht werden. 

Die Verspätungsanfälligkeit des Metronom-Zuges 
ist auch aus Sicht des Landes über Gebühr hoch. 
Allerdings gibt es dafür nachvollziehbare Gründe: 
Wegen der Sperrung der Strecke Hamburg–Berlin 
werden seit März die ICE-Züge Hamburg–Berlin 
über Hamburg-Harburg und Uelzen umgeleitet. 
Dadurch wird die bisher schon hoch belastete 
Strecke vom Hamburger Hauptbahnhof Richtung 
Süden zusätzlich belastet. Die geringste Störung 
im Betriebsablauf überträgt sich damit dominoartig 
auf die nachfolgenden Züge - auch die Metronom-
Züge. Mit Wiederinbetriebnahme der Strecke 
Hamburg–Berlin im Juni sollte die Pünktlichkeit der 
Metronom-Züge wieder steigen und damit die Rei-
sekette in die Heide wieder zuverlässig funktionie-
ren. 

Zu 3: Die Zählungen zeigen, dass die Weichen 
richtig gestellt sind. 

 

Anlage 26 

Antwort 

des Justizministeriums auf die Frage 27 der Abg. 
Ralf Briese und Helge Limburg (GRÜNE) 

Kapitalmarktbetrug und Strafe - Wunsch 
und Wirklichkeit 

Das Gerechtigkeitsempfinden aller billig und ge-
recht denkenden Bundesbürger ist in jüngster 
Zeit stark strapaziert. Auf der einen Seite ver-
zocken unverantwortliche Banker und machtge-
triebene Finanzvorstände ungeheure Summe 
und treiben damit die gesamte Weltwirtschaft in 
eine schwere Krise, ohne dass sie bisher straf-
rechtliche Konsequenzen zu fürchten haben. 
Auf der anderen Seite haben wir augenschein-
lich ein Arbeitsrecht, das eine Kündigung für ei-
ne Unterschlagung von 1,30 Euro rechtfertigt. 
Ministerpräsident Wulff hat diese Stimmungsla-
ge aufgegriffen und per Zeitungsinterview u. a. 
ein Ermittlungsverfahren gegen den ehemali-
gen Vorstandssprecher der Hypo Real Estate 
wegen pflichtwidriger Kapitalvernichtung gefor-
dert. Dieser nimmt das jedoch gelassen und 
klagt ungerührt auf Auszahlung angeblich noch 
ausstehender Gehälter und verbürgter Pensi-
onszahlungen.  

Vor diesem Hintergrund fragen wir die Landes-
regierung:  

1. Sind nach Auffassung der Landesregierung 
Änderungen des deutschen Strafrechts ange-
sichts der Kapitalvernichtung notwendig, und 
welche strebt die Landesregierung konkret an?  
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2. Sind nach Ansicht der Landesregierung 
Staatsanwaltschaften und Gerichte auch ange-
sichts der Mahnungen des Vorsitzenden des 
Niedersächsischen Richterbundes Kreutzer in 
der HAZ vom 29. April 2009 ausreichend per-
sonell und sachlich ausgestattet und thematisch 
adäquat aus- und fortgebildet, um die Finanz-
marktkrise aufzuarbeiten?  

3. Wie bewertet die Landesregierung die Vor-
schläge einschlägiger Finanzmarktexperten, die 
Klagebefugnisse bei Verdacht auf Kapitalanla-
gebetrug auf die Aktionäre auszuweiten? 

Die Funktionsfähigkeit des Bankensystems, der 
Schutz von Kapitalanlagen und eine konsequente 
Bekämpfung von Wirtschaftskriminalität sind der 
Niedersächsischen Landesregierung zentrale An-
liegen. Die Landesregierung achtet deshalb dar-
auf, dass Gerichte und Staatsanwaltschaften per-
sonell wie sachlich ausreichend ausgestattet sind, 
um eine angemessene Verfolgung der Wirtschafts-
kriminalität zu gewährleisten. Sie trägt auch bei der 
Aus- und Fortbildung mit einschlägigen Straf- und 
Ermittlungsverfahren befasster Richterinnen und 
Richtern sowie Staatsanwältinnen und Staatsan-
wälten dafür Sorge, dass diese mit den Arbeitswei-
sen und Gepflogenheiten des Wirtschafts- und 
Finanzverkehrs ebenso vertraut sind wie mit der 
maßgeblichen Rechtsmaterie. 

Angesichts der globalen Finanzmarktkrise hat es 
die Landesregierung bereits zu einem frühen Zeit-
punkt für erforderlich erachtet, die bestehenden 
zivil- und strafrechtlichen Bestimmungen über die 
Verantwortlichkeit von Managern darauf hin zu 
überprüfen, ob sie die für Entstehung und Ausmaß 
der Krise ursächlichen Verhaltensweisen ausrei-
chend erfassen. Auf Initiative des Niedersächsi-
schen Justizministers hat sich deshalb die Konfe-
renz der Justizministerinnen und Justizminister mit 
dieser Thematik befasst und am 20. November 
2008 beschlossen, eine Arbeitsgruppe einzurich-
ten, die sich umfassend mit der Überprüfung be-
stehender Normen befasst und gegebenenfalls 
Vorschläge für Änderungen und Ergänzungen 
erarbeitet. 

Die Arbeitsgruppe, in der das Niedersächsische 
Justizministerium aktiv vertreten ist, hat ihre Tätig-
keit am 15. Dezember 2008 aufgenommen. Der 
Entwurf eines Abschlussberichts befindet sich 
gegenwärtig in der Endabstimmung zwischen den 
an der Arbeitsgruppe beteiligten Landesjustizver-
waltungen. Daher ist gegenwärtig nur eine vorläu-
fige Bewertung möglich. Bereits jetzt ist jedoch 
abzusehen, dass strafrechtliche Fragen nur eine 
untergeordnete Rolle spielen und zivilrechtliche 
Aspekte eindeutig im Vordergrund stehen. 

Dies vorausgeschickt, beantworte ich die Mündli-
che Anfrage namens der Landesregierung wie 
folgt: 

Zu 1: Die Meinungsbildung innerhalb der Nieder-
sächsischen Landesregierung ist noch nicht abge-
schlossen. Sie wird den Bericht der von der Konfe-
renz der Justizministerinnen und Justizminister 
eingesetzten Arbeitsgruppe nach seinem Vorliegen 
gründlich prüfen und anschließend entscheiden, 
ob Initiativen zur Reform des Strafrechts zu ergrei-
fen sind. 

Zu 2: Ja. 

Zu 3: Im Falle strafbarer Handlungen von Organ-
mitgliedern (Kapitalanlagebetrug) besteht bereits 
nach geltendem Recht eine Durchgriffshaftung, die 
keiner „Ausweitung der Klagebefugnis“ bedarf. Der 
einzelne Aktionär kann seinen Schaden sowohl 
gegenüber der Gesellschaft als auch gegenüber 
einzelnen Mitgliedern von Vorstand oder Aufsichts-
rat, die an der Tat beteiligt waren, einklagen. 

Einer Erweiterung der Klagemöglichkeit einzelner 
Aktionäre bei fahrlässiger Pflichtverletzung durch 
Organmitglieder unterhalb der Schwelle zu strafba-
rem Handeln steht die Landesregierung zurückhal-
tend gegenüber. Es gilt zum einen, ein „Wettren-
nen“ der Aktionäre zu vermeiden, besonders rasch 
einen vollstreckbaren Titel zu erhalten. Zum ande-
ren dürfen nicht ähnliche Verhältnisse eintreten, 
wie die sogenannten räuberischen Aktionäre, die 
mit Einzelklagen gegen umsetzungsbedürftige und 
in das Handelsregister einzutragende Hauptver-
sammlungsbeschlüsse vorgehen, sie schon ge-
genwärtig teilweise schaffen: Sie setzen die betrof-
fenen Unternehmen unter Druck, sodass die Ge-
sellschaften diesen Einzelaktionären oftmals ihre 
„Klagen“ durch einen Vergleich „abkaufen“, selbst 
wenn die Klage letztlich nicht erfolgreich gewesen 
wäre. 

Vor diesem Hintergrund drängt es sich nicht auf, 
über das bestehende Minderheitenrecht von 1 % 
der Aktionäre (§ 148 AktG) zur eigenen Klage und 
das Recht der Hauptversammlung, durch Mehr-
heitsbeschluss eine Anspruchsdurchsetzung - 
notfalls durch einen besonderen Vertreter - zu 
erzwingen (§ 147 AktG), weitere Klagemöglichkei-
ten für einzelne Aktionäre zu eröffnen. Die Wirt-
schaftskrise kann nur mit handlungsfähigen Unter-
nehmen und Leitungsorganen, die sich auf Unter-
nehmensbelange konzentrieren können, bewältigt 
werden. 
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Anlage 27 

Antwort 

des Ministeriums für Wirtschaft, Arbeit und Verkehr 
auf die Frage 28 der Abg. Hans-Jürgen Klein und 
Enno Hagenah (GRÜNE) 

Das Aufstockungsprogramm der Landesre-
gierung macht’s möglich  

Am 3. März 2009 hat das Kabinett die Umset-
zung der Initiative Niedersachsen des Konjunk-
turpaketes II beschlossen. Dazu will die Lan-
desregierung die Initiative Niedersachsen mit 
163 Millionen Euro aufstocken, das sogenannte 
Aufstockungsprogramm. Diese Landesmittel 
sind über den Nachtragshaushalt 2009 abgesi-
chert, mit dem sich die Landesregierung gegen 
die Stimmen der Grünen-Landtagsfraktion eine 
Generalvollmacht für die Gesamtsumme vom 
Landtag geholt hat. Das Kabinett verständigte 
sich auf 21 Einzelmaßnahmen, deren Gesamt-
kosten sich auf fast 240 Millionen Euro belaufen 
werden. Mit den Mitteln aus dem Aufsto-
ckungsprogramm der Landesregierung sollen 
„zusätzliche Investitionen als Multiplikator ge-
wonnen werden“, und es soll „eine möglichst 
breite Wirkung in der Fläche“ entfaltet werden. 
Unter Punkt 15 der Maßnahmenliste findet man 
die Emslandhallen, bei denen die Landesregie-
rung für den Neubau zur Umsetzung eines mul-
tifunktionalen Ausstellungskonzeptes Mittel in 
Höhe von 5 Millionen Euro bei Gesamtkosten 
von 25 Millionen Euro zur Verfügung stellen 
will. Massive Kritik an dem Neubauvorhaben 
kam u. a. von der Jungen Union in Lingen. De-
ren Stadtverbandsvorsitzender bemängelte die 
Standortwahl und bezweifelte, dass die aktuel-
len Planungen der Stadt die Emslandhallen zu-
kunftsfest machen könnten.  

Bereits am 5. Juli 2008 berichtete die Lingener 
Tagespost über eine Ratssitzung zu diesem 
Thema. Kritische Anmerkungen zu dem Vorha-
ben kamen allein aus der Grünen-Ratsfraktion. 
Die vom Grünen-Ratsherren geäußerten Be-
fürchtungen, dass der Umbau 30 Millionen Euro 
verschlingen würde, wies Oberbürgermeister 
Pott (CDU) allerdings entschieden zurück. Die 
Umbaukosten von rund 19 Millionen Euro be-
zeichnete der Oberbürgermeister auf dieser 
Ratssitzung als realistische Größenordnung. 

Vorgaben der Bundesregierung für Investitio-
nen aus den Konjunkturmitteln bezüglich Zu-
sätzlichkeit und Reduzierung von Betriebs- und 
Folgekosten gelten formal für das Aufsto-
ckungsprogramm nicht. Ungeachtet dessen ist 
es unstrittig, dass diese Vorgaben im Interesse 
der Konjunkturwirkung und zur Schuldenbe-
grenzung sinnvoll sind. Beide Vorgaben sind in 
dem Projekt nicht erfüllt.  

Wir fragen die Landesregierung:  

1. Wie erklärt und bewertet die Landesregie-
rung diese Kostenexplosion von mehr als 30 % 
für das Vorhaben Emslandhallen noch vor Bau-
beginn?  

2. Wie bewertet die Landesregierung die Kritik 
der JU Lingen, insbesondere zur Standortfrage, 
und erwartet sie dadurch weitere Kostensteige-
rungen?  

3. Wie rechtfertigt die Landesregierung bei die-
sem Projekt den Verzicht auf die Vorgaben Zu-
sätzlichkeit und langfristige Kostenreduzierung? 

Die Landesregierung hat die zur Umsetzung des 
Konjunkturpakets II beschlossene Initiative Nieder-
sachsen um ein landeseigenes Investitionspro-
gramm in einer Größenordnung von 163 Millionen 
Euro aufgestockt. Das Projekt entspricht in beson-
derem Maße den Zielen, die die Landesregierung 
in intensiver Abstimmung mit den Fraktionen mit 
dem Aufstockungsprogramm verfolgt. Die Landes-
regierung hat hierfür bei einem voraussichtlichen 
Gesamtvolumen von 25 Millionen Euro Landesmit-
tel in Höhe von 5 Millionen Euro in Aussicht ge-
stellt. 

Dieses vorausgeschickt, werden die Fragen na-
mens der Landesregierung wie folgt beantwortet: 

Zu 1: Die Landesregierung geht davon aus, dass 
der von der Stadt Lingen gegenüber dem Land 
mitgeteilte Kostenrahmen von 25 Millionen Euro 
eingehalten wird. 

Zu 2: Nach den der Landesregierung vorliegenden 
Informationen dienen gerade die Standortuntersu-
chungen der Kostenreduzierung des Gesamtpro-
jekts. 

Zu 3: Die Landesregierung hält die Kriterien Zu-
sätzlichkeit und langfristige Kostenreduzierung bei 
Investitionen grundsätzlich für sinnvoll. Gerade 
deshalb wird die Frage der Betriebs- und Folge-
kosten im Rahmen des von der Investitions- und 
Förderbank Niedersachsen (NBank) durchzufüh-
renden Bewilligungsverfahrens unter Berücksichti-
gung der Wirkungen des Projektes für die Region 
geprüft werden. 

 

Anlage 28 

Antwort 

des Ministeriums für Soziales, Frauen, Familie und 
Gesundheit auf die Frage 29 der Abg. Uwe 
Schwarz, Markus Brinkmann, Marco Brunotte, Ulla 
Groskurt, Stefan Klein, Matthias Möhle, Petra Tie-
mann und Ulrich Watermann (SPD) 

Pflegenotstand in Niedersachsen: Kürzt die 
Landesregierung nun auch die Investitions-
kostenförderung für die ambulante Pflege? 

Nach Presseberichten fordert der Landesrech-
nungshof ab 2010 eine Kürzung der seit drei-
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zehn Jahren bestehenden Förderung der am-
bulanten Pflegedienste bei den Investitionskos-
ten um 20 %. 

Unklar ist, wie sich die Landesregierung zu die-
ser Forderung verhält. Bei den Pflegenden und 
dem Pflegepersonal weckt der Vorstoß des 
Landesrechnungshofes große Ängste und Be-
fürchtungen. Sie erinnern sich daran, dass die 
Regierung Wulff 2005 bereits die Investitions-
kostenzuschüsse für die stationären Pflege-
dienste komplett strich. Sie befürchten, dass die 
Landesregierung damit einen drohenden Pfle-
genotstand in Niedersachsen billigend in Kauf 
nimmt.  

Wir fragen deshalb die Landesregierung:  

1. Welche Forderungen hat der Landesrech-
nungshof erhoben, bzw. welche Forderungen 
bereitet der Landesrechnungshof zur Kürzung 
der Investitionskostenförderung für ambulante 
Pflegedienste in Niedersachsen vor?  

2. Wie bewertet die Landesregierung die o. g. 
Forderungen des Landesrechnungshofes?  

3. Ist die Kürzung der Investitionskostenförde-
rung für ambulante Pflegedienste aus Sicht der 
Landesregierung ein geeigneter Beitrag, um 
dem auch im Landespflegebericht 2006 prog-
nostizierten zusätzlichen Bedarf an ambulanter 
Pflege abzudecken? 

Ambulante Pflegeeinrichtungen erhalten nach dem 
Niedersächsischen Pflegegesetz (NPflegeG) für 
ihre im Rahmen der Leistungserbringung nach 
§§ 36 und 39 SGB XI anfallenden betriebsnotwen-
digen Investitionsaufwendungen (wie z. B. für 
Fahrzeuge) eine Erstattung in Form einer landes-
einheitlichen Pauschale (§ 9 NPflegeG).  

Das Land hat dafür 2003 insgesamt 
20 077 223 Euro zur Verfügung gestellt. Im Jahr 
2008 betrug die Förderung 27 438 814 Euro.  

Neben Niedersachsen fördern nur noch zwei wei-
tere Länder die Investitionskosten ambulanter 
Pflegedienste mit pauschalen Zuschüssen. In vier 
Ländern erfolgt eine Förderung als freiwillige Leis-
tung der Kommunen, in zwei weiteren Ländern gibt 
es ausschließlich eine Projektförderung, während 
sieben Bundesländer Investitionsaufwendungen 
gar nicht fördern. Damit ist Niedersachsen vorbild-
lich im ambulanten Pflegebereich. 

Dies vorausgeschickt, beantworte ich die Fragen 
namens der Landesregierung wie folgt: 

Zu 1: Der Landesrechnungshof (LRH) hat der Lan-
desregierung am 15. August 2008 eine Prüfungs-
mitteilung zur Förderung ambulanter Pflegeeinrich-
tungen übermittelt und deutlich gemacht, dass die 
Aufwendungen für Investitionsfolgekosten im 

Durchschnitt erheblich niedriger waren als die 
Landesförderung. 

Zum Hintergrund: Als ein wesentlicher Gesichts-
punkt in den seinerzeitigen Modellrechnungen zur 
Ermittlung des Förderbedarfs wurde jeder Pflege-
fachkraftstelle ein Einsatzwagen zugerechnet. 
Pflegeleistungen werden nach den Feststellungen 
des LRH mittlerweile täglich in einem zeitlichen 
Rahmen von bis zu 14 Stunden an allen 7 Tagen 
in der Woche erbracht. Somit können bis zu 2,5 
Vollzeitkräfte ein Fahrzeug nutzen. Die ambulanten 
Pflegeeinrichtungen beschäftigen auch zuneh-
mend mehr Vollzeitkräfte, als sie Einsatzwagen 
vorhalten. Je mehr Pflegekräfte sich also ein Fahr-
zeug teilen, desto mehr übersteigen die Erträge 
aus der Landesförderung die tatsächlichen Investi-
tionsfolgeaufwendungen. 

Von den Ende 2005 vorhandenen 1 047 ambulan-
ten Pflegediensten hat der LRH im Gebiet von 
sechs Landkreisen und zwei kreisfreien Städten 
bei insgesamt 92 Pflegediensten (rund 10 %) örtli-
che Erhebungen durchgeführt. 51 Pflegedienste 
waren in privater, 40 in gemeinnütziger und einer 
in öffentlicher Trägerschaft. 

Die Erhebungen des LRH führten zu der Feststel-
lung, dass die Höhe der tatsächlichen Investitions-
folgekosten, gemessen an der Landesförderung, 
im Durchschnitt nur bei rund 77 % lag. In diesem 
Zusammenhang ist auch zu berücksichtigen, dass 
die Pflegefachkräfte mittlerweile häufig nicht nur 
Leistungen nach dem SGB XI erbringen, sondern 
gleichzeitig auch nach dem SGB V. 

Der LRH hält im Ergebnis eine Reduzierung der 
Landesförderung um 20 % für erforderlich. An der 
pauschalen Art der Förderung soll festgehalten 
werden. 

Zu 2: Die Landesregierung teilt die Auffassung des 
LRH. Durch eine Reduzierung der Förderhöhe 
würde die Förderung den tatsächlichen Aufwen-
dungen der ambulanten Pflegeeinrichtungen an-
gepasst. Es bestand zu keinem Zeitpunkt die Ab-
sicht, mit der Förderung mehr zu bewirken als die 
Abdeckung der Investitionsfolgekosten. 

Niedersachsen hält auch künftig als eines von drei 
Bundesländern an seiner Förderung fest - reduziert 
auf die tatsächlichen Investitionsaufwendungen. 
Damit leistet Niedersachsen weiterhin einen wich-
tigen Beitrag zur Stärkung der häuslichen pflegeri-
schen Versorgung und der Vermeidung von dau-
erhaften Heimaufenthalten. 
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Zu 3: Die Förderung der Investitionsfolgekosten bei 
den ambulanten Pflegeeinrichtungen erfolgt leis-
tungsbezogen. Werden mit zunehmendem Bedarf 
mehr Leistungen erbracht, werden aufgrund der 
niedersächsischen Förderpraxis auch die zusätzli-
chen Leistungen gefördert. Die Förderung von 
Investitionsfolgekosten ambulanter Pflegeeinrich-
tungen steht somit nicht in Zusammenhang mit der 
Frage, ob damit ein zusätzlicher Bedarf abgedeckt 
werden kann, weil Zweck der Förderung die Refi-
nanzierung der Investitionskosten ist. Eine Kür-
zung der Förderung der Investitionsfolgekosten 
würde lediglich dazu führen, dass die ambulanten 
Pflegeeinrichtungen nur die Förderung erhalten, 
für die sie auch tatsächlich Aufwendungen haben. 
Es entsteht somit keine Unterdeckung. 

 

Anlage 29 

Antwort 

des Kultusministeriums auf die Frage 30 der Abg. 
Daniela Behrens (SPD) 

Überbetriebliche Lehrlingsunterweisung am 
Standort Bremerhaven - Unverzichtbar für 
das Cuxland 

Im Oktober des vergangenen Jahres wurde be-
kannt, dass das Land Niedersachsen weiterhin 
Zuwendungen für die Überbetriebliche Lehr-
lingsunterweisung (ÜLU) am Standort Bremer-
haven tätigen wolle. Zugesichert wurde die Un-
terstützung bis Ende vergangenen Jahres, eine 
Weiterführung der Zuwendungen über die Jah-
reswende hinweg wurde als wahrscheinlich an-
gekündigt. 

Die ÜLU Bremerhaven hat eine herausragende 
Bedeutung für das umliegende Cuxland. Seit 
rund 30 Jahren werden an diesem Standort im 
Berufsbildungs- und Technologiezentrum (BTZ) 
der Kreishandwerkerschaft Bremerhaven-We-
sermünde Auszubildende aus Niedersachsen 
beschult, die ohne diesen Standort weite Wege 
zu den ÜLU in Lüneburg oder Stade auf sich 
nehmen müssten. 

Vor diesem Hintergrund frage ich die Landes-
regierung: 

1. Welche Bedeutung haben die ÜLU und das 
BTZ in Bremerhaven aus Sicht der Landesre-
gierung für das Land Niedersachsen und spe-
ziell für den Landkreis Cuxhaven, und wie viele 
Auszubildende aus Niedersachsen wurden in 
den vergangenen sechs Jahren im BTZ unter-
richtet? 

2. Welche Zuwendungen gab es innerhalb der 
letzten sechs Jahren für die ÜLU in Bremerha-
ven? 

3. Welche Zuwendungen sind künftig für die 
ÜLU geplant? 

Die Überbetriebliche Lehrlingsunterweisung - kurz 
ÜLU - niedersächsischer Auszubildender aus Cux-
land im Bundesland Bremen ist ein komplexes 
Thema. Es ist von jeher ein ganz unspektakulärer 
Vorgang, niedersächsische Auszubildende zur 
Überbetrieblichen Lehrlingsunterweisung nach 
Bremerhaven zu schicken, genauso wie auch 
Schülerinnen und Schüler aus dem benachbarten 
Cuxland in Bremerhaven zur Schule gingen und 
gehen. Dafür gibt es Regelungen und Ausgleichs-
zahlungen.  

Die Kostenerstattung für die niedersächsischen 
Betriebe, die ihre Auszubildenden zur ÜLU schi-
cken, erfolgt aus einem Mix von Landes- und eu-
ropäischen Mitteln aus dem Europäischen Sozial-
fonds.  

Mit der neuen Förderperiode, nach der wir in Nie-
dersachsen seit 2008 fördern, können ESF-Mittel 
nur dort verausgabt werden, wo eine Förderzu-
ständigkeit gegeben ist. Keinesfalls aber dürfen 
ESF-Mittel für Niedersachsen in andere Bundes-
länder fließen. Das ist EU-Fördergrundsatz. 

Das Cuxland befindet sich im sogenannten Ziel-1-
EU-Fördergebiet (Konvergenz-EU-Gebiet). Hier 
kann die Teilnahme von Auszubildenden an der 
ÜLU mit 75 % aus ESF-Mitteln gefördert werden, 
wenn die ÜLU im Ziel-1-Gebiet stattfindet. Für das 
Cuxland zuständig ist die Handwerkskammer 
Braunschweig-Lüneburg-Stade, die in Stade und 
Lüneburg auch entsprechend ausgestattete ÜLU-
Stätten für die Kurse in Niedersachsen bereithält 
und Kapazitäten zur Verfügung hat. 

Das kennzeichnet den Zielkonflikt: Wir können 
Auszubildende aus dem Cuxland nach Bremerha-
ven schicken und müssen dann die ÜLU-Kosten 
vollständig aus Landesmitteln tragen (ca. 
53 000 Euro/Jahr), oder wir schicken die Auszubil-
denden in die überbetrieblichen Bildungsstätten 
ihres Handwerkskammerbezirkes und können die 
Zuwendungen des Landes zu 75 % aus ESF-
Mitteln refinanzieren. 

Gegenwärtig ist der Konflikt so entschieden, dass 
wir uns einvernehmlich unter Beteiligung der Kreis-
handwerkerschaft Bremerhaven-Wesermünde und 
der Vereinigung der Handwerkskammern Nieder-
sachsens für die Bremerhavener Lösung entschie-
den haben.  

Es ist aber nicht für alle Zeit auszuschließen, dass 
sich eines Tages die Prioritäten verschieben. Da 
es immer auch um Landesmittel geht, entscheidet 
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hierüber der Haushaltsgesetzgeber, der Nieder-
sächsische Landtag. 

Dieses vorausgeschickt, beantworte ich namens 
der Landesregierung die Fragen im Einzelnen wie 
folgt: 

Zu 1: Zum ersten Teil der Frage wird auf die Vor-
bemerkung verwiesen. Nach Auskunft der Kreis-
handwerkerschaft Bremerhaven-Wesermünde wur-
den in den letzten Jahren durchschnittlich jährlich 
zwischen 250 bis 280 niedersächsische Auszubil-
dende in der ÜLU in Bremerhaven unterrichtet. 

Zu 2: Aus Niedersachsen gab es in den vergange-
nen Jahren folgende Zuwendungen: 

Jahre Landesmittel ESF-Mitte Gesamtmittel 

2003 26 579 Euro   8 297 Euro 38 876 Euro 

2004 26 956 Euro   6 595 Euro 33 551 Euro 

2005 16 993 Euro 14 238 Euro 31 231 Euro 

2006   9 829 Euro 26 260 Euro 36 089 Euro 

2007   9 296 Euro 31 076 Euro 40 372 Euro 

2008 36 387 Euro 13 561 Euro1 49 989 Euro 

2009 53 221 Euro          0 Euro 53 221 Euro  
(beantragt) 

Zu 3: Es ist auch weiterhin vorgesehen, die für die 
niedersächsischen Auszubildenden in der KHW 
Bremerhaven-Wesermünde anfallenden Zuwen-
dungen für die Überbetriebliche Lehrlingsunterwei-
sung in Bremerhaven im Rahmen der zur Verfü-
gung stehenden Haushaltsmittel zu tragen. Mit 
Erlass vom 16. April 2009 wurden die ÜLU-Zu-
schüsse im Rahmen der zur Verfügung stehenden 
Haushaltsmittel für das Jahr 2009 für die KHW 
Bremerhaven-Wesermünde freigegeben. Es ist 
davon auszugehen, dass die für das Jahr 2009 
beantragte Summe in Höhe von 53 221 Euro der 
KHW Bremerhaven-Wesermünde genehmigt wird. 
Das weitere Genehmigungsverfahren obliegt der 
NBank. 

Anlage 30 

Antwort 

des Ministeriums für Wissenschaft und Kultur auf 
die Frage 31 des Abg. Victor Perli (LINKE) 

Unterstützt die Landesregierung den Hoch-
schulpakt II? 

                                                      
1 Die Förderperiode begann haushalterisch am 1.7.2008. Aus 

Mitteln der alten Förderperiode und auf Grundlage der ÜLU-
Förderrichtlinie der abgelaufenen EU-Förderperiode konnte 
noch bis 30.6.2008 gefördert werden. 

Die Wissenschaftsminister der Länder haben 
sich am 22. April 2009 auf eine Neuauflage des 
Hochschulpaktes zur Finanzierung von zusätz-
lichen Studienplätzen verständigt. Bundesweit 
sollen nach dieser Vereinbarung 275 000 zu-
sätzliche Studienplätze bis zum Jahr 2015 ge-
schaffen und mit 6 500 Euro pro Platz - getra-
gen zur Hälfte vom Bund und zur Hälfte vom 
Land - unterstützt werden. Von verschiedener 
Seite wurde diese Vereinbarung als wichtiger, 
aber unzureichender Schritt kritisiert. Die Ge-
werkschaft Erziehung und Wissenschaft fordert 
370 000 zusätzliche Studienplätze, die zudem 
mit 7 300 Euro - den tatsächlichen Durch-
schnittskosten eines Studienplatzes - gefördert 
werden sollten. Das Zentrum für Hochschul-
entwicklung kommt in seinen Berechnungen auf 
einen Bedarf von 346 000 zusätzlichen Stu-
dienplätzen bundesweit. Laut Statistischem 
Bundesamt wendet Niedersachsen durch-
schnittlich 8 100 Euro für einen Studienplatz 
auf. 

Presseberichten zufolge wollen die Finanzmi-
nister der Länder die Zustimmung zum Hoch-
schulpakt von einem Kassensturz, der erst 
nach der Bundestagswahl erfolgen wird, ab-
hängig machen. Bereits am 4. Juni steht das 
Thema auf der Tagungsordnung des Treffens 
der Regierungschefs von Bund und Ländern. 

Vor diesem Hintergrund frage ich die Landes-
regierung: 

1. Mit welchen Zielen bezüglich der Neuauflage 
eines Hochschulpaktes zwischen Bund und 
Ländern fährt die Landesregierung zum Treffen 
der Regierungschefs am 4. Juni 2009? 

2. Wie beurteilt die Landesregierung die Ver-
ständigung der Wissenschaftsminister zum 
Hochschulpakt im Hinblick auf den tatsächli-
chen Bedarf an Studienplätzen in Niedersach-
sen bis zum Jahr 2015? 

3. Welche Zahlen legt die Landesregierung in 
ihrer mittelfristigen Finanzplanung bei der Um-
setzung des Hochschulpaktes und der Ausfi-
nanzierung zusätzlicher Studienplätze zugrun-
de? 

Zu 1: Die Landesregierung verfolgt das Ziel einer 
bedarfsgerechten und qualitätsvollen Bereitstel-
lung zusätzlicher Studiermöglichkeiten in den Jah-
re 2011 bis 2015 und der Sicherung der Pro-
grammkostenpauschale bei der Förderung durch 
die Deutsche Forschungsgemeinschaft.  

Zu 2: Der bei den Verhandlungen zum Hochschul-
pakt zugrunde gelegte Bedarf an Studienplätzen in 
Niedersachsen bis zum Jahr 2015 wird zum ge-
genwärtigen Zeitpunkt als angemessen erachtet. 
Dieser basiert auf der „Vorausberechnung der Zahl 
der Studienanfänger im 1. Hochschulsemester“ der 
Kommission für Statistik der Kultusministerkonfe-
renz, deren Verwendung als Beratungsunterlage 
für die Weiterentwicklung des Hochschulpaktes die 
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195. Amtschefkonferenz am 18. September 2008 
zugestimmt und die Eingang in die Qualifizierungs-
initiative und den Beschluss der Regierungschefs 
von Bund und Ländern am 22. Oktober 2008 ge-
funden hat. 

Zu 3: Die Landesregierung wird wie in der ersten 
Phase des Hochschulpakts die Mittel, die der Bund 
für die zweite Phase des Hochschulpakts zur Ver-
fügung stellt, in voller Höhe kofinanzieren. 

 
Anlage 31 

Antwort 

des Ministeriums für Inneres, Sport und Integration 
auf die Frage 32 des Abg. Victor Perli (LINKE) 

Gibt es Defizite bei der Bewertung und straf-
rechtlichen Verfolgung von Neonazi-Aktivi-
täten im Landkreis Wolfenbüttel? 

In den letzten Monaten häufen sich im Land-
kreis Wolfenbüttel Straftaten und weitere Vorfäl-
le mit neonazistischem, antisemitischem oder 
ausländerfeindlichem Hintergrund. Beispielhaft 
zu erwähnen sind drei Fälle aus der jüngsten 
Vergangenheit: 

- Am 10. Februar hat ein Wolfenbütteler Bürger 
über die Onlinewache der Polizei Nieder-
sachsen eine Strafanzeige gestellt, weil ein 
jüdisches Denkmal vermutlich mit Altöl be-
schmiert wurde und möglicherweise auch 
entzündet werden sollte. Es handelt sich da-
bei bereits um die zweite bekannt gewordene 
Schändung des jüdischen Denkmals in der 
Innenstadt binnen eines Jahres. Dennoch 
wurde die Öffentlichkeit seitens der Polizei 
nicht informiert und wurde kein Zeugenaufruf 
gestartet. Man hat es sogar versäumt, den 
Anzeigenerstatter über die Bearbeitung der 
Strafanzeige zu informieren. Dies wurde erst 
nach über zwei Monaten in Folge einer Be-
schwerde nachgeholt.  

- Am 21. Februar berichtete die Wolfenbütteler 
Zeitung aufgrund einer Mitteilung der Polizei, 
dass unbekannte Täter im Wolfenbütteler 
Stadtgebiet Hakenkreuze und einen soge-
nannten Judenstern (Davidsstern) in mehrere 
Autos geritzt hätten. 

- Am 23. April verschandelten bislang unbe-
kannte Täter das Wolfenbütteler Gewerk-
schaftshaus mit Plakaten und Aufklebern 
neonazistischer Gruppen, auf denen u. a. für 
eine Teilnahme am für den 1. Mai geplanten 
Nazi-Aufmarsch in Hannover geworben wur-
de. Am 30. April berichtete die Wolfenbütteler 
Zeitung, dass die Stadt Wolfenbüttel als Ei-
gentümerin des Gebäudes Strafanzeige we-
gen Sachbeschädigung gestellt und das 
Staatsschutzkommissariat ein entsprechen-
des Strafverfahren eingeleitet habe. 

Vor diesem Hintergrund verwundert Beobachter 
die Aussage der Polizei in der Wolfenbütteler 
Zeitung am 30. April, wonach es in den letzten 
Wochen keine Häufung von Neonazi-Aktivitäten 
gegeben habe. 

Ich frage die Landesregierung: 

1. Welche konkreten Ermittlungsschritte wurden 
in den genannten Fällen eingeleitet, zu welchen 
Ergebnissen haben sie geführt, und weshalb 
wurde zumindest in einem Fall der Anzeigener-
statter nicht zeitnah über die Bearbeitung in-
formiert? 

2. Welche weiteren konkreten Vorkommnisse 
mit neonazistischem, rassistischem oder anti-
semitischem Hintergrund hat es im Landkreis 
Wolfenbüttel im Zeitraum Januar 2008 bis April 
2009 gegeben, und zu welchen Ergebnissen 
haben die Ermittlungen geführt (bitte mit Ort, 
Datum und Sachverhalt)? 

3. Welche Erkenntnisse hat die Landesregie-
rung über die Existenz und Tätigkeit der „Auto-
nomen Nationalisten Wolfenbüttel/Salzgitter“, 
der NPD und weiterer neonazistischer und neo-
faschistischer Gruppen im Landkreis Wolfen-
büttel? 

Die niedersächsischen Sicherheitsbehörden gehen 
konsequent gegen rechtsextremistische Bestre-
bungen in allen Teilen Niedersachsens vor. Straf-
taten mit rechtsextremistischem Hintergrund wer-
den von der Polizei offensiv und nachhaltig ver-
folgt. Der rechtliche Rahmen wird bei sehr niedri-
ger Einschreitschwelle vollständig ausgeschöpft. 

Wie dem am 29. April 2009 vorgestellten Verfas-
sungsschutzbericht zu entnehmen ist, sind im Ver-
gleich der Jahre 2007 und 2008 rechtsextremisti-
sche Straftaten bundesweit um ca. 15,8 % ange-
stiegen, wogegen sie in Niedersachsen etwa auf 
dem Vorjahresniveau verblieben sind. Dieser 
Trend setzt sich nach einer ersten Bewertung der 
zurzeit vorliegenden, aber nur bedingt aussage-
kräftigen Fallzahlen fort. Dies gilt auch für den 
Landkreis Wolfenbüttel (einschließlich der Stadt 
Wolfenbüttel), entgegen der Behauptung des Fra-
gestellers, in den letzten Monaten würden sich in 
diesem Bereich Straftaten und weitere Vorfälle mit 
neonazistischem, antisemitischem oder ausländer-
feindlichem Hintergrund häufen. 

Dies vorausgeschickt, beantworte ich auf Grundla-
ge der Berichterstattung der Polizeidirektion 
Braunschweig die Anfrage namens der Landesre-
gierung wie folgt: 

Zu 1: Im Zusammenhang mit den drei beispielhaft 
aufgeführten Sachverhalten wurden durch die Po-
lizei alle erforderlichen Maßnahmen, die einer 
sachgerechten Aufklärung der Straftat dienlich sein 
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können, getroffen. Dementsprechend wurden u. a. 
Tatortaufnahmen mit qualifizierter Spurensuche 
und Beweissicherung durchgeführt. 

Im Zusammenhang mit der weiteren polizeilichen 
Bearbeitung einer Sachbeschädigung am jüdi-
schen Denkmal am 8. Februar 2009 wurde ver-
säumt, den Anzeigenerstatter, der die Anzeige 
über die Onlinewache der niedersächsischen Poli-
zei aufgegeben hatte, zeitgerecht über den weite-
ren Fortgang der polizeilichen Ermittlungen zu 
informieren. Dieser Umstand wurde bereits im 
März 2009 durch die für die Dienst- und Fachauf-
sicht zuständige Polizeidirektion Braunschweig mit 
der örtlich zuständigen Polizeiinspektion Salzgit-
ter/Peine/Wolfenbüttel erörtert, um zukünftig die 
zeitgerechte Information der Onlineanzeigeerstat-
ter zu gewährleisten. 

Das Versäumnis hatte allerdings keinen Einfluss 
auf die weiteren Ermittlungen der Polizei. Die An-
zeige wurde unverzüglich nach Eingang in der 
Onlinewache an die zuständige Polizeidienststelle 
weitergeleitet und dort umgehend bearbeitet. Der 
oder die Täter der Sachbeschädigung konnten 
bislang nicht ermittelt werden. 

Wie auch der Presseberichterstattung zu entneh-
men ist, kam es am 19. Februar 2009 zu einer 
Sachbeschädigung sowie dem Verwenden von 
Kennzeichen verfassungswidriger Organisationen. 
An einem Fahrzeug wurde ein Davidstern, an zwei 
weiteren Fahrzeugen ein Hakenkreuz in die Motor-
haube eingeritzt. Die Ermittlungen führten bislang 
nicht zur Feststellung eines Täters. Zeugenhinwei-
se lagen nicht vor. 

Im Zusammenhang mit dem Vorfall am 
24./25. April 2009 wurden nach Zeugenaussage 
etwa 30 Aufkleber mit einem Bezug zur Versamm-
lung der rechtsextremistischen Szene am 1. Mai 
2009 in Hannover am bzw. im näheren Umfeld des 
Gewerkschaftshauses angebracht. Die Aufkleber 
wurden noch vor der polizeilichen Tatortaufnahme 
durch Mitarbeiter der Gewerkschaft nahezu voll-
ständig entfernt. Zurzeit liegen keine Hinweise auf 
den oder die Täter vor. Die polizeilichen Ermittlun-
gen dauern noch an. 

Zu 2: Über die o. g. Sachverhalte hinaus wurden 
im Zeitraum von Januar 2008 bis April 2009 der 
Polizei 31 politisch motivierte Straftaten aus dem 
Phänomenbereich Rechts im Bereich des Land-
kreises Wolfenbüttel (einschließlich Stadt Wolfen-
büttel) bekannt. Insgesamt konnten davon 13 De-
likte aufgeklärt werden. 

Ort Datum Sachverhalt 

Cremlingen-
Abbenrode 

03.01.2008 Farbschmiererei mit rechts-
extremistischen Symbolen 
an Bahnunterführung 

Dettum-
Weferlingen 

13.01.2008 Schmieren von rechtsextre-
mistischen Symbolen an 
Bushaltestelle 

Wolfenbüttel 09.02.2008 Sprühen von Hakenkreuz 
und SS-Rune auf Gehweg-
platten 

Achim-Kalme 28.02.2008 Auffinden von CDs mit 
rechtsextremistischen Inhal-
ten anlässlich einer Durch-
suchung 

Wolfenbüttel 13.03.2008 Fremdenfeindliche Farb-
schmiererei an Grund-
stücksmauer 

Wolfenbüttel-
Wendessen 

19.03.2008 Kleben eines gegen die 
Antifa gerichteten Plakates 
an die Eingangstür eines 
Jugendzentrums 

Wolfenbüttel 26.03.2008 Aufstellen eines Hitlerbildes 

Wolfenbüttel 11.04.2008 Verbreitung eines Zettels mit 
volksverhetzenden Inhalten 

Remlingen/ 
Groß Biewende 

17.04.2008 Zeigen des Hitlergrußes und 
Rufen von „Sieg-Heil“ 

Wolfenbüttel-
Ahlum 

30.04.2008 Gegenseitige antisemitische 
Beschimpfung im Rahmen 
von Streitigkeiten 

Wolfenbüttel-
Ahlum 

30.04.2008 Gegenseitige antisemitische 
Beschimpfung im Rahmen 
von Streitigkeiten 

Wolfenbüttel-
Adersheim 

05.05.2008 Sprühen des Schriftzuges 
(-www.widerstand.info- 
jugend zu uns-) an Haus-
wand 

Wolfenbüttel 12.05.2008 Sachbeschädigung des 
jüdischen Ehrenmals 

Wolfenbüttel 19.06.2008 Verbreitung einer Karte mit 
Hakenkreuz 

Wolfenbüttel-
Adersheim 

26.06.2008 Zeigen des Hitlergrußes 

Schladen 28.06.2008 Volksverhetzung im Rahmen 
eines Nachbarschaftsstreites 

Wolfenbüttel-
Adersheim 

31.07.2008 Beleidigung mit fremden-
feindlichem Hintergrund 

Wolfenbüttel-
Adersheim 

10.08.2008 Sprühen eines Hakenkreu-
zes an Hauswand  

Cremlingen-
Weddel 

22.08.2008 Schmiererei von rechtsext-
remistischen Symbolen an 
Bahnsteigunterführung 

Erkerode-
Lucklum 

07.09.2008 Anbringen von Aufklebern in 
Form eines Hakenkreuzes 

Wolfenbüttel-
Wendessen 

20.09.2008 Körperverletzung mit frem-
denfeindlicher Motivation 

Cremlingen-
Weddel 

14.11.2008 Schmiererei von rechtsext-
remistischen Symbolen 
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Schladen-
Beuchte 

26.11.2008 Beleidigung mit fremden-
feindlichem Hintergrund 

Wolfenbüttel-
Adersheim 

14.12.2008 Körperverletzung mit anti-
semitischer Motivation 

Wolfenbüttel-
Ahlum 

17.12.2008 Sprühen eines Hakenkreu-
zes und den Worten „Sieg 
Heil“ an Garagenwand 

Cremlingen-
Abbenrode 

02.01.2009 Bedrohung und Beleidigung 

Haverlah 

 

07.01.2009 Verwenden von Kennzei-
chen verfassungswidriger 
Organisationen im Internet 

Schöppenstedt-
Ampleben 

09.03.2009 Schmiererei der Worte „Heil 
Hitler“ an Schulfenster 

Cremlingen-
Weddel 

11.03.2009 Geplante Verbreitung von 2 
Aufklebern mit antisemiti-
schen Inhalten 

Wolfenbüttel-
Adersheim 

20.04.2009 Einritzen von Hakenkreuz 
und Davidstern in Briefkas-
ten 

Wolfenbüttel 30.04.2009 Sprühen von gegen die 
Antifa gerichteten Sprüchen  

Zu 3: Den niedersächsischen Sicherheitsbehörden 
liegen seit dem letzten Jahr Erkenntnisse über die 
Existenz der „Autonomen Nationalisten Wolfenbüt-
tel/Salzgitter“ vor. Bei der Gruppierung handelt es 
sich um eine der zehn aktiven, rechtsextremisti-
schen Aktionsgruppen in Niedersachsen. Zu den 
Aktivitäten dieser Aktionsgruppe gehören Flug-
blattverteilungen und Demonstrationsteilnahmen, 
über die jeweils auf der eigenen Internetseite be-
richtet wird. 

Der NPD-Kreisbereich Wolfenbüttel gehört organi-
satorisch dem NPD-Unterbezirk Braunschweig an. 
Der ehemalige stellvertretende Landesvorsitzende 
Andreas Molau hatte bis zur Niederlegung seiner 
Parteiämter am 24. April 2009 den Vorsitz des 
Unterbezirks Braunschweig inne. Er ist am 17. De-
zember 2008 in den Kreistag Wolfenbüttel nachge-
rückt. Bei den Landtagswahlen 2008 erzielte Mo-
lau bzw. die NPD in Wolfenbüttel 2,0 % der Erst- 
und 2,4 % der Zweitstimmen. Am 8. November 
2008 beteiligte sich der NPD-Kreisbereich Wolfen-
büttel mit einem Infotisch an einem bundesweiten 
Aktionstag der NPD. Darüber hinaus war dieser 
Kreisbereich im Landtagswahlkampf 2008 aktiv. 

Sonstige strukturierte und organisierte rechtsext-
remistische Gruppierungen sind im Landkreis Wol-
fenbüttel nicht bekannt. 

 

Anlage 32 

Antwort 

der Niedersächsischen Staatskanzlei auf die Frage 
33 der Abg. Hans-Jürgen Klein, Stefan Wenzel 
und Ursula Helmhold (GRÜNE) 

Sponsoring, Spenden und Belohnungen: 
Regelungen im Ministergesetz auf dem Prüf-
stand III 

Das Ministergesetz ist eindeutig formuliert: Ge-
schenke und Belohnungen dürfen nicht ange-
nommen werden. Diese Intention wird auch in 
weiteren Formulierungen des Gesetzes deutlich 
gemacht. Minister dürfen in keiner Phase ihrer 
Amtszeit, selbst nach Ausscheiden aus dem 
Amt den Anschein erwecken, dass sie sich 
durch materielle Zuwendungen beeinflussen 
oder zu bestimmten Handlungen verleiten las-
sen. Diese Bestimmungen sollen das Vertrauen 
in die Amtsführung einer Ministerin/eines Minis-
ters wahren und sicherstellen, dass Gerechtig-
keit gegen jedermann geübt wird. Dem ent-
spricht auch der Amtseid. 

Finanzminister Hartmut Möllring hat kürzlich auf 
Kosten der Gronauer Firma Funke Heat Ex-
change eine Reise nach China unternommen, 
um dort an der Eröffnung einer Filiale in 
Changhzou teilzunehmen. Seine dortige Funk-
tion beschreibt der Minister selbst als „Türöff-
ner.“ Dank seiner Anwesenheit habe es „media-
le Aufmerksamkeit“ gegeben. „Das war es der 
Firma offenbar wert“, sagt der Minister laut 
Presseberichten. Unklar bleibt jedoch, ob die 
Reise in erster Linie im Interesse des Landes, 
im Interesse der Firma oder im Interesse des 
Ministers lag. Zu klären ist, ob eine solche Rei-
se eines eigentlich nicht zuständigen Ministers 
privater Natur oder eine Dienstreise ist. Es 
drängt sich der Eindruck auf, dass der dienstli-
che Anlass und eine Kostenübernahme des 
Landes eher schwer zu begründen gewesen 
wären, zumal andere niedersächsische Firmen 
bei ähnlichen Events auf Gleichbehandlung 
drängen könnten. Nach Medienberichten hat 
die Staatskanzlei der Niedersächsischen Lan-
desregierung die Reise des Finanzministers 
und die Übernahme der Reisekosten durch die 
Firma Funke für „absolut zulässig“ erklärt. Die-
se Einschätzung erscheint vor dem Hintergrund 
des Ministergesetzes zumindest als fragwürdig. 

Unklar ist auch die rechtliche Einordnung des 
Sponsorings von Landesministerien. Während 
die direkte Übertragung von Geschenken und 
Belohnungen vom Ministergesetz ausgeschlos-
sen wird, erschließt das Sponsoring Möglichkei-
ten einer indirekten Unterstützung einzelner Mi-
nister oder einzelner Aktivitäten der Landesre-
gierung. Das Sponsoring ist im Ministergesetz 
nicht erwähnt, ermöglicht einer Regierung aber, 
weit jenseits des vom Haushaltsgesetzgeber 
vorgesehenen Rahmens Öffentlichkeitsarbeit 
zu betreiben oder Projekte zu finanzieren. Da-
bei bleibt im Einzelnen unklar, welche Vorteile 
sich wechselseitig für den Sponsor bzw. die 
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gesponsorte Institution, Behörde oder Person 
ergeben. 

Vor diesem Hintergrund fragen wir die Landes-
regierung: 

1. Welche rechtlichen und gesetzlichen Rah-
menbedingungen für die Finanzierung von Mi-
nister- oder Ministerpräsidentenreisen gibt es in 
England, Frankreich und den USA? 

2. Welche internen Richtlinien, Erlasse 
und/oder Verordnungen gibt es in Niedersach-
sen zum Umgang mit Sponsoring, zur Abgren-
zung von Spenden, Geschenken und Beloh-
nungen, zum Kreis möglicher Empfänger, zum 
möglichen Verwendungszweck und zur Veröf-
fentlichung? 

3. Welche steuerlichen Richtlinien gibt es für 
die Abgrenzung und Anerkennung von Spen-
den, Geschenken und Belohnungen als Be-
triebsaufwand für Unternehmen und Wer-
bungskosten für Privatpersonen? 

Vorab stelle ich fest, dass die Inhalte dieser und 
der Kleinen Anfragen zur mündlichen Beantwor-
tung zu den laufenden Nrn. 8 und 33 durch die 
Abgeordneten Wenzel, Helmhold und Klein (Grü-
ne) zunächst vor ein paar Tagen inhaltsgleich als 
Kleine Anfrage zur schriftlichen Beantwortung 
(LT-Az.: II/72-291) an die Landesregierung gestellt 
worden sind. Diese sind dann aber vor ihrer Be-
antwortung  zurückgezogen worden. 

Zu allen drei Mündlichen Anfragen bemerke ich 
einleitend Folgendes: 

Eine wichtige Kernaussage lautet: Eine Annahme 
von Belohnungen und Geschenken ist den Be-
diensteten des Landes Niedersachsen ebenso wie 
den Mitgliedern der Landesregierung nur in Aus-
nahmefällen gestattet. Jede unmittelbare Verbin-
dung von Amtsgeschäft und Belohnung bzw. Ge-
schenk ist a priori zu vermeiden. Besonders wich-
tig ist die Wertgrenze von 10 Euro, bei deren 
Überschreiten sofort besondere Aufmerksamkeit 
und Sensibilität gefordert sind.  

Belohnungen und Geschenke sind insbesondere 
dann kritisch zu bewerten, wenn sie das persönli-
che Vermögen des Beschenkten erhöhen könnten. 
Deswegen ist z. B. die Annahme eines wertvollen 
Gastgeschenkes durch ein Mitglied der Landesre-
gierung, wenn es ihm etwa von einem ausländi-
schen Gast überreicht wird und nach den Umstän-
den des Falles ohne Zurücksetzung des Schen-
kenden nicht abgelehnt werden kann, zwar zuläs-
sig. Letztlich aber geht in solchen Fällen der Wert 
des Geschenkes in Landesvermögen über und 
gerade nicht in das persönliche Vermögen des 
betreffenden Regierungsmitgliedes. 

Aber auch bei Zuwendungen, die letztlich dem 
Land und nicht dem Einzelnen zugute kommen, ist 
Vorsicht geboten. Denn auch hier muss ausge-
schlossen werden, dass durch die Zuwendung in 
irgendeiner Weise Einfluss genommen werden 
kann auf amtliches oder Regierungshandeln oder 
ein solcher Eindruck entsteht. Auch beim Sponso-
ring bedarf es daher großer Sensibilität und Auf-
merksamkeit. 

Diesen grundsätzlichen Anforderungen werden die 
aktuellen Regelungen des Landes gerecht. Sie 
stellen einen wohldurchdachten Kompromiss dar 
zwischen einerseits vollständigem Verbot und an-
dererseits ungeregelter Offenheit. 

Dagegen waren die „alten“, vor 2007 geltenden 
Regelungen von (vielleicht damals verständlicher) 
Ängstlichkeit und überzogener Rigorosität be-
stimmt - als Folge der sogenannten Glogowski-
Affäre von 1999. Eine Übernahme von Kosten für 
Reisen und dienstliche Tätigkeiten von Regie-
rungsmitgliedern war danach aus Sorge vor Miss-
brauch und Umgehung etwaiger Erlaubnistatbe-
stände ausgeschlossen. Etwaige, durch mögliche 
Finanzierungsalternativen eigentlich guten Gewis-
sens „vermeidbare“ Mehrkosten des Landes wur-
den dabei bewusst hingenommen und ausnahms-
los dem niedersächsischen Steuerzahler auferlegt. 

Diese Rigorosität bei den Regeln zum Sponsoring 
zeigte sich insbesondere in der Fassung des Mi-
nistergesetzes vom 15. Dezember 2000 (Nds. 
GVBl. S. 364), mit der u. a. die Annahme von Be-
lohnungen und Geschenken durch Einfügung von 
§ 5 Abs. 4 und die Entschädigung für Reisekosten 
bei amtlicher Tätigkeit der Mitglieder der Landes-
regierung durch Änderung von § 10 neu geregelt 
wurden, weiterhin im Entwurf von Verwaltungsvor-
schriften zum Ministergesetz vom Juni 2000 sowie 
in einem Beschluss der damaligen Landesregie-
rung zum Verbot der Annahme von Belohnungen 
und Geschenken. Nach diesen Regeln musste 
z. B. das Land einem Unternehmen, welches ei-
nem Mitglied der Landesregierung eine Mitfahrt 
oder einen Mitflug zu einem Dienstgeschäft zur 
Verfügung stellte, in jedem Falle den Gegenwert 
dieser Leistung erstatten, ohne dass in Ansehung 
des Einzelfalls Ausnahmen möglich waren. Das 
führte in der Folgezeit im Einzelfall zu Reaktionen 
des Unverständnisses bis hin zum Kopfschütteln 
über die Rigorosität und mangelnde Flexibilität des 
Regelwerkes. 

Die Landesregierung hat die in dieser Rigorosität 
überzogenen Regeln im Umgang mit Sponsoring 

 4779 



Niedersächsischer Landtag  -  16. Wahlperiode  -  38. Plenarsitzung am 14. Mai 2009 
 

dann 2007 auf ein angemessenes Maß zurückge-
führt. Die Interessen des Landes an der Unpartei-
lichkeit und Unbefangenheit seiner Regierungsmit-
glieder bleiben weiterhin effektiv geschützt. Insbe-
sondere dem Anschein möglicher Befangenheit 
von Mitgliedern der Landesregierung wird damit 
unverändert vorgebeugt. Die neuen Regelungen 
ermöglichen zugleich jedoch eine lebensnahe und 
der Realität entsprechende Praxis und gestatten - 
zumal in Zeiten hohen Haushaltskonsolidierungs-
bedarfes -, Haushaltsausgaben nicht ohne Not dort 
tätigen zu müssen, wo sie guten Gewissens durch 
Sponsoring von dritter Seite vermieden werden 
könnten. 

Deshalb hat die Landesregierung den damaligen 
Entwurf der Verwaltungsvorschriften zu § 10 des 
Ministergesetzes überarbeitet und darin Regelun-
gen zum Sponsoring aufgenommen. Die in der 
Anfrage erwähnte Chinareise des Finanzministers 
stellte nach diesen Regelungen einen solchen Fall 
eines guten Gewissens annehmbaren Sponsorings 
dar. 

Wichtiges neues Element darin ist: Es ist nicht 
jeder denkbare Lebenssachverhalt mit dem An-
spruch einer von vornherein aus einer Vorschrift 
klar ableitbaren Regelung abgedeckt, sondern es 
ist ein individuelles verantwortungsbewusstes 
Handeln des einzelnen Regierungsmitgliedes im 
jeweiligen Einzelfall gefordert. Auch Sponsoring 
von Reisen und anderen dienstlichen Tätigkeiten 
von Regierungsmitgliedern ist möglich. Das Regie-
rungsmitglied selbst entscheidet in einer Vielzahl 
von Fällen in eigener Verantwortung, ob es sich 
durch ein Sponsoring dem Anschein der Befan-
genheit aussetzen oder sich gar befangen machen 
würde oder ob dies nicht der Fall ist. Ein Verste-
cken hinter Regelungen und Vorschriften ist in 
diesen Fällen nicht möglich. Es ist seine Verant-
wortung und auch sein politisches Risiko, das er 
auch nicht auf sein Haus oder auf einzelne Be-
dienstete abwälzen kann. Als Regulativ und auch 
als Korrektiv gibt es sodann die Pflicht zur jährli-
chen Veröffentlichung von Sponsoringleistungen. 
So erfährt die (Medien-) Öffentlichkeit von den 
Einzelheiten des Sponsorings. Jede Sponsoring-
leistung und jedes Regierungsmitglied stehen 
durch die Veröffentlichung von Sponsoring auf 
dem Prüfstand der Öffentlichkeit. 

Dass Finanzminister Möllring im Hinblick auf die 
mit der Anfrage angesprochene Chinareise ebenso 
auf diesem Prüfstand steht, beweist die Richtigkeit 
und Geeignetheit der Regelung, ohne dass dabei 
der Finanzminister diese öffentliche Prüfung in der 

Sache zu scheuen hätte. Er hat verantwortungsvoll 
und richtig gehandelt. Er vertrat auf dieser Veran-
staltung zur Eröffnung einer Firmenhalle eines 
niedersächsischen mittelständischen Unterneh-
mens die Niedersächsische Landesregierung, die 
großes Interesse an einem Vorankommen und 
einer Steigerung der internationalen Bedeutung 
der niedersächsischen Wirtschaft hat. Und der 
Gedanke ist geradezu fernliegend, dass sich der 
Niedersächsische Finanzminister oder auch ein 
anderes Regierungsmitglied durch die Übernahme 
der Reisekosten für eine extrem anstrengende 
Kurzreise mit wenig Schlaf, einem Redebeitrag 
und viel Stress befangen machen könnte im Sinne 
einer Begünstigungshandlung, zumal wenn diese 
Reise jegliche touristisch auch nur annähernd inte-
ressanten Elemente bekanntlich ganz und gar 
vermissen ließ und deswegen ein Bezug zum 
Thema „Belohnungen und Geschenke“ vollends 
abwegig wäre. 

Durch die „Publizität“ der Sponsoringleistungen 
wird die „Selbstverantwortung“ der Regierungsmit-
glieder einer begleitenden Prüfung unterzogen. Es 
besteht damit im Ergebnis ein dreifacher Kontroll-
mechanismus: 

1. durch sachgerechte Begrenzungstatbestände in 
den Verwaltungsvorschriften zum Ministerge-
setz und durch die Regelungen zum Sponso-
ring in der Antikorruptionsrichtlinie,  

2. durch die politische Verantwortungszuweisung 
an das jeweils betroffene Mitglied der Landes-
regierung und  

3. durch Kontrolle seitens der Öffentlichkeit infolge 
vollständiger Transparenz. 

Dies vorausgeschickt, beantworte ich die Fragen 
im Einzelnen namens der Landesregierung wie 
folgt: 

Zu 1: Der Inhalt der Fragestellung ist sehr kom-
plex. Dieser betrifft nicht nur geltende Gesetze 
ausländischer Staaten, sondern auch deren sons-
tiges (untergesetzliches) Recht. Zudem wird nach 
Rahmenbedingungen in Staaten mit unterschiedli-
chem Regierungssystemen gefragt. Deren Beant-
wortung kann daher schon grundsätzlich nicht 
ohne differenzierten Rechtsvergleich erfolgen. Es 
wären zudem wohl auch Rechtsexpertisen von 
Sachverständigen für ausländisches öffentliches 
Recht erforderlich, für die Haushaltsmittel kaum 
zur Verfügung stehen. 

Es kann hier dahinstehen, ob diese Frage deshalb 
ohnehin kein Gegenstand einer Kleinen Anfrage 
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sein kann. Die Frage kann schon mangels hinrei-
chender Zeit für eine umfängliche Rechtsrecherche 
auf die Kleine Anfrage zur mündlichen Beantwor-
tung bis zum erforderlichen Zeitpunkt auch nicht 
ansatzweise beantwortet werden. 

Zu 2: Interne Richtlinien, Erlasse und/oder Verord-
nungen zum Umgang mit Sponsoring, zur Abgren-
zung von Spenden, Geschenken und Belohnun-
gen, zum Kreis möglicher Empfänger, zum mögli-
chen Verwendungszweck und zur Veröffentli-
chung, die das Niedersächsische Ministerium für 
Inneres und Sport erlassen hat, sind folgende: 

1. Runderlass vom 23. Dezember 1999 an die 
Polizeibehörden (nicht veröffentlicht): Materielle 
und finanzielle Unterstützung der Polizeiarbeit 
durch Dritte (Sponsoring)  

2. Runderlass vom 27. Mai 2002 an die Polizeibe-
hörden (nicht veröffentlicht): Korruptionsbe-
kämpfung in der Polizei Niedersachsen; Umset-
zung der Verwaltungsvorschrift zur Bekämpfung 
der Korruption in der Landesverwaltung  

Weiterhin gibt es die nachfolgenden für die gesam-
te Landesverwaltung geltenden Regelungen: 

1. Verwaltungsvorschrift vom 15. März 2000 (Nds. 
MBl. S. 258) zu § 78 NBG (alt) - Neufassung 
steht bevor - : Annahme von Belohnungen und 
Geschenken 

2. Beschluss der Landesregierung vom 16. De-
zember 2008 (Nds. MBl. 2009 S. 66): Richtlinie 
zur Korruptionsprävention und Korruptionsbe-
kämpfung in der Landesverwaltung (Antikorrup-
tionsrichtlinie) 

Daneben ist hinzuweisen auf die Verwaltungsvor-
schriften zum Ministergesetz - Hinweis auf die 
Antwort der Landesregierung auf die Kleine Anfra-
ge zur mündlichen Beantwortung laufende Nr. 3, 
dort zu Ziffer 1. 

Zu 3: 

1. Betriebsausgaben 

Nach § 4 Abs. 4 des Einkommensteuergesetzes 
(EStG) sind Betriebsausgaben alle Aufwendungen, 
die durch den Betrieb veranlasst sind. Die betrieb-
liche Veranlassung setzt einen tatsächlichen oder 
wirtschaftlichen Zusammenhang mit dem Betrieb 
voraus. Entscheidend ist dabei grundsätzlich die 
Sicht des Betriebsinhabers. Notwendigkeit, Üblich-
keit oder Zweckmäßigkeit der Aufwendungen sind 
nicht Voraussetzung für den Betriebsausgabenab-
zug. Diese Kriterien sind auch auf Zuwendungen 

und Belohnungen durch Unternehmen anzuwen-
den. 

In § 4 Abs. 5 EStG ist allerdings geregelt, dass 
nicht alle Betriebsausgaben den Gewinn mindern 
dürfen. Dabei handelt es sich um bestimmte in der 
Vorschrift ausdrücklich genannte Aufwendungen, 
die einen mehr oder weniger ausgeprägten Bezug 
zur privaten Lebensführung aufweisen. Unter die-
ses Abzugsverbot fallen z. B. Aufwendungen für 
Geschenke an Personen, die nicht Arbeitnehmer 
sind. Die Bewirtung von Personen aus geschäftli-
chem Anlass ist in Höhe von 70 % abzugsfähig, 
soweit sie nach der allgemeinen Verkehrsauffas-
sung als angemessen angesehen wird und die 
betriebliche Veranlassung nachgewiesen ist. Dar-
über hinaus bestehen weitere steuerliche Abzugs-
verbote (z. B. für Aufwendungen zur Förderung 
staatspolitischer Zwecke, § 4 Abs. 6 EStG). 

Die Verwaltungsanweisungen hierzu sind insbe-
sondere unter R 4.7, R 4.10 und R 4.12 sowie 
R 12.1 der Einkommensteuer-Richtlinien 2008 
(EStR) im Einkommensteuer-Handbuch abge-
druckt. Die entsprechenden Hinweise zu den vor-
genannten Richtlinien enthalten weitere Bezüge zu 
BFH-Rechtsprechung und BMF-Schreiben. In die-
sem Zusammenhang sind besonders zu erwähnen 
die BMF-Schreiben vom 14. Oktober 1996 (BStBl 
1996 I S. 1192) zu Incentivereisen sowie vom 
18. Februar 1998 (BStBl 1998 I S. 212) zum Spon-
soring: 

Nach dem vorgenannten BMF-Schreiben vom 
14. Oktober 1996 führen Reisen, die Geschäfts-
partnern oder Arbeitnehmern des Betriebs als Be-
lohnung für erbrachte Leistungen oder zur Förde-
rung der Motivation gewährt werden, grundsätzlich 
zu Betriebsausgaben. Soweit sie andern Personen 
als Arbeitnehmern des Betriebs zugewendet wer-
den, können sie allerdings ganz oder teilweise 
unter das Abzugsverbot des § 4 Abs. 5 EStG fallen 
(z. B. als Bewirtungskosten oder Geschenkauf-
wendungen; s. o.). 

Ausgaben eines Unternehmens zur Unterstützung 
bedeutsamer gesellschaftlicher Zwecke (Sponso-
ring) können ebenfalls Betriebsausgaben sein, 
wenn das Unternehmen damit wirtschaftliche Vor-
teile erstrebt. Diese können z. B. in der Sicherung 
oder Erhöhung des unternehmerischen Ansehens 
oder in der Werbung für eigene Produkte liegen. 
Leistungen des Sponsors im Rahmen eines Spon-
soringvertrages fallen nicht unter das Betriebsaus-
gabenabzugsverbot für Geschenkaufwendungen, 
weil diese Leistungen Entgelt für Leistungen des 
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Gesponserten darstellen. Es handelt sich - anders 
als bei Spenden - nicht um altruistische Zuwen-
dungen. 

2. Werbungskosten 

Werbungskosten sind nach § 9 Abs. 1 Satz 1 EStG 
Aufwendungen zur Erwerbung, Sicherung und 
Erhaltung der Einnahmen; in Satz 2 sind zahlrei-
che Beispiele für Werbungskosten aufgeführt (von 
Schuldzinsen bis Absetzungen für Abnutzung). Zur 
Abgrenzung hat die Finanzverwaltung in den 
Lohnsteuer-Richtlinien (R 9.1 ff LStR) und den 
dazugehörigen Hinweisen im Amtlichen Lohnsteu-
er-Handbuch 2009 umfassende Erläuterungen 
gegeben. Danach sind z. B. Geschenke eines 
Arbeitnehmers anlässlich persönlicher Feiern nicht 
als Werbungskosten abziehbar (H 9.1. „Geschen-
ke“ LStH 2009). 

Für die steuerliche Beurteilung kommt es jedoch 
immer auf die konkreten Umstände des Einzelfal-
les an. Im Übrigen gelten die o. g. Grundsätze zum 
betrieblichen Bereich sinngemäß (Hinweis auf § 9 
Abs. 5 EStG). 

3. Spenden 

Ausgaben zur Förderung steuerbegünstigter Zwe-
cke im Sinne der §§ 52 bis 54 der Abgabenord-
nung können gemäß § 10 b EStG beim Spender 
unter Berücksichtigung bestimmter Höchstsätze 
(20 % des Gesamtbetrages der Einkünfte, alterna-
tiv 4 Promille der Summe der gesamten Umsätze 
und der im Kalenderjahr aufgewendeten Löhne 
und Gehälter, § 10 b Abs. 1 Satz 1 EStG) im Rah-
men der Einkommensbesteuerung abgezogen 
werden. 

Zu den steuerbegünstigten Zuwendungen gehören 
Spenden und Mitgliedsbeiträge einschließlich Um-
lagen und Aufnahmegebühren. 

Spenden sind freiwillige Geld- oder Sachleistun-
gen, die ohne rechtliche Verpflichtung erbracht 
werden und die kein Entgelt für eine Gegenleis-
tung darstellen. Eine Zuwendung ist ausgeschlos-
sen, wenn die Ausgaben zur Erlangung einer Ge-
genleistung des Empfängers erbracht werden. 
Nicht zu den steuerbegünstigten Zuwendungen 
gehören Dienstleistungen oder die Überlassung 
von Nutzungsmöglichkeiten. Unentgeltliche Ar-
beitsleistungen für einen begünstigten Empfänger 
oder die kostenlose Überlassung von Räumen 
oder Fahrzeugen sind keine Spenden. 

Sogenannte Aufwandsspenden, bei denen der 
Spender auf einen ihm zustehenden Aufwen-

dungsersatzanspruch (z. B. auf Erstattung für 
Fahrtkosten oder Tätigkeitsvergütungen) gegen-
über dem begünstigten Empfänger verzichtet, 
können hingegen als Spenden angenommen und 
dem Spender bescheinigt werden. Voraussetzung 
hierfür ist, dass ein satzungsgemäßer oder schrift-
lich vereinbarter Aufwendungsersatzanspruch 
besteht. Einzelheiten hierzu ergeben sich aus dem 
BMF-Schreiben vom 7. Juni 1999 (BStBl I S. 591). 

Die Verwaltungsanweisungen für die Berücksichti-
gung von Zuwendungen für steuerbegünstigte 
Zwecke sind in den R 10 b.1 bis 10 b.3 EStR im 
Einkommensteuer-Handbuch enthalten. Die ent-
sprechenden Hinweise zu den vorgenannten 
Richtlinien enthalten wie bei den Anweisungen zu 
den Betriebsausgaben weitere Bezüge zu BFH-
Rechtsprechung und BMF-Schreiben. 

Abschließend ist darauf hinzuweisen, dass die 
Regelungen im steuerlichen Bereich zu den The-
men Sponsoring, Spenden, Geschenke und Be-
lohnungen schon für die verwendeten Begriffe mit 
denen im Bereich des Ministergesetzes oder de-
nen des MI nicht zwingend identisch sein müssen. 

Anlage 33 

Antwort 

des Ministeriums für Inneres, Sport und Integration 
auf die Frage 34 der Abg. Filiz Polat (GRÜNE) 

Verschwendung von Steuergeldern durch 
Flüchtlingsunterbringung in Landesauf-
nahmeeinrichtungen? 

Das Land Niedersachsen gibt jährlich 
26 Millionen Euro für den Betrieb der landesei-
genen Aufnahmeeinrichtungen für Flüchtlinge 
aus. Alternativ wäre eine dezentrale Verteilung 
und Unterbringung in Wohnungen in den Kom-
munen unmittelbar nach der Erledigung der 
Aufnahmeformalitäten, also nach etwa drei Wo-
chen, möglich, dies wird aber von der Landes-
regierung überwiegend abgelehnt.  

Das Land zahlt den Landkreisen und kreisfreien 
Städten zur Abgeltung der Kosten, die ihnen bei 
dezentraler Unterbringung durch die Durchfüh-
rung des Asylbewerberleistungsgesetzes und 
(bei Kontingentflüchtlingen) durch die Durchfüh-
rung des SGB XII entstehen, gemäß § 4 
Abs. 1 Satz 1 des Aufnahmegesetzes eine jähr-
liche Pauschale von 4 270 Euro je Person.  

Laut Berechnungen des Landesrechnungsho-
fes (LRH) in dessen Jahresbericht 2008 entfal-
len von den jährlichen Kosten für die landesei-
genen Aufnahmeeinrichtungen auf Unterbrin-
gung, Versorgung, Betreuung und Rückkehr-
förderung ca. 12 730 Euro pro Person. Dieser 
Betrag liegt dreimal so hoch wie die bei dezen-
traler Unterbringung gezahlte Kostenpauschale 
von 4 270 Euro. 
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Die im Vergleich zur gesetzlichen Kostenpau-
schale erheblich höheren Ausgaben in den Ein-
richtungen des Landes beruhen laut LRH im 
Wesentlichen auf Angeboten zur Förderung der 
freiwilligen Ausreise. Hierzu gehören Geldleis-
tungen an ausreisewillige Personen sowie ver-
schiedene andere Maßnahmen zur beruflichen 
Qualifizierung. Der Haushaltstitel des Landes 
für die Förderung einer „freiwillige Rückkehr“ 
umfasst im Jahr 2008 jedoch mit 750 000 Euro 
nicht einmal 3 % der Ausgaben für die Lagerun-
terbringung.  

Die Migrationsforschung ist sich einig: Integrati-
on beginnt sinnvollerweise am ersten Tag der 
Einreise und nicht Jahre später. 

Ich frage die Landesregierung: 

1. Wie rechtfertigt sie angesichts der geschil-
derten Fakten den Einsatz von Steuermitteln für 
eine zentrale Unterbringung von Flüchtlingen in 
landeseigenen Einrichtungen? 

2. Für welche konkreten Projekte und Maß-
nahmen des Landes und anderer Träger hat die 
Landesregierung im Rahmen der Förderung ei-
ner freiwilligen Ausreise im Jahr 2008 mit wel-
chem Erfolg Gelder bewilligt? 

3. Wie hoch waren die Zahlen der freiwilligen 
Rückkehrer im Verhältnis zu den vom Land 
aufgewendeten Mitteln im Zeitraum von 2003 
bis 2008? 

Das Land Niedersachsen ist gesetzlich zur Auf-
nahme und Unterbringung von Flüchtlingen ver-
pflichtet. Zur Erfüllung dieser Aufgabe hat das 
Land bis zum 31. Dezember 2008 zwei Zentrale 
Aufnahme- und Ausländerbehörden vorgehalten, 
die ab 1. Januar 2009 zu einer Zentralen Aufnah-
me- und Ausländerbehörde Niedersachsen (ZAAB 
NI) mit den Standorten Braunschweig, Oldenburg 
und Bramsche mit einer unveränderten Kapazität 
von je 550 Unterbringungsplätzen zusammenge-
fasst wurden. Zielsetzung war vor allem eine effek-
tivere Gestaltung der Querschnittsaufgaben und 
damit eine Verbesserung der Wirtschaftlichkeit. 

Die ZAAB NI wird multifunktional als Aufnahmeein-
richtung, Gemeinschaftsunterkunft und Ausreise-
einrichtung im Sinne des Asylverfahrensgesetzes 
und des Aufenthaltsgesetzes genutzt, wobei in der 
Gemeinschaftsunterkunft am Standort Bramsche 
die Förderung der freiwilligen Ausreise den 
Schwerpunkt der Arbeit bildet. 

In dieser Einrichtung sind Personen untergebracht, 
deren Verfahren noch nicht abgeschlossen sind, 
und Personen, die wegen des negativen Ausgangs 
ihres Verfahrens oder aus sonstigen Gründen aus-
reisepflichtig sind, dieser Verpflichtung aber bisher 
noch nicht nachkommen sind. 

Die Durchsetzung der im Einzelfall gesetzlich vor-
gesehenen Ausreisepflicht liegt nicht nur im Inte-
resse der öffentlichen Haushalte, sie ist auch we-
sentlicher Bestandteil der Glaubwürdigkeit und der 
Akzeptanz des Ausländer- und Asylrechts. Das 
Land sieht es daher als seine Aufgabe an, Perso-
nen ohne Bleibeperspektive in eigenen Einrichtun-
gen unterzubringen, um die Kommunen von dieser 
Aufgabe soweit wie möglich zu entlasten. 

Die Landesregierung räumt der freiwilligen Ausrei-
se Vorrang vor der zwangsweisen Aufenthaltsbe-
endigung ein. In der ZAAB NI werden deshalb 
besondere Betreuungs- und Unterstützungsmaß-
nahmen vorgehalten, die die allgemein bestehen-
den Rückkehrprogramme ergänzen. Jeweils abge-
stellt auf den Einzelfall können so die für erforder-
lich gehaltenen Hilfen gewährt werden. Insbeson-
dere bieten die am Standort Bramsche vorgehalte-
nen Qualifizierungsangebote die Möglichkeit, mit 
den Ausreisepflichtigen Zukunftsperspektiven für 
die Zeit nach der Rückkehr in ihr Herkunftsland zu 
entwickeln. In letzter Zeit mehren sich die Anfragen 
von dezentral untergebrachten Flüchtlingen auf 
entsprechende Unterstützung mit dem Hinweis, 
dass vor Ort keine Hilfen angeboten werden. Sie 
sind dann auch zu einem Aufenthalt in der ZAAB 
NI bereit. 

Der Migrationsforschung ist beizupflichten, dass 
Integration sinnvollerweise am ersten Tag der Ein-
reise beginnt und nicht Jahre später. Naturgemäß 
kann das aber nur für Personen mit legalem, auf 
Dauer angelegtem Aufenthalt gelten. Um diesen 
Personenkreis geht es aber nicht. In der ZAAB NI 
werden keine daueraufenthaltsberechtigen Dritt-
staatsangehörigen untergebracht, um ihnen anstel-
le von Integrationsmaßnahmen Angebote zur frei-
willigen Ausreise anzubieten. 

Erkenntnis der Migrationsforschung ist aber auch, 
dass die freiwillige Rückkehr und Reintegration im 
Herkunftsland durchaus als ein Alternative gese-
hen wird, je früher diese Möglichkeit im Rahmen 
einer objektiven Verfahrensberatung einbezogen 
und Hilfsangebote aufgezeigt werden. 

Dies vorausgeschickt, beantworte ich die Anfrage 
namens der Landesregierung wie folgt: 

Zu 1: Die auf der Basis der Gesamtausgaben der 
ZAAB NI ermittelten Unterbringungsausgaben pro 
Person und Jahr können nicht den Ausgaben für 
eine dezentrale Unterbringung nach dem Aufnah-
megesetz gegenübergestellt werden. 
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Die Gesamtausgaben der ZAAB NI resultieren aus 
ihrer Aufgabe als Multifunktionseinrichtung und 
beinhalten somit vielfältige Positionen, die nicht 
Gegenstand der Kostenerstattungspauschale nach 
dem Aufnahmegesetz sind.  

Welche Kosten der ZAAB NI durch die Nutzung als 
Gemeinschaftsunterkunft für ausreisepflichtige 
Personen durch die vorzuhaltenden Leistungen 
nach dem Asylbewerberleistungsgesetz, den er-
höhten Betreuungsaufwand und die Hilfsmaßnah-
men zur Förderung der freiwilligen Ausreise ent-
stehen, wird gegenwärtig im Hinblick der Wirt-
schaftlichkeit mit den Instrumenten der Kosten- 
und Leitungsrechnung ermittelt. Es ist sicher, dass 
diese pro Kopf und Jahr über den Betrag der Kos-
tenpauschale liegen wird. Sicher ist aber auch, 
dass staatliches Handeln nicht immer nur mit dem 
Blick auf die Kostenseite beurteilt werden darf. Die 
Um- und Durchsetzung gesetzlicher Regelungen 
und rechtmäßiger Entscheidungen ist Grundvor-
aussetzung ihrer gesellschaftlichen Akzeptanz. 
Das gilt insbesondere auch für die Migrationspoli-
tik. 

Im Übrigen kann eine dezentrale Unterbringung 
wesentlich höhere Kosten für das Land verursa-
chen, wenn der Ausreisepflicht nicht nachgekom-
men wird und diese auch nicht durchgesetzt wer-
den kann. Die Zahlung der Kostenpauschale nach 
dem Aufnahmegesetz unterliegt für dezentral un-
tergebrachte Ausreisepflichtige keiner Befristung. 

Zu 2: Im Haushaltsjahr 2008 hat sich das Land 
Niedersachsen an folgenden Maßnahmen beteiligt: 

- REAG/GARP-Programm mit Aufstockung der 
Programmkomponenten Benzinkostenpauschale, 
Reisebeihilfen und Starthilfen für die sogenann-
ten kleinen Minderheiten aus dem Kosovo, (be-
willigte Anträge bundesweit für 2 862 Personen, 
davon 362 Personen aus Niedersachsen) 

- ZIRF-Counselling/Individualanfragen (312 Anfra-
gen bundesweit, davon 59 aus Niedersachsen) 

- RF-Projekt „Perspektiven eröffnen“ des Caritas-
verbandes für die Diözese Hildesheim e. V. (Indi-
vidualhilfen, 32 ausgereiste Personen) 

Zu 3: In den Jahren 2003 bis 2008 standen den 
Ausgaben im Kapitel 03 26 Titel 546 11-1 folgende 
freiwillige Rückkehrer und Rückkehrerinnen auf der 
Grundlage der REAG/GARP-Statistik zur Seite: 

 

 

Jahr Ausgaben für die Rück-
führung und Weiterwan-
derung von ausländi-
schen Flüchtlingen 

freiwillige Rück-
kehrer 

 (in 1 000 Euro) (Personen) 

2003 388 974 

2004 427 978 

2005 584 888 

2006 450 606 

2007 438 342 

2008 487 359 

 
 
Anlage 34 

Antwort 

des Kultusministeriums auf die Frage 35 der Abg. 
Dr. Gabriele Heinen-Kljajić (GRÜNE) 

Unterrichtsversorgung in den Städten 
Braunschweig und Wolfsburg und den 
Landkreisen Helmstedt und Wolfenbüttel im 
kommenden Schuljahr 2009/2010 

In den vergangenen Jahren hat die Landesre-
gierung die Unterrichtsversorgung in Nieder-
sachsen gesichert, indem sie die Lehrer zu 
Mehrarbeit im Rahmen eines Arbeitszeitkontos 
verpflichtet hat. Dieses Arbeitszeitkonto läuft 
jetzt aus und muss schrittweise ausgeglichen 
werden. Dadurch werden im kommenden 
Schuljahr Lehrerstunden im Umfang von insge-
samt rund 1 500 Stellen entfallen. Zum Aus-
gleich sieht die Landesregierung jedoch nur die 
Einrichtung von 500 zusätzlichen Lehrerstellen 
vor und will die Landesregierung die Unter-
richtsversorgung durch eine Reihe von weiteren 
Maßnahmen wie den Abbau von Teilzeitarbeit, 
freiwillige Mehrarbeit von Referendaren etc. si-
chern. Nach der Unterrichtung des Kultusaus-
schusses durch die Landesregierung am 
17. April 2009 waren zu diesem Zeitpunkt durch 
diese Maßnahmen zusätzliche Unterrichtsstun-
den lediglich im Umfang von 98 Stellen statt im 
angestrebten Umfang von 1 550 Stellen gesi-
chert. Es ist deshalb zu befürchten, dass sich 
die Unterrichtsversorgung zum kommenden 
Schuljahr 2009/2010 an vielen Schulen deutlich 
verschlechtern wird. 

Ich frage die Landesregierung: 

1. Wie viele Lehrerstunden werden zum kom-
menden Schuljahr 2009/2010 in den Städten 
Braunschweig und Wolfsburg und den Land-
kreisen Helmstedt und Wolfenbüttel durch den 
Abbau und den Ausgleich des Lehrerarbeits-
zeitkontos entfallen, auch umgerechnet in Leh-
rerstellen und aufgeschlüsselt nach Landkrei-
sen und nach Schulformen? 
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2. Wie viele zusätzliche Lehrerstellen hat die 
Landesregierung für die Schulen in den Städten 
Braunschweig und Wolfsburg und den Land-
kreisen Helmstedt und Wolfenbüttel zum Schul-
jahr 2009/2010 ausgeschrieben, und im Um-
fang von wie vielen Stellen sind zusätzliche Un-
terrichtsstunden durch andere Maßnahmen 
(Abbau von Teilzeit, Mehrarbeit von Referenda-
ren etc.) gesichert, wiederum aufgeschlüsselt 
nach Landkreisen und Schulformen? 

3. Welches Defizit an Lehrerstunden, umge-
rechnet in Stellen, wird danach verbleiben, und 
wie wird sich demzufolge die prozentuale Un-
terrichtsversorgung an den Schulen in den 
Städten Braunschweig und Wolfsburg und den 
Landkreisen Helmstedt und Wolfenbüttel zum 
Schuljahr 2009/2010 - auch unter Berücksichti-
gung der Entwicklung der Schülerzahlen - vor-
aussichtlich entwickeln, wiederum aufgeschlüs-
selt nach Landkreisen und Schulformen? 

Es ist das erklärte Ziel der Landesregierung, die 
Unterrichtsversorgung zum Schuljahresbeginn 
2009/10 zu sichern. Deshalb sind die notwendigen 
Maßnahmen eingeleitet worden: 

- Die Besetzung von 1 076 Lehrerstellen zum 
1. Februar dieses Jahres ist erfolgreich abge-
schlossen. 

- Die Ausschreibung von zunächst 2 000 Stellen 
für Lehrkräfte aller Schulformen zum 1. August 
2009 ist erfolgt, und weitere 300 Stellen Reserve 
für nachträgliche regionale Ausgleiche und zur 
Sicherstellung der vergleichbaren Versorgung 
aller Schulen sind vorhanden. 

- Die schnelle Handlungsfähigkeit der Landesre-
gierung, aber auch der Landesschulbehörde und 
der Schulen durch ein von den Mehrheitsfraktio-
nen beschlossenes Maßnahmenbündel ist si-
chergestellt. Es besteht aus zusätzlichen Lehrer-
stellen, aus Maßnahmen zur Erbringung von 
Ressourcen aus dem System Schule selbst und 
aus zusätzlich finanzierten Möglichkeiten zur Be-
zahlung von Unterrichtsstunden durch Pensionä-
re, Quereinsteiger oder anderweitig geeignete 
Personen. 

Wie sich ein Gesamtpaket von ausgeschriebenen 
Stellen, realisierten Einstellungen von Lehrkräften, 
von freiwilliger oder angeordneter Mehrarbeit, von 
nicht genehmigten Teilzeitanträgen aus arbeits-
marktpolitischen Gründen, aus den Anmeldungen 
von Schülerinnen und Schülern an den weiterfüh-
renden Schulen, aus Veränderung der Schülerzah-
len durch Wiederholen eines Jahrgangs, aus 
Frühpensionierungen aus gesundheitlichen Grün-
den oder den unterschiedlich gewählten Modellen 
zum Ausgleich des angesparten Arbeitszeitkontos 

am Ende zu einer Gesamtzahl der landesweiten 
Unterrichtsversorgung über alle Schulformen und 
Lehrämter zusammenfügt, lässt sich nie verlässlich 
voraussagen und so auch dieses Jahr nicht. 

Die gesicherten Zahlen zur Unterrichtsversorgung, 
die im September vorliegen, werden zeigen, dass 
sich die umfangreichen durch die Mehrheitsfraktio-
nen beschlossenen Investitionen auszahlen und zu 
einer gesicherten Unterrichtsversorgung der nie-
dersächsischen Schulen auf hohem Niveau führen. 

Dies vorausgeschickt, beantworte ich namens der 
Landesregierung die Fragen im Einzelnen wie 
folgt: 

Zu 1: Die Angaben für die Landkreise beziehen 
sich auf eine Erhebung zur Nutzung der unter-
schiedlichen Ausgleichsmöglichkeiten aus dem 
Jahre 2008, in der 90 % der betroffenen Lehrkräfte 
Angaben gemacht haben. Eine sinnvolle Aufteilung 
der fehlenden Rückmeldungen auf die Landkreise 
ist nicht möglich. Eine Berücksichtigung bei der 
Ermittlung der landesweiten Gesamtbedarfe hat 
natürlich stattgefunden. 

Weiter ist bei den angegebenen Zahlen zu berück-
sichtigen, dass die Zweige der Kooperativen Ge-
samtschulen anhand der Sollstunden ebenso an-
teilig den entsprechenden Schulformen zugeordnet 
worden sind wie bei den Mischformen z. B. der 
Grund- und Hauptschulen. Die Zahlen sind der 
folgenden Tabelle zu entnehmen: 

Stadt 
/Land- 
kreis Schulform 

in  
Stunden 

in  
Stellen 

Grundschule - 219 -   7,8 

Hauptschule -   67 -   2,4 

Realschule - 113 -   4,3 

Gymnasium -   56 -   2,4 

Integrierte Ge-
samtschule - 193 -   7,9 

Förderschule - 223 -   8,4 

Braunschweig 

Insgesamt - 871 - 33,2 

Grundschule -   92 -   3,3 

Hauptschule -   26 -   1,0 

Realschule -   94 -   3,5 

Gymnasium -   21 -   0,9 

Integrierte Ge-
samtschule - 125 -   5,1 

Förderschule - 131 -   4,9 

Wolfsburg 

Insgesamt - 489 - 18,7 

Helmstedt Grundschule -   57 -   2,0 
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Hauptschule -   48 -   1,8 

Realschule - 103 -   3,9 

Gymnasium -    6 -   0,2 

Integrierte Ge-
samtschule -   91 -   3,7 

Förderschule - 115 -   4,3 

Insgesamt - 420 - 16,0 

Grundschule - 123 -   4,4 

Hauptschule -   57 -   2,1 

Realschule - 124 -   4,7 

Gymnasium -   55 -   2,4 

Integrierte Ge-
samtschule - - 

Förderschule -   97 -   3,7 

Wolfenbüttel 

Insgesamt - 456 - 17,2 

 

Zu 2: Die Anzahlen der Neueinstellungen bitte ich 
den unten abgebildeten Tabellen zu entnehmen. 
Zahlen über den Umfang durch andere Maßnah-
men gewonnener Stellen liegen noch nicht vor. 

Folgende Stellen sind für die Schulen in der Stadt 
Braunschweig bekannt gegeben worden: 

Schulform Anzahl 

Grundschule:     1 

Hauptschule:    1 

Realschule:    4 

Förderschule:    8 

Gesamtschule:  10 

Gymnasium:  22 

Insgesamt:  46 

 

Bekannt gegebene Stellen für Schulen der Stadt 
Wolfsburg: 

Schulform Anzahl 

Grundschule:     4 

Hauptschule:    3 

Realschule:    5 

Förderschule:    2 

Gesamtschule:  10 

Gymnasium:  15 

Insgesamt:  39 

Bekannt gegebene Stellen für Schulen im Land-
kreis Helmstedt: 

Schulform Anzahl 

Grundschule:     2 

Hauptschule:    2 

Realschule:    7 

Förderschule:    6 

Gesamtschule:    4 

Gymnasium:    8 

Insgesamt:  29 

Bekannt gegebene Stellen für die Schulen im 
Landkreis Wolfenbüttel: 

Schulform Anzahl 

Grundschule:     0 

Hauptschule:    3 

Realschule:    4 

Förderschule:    1 

Gesamtschule:    0 

Gymnasium:    9 

Insgesamt:  17 

Zu 3: Siehe Vorbemerkungen. Inwieweit sich ne-
ben den Einstellungen die verschiedenen Maß-
nahmen zur Sicherung der Unterrichtsversorgung 
auf die einzelnen Schulen auswirken, kann auf-
grund der noch ausstehenden Rückmeldungen im 
Einzelnen noch nicht vorgelegt werden. 

Anlage 35 

Antwort 

des Kultusministeriums auf die Frage 36 der Abg. 
Ina Korter (GRÜNE) 

Genehmigung von Anträgen auf Teilzeitbe-
schäftigung 
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Mit dem am 24. Februar 2009 vorgestellten 
Konzept „Vorfahrt für Bildung“ will die Landes-
regierung zum kommenden Schuljahr 2 050 
fehlende Lehrerstellen „erwirtschaften“. 350 da-
von sollen durch die Ablehnung von Anträgen 
niedersächsischer Lehrerinnen und Lehrer auf 
Teilzeitbeschäftigung zusammenkommen. 
Nach einem Bericht der Hannoverschen Allge-
meinen Zeitung vom 5. Mai 2009 befürchtet der 
Schulleitungsverband aufgrund dieser Direktive 
zusätzliche Unterrichtsausfälle durch mehr 
kranke Pädagogen aufgrund von Überlastung. 

Ich frage die Landesregierung: 

1. Wie viele Anträge auf Teilzeitbeschäftigung 
sind zum kommenden Schuljahr 2009/2010 von 
niedersächsischen Lehrerinnen und Lehrern 
gestellt worden, und wie sind diese Anträge be-
schieden worden (Zahlen der Genehmigungen 
und Ablehnungen sowie Gründe)? 

2. Wie verteilen sich die Anträge und Genehmi-
gungen bzw. Anlehnungen auf die verschiede-
nen Schulformen bzw. Unterrichtsfächer? 

3. Wie viele Unterrichtsstunden/Lehrerstellen 
hat die Landesregierung durch diese Maßnah-
me zum neuen Schuljahr bisher „erwirtschaf-
tet“? 

Es ist das dringende Anliegen der Landesregie-
rung, den Gesamtbedarf der Unterrichtsversorgung 
zu decken. Deshalb wurde ein Maßnahmenpaket 
beschlossen, das auf drei Säulen basiert: 

1. Schaffung neuer Stellen für Lehrkräfte sowie 
Referendarinnen und Referendare, 

2. finanzielle Anreize und 

3. Nutzung vorhandener Ressourcen. 

Die Teilzeitbeschäftigung ist eine Maßnahme der 
dritten Säule. 

Derzeit nehmen ca. 9 500 Lehrkräfte die Möglich-
keit für eine Teilzeitbeschäftigung gemäß § 61 
NBG-E bzw. § 11 TV-L/§ 8 TzBfG (alt: § 80 a 
NBG) in Anspruch. Sicher gibt es hierfür eine Viel-
zahl von Gründen und Motiven. Selbstverständlich 
wissen wir auch, dass nicht alle diese Lehrkräfte 
den Anforderungen und Belastungen des Schulall-
tags bei voller Unterrichtsverpflichtung gewachsen 
sind. Doch gerade um eventuelle Härten für den 
Einzelnen zu vermeiden, kann dem nur durch eine 
individuelle Prüfung Rechnung getragen werden. 

Die Möglichkeit der Reduzierung der Unterrichts-
verpflichtung nach den § 61 NBG-E bzw. § 11 
TV-L/§ 8 TzBfG (alt: § 80 a NBG) ist nur gegeben, 
wenn dienstliche Belange nicht entgegenstehen. 
Es gibt also kein Anrecht auf diese Form der Teil-
zeitbeschäftigung. 

Schulleiterinnen und Schulleiter haben unabhängig 
von ihrer selbstverständlichen Fürsorgepflicht ins-
besondere die Aufgabe, den Unterricht für die 
Schülerinnen und Schüler ihrer Schule bestmöglich 
sicherzustellen. Da jedes schulische System indi-
viduellen Rahmenbedingungen unterliegt, können 
Schulleiterinnen und Schulleiter am besten ein-
schätzen, welche dienstlichen Belange an ihrer 
Schule bestehen. Dabei war und ist es die Aufga-
be der Schulleiterin bzw. des Schulleiters, zu je-
dem Teilzeitantrag eine Stellungnahme der Lan-
desschulbehörde zur Prüfung vorzulegen, ob 
dienstliche Belange dem Wunsch der Lehrkraft 
entgegenstehen, und dies gegebenenfalls zu be-
gründen. 

In der Vergangenheit war es so, dass in Teilzeit 
übergehende Lehrkräfte fast immer adäquat durch 
Neueinstellungen ersetzt werden konnten, da ge-
nügend Bewerberinnen und Bewerber zur Verfü-
gung standen. Es sprach also in der Regel kein 
dienstlicher Grund gegen den Teilzeitantrag. Ein 
Gewohnheitsrecht kann hieraus jedoch nicht abge-
leitet werden. Die Situation hinsichtlich der Besetz-
barkeit von ausgeschriebenen Stellen gerade für 
Mangelfächer hat sich grundlegend geändert, und 
das nicht nur in Niedersachsen, sondern bundes-
weit. 

Dies vorausgeschickt, beantworte ich namens der 
Landesregierung die Fragen im Einzelnen wie 
folgt: 

Zu 1: Nach derzeitigem Stand sind über 8 100 
Anträge nach § 61 NBG-E bzw. § 11 TV-L/§ 
8 TzBfG (alt: § 80 a NBG) zum 1. August 2009 
gestellt worden. Zu den genannten Anträgen 
kommen die Anträge aus familiären Gründen hin-
zu, die alle genehmigt werden. In diesen Zahlen 
sind die Anträge nicht enthalten, die auf mein Bit-
ten hin eine freiwillige Erhöhung der Stundenzahl 
zur Folge hatten und ebenfalls genehmigt werden. 
Die Anträge nach § 61 NBG-E bzw. § 11 TV-L/§ 8 
TzBfG (alt: § 80 a NBG) werden zurzeit beschie-
den. Das Verfahren ist noch nicht abschließend 
durchgeführt.  

Zu 2: Die Verteilung der Anträge auf die Schulfor-
men wird zurzeit ausgewertet und kann auch erst 
endgültig nach Abschluss der Teilzeitprüfung mit-
geteilt werden. Zwei Aussagen kann man bereits 
jetzt schon treffen. 

1.  Circa 20 % der Gewinne erfolgen im Grund-
schulbereich. 
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2. Circa die Hälfte der erwirtschafteten Stunden in 
den weiterführenden Schulen kommen den 
Schülerinnen und Schülern in Mangelfächern 
zugute. 

Zu 3: Das Verfahren ist noch nicht abgeschlossen. 
Zurzeit ergeben sich rund 310 volle Stellen aus 
einer Stundenerhöhung nach § 61 NBG-E bzw. 
§ 11 TV-L/§ 8 TzBfG (alt: § 80 a NBG), davon 240 
nach der Überprüfung der Teilzeitanträge sowie 70 
aus einer freiwilligen Erhöhung nach § 61 NBG-E 
bzw. § 11 TV-L/§ 8 TzBfG (alt: § 80 a NBG). Dar-
über hinaus sind zurzeit noch nicht quantifizierbare 
Stellengewinne aus freiwilliger Rücknahme des 
Stundenumfangs nach § 62 (alt: § 87 a) zu erwar-
ten. 

 

Anlage 36 

Antwort 

des Kultusministeriums auf die Frage 37 der Abg. 
Frauke Heiligenstadt, Claus Peter Poppe, Ralf 
Borngräber, Axel Brammer, Stefan Politze, Silva 
Seeler und Dörthe Weddige-Degenhard (SPD) 

Warum lässt die Landesregierung die Kom-
munen beim Krippenausbau im Regen ste-
hen? 

Presseberichten ist zu entnehmen, dass andere 
Bundesländer beim Krippenausbau viel aktiver 
sind als Niedersachsen. Dabei müsste Nieder-
sachsen aktiv werden, da es im Bundesver-
gleich mit 9,2 % Schlusslicht bei der Versor-
gungsquote für die unter dreijährigen Kinder ist. 
In Niedersachsen fehlen mindestens 40 000 
Betreuungsplätze. In der Neuen Presse heißt 
es dazu: „Das Land ist mit einer Quote von 
9,2 % Betreuungsplätzen für unter Dreijährige 
Schlusslicht aller Bundesländer - und macht 
dennoch kaum Tempo. Aktuelle Zahlen aus 
dem Bundesfamilienministerium zeigen, dass 
andere Bundesländer sich viel stärker engagie-
ren. So sind bis zum 10. März 2009 aus dem 
Investitionsprogramm ‚Kinderbetreuungsfinan-
zierung’ insgesamt nur 7,7 Millionen Euro für 
Niedersachsen bewilligt worden. Davon wurden 
bereits 1,9 Millionen Euro abgerufen. Zum Ver-
gleich: Bayern, das bereits jetzt eine Betreu-
ungsquote von 13,2 % vorweisen kann, hat 
schon Gesamtmittel von 103 Millionen Euro 
bewilligt bekommen (davon abgerufen: 
7,7 Millionen Euro). Baden-Württemberg, das 
derzeit eine Betreuungsquote von 13,7 % hat, 
hat Anträge in Gesamthöhe von 47 Millionen 
Euro bewilligt bekommen, abgerufen wurden 
davon 6,6 Millionen Euro.“ 

In der Beantwortung der Mündlichen Anfrage 
„Lässt Niedersachsen Millionen für Kinder-
betreuung ungenutzt?“ vom 11. Februar 2009 
gibt die Landesregierung zu, dass das Problem 

hausgemacht ist. Die Landesregierung teilte 
mit, dass zwar 511 Förderanträge mit einem 
Zuwendungsvolumen von rund 72 Millionen Eu-
ro für 7 822 neue Krippenplätze vorliegen, aber 
hiervon nur 66 Anträge mit einem Zuwendungs-
volumen von rund 5,735 Millionen Euro für 880 
Plätze bewilligt werden konnten. Damit wird 
bestätigt, dass die Kommunen zwar Anträge 
stellen, aber das Land diese nur schleppend 
bearbeitet. Der Hintergrund für diesen Bewilli-
gungsstau ist die von der Landesregierung ge-
wollte und herbeigeführte personelle Unterde-
ckung bei der Landesschulbehörde. 

Vor diesem Hintergrund fragen wir die Landes-
regierung: 

1. Wie lauten die aktuellen Zahlen hinsichtlich 
der vorliegenden Anträge, der dadurch neu ent-
stehenden Krippenplätzen und des Finanzvo-
lumens? 

2. Welchen Antragstellern wurden die beantrag-
ten Summen und in welcher Höhe bewilligt? 

3. Welche Maßnahmen wird die Landesregie-
rung ergreifen, damit Niedersachsen bei der 
Kinderbetreuung nicht mehr den letzten Platz 
belegt? 

Nach der im Dezember 2008 veröffentlichten Bun-
desstatistik mit Stand vom März 2008 konnte in 
Niedersachsen die durchschnittliche Betreuungs-
quote der unter dreijährigen Kinder von 6,9 % im 
Jahr 2007 auf 9,2 % im letzten Jahr und damit um 
2,3 Prozentpunkte erhöht werden. Niedersachsen 
konnte seine Betreuungsquote gegenüber dem 
Jahr 2007 um 29,4 % steigern und liegt damit über 
dem Schnitt der alten Bundesländer, die ihre 
Betreuungsquote nur um 22,3 % gesteigert haben. 
Werden die Daten mit dem Jahr 2006 verglichen, 
hat Niedersachsen seine Betreuungsquote von 
5,1 % auf 9,2 % nahezu verdoppelt. Damit rangiert 
Niedersachsen zwar noch immer auf dem letzten 
Rangplatz, aber auch nur drei Prozentpunkte hin-
ter dem Durchschnitt der alten Länder. Mit Blick 
gerade auch auf die von Vorgängerregierungen 
geschuldeten Ausgangsvoraussetzungen ist die 
Leistung der niedersächsischen Kommunen be-
achtlich. 

Bund, Länder und Kommunen haben sich bis zum 
Jahr 2013 Zeit gegeben, die notwendigen Voraus-
setzungen zur Erfüllung des Rechtsanspruchs auf 
einen Krippenplatz zu schaffen. Diese Zeit sollten 
wir uns allen auch geben und nicht übereilig und 
möglicherweise politisch motiviert das Krippenpro-
gramm beschädigen. 

Dies vorausgeschickt, beantworte ich namens der 
Landesregierung die Fragen im Einzelnen wie 
folgt: 
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Zu 1: Zum Antragsstichtag am 30. April 2009 lagen 
der Landesschulbehörde 762 Anträge mit einem 
Investitionsvolumen von rund 190 Millionen Euro 
und einer beantragten Fördersumme von rund 
113 Millionen Euro vor. Damit sollen mehr als 
11 000 Plätze geschaffen werden. 

Im Bereich der Kindertagespflege konnten davon 
bisher 107 Anträge bewilligt werden, 9 Anträge 
wurden im Laufe des Verfahrens zurückgezogen, 2 
Anträge mussten abgelehnt werden.  

Bewilligungen in Höhe von insgesamt 
1 323 664,95 Euro (1 253 998,37 Euro Bundesmit-
tel und 69 666,58 Euro Landesmittel) für die Schaf-
fung von 521 neuen Plätzen in der Kindertages-
pflege wurden ausgesprochen. 

Dem Niedersächsischem Landesamt für Soziales, 
Jugend und Familie liegen bisher 198 Anträge für 
die Schaffung von insgesamt 975 neuen Plätzen 
im Bereich der Kindertagespflege mit einem An-
tragsvolumen von rund 2,733 Millionen Euro zur 
Entscheidung vor. Die Antrags- und Bewilligungsbeträge teilen sich 

wie folgt auf: 
Zu 2: Die Landesschulbehörde hat von den oben 
genannten Anträgen inzwischen 140 Anträge be-
willigt. Geschaffen werden damit 1 991 neue Krip-
penplätze. Bund und Land stellen hierfür 
15 280 900 Euro zur Verfügung. Elf Anträge wur-
den zurückgezogen, und fünf mussten abgelehnt 
werden. Einzelheiten ergeben sich aus der Anla-
ge 1. 

 

 

 

 

Richtlinie Investitionen Kinderbetreuung – Kindertagespflege -  

2008/2009  

Beantragt davon bewilligt 

Ammerland LK     170.586,75 €       14.440,00 €  

Aurich LK        93.191,40 €       40.650,00 €  

Braunschweig Stadt        50.088,60 €       12.970,53 €  

Celle LK          4.465,00 €         4.465,00 €  

Cuxhaven LK          9.940,05 €         9.940,05 €  

Delmenhorst Stadt      103.950,59 €     100.380,00 €  

Diepholz LK Stadt Bassum      10.111,63 €         3.726,91 €  

Emsland LK       18.707,80 €       18.707,80 €  

Friesland LK      195.000,00 €       65.000,00 €  

Gifhorn LK      137.115,00 €       77.962,13 €  

Goslar LK        66.297,93 €                   -   €  

Göttingen LK        37.573,69 €       29.840,83 €  

Hameln-
Pyrmont 

LK        85.997,09 €                    -   €  

Hannover- Stadt        53.550,12 €       47.021,27 €  

Springe Stadt        12.000,00 €         7.503,10 €  

Harburg LK        61.324,03 €                    -   €  

Helmstedt LK      145.000,00 €     145.000,00 €  

Hildesheim LK Stadt Alfeld      22.410,00 €       21.892,97 €  
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Hildesheim LK Gemeinde 
Schellerten 

       1.319,55 €         1.312,90 €  

Hildesheim LK Gemeinde 
Diekholzen 

       2.918,40 €                    -   €  

Hildesheim- Stadt      176.096,58 €       75.939,42 €  

Holzminden LK        32.500,00 €       32.500,00 €  

Leer LK        36.125,00 €       13.467,66 €  

Lüchow-
Dannenberg 

LK          7.027,00 €         4.500,00 €  

Lüneburg LK        25.449,22 €         3.605,05 €  

Lüneburg- Stadt        65.946,08 €       53.707,75 €  

Nienburg LK      176.412,69 €       64.909,67 €  

Oldenburg LK        10.188,26 €             195,36 €  

Oldenburg- Stadt          8.894,36 €                     -   €  

Osnabrück LK Samtgemeinde 
Artland 

     19.500,00 €       19.500,00 €  

Osnabrück LK Gemeinde 
Bersen-brück 

     12.816,00 €       11.902,55 €  

Osterode LK      119.270,63€       15.831,10 €  

Peine LK        16.568,52 €       14.916,91 €  

Rotenburg LK        26.000,00 €                    -   €  

Salzgitter Stadt        74.431,14 €                    -   €  

Schaumburg LK      192.540,11 €     112.948,04 €  

Soltau-
Fallingbostel 

LK        59.318,60 €       43.788,66 €  

Stade LK        72.159,77 €       35.172,28 €  

Buxtehude Stadt        31.427,60 €       20.039,23 €  

Stade  Stadt        20.743,05 €       20.743,05 €  

Vechta LK Stadt Lohne      57.950,00 €       57.950,00 €  

Vechta LK Gem. Neuen-
kirchen-Vörden 

     16.530,00 €       16.530,00 €  

Vechta LK Gem. Bakum        6.165,00 €         6.165,00 €  

Vechta LK Gem. Visbek      22.800,00 €                    -   €  

Vechta LK Stadt Vechta      12.445,00 €                    -   €  

Vechta LK Stadt Damme      21.650,00 €                    -   €  

Verden LK        30.239,78 €       30.063,39 €  

Wesermarsch LK        71.092,10 €       68.414,60 €  

Wittmund LK        29.180,36 €                61,74 €  

    2.733.014,48 €    1.323.664,95 €  
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Zu 3: Die Bewilligung von Krippenplätzen wurde in 
den letzten Wochen deutlich gesteigert; bestehen-
de Anlaufhemmnisse konnten inzwischen abge-
baut werden. Insofern sind die Annahmen der 
Landesregierung eingetroffen, dass mit fortschrei-
tender Programmlaufzeit eine zügigere Bewilligung 
einher geht. Gleichwohl wurde bereits Anfang April 
2009 das Personal in der Landesschulbehörde von 
vier auf fünf Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter er-
höht. In Kürze wird weitere Personalverstärkung 
hinzukommen können. 

Darüber hinaus wurde das Antragsverfahren deut-
lich verschlankt, was den antragstellenden Kom-
munen entgegenkommen wird. 

Schon vor dem Krippengipfel hat die Landesregie-
rung mit dem Landesprogramm „Familien mit Zu-
kunft - Kinder bilden und betreuen“ frühzeitig für 
Niedersachsen die Entscheidung getroffen, die 
Verbesserung des qualitativen und quantitativen 
Betreuungsangebots insbesondere für unter Drei-
jährige in den Blick zu nehmen. Dabei wird der 
Förderung der Kindertagespflege eine besondere 
Bedeutung zugemessen. Diese frühzeitige Ent-
scheidung hat sich schon ausgezahlt:  

Gab es laut Bundesstatistik in Niedersachsen zum 
15. März 2007 nur 1 769 betreute Kinder unter drei 
Jahren in der Kindertagespflege, so war zum 
15. März 2008 bereits ein Anstieg um 72 % auf 
3 050 zu verzeichnen. Nach einer zum Stichtag 
31. Dezember 2008 durchgeführten Erhebung liegt 
die Anzahl der in der Kindertagespflege betreuten 
Kinder unter drei Jahren inzwischen schon bei 
6 120 - ein weiterer Anstieg von rund 100 %.  

Bis 2013 ist seitens der örtlichen Träger der öffent-
lichen Kinder- und Jugendhilfe ein weiterer konti-
nuierlicher Ausbau von Betreuungsplätzen im Be-
reich der Kindertagespflege beabsichtigt. Das 
Land unterstützt die Kommunen dabei durch die 
Fördermöglichkeiten im Rahmen der Richtlinie 
Investitionen Kinderbetreuung und des Landes-
programms „Familien mit Zukunft“. Diese werden 
dazu beitragen, dass bis 2013 die angestrebten 
18 600 Betreuungsplätze für unter Dreijährige im 
Bereich der Kindertagespflege zur Verfügung ste-
hen. 

 

Anlage 37 

Antwort 

des Ministeriums für Umwelt und Klimaschutz auf 
die Frage 38 des Abg. Stefan Klein (SPD) 

Pflicht zur Dichtheitsprüfung von Abwasser-
rohren auf Privatgrundstücken 

Die DIN 1986-30 legt in Verbindung mit § 18 
des Wasserhaushaltsgesetzes fest, dass die 
Dichtheit von Entwässerungsanlagen bis zum 
Jahr 2015 nachgewiesen werden muss. Nach 
allgemeiner Auffassung in den Kommunen gilt 
das auch für private Grundstücke. Daraufhin 
haben verschiedene kommunale Gebietskör-
perschaften, beispielsweise die Stadt Osna-
brück, der Landkreis Harburg oder die Stadt 
Braunschweig, kommunale Satzungen erlassen 
und in diesen die Ausgestaltung der Prüfungs-
anforderungen konkretisiert. Auf eine Kleine 
Anfrage einiger Landtagsabgeordneten, ob die 
Pflicht zur Dichtheitsprüfung auch auf Privat-
grundstücken gilt und aus welcher Regelung 
dieses abzuleiten ist, konnte am 2. April 2009 
seitens des Ministeriums für Umwelt und Klima-
schutz noch keine Antwort gegeben werden, 
weil im MU noch Abstimmungen erforderlich 
seien. Am Tag zuvor, am 1. April 2009, ist in 
der Neue Osnabrücker Zeitung allerdings ein 
Erlass des Umweltministers Hans-Heinrich 
Sander zitiert, dass die Pflicht zur Dichtheits-
prüfung der Abwasserrohre erst durch kommu-
nale Satzungen begründet würde und nicht per 
se durch die DIN 1986-30 entstünde. 

Ich frage die Landesregierung: 

1. Warum konnte die Anfrage der Landtagsab-
geordneten, für die noch Abstimmungen erfor-
derlich waren, nicht beantwortet werden, wenn 
doch der Minister zeitgleich in der Presse er-
klärt, mit einem Erlass die Rechtslage zu klä-
ren? 

2. Wie ist die Rechtsauffassung der Landesre-
gierung zur Pflicht von Dichtheitsprüfungen von 
Abwasseranlagen auf privaten und öffentlichen 
Grundstücken? 

3. Inwiefern kann nach Einschätzung der Lan-
desregierung eine Kommune, wie beispielswei-
se die Stadt Salzgitter, aus welcher Vorschrift 
heraus dazu verpflichtet werden, mit einer Sat-
zung die Dichtheitsprüfung auf privaten 
Grundstücken vorzuschreiben? 

Nach § 18 b Abs. 1 des Wasserhaushaltsgesetzes 
(WHG) sind Abwasseranlagen so zu errichten und 
zu betreiben, dass die Anforderungen an das Ein-
leiten von Abwasser insbesondere nach § 7 a ein-
gehalten werden. Im Übrigen gelten für Errichtung 
und Betrieb von Abwasseranlagen die allgemein 
anerkannten Regeln der Technik.  

Die bei der Errichtung und dem Betrieb von Ab-
wasseranlagen maßgebenden allgemein aner-
kannten Regeln der Technik werden neben mögli-
chen weiteren rechtlichen Bestimmungen, z. B. 
durch landesrechtliche Regelungen, insbesondere 
durch einschlägige DIN-Vorschriften - hier der DIN 
1986 Teil 30 - definiert. Diese treffen jedoch keine 
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Aussagen über die Zuständigkeit für die Prüfung 
von Abwasserleitungen.  

Auch das niedersächsische Wasserrecht erlegt 
den Betreibern von privaten Abwasseranschluss-
leitungen nicht die Pflicht auf, Dichtheitsprüfungen 
an den Leitungen vorzunehmen oder vornehmen 
zu lassen. Eine derartige Pflicht könnte sich allen-
falls als Maßnahme der Eigenüberwachung aus 
§ 155 Abs. 1 Satz 1 des Niedersächsischen Was-
sergesetzes (NWG) ergeben. Danach hat der 
Betreiber einer Abwasseranlage deren Zustand 
und Betrieb zu überwachen. 

Im Rahmen der Beratungen des Elften Gesetzes 
zur Änderung des Niedersächsischen Wasserge-
setzes haben die Abgeordneten im Jahre 1997 
Wert darauf gelegt, dass von der Eigenüberwa-
chung in § 155 Abs. 1 Satz 1 NWG die Hausan-
schlüsse nicht erfasst sein sollten. Ziel der gesetz-
lichen Regelung sollten die öffentlichen Kanalisati-
onen sein. 

Wenn eine gesetzliche Pflicht der Betreiber von 
Anlagen zur Grundstücksentwässerung zur Eigen-
überwachung und eine Verpflichtung der unteren 
Wasserbehörden zur Überwachung der Betreiber-
pflicht begründet werden sollen, bedingt dies ge-
setzliche Regelungen, die den Handlungsrahmen 
hinsichtlich der privaten Anschlussleitungen ab-
stecken. Das Land Nordrhein-Westfalen hat mit 
§ 61 a des Landeswassergesetzes die nach seiner 
Auffassung erforderlichen Regelungen erlassen; 
das Niedersächsische Wassergesetz enthält derar-
tige Bestimmungen jedoch nicht. 

Die Verpflichtung zur Dichtheitsprüfung kann aller-
dings in einer kommunalen Abwassersatzung be-
gründet werden. Die Kommunen können eine der-
artige Regelung zur Verbesserung der Abwasser-
beseitigung im Rahmen der kommunalen Sat-
zungsautonomie treffen. Dabei bleibt es den Kom-
munen überlassen, technische Regelwerke mit 
Anforderungen der örtlichen Satzung zu verknüp-
fen. 

Dies vorausgeschickt, beantworte ich die Kleine 
Anfrage namens der Landesregierung wie folgt:  

Zu 1: Eine auf den Inhalt des Erlasses vom 
27. März 2009 beschränkte Antwort auf die Kleine 
Anfrage - LT-Az.: II/721-246 - wäre nicht ausrei-
chend gewesen. Zur Erfüllung des verfassungs-
rechtlichen Anspruchs der Abgeordneten auf sach-
gerechte und umfassende Unterrichtung durch die 
Landesregierung war die Beschaffung weiterge-

hender Informationen erforderlich. Eine Antwort 
liegt dem Landtag inzwischen vor.  

Zu 2: Siehe Vorbemerkungen. 

Zu 3: Ein wesentliches Merkmal kommunaler 
Selbstverwaltung ist die Befugnis, Rechtsvorschrif-
ten in Form von örtlichen Satzungen zu erlassen 
(Ortsrecht). Es besteht keine rechtliche Grundlage, 
eine Kommune zu verpflichten, Dichtheitsprüfun-
gen mittels einer örtlichen Satzung vorzuschreiben. 

 

Anlage 38 

Antwort 

des Ministeriums für Wissenschaft und Kultur auf 
die Frage 39 der Abg. Daniela Behrens (SPD) 

Konsolidierungszwang kontra Denkmal-
schutz: Behindert das Land Niedersachsen 
die Pflege des Baudenkmals Schwebefähre 
in Osten? 

Die Schwebefähre Osten im Landkreis Cuxha-
ven ist ein Baudenkmal gemäß dem Nieder-
sächsischen Denkmalschutzgesetz und ist in 
die Liste national wertvoller Kulturgüter aufge-
nommen worden. Es besteht sogar die Chance, 
dass das Bauwerk als UNESCO-Weltkulturerbe 
anerkannt wird. Eigentümer der Schwebefähre 
ist der Landkreis Cuxhaven. Betrieben wird sie 
von einem Förderverein. In den vergangenen 
Jahren sind erhebliche finanzielle Mittel vonsei-
ten des Bundes, des Landes sowie der Kom-
munen in den Erhalt der Schwebefähre geflos-
sen. 

Der Landkreis Cuxhaven befindet sich finanziell 
in einer prekären Lage und unterliegt einer be-
sonderen Pflicht zur Haushaltskonsolidierung. 
Dies ist in einer Zielvereinbarung mit dem Land 
Niedersachsen festgeschrieben. Der Kreistag 
des Landkreises Cuxhaven hat in seiner Sit-
zung im März dieses Jahres im Rahmen der 
Umsetzung zur Haushaltskonsolidierung be-
schlossen, die Gelder für die Schwebefähre auf 
eine jährliche Summe von 20 000 Euro zu re-
duzieren bzw. den Betriebsaufwand auf das Ni-
veau der Verkehrssicherheitspflicht zu begren-
zen und notwendige Sanierungen nicht mehr 
durchzuführen. Hintergrund der Sparmaßnah-
men ist, dass der Kreis zur Erfüllung der Ziel-
vereinbarung im Bereich der sogenannten frei-
willigen Leistungen erheblich einsparen muss, 
um eine Bedarfszuweisung des Landes Nieder-
sachsen in Höhe von 4 Millionen Euro zu erhal-
ten. 

Nach § 6 NDSchG besteht für Kulturdenkmale 
die Pflicht zur Erhaltung. Kulturdenkmale sind 
instand zu halten, zu pflegen, vor Gefährdung 
zu schützen und, wenn nötig, instand zu set-
zen. Kulturdenkmale dürfen nicht zerstört oder 
gefährdet werden. Bei dieser Sachlage ist frag-
lich, ob die Zielvereinbarung mit der vertraglich 
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festgelegten Pflicht, auf Maßnahmen über dem 
Niveau der Verkehrssicherheitspflicht zu ver-
zichten, der gesetzlich normierten Pflicht zur In-
standhaltung bzw. Instandsetzung widerspricht. 

Vor diesem Hintergrund frage ich die Landes-
regierung: 

1. Wie wird der Beschluss des Kreistages, die 
jährlichen Unterhaltungsmittel für die Schwebe-
fähre auf 20 000 Euro zu begrenzen, in Bezug 
auf die gesetzlichen Bestimmungen des Denk-
malschutzes bewertet? 

2. Warum zwingt das Land Niedersachsen fi-
nanzschwache Kommunen wie den Landkreis 
Cuxhaven in strenge Zielvereinbarungen, um 
den Haushalt zu konsolidieren, und nimmt da-
bei in Kauf, dass die Kommune infolge der 
Sparauflagen gesetzliche Aufgaben nicht mehr 
erfüllen kann, und inwieweit wird das Land Nie-
dersachsen mit der getroffenen Zielvereinba-
rung seinem strengen Anspruch an die Qualität 
des gesetzlich abgesicherten Denkmalschutzes 
gerecht? 

3. Welche Möglichkeiten eröffnet das Land Nie-
dersachsen dem Landkreis Cuxhaven als Ei-
gentümer des Baudenkmals, um den Betrieb, 
den Erhalt und die Verkehrssicherheit der 
Schwebefähre auf Dauer nachhaltig zu si-
chern? 

Die Pflege und Erhaltung der Schwebefähre ist 
keine freiwillige Leistung des Landkreises. Gemäß 
§ 2 Abs. 2 NDSchG obliegt den Kommunen die 
„besondere Pflicht, die ihnen gehörenden Kultur-
denkmale zu pflegen“, und gemäß § 6 Abs. 1 ist 
der Eigentümer verpflichtet, Kulturdenkmale „in-
stand zu halten, zu pflegen, vor Gefährdung zu 
schützen und, wenn nötig, instand zu setzen.“ Es 
handelt sich also um eine Pflichtaufgabe, zu deren 
Vernachlässigung die angesprochene Zielverein-
barung keinen Zwang ausübt. 

Mit der grundlegenden Instandsetzung in den Jah-
ren 2004 bis 2006 wurde die Betriebsfähigkeit der 
Schwebefähre hergestellt. Es ist derzeit kein Sa-
nierungsbedarf erkennbar, der bei einer Unterhal-
tung auf dem Niveau der Verkehrssicherheitspflicht 
oder bei einem Einsatz von 20 000 Euro jährlich 
den substanziellen Erhalt oder die Betriebsfähig-
keit infrage stellt. 

Insoweit geht die Anfrage von nicht zutreffenden 
Annahmen aus. 

Dies vorangestellt, werden die Fragen im Einzel-
nen namens der Landesregierung wie folgt beant-
wortet: 

Zu 1: Der Beschluss des Kreistages wird dahin 
gehend bewertet, dass gegenwärtig und in abseh-
barer Zukunft den gesetzlichen Bestimmungen des 

Denkmalschutzes entsprochen werden kann. Eine 
Einschränkung oder Einstellung des Betriebes ist 
gegenwärtig nicht absehbar und würde zudem die 
Erhaltung des Denkmalwertes nicht infrage stellen.  

Zu 2: Zielvereinbarungen zur Haushaltskonsolidie-
rung werden im Rahmen des Bedarfszuweisungs-
verfahrens abgeschlossen. Beim Bedarfszuwei-
sungsverfahren handelt es sich um ein Antragsver-
fahren. Die Teilnahme daran ist freiwillig. Das Land 
Niedersachsen zwingt somit keine Kommune in 
Niedersachsen strenge Zielvereinbarungen zur 
Haushaltskonsolidierung auf. Vielmehr geht die 
Initiative zur Haushaltskonsolidierung von der teil-
nehmenden Kommune aus. Bei dem Abschluss 
einer Zielvereinbarung geht es ausschließlich um 
die Aktivierung eines zusätzlichen eigenen Konso-
lidierungsbeitrages des Bedarfszuweisungsemp-
fängers zur dauerhaften Defizitreduzierung. Die 
Auswahl der Maßnahmen obliegt - im Rahmen des 
verfassungsrechtlich garantierten Rechtes auf 
kommunale Selbstverwaltung - ausschließlich den 
zuständigen Organen des Bedarfszuweisungs-
empfängers. Der Bedarfszuweisungsempfänger 
stellt dabei in eigener Verantwortung sicher, dass 
die einzelnen Konsolidierungsmaßnahmen recht-
lich und tatsächlich möglich sind.  

Die getroffene Zielvereinbarung macht außerdem 
deutlich, dass das Land Niedersachsen seinen 
Ansprüchen an die Qualität des Denkmalschutzes 
gerecht wird. 

Zu 3: Sollte in der Zukunft ein größerer Sanie-
rungsbedarf entstehen und der Landkreis als Ei-
gentümer eine dann notwendige Sanierung pla-
nen, so wird ihn das Land im Rahmen seiner Mög-
lichkeiten finanziell unterstützen. Die Fähre ist als 
Kulturdenkmal von nationaler Bedeutung aner-
kannt. Der Bund kann daher Erhaltungsmaßnah-
men aus seinem Normalprogramm fördern. In die-
sen Fällen beteiligt sich das Land üblicherweise in 
gleicher, mindestens aber in angemessener Höhe. 
Das ist während der Sanierung von 2004 bis 2006 
auch geschehen. Würde der Landkreis zukünftig 
wieder einen Antrag stellen, würde das Land, vor-
behaltlich der Maßgaben des jeweiligen Haus-
haltsplanes, mitfördern. Ziel derartiger Sanierun-
gen ist die Erhaltung der Denkmalsubstanz. Die 
Kosten des laufenden Betriebs können nicht vom 
Land gefördert werden. 

 

 4793



Niedersächsischer Landtag  -  16. Wahlperiode  -  38. Plenarsitzung am 14. Mai 2009 
 

Anlage 39 

Antwort 

des Kultusministeriums auf die Frage 40 der Abg. 
Ursula Helmhold (GRÜNE) 

Unterrichtsversorgung für den Landkreis 
Schaumburg im kommenden Schuljahr 
2009/2010 

In den vergangenen Jahren hat die Landesre-
gierung die Unterrichtsversorgung in Nieder-
sachsen gesichert, indem sie die Lehrer zu 
Mehrarbeit im Rahmen eines Arbeitszeitkontos 
verpflichtet hat. Dieses Arbeitszeitkonto läuft 
jetzt aus und muss schrittweise ausgeglichen 
werden. Dadurch werden im kommenden 
Schuljahr Lehrerstunden im Umfang von insge-
samt rund 1 500 Stellen entfallen. Zum Aus-
gleich sieht die Landesregierung jedoch nur die 
Einrichtung von 500 zusätzlichen Lehrerstellen 
vor und will die Landesregierung die Unter-
richtsversorgung durch eine Reihe von weiteren 
Maßnahmen wie den Abbau von Teilzeitarbeit, 
freiwillige Mehrarbeit von Referendaren etc. si-
chern. Nach der Unterrichtung des Kultusaus-
schusses durch die Landesregierung am 
17. April 2009 waren zu diesem Zeitpunkt durch 
diese Maßnahmen zusätzliche Unterrichtsstun-
den lediglich im Umfang von 98 Stellen statt im 
angestrebten Umfang von 1 550 Stellen gesi-
chert. Es ist deshalb zu befürchten, dass sich 
die Unterrichtsversorgung zum kommenden 
Schuljahr 2009/2010 an vielen Schulen deutlich 
verschlechtern wird. 

Ich frage die Landesregierung: 

1. Wie viele Lehrerstunden werden zum kom-
menden Schuljahr 2009/2010 im Kreis Schaum-
burg durch den Abbau und den Ausgleich des 
Lehrerarbeitszeitkontos entfallen, auch umge-
rechnet in Lehrerstellen und aufgeschlüsselt 
nach Schulformen? 

2. Wie viele zusätzliche Lehrerstellen hat die 
Landesregierung für die Schulen im Kreis 
Schaumburg zum Schuljahr 2009/2010 ausge-
schrieben, und im Umfang von wie vielen Stel-
len sind zusätzliche Unterrichtsstunden durch 
andere Maßnahmen (Abbau von Teilzeit, Mehr-
arbeit von Referendaren etc.) gesichert, wie-
derum aufgeschlüsselt nach Schulformen? 

3. Welches Defizit an Lehrerstunden, umge-
rechnet in Stellen, wird danach verbleiben, und 
wie wird sich demzufolge die prozentuale Un-
terrichtsversorgung an den Schulen im Kreis 
Schaumburg zum Schuljahr 2009/2010 - auch 
unter Berücksichtigung der Entwicklung der 
Schülerzahlen - voraussichtlich entwickeln, 
wiederum aufgeschlüsselt nach Schulformen? 

Es ist das erklärte Ziel der Landesregierung, die 
Unterrichtsversorgung zum Schuljahresbeginn 
2009/10 zu sichern. Deshalb sind die notwendigen 
Maßnahmen eingeleitet worden: 

- Die Besetzung von 1076 Lehrerstellen zum 
1. Februar dieses Jahres ist erfolgreich abge-
schlossen. 

- Die Ausschreibung von zunächst 2 000 Stellen 
für Lehrkräfte aller Schulformen zum 1. August 
2009 ist erfolgt, und weitere 300 Stellen Reserve 
für nachträgliche regionale Ausgleiche und zur 
Sicherstellung der vergleichbaren Versorgung 
aller Schulen sind vorhanden. 

- Die schnelle Handlungsfähigkeit der Landesre-
gierung, aber auch der Landesschulbehörde und 
der Schulen durch ein von den Mehrheitsfraktio-
nen beschlossenes Maßnahmenbündel ist si-
chergestellt. Es besteht aus zusätzlichen Lehrer-
stellen, aus Maßnahmen zur Erbringung von 
Ressourcen aus dem System Schule selbst und 
aus zusätzlich finanzierten Möglichkeiten zur Be-
zahlung von Unterrichtsstunden durch Pensionä-
re, Quereinsteiger oder anderweitig geeignete 
Personen. 

Wie sich ein Gesamtpaket von ausgeschriebenen 
Stellen, realisierten Einstellungen von Lehrkräften, 
von freiwilliger oder angeordneter Mehrarbeit, von 
nicht genehmigten Teilzeitanträgen aus arbeits-
marktpolitischen Gründen, aus den Anmeldungen 
von Schülerinnen und Schülern an den weiterfüh-
renden Schulen, aus Veränderung der Schülerzah-
len durch Wiederholen eines Jahrgangs, aus 
Frühpensionierungen aus gesundheitlichen Grün-
den oder den unterschiedlich gewählten Modellen 
zum Ausgleich des angesparten Arbeitszeitkontos 
am Ende zu einer Gesamtzahl der landesweiten 
Unterrichtsversorgung über alle Schulformen und 
Lehrämter zusammenfügt, lässt sich nie verlässlich 
voraussagen und so auch dieses Jahr nicht. 

Die gesicherten Zahlen zur Unterrichtsversorgung, 
die im September vorliegen, werden zeigen, dass 
sich die umfangreichen durch die Mehrheitsfraktio-
nen beschlossenen Investitionen auszahlen und zu 
einer gesicherten Unterrichtsversorgung der nie-
dersächsischen Schulen auf hohem Niveau führen. 

Zu 1: Die Angaben für die Landkreise beziehen 
sich auf eine Erhebung zur Nutzung der unter-
schiedlichen Ausgleichsmöglichkeiten aus dem 
Jahre 2008, in der 90 % der betroffenen Lehrkräfte 
Angaben gemacht haben. Eine sinnvolle Aufteilung 
der fehlenden Rückmeldungen auf die Landkreise 
ist nicht möglich. Eine Berücksichtigung bei der 
Ermittlung der landesweiten Gesamtbedarfe hat 
natürlich stattgefunden. 
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Weiter ist bei den angegebenen Zahlen zu berück-
sichtigen, dass die Zweige der Kooperativen Ge-
samtschulen anhand der Sollstunden ebenso an-
teilig den entsprechenden Schulformen zugeordnet 
worden sind wie bei den Mischformen z. B. der 
Grund- und Hauptschulen. Die Zahlen für den 
Landkreis Schaumburg sind der folgenden Tabelle 
zu entnehmen: 

Schulform in Stunden in Stellen 

Grundschule  - 184  - 6,6 

Hauptschule  - 118  - 4,3 

Realschule  - 191  - 7,2 

Gymnasium  - 33  - 1,4 

IGS  - 55  - 2,3 

Förderschule  - 169  - 6,4 

Insgesamt  - 750  - 28,1

Zu 2: Die Anzahlen der Neueinstellungen sind der 
folgenden Tabelle zu entnehmen. Zahlen über den 
Umfang durch andere Maßnahmen gewonnener 
Stellen liegen noch nicht vor. 

Folgende Stellen sind für die Schulen im Landkreis 
Schaumburg bekannt gegeben worden: 

Schulform Anzahl 

Grundschule:    1 

Hauptschule:   7 

Realschule: 13 

Förderschule:   4 

Gesamtschule:   5 

Gymnasium: 29 

Insgesamt: 59 

 

Zu 3: Siehe Vorbemerkungen. Inwieweit sich ne-
ben den Einstellungen die verschiedenen Maß-
nahmen zur Sicherung der Unterrichtsversorgung 
auf die einzelnen Schulen auswirken, kann auf-
grund der noch ausstehenden Rückmeldungen im 
Einzelnen noch nicht vorgelegt werden. 

 

 

 

 

Anlage 40 

Antwort 

des Justizministeriums auf die Frage 41 des Abg. 
Helge Limburg (GRÜNE) 

Teilnahme von Inhaftierten an allgemeinen 
Wahlen 

Von Inhaftierten in den niedersächsischen Jus-
tizvollzugsanstalten wird berichtet, dass ihre 
Teilnahme an politischen Wahlen erschwert 
und oft gar nicht ermöglicht wird. Für die gesell-
schaftliche Teilhabe verurteilter Straftäterinnen 
und Straftäter, für ihr Selbstwertgefühl und zur 
Wahrnehmung eines für Nichtinhaftierte selbst-
verständlichen demokratischen Grundrechts ist 
die Teilnahme an politischen Wahlen unver-
zichtbar. Sie dient auch der für eine Resoziali-
sierung wichtigen Auseinandersetzung mit den 
sich ändernden gesellschaftlichen Entwicklun-
gen.  

Ich frage die Landesregierung:  

1. Welche Erkenntnisse hat die Landesregie-
rung über die Wahlbeteiligung von Inhaftierten 
in niedersächsischen Justizvollzugsanstalten a) 
bei der letzten Landtagswahl und b) bei der 
letzten Kommunalwahl?  

2. Durch welche konkreten Maßnahmen unter-
stützt die Landesregierung das Recht der Inhaf-
tierten auf Wahlteilnahme und Wahlinformation 
gerade auch in Hinblick auf die kommenden 
Europa- und Bundestagswahlen?  

3. Wie wird gewährleistet, dass Inhaftierte ihre 
Wahlunterlagen rechtzeitig erhalten, wenn ihr 
Hauptwohnsitz außerhalb der jeweiligen JVA 
ist? 

Die Ausübung des Wahlrechts als Grundpfeiler 
unserer demokratischen Gesellschaft wird von der 
Landesregierung selbstverständlich auch in den 
Justizvollzugsanstalten gewährleistet. Die Gefan-
genen werden unterstützt, das Wahlrecht auszu-
üben (§ 69 Abs. 2 Satz 1 des Niedersächsischen 
Justizvollzugsgesetzes). 

Zu jeder Europa-, Bundestags-, Landtags- und 
Kommunalwahl informiert das Justizministerium 
die Justizvollzugsanstalten in einem mit dem Lan-
deswahlleiter abgestimmten Erlass über die Vorbe-
reitung und Durchführung der Wahlen. Mehrere 
Wochen vor dem Wahltag beginnen die Justizvoll-
zugsanstalten, die wahlberechtigten Gefangenen 
über die Möglichkeit der Ausübung des Wahl-
rechts, insbesondere die verschiedenen Teilnah-
memöglichkeiten und das Briefwahlverfahren, zu 
informieren. Der Nachweis über die Information 
wird zur Gefangenenpersonalakte genommen. 

Mittellose Gefangene werden bei den Anträgen auf 
Aufnahme in ein Wählerverzeichnis und bei der 
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Anforderung der Briefwahlunterlagen durch die 
Übernahme der Portokosten aus Haushaltsmitteln 
unterstützt. Gefangenen kann zur Ausübung des 
Wahlrechts Sonderausgang gewährt werden. 

Nach den Wahlen berichten die Justizvollzugsan-
stalten über eventuelle Unzuträglichkeiten im 
Wahlverlauf. Dem Landeswahlleiter wird ein ab-
schließender Bericht über die Wahlen der Gefan-
genen übersandt. 

Dies vorausgeschickt, beantworte ich die Kleine 
Anfrage im Namen der Landesregierung wie folgt: 

Zu 1: Auswertungen zur Wahlbeteiligung der Ge-
fangenen werden in den Justizvollzugsanstalten 
nicht durchgeführt. Die Informationen lassen sich 
auch im Nachhinein erheben. 

Zu 2: Ich verweise auf die Ausführungen in der 
Vorbemerkung. Zur Europawahl im Juni 2009 sind 
die Justizvollzugsanstalten im April auf dem Er-
lasswege informiert worden. 

Zu 3: Die erforderlichen Anträge zur Anforderung 
der Briefwahlunterlagen werden unverzüglich ab-
gesandt. Der weitere Verlauf, insbesondere die 
Brieflaufzeit und die Übersendung der Briefwahlun-
terlagen, entzieht sich dem Einflussbereich der 
Justizvollzugsanstalten. 

 

Anlage 41 

Antwort 

des Ministeriums für Wissenschaft und Kultur auf 
die Frage 42 der Abg. Dr. Gabriele Heinen-Kljajić 
(GRÜNE) 

Exzellenzinitiative und Hochschulpakt unter 
Haushaltsvorbehalt: Niedersächsische 
Hochschulen ohne Planungssicherheit? 

Die Finanzierung der Fortführung der Bund-
Länder-Sonderprogramme Pakt für Forschung 
und Innovation, Exzellenzinitiative und Hoch-
schulpakt soll nach dem Willen der Finanzmi-
nister zunächst für das Jahr 2010 unter Haus-
haltsvorbehalt gestellt werden. Die Wissen-
schaftsminister von Bund und Ländern hatten 
zuvor entschieden, dass bis 2019 insgesamt 
ca. 18 Milliarden Euro von Bund und Ländern 
für diese Programme zur Verfügung gestellt 
werden sollten. Die Niedersächsische Landes-
regierung hat für die Jahre 2010 bis 2012 be-
reits Verpflichtungsermächtigungen für diese 
Sonderprogramme in die mittelfristige Finanz-
planung eingestellt.  

Die Entscheidung über eine Fortführung der 
Programme soll nun auf die Zeit nach der Bun-
destagswahl vertagt werden - so der Beschluss 
der Finanzminister vom 30. April 2009. Von ei-

nem Ausbleiben der Bundesförderung wären 
die niedersächsischen Hochschulen in ihrer 
Planungssicherheit, insbesondere hinsichtlich 
des Hochschulpaktes und des doppelten Abitur-
jahrgangs, betroffen. Die endgültige Entschei-
dung über die Finanzierung der Bund-Länder-
Programme soll am 4. Juni 2009 bei einem 
Treffen der Kanzlerin mit den Ministerpräsiden-
ten fallen.  

Ich frage die Landesregierung:  

1. Welche Auswirkungen hätte ein Einfrieren 
der Bund-Länder-Sonderprogramme für die 
niedersächsischen Hochschulen im Hinblick auf 
die zusätzlichen Mittel aus dem Hochschulpakt 
und der Exzellenzinitiative?  

2. Gedenkt die Landesregierung, die in der mit-
telfristigen Finanzplanung festgeschriebenen 
Mittel für die Sonderprogramme im Hochschul-
bereich ab 2010 auch dann einzusetzen, wenn 
die Bundesförderung ausbleiben sollte, bzw. 
kann die Landesregierung ausschließen, dass 
bereits eingestellte Landesmittel bei Ausbleiben 
der Bundesförderung ebenfalls wegfallen?  

3. Wie hat sich der Finanzminister in der Ab-
stimmung über die Bund-Länder-Sonderpro-
gramme am 30. April 2009 verhalten, und wie 
gedenkt sich der Ministerpräsident beim ab-
schließenden Treffen zwischen Kanzlerin und 
Regierungschefs am 4. Juni 2009 zu diesem 
Thema zu positionieren? 

Die Chefs der Staats- und Senatskanzleien der 
Bundesländer haben sich in ihrer Sitzung am 
7. Mai 2009 darauf verständigt, den Ministerpräsi-
denten zu empfehlen, den Vereinbarungen zwi-
schen Bund und Ländern zu Hochschulpakt, Ex-
zellenzinitiative sowie Pakt für Forschung und In-
novation entsprechend dem Beschluss der GWK 
vom 22. April 2009 zuzustimmen. Die Bundesre-
gierung hat sich bislang noch nicht abschließend 
zu den finanziellen Rahmenbedingungen festge-
legt. Entscheidungen werden in der Sitzung der 
Bundeskanzlerin und der Regierungschefs der 
Länder am 4. Juni erwartet. 

Dies vorangestellt, werden die Fragen namens der 
Landesregierung wie folgt beantwortet: 

Zu 1: Der Hochschulpakt stellt angesichts der ak-
tuellen Vorausberechnungen der KMK zur Entwick-
lung der Studienanfängerzahlen ein unverzichtba-
res Programm zur Aufnahme zusätzlicher Studien-
anfänger dar. Die Exzellenzinitiative hat die inter-
nationale Sichtbarkeit der deutschen Hochschulen 
erheblich gesteigert und wichtige Impulse für die 
Hochschullandschaft der Bundesrepublik insge-
samt, aber auch in Niedersachsen vermittelt. 
Hochschulpakt, Exzellenzinitiative sowie der Pakt 
für Forschung und Innovation tragen weiterhin als 
gemeinsamer Beitrag von Bund und Ländern er-
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heblich zum Erreichen des auf dem Qualifizie-
rungsgipfel in Dresden vereinbarten Zieles bei, bis 
2015  10 % des Bruttoinlandsprodukts für Bildung 
und Forschung einzusetzen. Dies ist im Beschluss 
der Chefs der Staats- und Senatskanzleien be-
rücksichtigt. Zum weiteren Verfahren siehe die 
Vorbemerkung. 

Zu 2: Die in der mittelfristigen Finanzplanung ein-
gestellten Mittel sind wie unter 1 ausgeführt ein 
Beitrag des Landes zum Erreichen des in Dresden 
vereinbarten 10-%-Ziels. Gemeinsam mit dem 
korrespondierenden 3-%-Ziel aus den Lissabon-
Beschlüssen der EU, das durch Folgebeschlüsse 
der Ministerpräsidentenkonferenz in seiner Bedeu-
tung für die Länder unterstrichen wurde, stellen 
diese Verpflichtungen der Landesregierung in nati-
onaler bzw. europäischer Abstimmung Leitlinien für 
die mittelfristige Finanzplanung dar, die über Ein-
zelprogramme hinausreichen. 

Zu 3: Die Chefs der Staats- und Senatskanzleien 
der Länder haben diesbezüglich eine einstimmige 
Beschlussempfehlung für die Ministerpräsidenten-
konferenz am 4. Juni 2009 gefasst. 

 

Anlage 42 

Antwort 

des Kultusministeriums auf die Frage 43 der Abg. 
Miriam Staudte (GRÜNE) 

Wie will das Land Niedersachsen verhin-
dern, dass der Krippenausbau am Fachkräf-
temangel scheitert? 

Der Krippenausbau in Deutschland führt trotz 
demografisch bedingten Rückgangs der Kin-
derzahlen insgesamt zu einem steigenden Be-
darf an Fachpersonal. In einem Artikel der 
Hannoverschen Allgemeinen Zeitung (HAZ) 
vom 15. April 2009 wird berichtet, dass mehrere 
deutsche Großstädte an hannoverschen Fach-
schulen für Erzieherinnen und Erzieher um Ab-
solventinnen und Absolventen werben. Am 
14. April 2009 berichtete die HAZ, dass in 
Kommunen wie Hannover, Göttingen, Lüneburg 
Personal im dreistelligen Bereich fehlt, um die 
Betreuung in Krippen gewährleisten zu können. 

Etliche Absolventinnen und Absolventen der 
Fachschulen studieren im Anschluss an ihre 
Ausbildung oder gehen in die Familienphase. 
Viele Tageseinrichtungen für Kinder berichten 
von großen Problemen bei der Neubesetzung 
von Stellen. 

Aus der Antwort auf die Kleinen Anfrage vom 
20. August 2008 der Abgeordneten Staudte 
geht hervor, dass immer weniger arbeitslose 
Erzieherinnen und Erzieher einer immer größer 

werdenden Anzahl an freien Stellen gegen-
überstehen. 

Ich frage die Landesregierung: 

1. Wo verbleiben die Absolventen und von 
Fachschulen für Erzieherinnen und Erzieher in 
Niedersachsen, und hat das Land Niedersach-
sen Maßnahmen ergriffen, um Fachkräfte aus 
der Familienphase oder anderen Berufen in den 
Erzieherberuf zurückzuholen? 

2. Wie bewertet das Land Niedersachsen die 
Abwerbeversuche anderer Städte und damit 
einhergehende Hinweise auf einen zunehmen-
den Fachkräftemangel? 

3. Welche Maßnahmen ergreift die Landesre-
gierung, um die Attraktivität des Erzieherinnen-
/Erzieherberufs zu steigern? 

Die derzeit vorgehaltenen Ausbildungskapazitäten 
entsprechen dem bisher ermittelten Einstellungs-
bedarf. Es gibt derzeit keine gesicherten Erkennt-
nisse darüber, wie groß der Fachkräftebedarf zu-
künftig sein wird; denn er hängt von vielerlei Fakto-
ren ab. Der Bedarf an Fachkräften richtet sich zu-
nächst danach, wie groß die Nachfrage nach Plät-
zen tatsächlich ist und in welchen Betreuungsfor-
men - wie z. B. in Krippen, altersübergreifenden 
Gruppen, kleinen Kitas oder in der Kindertages-
pflege - der Bedarf abgedeckt wird. Die unter-
schiedlichen Betreuungsformen wirken sich sowohl 
auf die Anzahl als auf die Qualifikationsanforde-
rungen der Fachkräfte aus. Die Entscheidung, wie 
ein eventueller Bedarf gedeckt werden soll, wird 
vor Ort von den Kommunen getroffen. 

Die Landesregierung beabsichtigt, die Kommunen 
zu unterstützen, ihre Ausbildungskapazitäten auf-
rechtzuerhalten und soweit wie notwendig auszu-
bauen. Unser Ziel ist es, den Einstellungsbedarf zu 
decken, aber auch besonders qualifizierte Bewer-
berinnen und Bewerber im Arbeitsfeld Kinderta-
geseinrichtungen zu gewinnen. 

In Niedersachsen schließen jedes Jahr durch-
schnittlich 1 500 Schülerinnen und Schüler die 
Ausbildung zur Erzieherin oder zum Erzieher an 
Fachschulen erfolgreich ab. Hinzu kommen jährlich 
ca. 700 Absolventinnen und Absolventen, die nach 
der erfolgreichen Ausbildung zur Sozialassistentin 
und zum Sozialassistenten nicht die Fachschule 
besuchen und eine Stelle als Zweitkraft antreten 
können, sowie die Absolventinnen und Absolven-
ten der neu eingerichteten Aufbaustudiengänge für 
Frühpädagogik; hier sind inzwischen 150 Studien-
anfängerplätze eingerichtet worden. 

Bei dem Ausbau der Kinderbetreuungsangebote 
setzt die Landesregierung auch auf den Einsatz 
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von gut qualifizierten Kindertagespflegepersonen. 
Ein besonderer Schwerpunkt des Programms 
„Familien mit Zukunft“ sind die Qualifikation und 
fachliche Beratung von Tagespflegepersonen. Zur 
Sicherung der Qualität hat das Sozialministerium 
eine Kooperationsvereinbarung mit dem BMFSFJ 
und der Bundesagentur für Arbeit über die Grund-
qualifizierung von Tagespflegepersonen in Höhe 
von 160 Stunden nach dem Curriculum des Deut-
schen Jugendinstituts unterzeichnet. Alle Bildungs-
träger, die Tagespflegepersonen qualifizieren, 
sollen künftig mit einem Gütesiegel zertifiziert wer-
den. 

Damit werden die Voraussetzungen geschaffen, 
dass 30 % der bis 2013 zu schaffenden Betreu-
ungsplätze für Kinder unter drei Jahren im Bereich 
der Kindertagespflege ausgebaut werden. 

Gab es laut Bundesstatistik in Niedersachsen zum 
15. März 2007 nur 1 769 betreute Kinder unter drei 
Jahren in der Kindertagespflege, so war zum 
15. März 2008 bereits ein Anstieg um 72 % auf 
3 050 zu verzeichnen. Nach einer zum Stichtag 
31. Dezember 2008 durchgeführten Erhebung liegt 
die Anzahl der in der Kindertagespflege betreuten 
Kinder unter drei Jahren inzwischen bei 6 120 - ein 
weiterer Anstieg von rund 100 %. 

Dies vorausgeschickt, beantworte ich namens der 
Landesregierung die Fragen im Einzelnen wie 
folgt: 

Zu 1: Die öffentlichen berufsbildenden Schulen in 
Niedersachsen befragen ihre Schülerinnen und 
Schüler ein Jahr nach Verlassen des Bildungsgan-
ges, welche Ausbildung sie aufgenommen haben 
bzw. welcher beruflichen Tätigkeit sie nachgehen. 
Bisher liegen für die drei Schuljahre 2004/2005 bis 
2006/2007 Ergebnisse dazu vor. Danach sind 
mehr als 80 % der Erzieherinnen und Erzieher in 
ihrem Beruf tätig. Darüber hinaus gilt unverändert, 
dass es für ausgebildete Fachkräfte einen Bewer-
berüberhang gibt, sodass Maßnahmen zur Gewin-
nung von Fachkräften, die sich in der Familienpha-
se oder in anderen Berufen befinden, zurzeit nicht 
notwendig sind. 

Zu 2: Es spricht zunächst für die gute Berufsaus-
bildung niedersächsischer Fachschulen, wenn 
deutsche Großstädte versuchen, Absolventinnen 
und Absolventen dieser Schulen zu gewinnen. 
Nachfragen in den betreffenden Schulen bestäti-
gen aber bisherige Erfahrungen, dass für nieder-
sächsische Erzieherinnen und Erzieher eine Be-
schäftigung außerhalb Niedersachsens nur aus 
persönlichen Gründen und entsprechend selten 

infrage kommt. Ein wechselseitiger Austausch im 
nahen Bereich der Ländergrenzen ist hingegen 
üblich. 

Zu 3: Diese Frage ist mit der Antwort der Landes-
regierung vom 27. November 2008 auf die Kleine 
Anfrage der Abgeordneten Staudte bereits in Tei-
len beantwortet worden. Ziel ist es zunächst, mög-
lichst viele und besonders geeignete Schulabsol-
ventinnen und -absolventen sowie Ausbildungs-
platzsuchende für den Beruf der Erzieherin und 
des Erziehers zu interessieren. 

Die Werbung von geeigneten Bewerberinnen und 
Bewerbern wird bei folgenden Maßnahmen bisher 
als Ziel eingebunden: 

- Berufsfindungsmärkte 

- Tage der offenen Tür 

- Berufsorientierung an allgemeinbildenden Schu-
len 

- Betriebs- und Praxistage 

- Berufswahl-Pass-Aktion 

- Zukunftstag für Mädchen und Jungen 

- Zielvereinbarungen mit den ausbildenden Fach-
schulen 

- Werbung mit Berufs- und Einstellungsperspekti-
ven sowie akademischen Weiterbildungsangebo-
ten 

Unterstützt wird diese Werbekampagne durch 
regelmäßige Veröffentlichungen auf den Homepa-
ges des Niedersächsischen Kultusministeriums, 
des Niedersächsischen Bildungsservers, des 
Deutschen Bildungsservers sowie jeder berufsbil-
denden Schule in Niedersachsen. Als wesentliche 
Beratungsgrundlage und -hilfe hat mein Haus zu-
dem für alle allgemein- und berufsbildenden Schu-
len sowie für die Bundesagentur für Arbeit eine 
Information über „Die Ausbildung von Erzieherin-
nen und Erziehern in Niedersachsen“ herausgege-
ben. 

Die Ausbildung der Fachkräfte für die Kindertages-
stätten wird unter besonderer Berücksichtigung der 
neuen Anforderungen durch den Bildungsauftrag 
in Kindertagesstätten weiterentwickelt. Inzwischen 
ist das neue Unterrichtsfach „Sozialpädagogische 
Bildungsarbeit“ an allen an der Erzieherausbildung 
beteiligten Berufsfachschulen und Fachschulen 
des Landes eingeführt. Nicht nur diese Qualifizie-
rungsangebote, sondern auch die sich hieraus 
entwickelnden akademischen Weiterbildungsan-
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gebote und Berufsperspektiven werden die Attrak-
tivität der Arbeit in Kindertagesstätten weiter erhö-
hen. 

Das niedersächsische Gesamtkonzept zur Erhö-
hung der Qualifikation umfasst folgende bereits 
eingeleiteten Maßnahmen: 

- Aktualisierung der Ausbildungsinhalte zur Bil-
dung, Erziehung und Betreuung von Kindern 

- Anhebung des Ausbildungsniveaus, Erwerb der 
Fachhochschulreife von allen Erzieherinnen und 
Erziehern 

- Anrechenbarkeit der Erzieherausbildung auf ein 
aufbauendes einschlägiges Studium 

- Einrichtung von Aufbau-/BachelorStudiengängen 
für die Leitungspositionen 

Im Rahmen der Weiterentwicklung der Erzieher-
ausbildung in Niedersachsen werden für die Lei-
tungs-, Führungs- und Beratungsebene in Koope-
ration mit den Fachhochschulen Studiengänge 
angeboten und entwickelt, die den ausgebildeten 
Erzieherinnen und Erziehern als Aufbaustudien-
gänge offenstehen. Auch für junge Männer werden 
diese verbesserten Weiterbildungschancen einen 
Anreiz bieten, den Beruf des Erziehers zu wählen. 

Zusammenfassend wird deutlich, dass die Landes-
regierung kontinuierlich Maßnahmen durchführt, 
die nachweislich die Attraktivität sozialpädagogi-
scher Berufsausbildungen steigern. Auf die in der 
Vorbemerkung aufgezeigte beachtliche Ausbil-
dungsleistung des Landes wird im Übrigen verwie-
sen. 

 

Anlage 43 

Antwort 

des Justizministeriums auf die Frage 44 des Abg. 
Helge Limburg (GRÜNE) 

Haftet Land für Riesenverlust der Rechts-
anwaltskammer Celle? 

Seit einigen Wochen ist bekannt, dass die 
Rechtsanwaltskammer Celle Anlageverluste - 
durch teilweise spekulative Geschäfte am Akti-
enmarkt - in Höhe von ca. 1 Million Euro ver-
kraften muss. Die Kammer ist in den vergange-
nen Jahren offensichtlich den sehr unsicheren 
Empfehlungen eines Anlageberaters der Post-
bank gefolgt, obwohl vonseiten des Vorstandes 
immer höchstmögliche Sicherheiten verlangt 
und durch den Berater zugesichert wurden. 
Nachdem außergerichtliche Einigungsversuche 
mit der Postbank gescheitert sind, wird die 

Rechtsanwaltskammer nunmehr die Bank und 
den Anlageberater verklagen.  

Am 6. Mai 2009 berichtete die HAZ, dass in der 
Kammer auch etwaige Schadensersatzansprü-
che gegenüber dem Land Niedersachsen erör-
tert werden. Grund hierfür sei laut der Hanno-
verschen Allgemeinen, dass das Justizministe-
rium seine Aufsichtspflicht über die Kammer 
verletzt habe und daher den Verlust ersetzen 
müsse. Mindestens seit Ende 2005 habe das 
Ministerium von den teilweise spekulativen Ge-
schäften gewusst, nachdem „die Kammer das 
Ministerium um Prüfung gebeten habe, ob das 
zulässig sei“. Da das Ministerium jedoch keine 
„konkrete Antwort geliefert“ habe, sehen die Ju-
risten einen Fehler im System, weil die gesetz-
liche Aufsichtspflicht über die Rechtsanwalts-
kammern in Niedersachsen „nur auf dem Pa-
pier“ stehe.  

Ich frage die Landesregierung:  

1. In welcher Form und Ausprägung hat das 
Justizministerium die Aufsichtspflicht über die 
Rechtsanwaltskammern in Niedersachsen und 
speziell über die Rechtsanwaltskammer Celle in 
der Vergangenheit konkret ausgeübt? 

2. Warum hat das Justizministerium auf die An-
frage der Kammer hinsichtlich der Zulässigkeit 
von teilweise spekulativen Geschäften diese 
nicht untersagt oder zumindest aufsichtsrechtli-
che Auflagen erteilt?  

3. Besteht aus Sicht der Landesregierung eine 
Schadensersatzpflicht gegenüber der Rechts-
anwaltskammer Celle, oder wird sie sich gütlich 
mit dieser einigen, um weitere öffentlich disku-
tierte Haftungsfragen zu vermeiden? 

Die Rechtsanwaltskammern sind Körperschaften 
des öffentlichen Rechts und Selbstverwaltungsor-
gane der Rechtsanwaltschaft. Die Staatsaufsicht 
über die Rechtsanwaltskammern beschränkt sich 
gemäß § 62 Abs. 2 der Bundesrechtsanwaltsord-
nung (BRAO) darauf, dass Gesetz und Satzung 
beachtet und insbesondere die den Rechtsan-
waltskammern übertragenen Aufgaben erfüllt wer-
den. Die Staatsaufsicht über die Rechtsanwalts-
kammern ist damit eine bloße Rechtsaufsicht. Eine 
Fachaufsicht findet nicht statt. Die Kontrolle der 
Haushaltsführung der Rechtsanwaltskammern 
richtet sich nach den allgemeinen Vorschriften 
über die Finanzkontrolle einer Körperschaft des 
öffentlichen Rechts. 

Die Staatsaufsicht über die Rechtsanwaltskam-
mern erfolgt nicht durch regelmäßige Geschäfts-
prüfungen, sondern nur bei Vorliegen von Anhalts-
punkten dafür, dass Gesetz und Satzung nicht 
beachtet sein könnten. Solche Anhaltspunkte kön-
nen sich insbesondere aus Beschwerden ergeben. 
Ferner haben die Präsidenten der Rechtsanwalts-
kammern dem Justizministerium jährlich einen 
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Bericht über die Tätigkeit der Kammer und des 
Vorstandes zu erstatten (§ 81 BRAO). 

Gemäß § 79 Abs. 2 BRAO beschließt das Präsidi-
um der Rechtsanwaltskammer über die Verwaltung 
des Kammervermögens und berichtet hierüber in 
vierteljährlichem Abstand dem Vorstand. Dieser ist 
gemäß § 73 Abs. 2 Nr. 7 BRAO gegenüber der 
Kammerversammlung zur Rechnungslegung ver-
pflichtet, die ihrerseits gemäß § 89 Abs. 2 Nr. 6 
BRAO die Abrechnung zu prüfen und über Entlas-
tung des Vorstandes zu entscheiden hat. 

Die Rechtsanwaltskammern haben als Körper-
schaften des öffentlichen Rechts für jedes Haus-
haltsjahr einen Haushaltsplan und einen Jahres-
abschluss zu erstellen. Der Haushaltsplan und der 
Entlastungsbeschluss der Kammerversammlung 
bedürfen nicht der Genehmigung der Aufsichtsbe-
hörde. Von beiden in der Landeshaushaltsordnung 
(LHO) normierten Genehmigungserfordernissen 
(§§ 108, 109 Abs. 3 Satz 2 LHO) sind die drei nie-
dersächsischen Rechtsanwaltskammern durch den 
Erlass des MJ vom 8. Juni 1984, 3171 – 103.42, 
gemäß § 105 Abs. 2 LHO befreit worden. Diese 
Befreiung entsprach einer Forderung der drei nie-
dersächsischen Rechtsanwaltskammern, die diese 
unter Berufung auf ihr Selbstverwaltungsrecht 
erhoben hatten, und erging im Einvernehmen mit 
dem Niedersächsischen Finanzministerium und 
dem Landesrechnungshof. 

Mit Schreiben vom 21. April 2006 wandte sich der 
Schatzmeister der Rechtsanwaltskammer Celle an 
das Justizministerium und teilte mit, dass bei der 
Beratung des Haushaltsvoranschlages für 2006 
Fragen im Zusammenhang mit der zulässigen 
Anlage des Geldvermögens der Rechtsanwalts-
kammer aufgetreten seien. Die „Dynamik des 
Geldanlagemarktes“ habe eine „Vielzahl von Geld-
anlagemöglichkeiten hervorgebracht, die - bei zu-
gegebenermaßen laienhafter Betrachtung - den in 
der Mündelgeldliste angeführten Anlageformen an 
Sicherheit nicht nachstehen.“ Im Einzelnen hande-
le es sich um kapitalgarantierte und kapitalteilgesi-
cherte Produkte. Nach dortiger Beurteilung seien 
diese Anlagenformen „als sicherer zu bewerten als 
die in der Mündelgeldliste aufgenommenen Akti-
en-, Renten- und Immobilienfonds“, da bei diesen 
„ein Kurs- bzw. Wertrisiko“ bestehe. Das Justizmi-
nisterium wurde gebeten, der Rechtsanwaltskam-
mer hierzu seine Meinung mitzuteilen. 

Mit Schreiben vom 29. Mai 2006 teilte das Justiz-
ministerium dem Schatzmeister der Rechtsan-
waltskammer Celle mit, es sehe derzeit keinen 

Anlass, über die von Schatzmeister und vermutlich 
auch dem Präsidium der Rechtsanwaltskammer 
Celle gewählte Form der Vermögensanlage zu 
befinden. Über die Verwaltung des Kammerver-
mögens entscheide in erster Linie das Präsidium 
der Rechtsanwaltskammer, das letztlich der Kam-
merversammlung verantwortlich sei, die über die 
Entlastung des Vorstandes zu entscheiden habe. 
Dieser Verantwortung hätten die im Rahmen der 
Vermögensverwaltung zu treffenden Entscheidun-
gen vorrangig Rechnung zu tragen. Ob eine Fixie-
rung von Grundsätzen für die Vermögensanlage in 
der Satzung der Rechtsanwaltskammer in Betracht 
komme, unterliege der Entscheidung der zuständi-
gen Organe der Kammer. Die Kriterien des § 1811 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs oder die Anlage-
grundsätze für das gebundene Vermögen gemäß 
§ 54 des Versicherungsaufsichtsgesetzes dürften 
als Orientierungshilfe für eine Vermögensanlage 
durchaus geeignet sein. 

Dies vorausgeschickt, beantworte ich die Kleine 
Anfrage im Namen der Landesregierung wie folgt: 

Zu 1: Die Rechtsanwaltskammern berichten dem 
Justizministerium ihre jährlichen Haushaltspläne 
und Haushaltsrechnungen. Genehmigungserfor-
dernisse bestehen nicht. 

Es bestanden keine Anhaltspunkte dafür, dass die 
Rechtsanwaltskammer Celle bei der Haushaltsfüh-
rung gegen gesetzliche Regelungen oder Bestim-
mungen ihrer Satzung verstoßen hat. Den Rechts-
anwaltskammern ist die Form ihrer Vermögensan-
lage nicht gesetzlich vorgeschrieben. Auch die 
Satzung der Rechtsanwaltskammer Celle enthält 
hierzu keine Bestimmungen. 

Beanstandungen über die Verwaltung des Vermö-
gens der Rechtsanwaltskammer Celle sind dem 
Justizministerium bis zur Veröffentlichung des 
Jahresabschlusses für das Jahr 2008 im März 
2009 nicht bekannt geworden.  

Zu 2: Da den Rechtsanwaltskammern die Form 
ihrer Vermögensanlage nicht vorgeschrieben ist, 
war das Justizministerium nicht befugt, der 
Rechtsanwaltskammer Celle Auflagen für die Ver-
waltung ihres Vermögens zu erteilen. Ebenso we-
nig war das Justizministerium befugt, die Kammer 
in Fragen der Vermögensanlage zu beraten. 

Die Kammer ist daher lediglich darauf hingewiesen 
worden, dass für die Verwaltung des Kammerver-
mögens kammerintern das Präsidium gegenüber 
der Kammerversammlung verantwortlich sei und 
dass sich Orientierungshilfen für eine Vermögens-
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anlage aus § 1811 des Bürgerlichen Gesetzbuchs 
und § 54 des Versicherungsaufsichtsgesetzes 
ergeben dürften. 

Zu 3: Eine Schadensersatzverpflichtung des Lan-
des gegenüber der Rechtsanwaltskammer Celle 
besteht nicht. Derartige Ansprüche sind von der 
Kammer bislang auch nicht erhoben worden. 

 

Anlage 44 

Antwort 

des Ministeriums für Inneres, Sport und Integration 
auf die Frage 45 des Abg. Ralf Briese (GRÜNE) 

Politische Konsequenzen aus dem Verfas-
sungsschutzbericht 2008 

Im Verfassungsschutzbericht 2008 nimmt die 
Beschreibung und Analyse der Gefahren durch 
den Islamismus einen Schwerpunkt ein. Insbe-
sondere der Salafismus wird als gefährliche Er-
scheinungsform eines gewaltbereiten Islamis-
mus dargestellt. Junge deutsche Konvertiten, 
die sich dieser orthodoxen Richtung zugewandt 
haben, sollten sich zum Teil in militärischen 
Ausbildungscamps aufhalten und stellten somit 
eine Bedrohung für die innere Sicherheit da. 

Ich frage die Landesregierung: 

1. Gibt es neben der Beobachtung der salafisti-
schen Szene auch politische Projekte und Pro-
gramme zur Reduzierung oder gar Beendigung 
des Zulaufes zu dieser Bewegung? 

2. Welche Erkenntnisse hat die Landesregie-
rung über die Attraktivität des Salafismus für 
junge deutsche Konvertiten? 

3. Gibt es Überlegungen zur „Gegenaufklärung“ 
in Bezug auf den Salafismus durch aufgeklärte 
Imame? 

Wie im Verfassungsschutzbericht 2008 dargestellt, 
besitzt die Bekämpfung des Islamismus und des 
islamistischen Terrorismus für die Landesregierung 
einen hohen Stellenwert. Dieses Ziel wird durch 
einen ganzheitlichen Ansatz der für Integrations- 
und Präventionsarbeit zuständigen Stellen sowie 
der Sicherheitsbehörden verfolgt. 

Lange Zeit standen bei der Bekämpfung des Isla-
mismus insbesondere die potenziell gewaltgeneig-
ten „Al-Qaida“-nahen Netzwerkstrukturen, die lega-
listisch arbeitenden großen islamistischen Organi-
sationen (z. B. IGMG) und die auf regionale Kon-
flikte ihrer Heimatländer ausgerichteten Organisa-
tionen (z. B. Hizb Allah) im Mittelpunkt der Bearbei-
tung. Die Beobachtung durch den Verfassungs-
schutz muss weiterhin gewährleistet werden. Die 
Entwicklung der letzten Jahre hat jedoch gezeigt, 

dass das Augenmerk daneben noch stärker auf 
Objekte gerichtet sein muss, in denen salafitische 
Ideologien missionarisch vermittelt werden. Zu den 
Hintergründen des Salafismus sei an dieser Stelle 
auf die entsprechenden Ausführungen im Verfas-
sungsschutzbericht verwiesen. 

Nur ein eng begrenzter Teilbereich des Salafis-
mus, der sogenannte Jihad-Salafismus, ist dem 
gewaltbereiten Spektrum des Islamismus zuzu-
rechnen. Dieser Jihad-Salafismus ist derzeit kein 
Bestandteil der von den einschlägig bekannten 
Predigern in Islamseminaren, Freitagspredigten 
und im Internet offen propagierten Ideologien. Die-
se beschränken sich in ihren Vorträgen und Veröf-
fentlichungen auf das Herausstellen der aus ihrer 
Sicht vorhandenen Unzulänglichkeiten der westli-
chen Wertegemeinschaft und auf praktische Fra-
gen der Religionsausübung. Wenn sie sich mit den 
von ihnen vertretenen Lehren häufig auch in einen 
unauflösbaren Widerspruch zur freiheitlichen de-
mokratischen Grundordnung setzen, so wird vor-
dergründig Gewalt nicht als ein geeignetes Mittel 
auf dem Weg der Missionierung angesehen. Aller-
dings darf nicht verkannt werden, dass durch die 
stetig anwachsenden Aktivitäten dieser Prediger 
und die Einbeziehung des Internets, sei es durch 
Onlineseminare oder Videoplattformen, ein enor-
mer Empfängerkreis erreicht wird. Die Prediger 
richten ihre Aktivitäten häufig auf junge Menschen 
aus, darunter insbesondere auch Nichtmuslime, 
die auf diesem Wege zur Konversion angeregt 
werden. Konversionen werden oftmals in Internet-
videos besonders herausgestellt. 

Der angesprochene Personenkreis bildet ein an-
wachsendes Rekrutierungspotenzial, aus dem 
heraus eine weitergehende Radikalisierung sowohl 
von gebürtigen Muslimen als auch von Konvertiten 
wahrscheinlich ist. Aus der Szene erfolgen dann 
die Vermittlung von Kontakten zu bereits radikali-
sierten Islamisten und die Einbindung in weitere 
Aktivitäten. Diese Radikalisierungsprozesse kön-
nen tatsächlich bis hin zu Aufenthalten in terroristi-
schen Ausbildungslagern oder Teilnahme an terro-
ristischen Handlungen führen. Für Konvertiten aus 
Niedersachsen liegen allerdings keine Hinweise 
auf derartige Aufenthalte in den einschlägigen 
Krisenregionen vor. 

Dies vorausgeschickt, beantworte ich die Anfrage 
namens der Niedersächsischen Landesregierung 
wie folgt: 

Zu 1: Die weitaus überwiegende Mehrheit der in 
Niedersachsen lebenden muslimischen Mitbürge-
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rinnen und Mitbürger bekennt sich zur freiheitlichen 
demokratischen Grundordnung und hat ein hohes 
Interesse daran, extremistischen Ansätzen auch in 
den Moscheen entgegenzuwirken. Die Landesre-
gierung legt deshalb auch bei der Bekämpfung des 
Islamismus und des islamistischen Terrorismus 
besonderen Wert auf eine konstruktive Zusam-
menarbeit mit den muslimischen Verbänden und 
den Verantwortlichen in islamischen Einrichtungen. 

So werden auf örtlicher Ebene auf der Basis eines 
umfassenden polizeilichen Maßnahmenkonzepts 
u. a. Kooperationsgespräche mit Einflusspersonen 
aus den islamischen Einrichtungen geführt. Hier-
durch soll eine Vertrauensbasis geschaffen und 
ausgebaut werden, um Verständnis für die kulturel-
len Besonderheiten einerseits und die polizeilichen 
Aufgaben und Maßnahmen andererseits zu entwi-
ckeln. Insoweit dienen diese Gespräche auch da-
zu, Hassprediger und salafitisches Gedankengut 
aus den Moscheen fernzuhalten. 

Ein weiterer Bestandteil dieses Maßnahmenkon-
zepts der niedersächsischen Polizei zur Bekämp-
fung des Islamismus und des islamistischen Terro-
rismus ist die Durchführung von Kontrollen im öf-
fentlichen Verkehrsraum zur Bekämpfung der in-
ternationalen Kriminalität gemäß § 12 Abs. 6 des 
Niedersächsischen Gesetzes über die öffentliche 
Sicherheit und Ordnung (Nds. SOG). 

Die vorgenannten Maßnahmen leisten durch ihre 
generalpräventive Wirkung einen wichtigen Beitrag 
zur Verhinderung des Aufbaus islamistisch-extre-
mistischer Gruppen in Niedersachsen. 

Eine erfolgreiche Integration muslimischer Mitbür-
gerinnen und Mitbürger verringert die Empfäng-
lichkeit für extremistisches Gedankengut. Auch die 
im Jahr 2007 komplett überarbeitete Wanderaus-
stellung „Muslime in Niedersachsen - Probleme 
und Perspektiven der Integration“ des niedersäch-
sischen Verfassungsschutzes dient diesem Zweck. 
Auf insgesamt 31 Tafeln wird das Thema Integrati-
on aus Sicht der Integrationsbeauftragten, des 
Sports, aber auch der Polizei und des Verfas-
sungsschutzes beleuchtet. Auch der Landesprä-
ventionsrat war an der Vorbereitung der Ausstel-
lung beteiligt und ist selbst mit zwei Tafeln vertre-
ten. Die Ausstellung gibt einen Überblick über in-
tegrationshemmende und integrationsfördernde 
Aspekte und wirbt dafür, die entsprechenden ge-
sellschaftspolitischen Anstrengungen in diesem 
Bereich zu intensivieren. 

Zu 2: Wie bereits in der Vorbemerkung dargestellt, 
sind die Aktivitäten der Prediger teilweise speziell 

darauf ausgerichtet, Nichtmuslime zur Konversion 
zu bewegen. Es wird das Gefühl eines starken 
Zusammenhalts in einer religiösen Gemeinschaft 
und eine positive Abgrenzung gegenüber den un-
gläubigen, nicht muslimischen Bevölkerungsteilen 
vermittelt. Grundlage ist ein Gesellschaftsmodell, 
in dem leicht zwischen „gut und böse“ - in diesem 
Fall „islamisch und unislamisch“ - unterschieden 
werden kann. Die steigende Anzahl deutschspra-
chiger Islamseminare und die breite Streuung ent-
sprechender Publikationen im Internet erleichtert 
den Einstieg in die salafitische Szene zunehmend. 

Zu 3: Imame können einen entscheidenden Ein-
fluss auf die hier lebenden Musliminnen und Mus-
lime haben. Neben ihrer Funktion als Vorbeter 
stehen sie ihren Gemeindemitgliedern nicht selten 
auch als Ratgeber in schulischen, familiären oder 
anderen sozialen Fragen zur Seite. 

Wenn sie jedoch selbst die deutsche Sprache nicht 
beherrschen und kein Wissen über die Abläufe 
und die Institutionen in der deutschen Gesellschaft 
haben, ist die Gefahr der Isolation gegeben. 
Schlimmstenfalls kann dieses Unwissen bis hin zu 
Hasspredigten führen. 

Mit dem Angebot einer Aus- und Weiterbildung für 
Imame in Niedersachsen soll diesen Tendenzen 
entgegengewirkt werden. Die Landesregierung 
unterstützt und stärkt damit Imame in ihrer Funkti-
on als Brückenbauer zwischen Religion und Ge-
sellschaft. 

Seit dem Jahr 2007 führt das Niedersächsische 
Ministerium für Inneres, Sport und Integration  an 
unterschiedlichen Orten Begegnungsveranstaltun-
gen für Imame mit zentralen Einrichtungen wie 
Behörden, Ämtern, aber auch Ausbildungsbetrie-
ben und Schulen durch. Ziel dieser Veranstaltun-
gen ist es einerseits, das Wissen der Imame in 
unterschiedlichen Lebensbereichen zu erweitern. 
Andererseits sollen sie auch von der Mehrheitsge-
sellschaft als wichtige Ansprechpartner wahrge-
nommen werden. 

Die geplante Imamausbildung in Niedersachsen ist 
ein weiterer wichtiger Beitrag zum Dialog mit der 
muslimischen Gemeinde und für einen aufgeklär-
ten Islam. Wir erwarten von Personen in einer 
solchen Schlüsselfunktion, dass sie über Kommu-
nikationsfähigkeiten verfügen, dass sie sich mit 
dem Rechtsstaats- und Gesellschaftssystem in 
Deutschland auskennen und den säkularen Staat 
bejahen. Ausgestattet mit diesen Kompetenzen, 
sollen sie ihre Brückenfunktion optimal wahrneh-
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men und damit auch extremistischen Strömungen 
in ihren Moscheegemeinden entgegenwirken. 

 

Anlage 45 

Antwort 

des Ministeriums für Inneres, Sport und Integration 
auf die Frage 46 der Abg. Miriam Staudte (GRÜ-
NE) 

Geht die Förderung des Reitsportzentrums 
Luhmühlen zulasten kommunaler Sportstät-
tensanierung? 

Für die Sanierung des Reitsportzentrums Luh-
mühlen als touristischem Leuchtturmprojekt 
sind Fördermittel des Landes aus dem Konjunk-
turpaket II des Bundes in Höhe von 
5,5 Millionen Euro zugesagt. Als Gesamtinvesti-
tionssumme benennen die Landkreise Lüne-
burg und Harburg die Summe von 10 Millionen 
Euro. Rund 15 %, also 1,5 Millionen Euro, ha-
ben die Landkreise bereits in ihren Kreishaus-
halten veranschlagt. Die verbleibenden 
3 Millionen sollen aus dem Förderprogramm für 
die Sanierung kommunaler Sportstätten im 
Rahmen des Konjunkturpakets II kommen. Im 
Rahmen der Regionalisierung der Gesamtmittel 
des Fördertopfes für die Sanierung von Sport-
stätten besteht die Befürchtung, dass durch ei-
ne hohe allein für das Reiterzentrum Luhmüh-
len verwendete Fördersumme für andere sanie-
rungsbedürftige Sportstätten der Region nur ge-
ringe Finanzmittel verbleiben und so dringend 
erforderliche Maßnahmen für den kommunalen 
Breitensport nicht durchgeführt werden können. 

Ich frage die Landesregierung: 

1. Wie lauten die Förderkriterien des Förder-
programms für kommunale Sportstätten, wie 
hoch ist die Gesamtsumme, und wie ist die Re-
gionalisierung der Mittel organisiert (bitte die 
Summen nach Regionen auflisten)? 

2. Gibt es eine Zusage, die Förderung aus dem 
Topf für die Sanierung kommunaler Sportstät-
ten auch auf Luhmühlen anzuwenden und, 
wenn ja, in welcher Höhe? 

3. Wie will und kann die Landesregierung si-
cherstellen, dass eine mögliche Förderung 
Luhmühlens aus dem Fördertopf für die Sanie-
rung kommunaler Sportstätten nicht zulasten 
der örtlichen Kommunen und ihrer Anträge 
geht? 

Namens der Landesregierung beantworte ich die 
Mündliche Anfrage wie folgt: 

Zu 1: Grundlage für den Förderschwerpunkt kom-
munale Sportstätten im Rahmen des Konjunktur-
pakets II ist die Richtlinie über die Gewährung von 
Zuwendungen zur Förderung der Sanierung von 
Sportanlagen zur Umsetzung des Konjunkturpa-
kets II - Förderschwerpunkt kommunale Sportstät-

ten - vom 12. März 2009 (Nds. MBl. Nr. 12/2009 S. 
346).  

Zuwendungsempfänger sind niedersächsische 
Gebietskörperschaften und deren Zusammen-
schlüsse in der Rechtsform einer juristischen Per-
son des öffentlichen Rechts. Gefördert wird die 
Sanierung von Sportanlagen nach Maßgabe des 
Artikels 104 b GG sowie des § 3 Abs. 1 ZuInvG. 
Die Sanierung von Sporthallen (Turnhallen) ist 
dabei vorrangig. Bei der Entscheidung über die 
Förderung wird auch eine regional ausgewogene 
Verteilung der Mittel berücksichtigt. Eine Verteilung 
der Mittel nach festen Quoten ist nicht vorgesehen. 

Vorrangig wird die Sanierung von Sporthallen 
(Turnhallen) gefördert werden. Aufgrund der Viel-
zahl der Anträge auf Förderung von Sporthallen 
werden daneben andere Sportanlagen nur geför-
dert werden können, wenn die besondere heraus-
gehobene sportfachliche Bedeutung dieser Anla-
gen dies im Einzelfall rechtfertigt. 

Im Rahmen des Konjunkturpaktes II werden mit 
dem Förderschwerpunkt kommunale Sportstätten 
50 Millionen Euro für die Sanierung der kommuna-
len Sportstätten eingesetzt. Hierfür werden Bun-
desmittel in Höhe von 37,5 Millionen Euro bereit-
gestellt. Die Kofinanzierung tragen in Höhe von 
20 % die Kommunen und zu 5 % das Land. Damit 
wird ein weiterer wesentlicher Schritt zum Abbau 
des Sanierungsstaus bei den Sportstätten getan. 

Zu 2: Das Reitsportzentrum Luhmühlen kann, wie 
alle anderen kommunalen Sportstätten auch, im 
Rahmen des Konjunkturpakets II - Förderschwer-
punkt kommunale Sportstätten - gefördert werden. 
Einer besonderen Zusage bedarf es hierfür nicht. 

Ein Antrag des Landkreises Harburg-Land auf 
Förderung der Sanierung des Reitsportzentrums 
Luhmühlen liegt vor. Der Förderantrag wird, wie 
alle bis zum Antragstichtag 30. April 2009 einge-
gangenen Anträge, nach den Vorgaben der För-
derrichtlinie geprüft. 

Zu 3: Das Reitsportzentrum Luhmühlen ist über 
den rein sportlichen Bereich hinaus für die Region 
von herausragender Bedeutung. Von einer mögli-
chen Förderung der Sanierung des Reitsportzent-
rums würden daher nicht nur die Landkreise Har-
burg-Land und Lüneburg, sondern auch die Ge-
meinden der Region profitieren. 
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Anlage 46 

Antwort 

des Ministeriums für Ernährung, Landwirtschaft, 
Verbraucherschutz und Landesentwicklung auf die 
Frage 47 des Abg. Christian Meyer (GRÜNE) 

Vernachlässigt die Landesregierung weiter 
den ökologischen Landbau trotz erhöhter 
Modulationsmittel? 

Ein großer Teil des landwirtschaftlichen Ein-
kommens stammt aus öffentlichen Mitteln. Über 
80 % dieser Gelder sind Direktzahlungen der 
EU, die an die landwirtschaftliche Nutzfläche 
der landwirtschaftlichen Betriebe gebunden 
sind (1. Säule). Nur die restlichen 10 % bis 
20 % werden zur Förderung eines umwelt- und 
naturgerechteren Landbaus, einer artgerechte-
ren Tierhaltung und zugunsten einer nachhalti-
gen Entwicklung des ländlichen Raums ausge-
geben (2. Säule).  

Die EU hat nun im Rahmen einer umwelt- und 
verbraucherorientierten Neuausrichtung der 
Landwirtschaftspolitik die Direktzahlungen der 
1. Säule gekappt und die gekürzten Mittel (Mo-
dulation) in die 2. Säule umgeschichtet.  

Das entspricht dem breiten Wunsch, künftig 
nicht die Produktion zu subventionieren, son-
dern stattdessen die gesellschaftlich geforder-
ten Leistungen der Landwirtschaft für Umwelt-, 
Tier- und Naturschutz zu honorieren. Darüber 
hinaus sollen so neue Einkommensmöglichkei-
ten im ländlichen Raum erschlossen werden.  

Laut EU-Kommission soll die Mittelverwendung 
insbesondere den neuen „ökologischen Her-
ausforderungen“ zum Schutz des Klimas, der 
Wasserressourcen sowie der Biodiversität ge-
recht werden. Gleichzeitig soll die artgerechte 
Grünlandhaltung der Milchkühe unterstützt wer-
den, deren Halter unter den geringen Erzeu-
gerpreisen leiden.  

In Niedersachsen stehen für die Umschichtun-
gen in der Agrarförderung im Zeitraum 2009 bis 
2013 ca. 160 Millionen Euro zur Verfügung. Für 
die Verwendung der Modulationsmittel legt das 
Land Niedersachsen das Programm PROFIL 
auf, mit dem die Förderung des ländlichen 
Raumes umgesetzt wird. Zurzeit werden neben 
Subventionen für neue Massentierhaltungsstäl-
le über das Agrarinvestitionsförderprogramm 
(AFP) auch flächen- und umweltbezogene In-
strumente wie die Erhöhung der Ökolandbau-
förderung und die Förderung der artgerechten 
Tierhaltung diskutiert. 

Die von der Landesregierung vorgelegten Vor-
schläge für Änderungen in der Agrarförderung 
stoßen bei den Umwelt- und Bioverbänden 
(BUND, NABU, Bioland und Niedersächsischer 
Heimatbund) in Niedersachsen auf scharfe Kri-
tik. 

Während die meisten Bundesländer die Prä-
mien für die Umweltleistungen des Biolandbaus 

bereits 2009 erhöht haben, gehört Niedersach-
sen zusammen mit Schleswig-Holstein und 
Brandenburg zu den wenigen Ländern, die der-
zeit keine Erhöhung der Bioprämien planen. 

Dabei ist Niedersachsen mit nur 2,3 % Öko-
landbau trotz ständig steigender Nachfrage und 
Importabhängigkeit bereits Schlusslicht. 

Sollten die Förderplanungen nicht korrigiert 
werden, droht in Niedersachsen ein schwerer 
Rückschlag für den Biolandbau, obwohl Nie-
dersachsen zusammen mit Bayern deutlich 
mehr zusätzliche Mittel von der EU erhält als 
andere Bundesländer. 

Ich frage die Landesregierung: 

1. Obwohl sich die Landesregierung in den ver-
gangenen Jahren gerühmt hat, den Ökoland-
bau kontinuierlich in Höhe des Regelsatzes der 
GAK (Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung 
der Agrarstruktur und des Küstenschutzes“) zu 
fördern, liegt die Förderung nun trotz erhöhten 
Mittelvolumens unterhalb des Satzes. Womit 
wird begründet, dass trotz ausdrücklichen Auf-
trages des Landtages, den Biolandbau auszu-
weiten, die Förderung nicht wie in den anderen 
Ländern angepasst wird, und für wann ist eine 
Anhebung geplant? 

2. Mit welchen konkreten Programmen und fi-
nanziellen Anteilen am Gesamtfördervolumen 
sollen die EU-Schwerpunktziele Klimaschutz, 
Biodiversität, erneuerbare Energien und Schutz 
der Wasserressourcen sowie die Förderung 
des ökologischen Landbaus und der artgerech-
ten Tierhaltung in Niedersachsen umgesetzt 
werden? 

3. Welche Maßnahmen gedenkt die Landesre-
gierung zur Förderung der Leguminosen und ih-
res Anbaus zu ergreifen? 

Die Landesregierung fördert seit Langem und kon-
tinuierlich den ökologischen Landbau. Auch in 
diesem Jahr stehen wiederum im Haushalt der 
Landesregierung Mittel für derartige Fördermaß-
nahmen zur Verfügung. Wie in den vergangenen 
Jahren liegt hierbei ein Schwerpunkt auf der För-
derung von Projekten, die durch das Kompetenz-
zentrum Ökolandbau durchgeführt werden. Detail-
lierte Informationen zu den aktuell geförderten vier 
Projekten sind der Homepage des Kompetenzzent-
rums zu entnehmen (www.oeko-komp.de; siehe 
dort unter „Über uns/Projekte“). Darüber hinaus 
werden bewährte Maßnahmen wie die Aktionstage 
Ökolandbau und/oder der sehr erfolgreiche nieder-
sächsische Gemeinschaftsstand auf der BioFach 
wie bisher von der Landesregierung finanziell ge-
fördert. Hinzu kommt die Förderung von mehr als 
zehn praxisorientierten Forschungsvorhaben zu 
aktuellen Fragen des ökologischen Landbaus, die 
zusammen mit niedersächsischen Forschungsein-
richtungen, dem Ökoring, den Ökoverbänden so-
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wie der Landwirtschaftskammer Niedersachsen 
erarbeitet und umgesetzt werden. Für die oben 
genannten Maßnahmen stehen in diesem Jahr 
insgesamt rund 900 000 Euro im Landeshaushalt 
zur Verfügung (Kapitel 09 09 Titel 68 661). Dar-
über hinaus hat die Landesregierung in diesem 
Jahr zusätzliche Mittel für ein Forschungsvorhaben 
zur Züchtung von ökologischen Weizensorten be-
reitgestellt. 

Ein weiterer wichtiger Baustein ist die Förderung 
ökologischer Anbauverfahren im Rahmen der nie-
dersächsischen Agrarumweltprogramme. Um das 
Angebot an niedersächsischen Rohstoffen aus 
ökologischer Erzeugung zu erhöhen, hat die Lan-
desregierung im vergangenen Jahr die Prämie für 
die Umstellung auf ökologischen Landbau von 
137 Euro/ha auf 262 Euro/ha annähernd verdop-
pelt. Diese erhöhte Umstellungsprämie gilt auch in 
diesem Jahr. Hinzuweisen ist in diesem Zusam-
menhang auch darauf, dass zusätzlich zu der 
Umstellungs- wie auch der Beibehaltungsprämie 
auch der Zahlungsanspruch aus der 1. Säule in 
Höhe von derzeit rund 255 Euro pro ha Ackerland 
und von rund 100 Euro pro ha Grünland an die 
Ökobetriebe gezahlt wird. 

Die oben genannten Aktivitäten sowie die anhal-
tende Nachfrage nach Bioprodukten haben dazu 
geführt, dass im vergangenen Jahr die Zahl der 
Ökolandwirte sowie der ökologisch bewirtschafte-
ten Fläche erneut angestiegen ist. Zum 31. De-
zember 2008 bewirtschafteten 1 286 Ökobetriebe 
in Niedersachsen eine Fläche von 71 246 ha. Das 
sind rund 40 Betriebe bzw. rund 2 000 ha mehr als 
zum Ende des Jahres 2007. Nach Auskunft des 
LAVES als zuständiger niedersächsischer Kon-
trollbehörde für den ökologischen Landbau hat 
sich die Zahl der Ökobetriebe in den ersten vier 
Monaten dieses Jahres weiter erhöht. Ferner ist 
die Zahl der Unternehmen, die ökologische Pro-
dukte verarbeiten, im vergangenen Jahr ebenfalls 
nochmals deutlich angestiegen. 

Dies vorausgeschickt, beantworte ich die Kleine 
Anfrage namens der Landesregierung wie folgt: 

Zu 1: Wie zuvor erläutert, hat die Landesregierung 
im vergangenen Jahr die Umstellungsprämie in 
den ersten beiden Jahren von 137 Euro/ha auf 
262 Euro/ha annähernd verdoppelt. Auch im An-
tragsverfahren 2009 gilt diese Prämienhöhe für 
alle, die ihren Betrieb neu auf ökologischen Land-
bau umstellen. Ein Vergleich der Umstellungsprä-
mien mit allen anderen Bundesländern zeigt, dass 
Niedersachsen mit einer Förderhöhe von 

262 Euro/ha damit auch in diesem Jahr zu den 
Spitzenreitern unter den Bundesländern zählt. 
Damit werden den Betrieben die bewirtschaftungs-
bedingten Nachteile, die ihnen insbesondere in 
den ersten zwei Jahren der Umstellung entstehen, 
ausgeglichen und der Übergang in ökologische 
Anbauverfahren erleichtert. Durch diese Vorge-
hensweise wird ein wichtiger Beitrag dazu geleis-
tet, die Versorgung mit Bioprodukten aus regiona-
ler Erzeugung weiter zu verbessern. Alle neueren 
Umfragen verweisen darauf, dass der Aspekt der 
regionalen Herkunft bei Käufern von Ökoprodukten 
ein wesentliches Kaufkriterium ist. 

Für die Beibehaltung der ökologischen Anbauver-
fahren beträgt die Förderung wie im vergangenen 
Jahr 137 Euro pro Hektar Acker- bzw. Grünlandflä-
che. Niedersachsen hält damit in vollem Umfang 
den „Förderkorridor“ ein, der gemäß GAK verbind-
lich vorgegeben ist. Zu beachten ist in diesem 
Zusammenhang, dass die Preise für ökologische 
Produktionsmittel - und hierbei insbesondere für 
ökologische Futtermittel - im Vergleich zum Hoch-
preisniveau des vorherigen Jahres derzeit wieder 
abgesunken sind. 

Zu 2: Die EU hat in der VO (EG) Nr. 74/2009 
(Art. 16 a) folgende Prioritäten festgelegt: Klima-
wandel, erneuerbare Energien, Wasserwirtschaft, 
biologische Vielfalt, Maßnahmen zur Begleitung 
der Umstrukturierung des Milchsektors sowie Inno-
vationen in Bezug auf diese Prioritäten. Das sind 
die sogenannten neuen Herausforderungen. 

Niedersachsen/Bremen haben diese Prioritäten bei 
der Weiterentwicklung ihres Entwicklungspro-
gramms für den ländlichen Raum (PROFIL) zu 
berücksichtigen. Konkret besteht die Vorgabe, für 
den Zeitraum 2010 bis 2013 mindestens 
140 Millionen Euro für diese Herausforderungen 
vorzusehen. Berechnungen belegen, dass für den 
genannten Zeitraum schon jetzt Mittel in PROFIL in 
einem Umfang von etwa 230 Millionen Euro für die 
neuen Herausforderungen eingeplant sind. Trotz-
dem werden natürlich auch die zusätzlichen EU-
Mittel für diese neuen Herausforderungen einge-
setzt. Der Anteil der EU-Mittel, der nicht mindes-
tens einer der neuen Herausforderungen bzw. den 
Zielen der neuen Herausforderungen dient, liegt in 
der Größenordnung von rund 10 %. 

In der Regel zielen die geplanten Maßnahmen auf 
Synergien zwischen mehreren der neuen Heraus-
forderungen ab. Maßnahmen zur Erhaltung und 
Extensivierung des Dauergrünlandes werden z. B., 
wenn auch in unterschiedlichem Maße, den Her-

 4805



Niedersächsischer Landtag  -  16. Wahlperiode  -  38. Plenarsitzung am 14. Mai 2009 
 

ausforderungen Klimawandel, Schutz der Wasser-
ressourcen sowie der Biodiversität gerecht und 
kommen außerdem den Milchviehbetrieben zugu-
te. Deshalb macht es wenig Sinn, die einzelnen 
Prioritäten nach den finanziellen Anteilen am Ge-
samtfördervolumen zu gliedern. Für die vier im 
Beispiel genannten Prioritäten liegen die finanziel-
len Anteile an den zusätzlichen EU-Mitteln jeweils 
zwischen 50 % und 65 %. 

Wenn die EU die erneuerbaren Energien als neue 
Herausforderungen ansieht, dann hat sie dabei 
andere Mitgliedstaaten im Fokus. Niedersachsen 
gehört hier zu den absoluten Vorreitern in Europa, 
deshalb sind für diesen Bereich auch keine weite-
ren EU-Mittel vorgesehen. 

Die Förderung des ökologischen Landbaus und 
der artgerechten Tierhaltung sind keine neuen 
Herausforderungen im Sinne der VO (EG) 
Nr. 74/2009. Die Ökobetriebe können aber selbst-
verständlich an all den Programmen teilnehmen, 
an denen auch die konventionellen Betriebe teil-
nehmen, und sie profitieren von den Maßnahmen, 
von denen auch die konventionellen Betriebe profi-
tieren - immer vorausgesetzt, sie stellen einen 
Antrag und erfüllen die Voraussetzungen bzw. 
liegen - wie z. B. im Fall der Ausgleichszulage - in 
der entsprechenden Gebietskulisse. Rund 90 % 
der zusätzlichen EU-Mittel sind direkt oder indirekt 
für die Landwirtschaft vorgesehen - für die konven-
tionelle Landwirtschaft und den ökologischen 
Landbau gleichermaßen. 

Zu 3: Im Rahmen der Agrarumweltprogramme sind 
bisher keine Maßnahmen vorgesehen. 

 

Anlage 47 

Antwort 

des Ministeriums für Ernährung, Landwirtschaft, 
Verbraucherschutz und Landesentwicklung auf die 
Frage 48 des Abg. Christian Meyer (GRÜNE) 

Wie wird das Genmaisanbauverbot in Nie-
dersachsen umgesetzt, und gilt es auch für 
geplante Anbauversuche von MON810-
Mischformen? 

Am 14. März 2009 wurde von der Bundesland-
wirtschaftsministerin der Anbau des gentech-
nisch veränderten Mais MON810 vorläufig ver-
boten (Ruhensanordnung) und per Bescheid 
vom 17. April 2009 der Fa. Monsanto Europe 
S.A. sowie dessen sofortige Vollziehung be-
kannt gegeben. Die Bundeslandwirtschaftsmi-
nisterin beruft sich dabei auf neuere Erkennt-
nisse, nach denen der gentechnisch veränderte 

Organismus (GVO) eine Gefahr für die mensch-
liche Gesundheit oder die Umwelt darstellt.  

Die Gefahren für die Umwelt ergeben sich dar-
aus, dass Lebewesen in unterschiedlicher In-
tensität und zum Teil. unabwendbar dem von 
der Pflanze produzierten Bt-Toxin ausgesetzt 
sind, sowie aus der Toxikologie dieser gen-
technisch veränderten Pflanze selbst, die wäh-
rend ihrer gesamten Wachstumsphase Bt-Toxin 
produziert, dem auch Nicht-Ziel-Insekten, Bo-
denorganismen und Wasserorganismen ausge-
setzt sind.  

Die sofortige Vollziehbarkeit des Bescheids 
wird damit begründet, dass Schäden an einzel-
nen Komponenten des ökologischen Gleichge-
wichts gravierende und irreversible Langzeitfol-
gen haben können. Demgegenüber entstünden 
lediglich begrenzte, temporär mögliche finan-
zielle Verluste für Monsanto Europe S.A. und 
für Landwirte. Auch das Verwaltungsgericht 
Braunschweig hat am 5. Mai 2009 dieses Ver-
bot und die Begründung bestätigt.  

Von daher stellt sich die Frage danach, wie die 
Landesregierung das MON810-Verbot umsetzt 
und ob es auch für geplante Anbauversuche mit 
MON810 Mischformen oder Weiterentwicklun-
gen gilt.  

Das Standortregister weist derzeit für Nieder-
sachsen zwei Freisetzungen (Eintrag 20. April 
2009 und 30. April 2009) eines gentechnisch 
veränderten Mais aus, der sowohl resistent ge-
gen den Herbizidwirkstoff Glyphosat als auch 
insektenresistent gegen den Maiszünsler sowie 
den Maiswurzelbohrer ist und der eine Weiter-
zucht u. a. des Mais MON810 darstellt.  

Ich frage die Landesregierung:  

1. An welchen Standorten in Niedersachsen 
wurden im Jahr 2009 der Anbau von Mais 
MON810 für a) Wertprüfungen (mit welchen 
Sorten), b) Koexistenzversuche und c) welche 
anderen Zwecke von jeweils welchem Träger 
geplant und angemeldet?  

2. Welche Schritte hat das Land Niedersachsen 
im Einzelnen unternommen, um das Anbauver-
bot des gentechnisch veränderten Mais 
MON810 in Niedersachsen umzusetzen, insbe-
sondere zur Sicherstellung des Saatguts?  

3. Welche Träger haben die Freisetzungen in 
Söllingen, Landkreis Helmstedt, und in Braun-
schweig angemeldet, wer führt diese durch, und 
hat das Anbauverbot von Mais MON810 auf-
grund der Ruhensanordnung seiner Anbauge-
nehmigung Auswirkungen auf sie, da die Frei-
setzungsgenehmigungen mit den Aktenzeichen 
6786-01-0163 und 6786-01-0194 für die gen-
technisch veränderten Maislinien NK603, 
MON810 sowie Hybriden aus NK603 und 
MON810 erteilt wurden? 

Mit Schreiben vom 17. April hat das BVL (Bundes-
amt für Verbraucherschutz und Lebensmittelsi-
cherheit) als zuständige Behörde die Möglichkeit 
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genutzt, die Genehmigung für den Anbau von 
MON 810 ruhen zu lassen. Dies wurde möglich 
durch den Artikel 23, einer Schutzklausel in der 
EU-Freisetzungsrichtlinie, der den Mitgliedstaaten 
die Möglichkeit eröffnet, eine Genehmigung für das 
Inverkehrbringen eines Produktes einzuschränken 
oder ganz zu verbieten. Damit darf es in Deutsch-
land in diesem Jahr keinen Anbau von MON810 im 
Freiland geben. 

Dies vorausgeschickt, beantworte ich die Kleine 
Anfrage namens der Landesregierung wie folgt: 

Zu 1: In Niedersachsen wurden für das Jahr 2009 
Flächen für etwa 12 ha MON 810 angemeldet. Die 
Fläche setzten sich wie folgt zusammen: Pioneer: 
0,2 ha bei Söllingen (LK Helmstedt), Sortenver-
such laut Auskunft der Firma; Bundessortenamt 
(BSA): 0,4 ha bei Braunschweig (Ölper) und Peine 
(Hohenhameln), Wertprüfungen; Julius-Kühn-
Institut (JKI): 11,6 ha bei Braunschweig (Ölper) 
und Neustadt a. Rbg. (Mariensee), Forschungsan-
bau. 

Zu 2: Die zuständigen staatlichen Gewerbeauf-
sichtsämter (GAÄ) wurden vorab mit Erlass MU 
vom 15. April 2009 informiert und gebeten, die 
Betreiber über den Sachstand auf der Grundlage 
der PI des BMELV zu informieren. Die Ruhensan-
ordnung des BVL wurde den GAÄ mit Erlass MU 
vom 20. April 2009 übersandt. 

Der zum Standortregister für 2009 angemeldete 
Anbau von MON810 in Niedersachsen wurde ge-
stoppt. Damit ist die unmittelbare Umsetzung des 
BVL-Bescheides in Niedersachsen erfolgt. 

Das Bundessortenamt (BSA) überwacht sich nach 
§ 25 Abs. 7 des Gentechnikgesetzes (GenTG) 
selbst. Der geplante Anbau bei Peine und Braun-
schweig ist nicht erfolgt. 

Die Sortenprüfung der Firma Pioneer ist gestoppt. 
Das Julius-Kühn-Institut hat ebenfalls keine Aus-
saat vorgenommen. Die Lagerung von MON810-
Saatgut wird durch die Anordnung nicht be-
schränkt und ist daher weiterhin zulässig. 

Zu 3: Das Anbauverbot betrifft den Anbau. Freiset-
zungen sind hier nicht geregelt. Antragsteller für 
die genannten Freisetzungen ist jeweils die Firma 
Monsanto Agrar Deutschland. 
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Anlage zu Frage 5 

    
 Tatdatum Landkreis  Gemeinde 
1 16.03.2009 Aurich Norden 
2 20.03.2009 Aurich Mareinhafe 
3 26.03.2009 Aurich Großefehn 
4 12.03.2009 Aurich Norden 
5 12.03.2009 Bad Harzburg Bad Harzburg 
6 16.03.2009 Bad Harzburg Bad Harzburg 
7 13.03.2009 Braunschweig Volkmarode 
8 17.03.2009 Braunschweig Volkmarode 
9 22.04.2009 Braunschweig Stadt 
10 12.03.2009 Celle Wietze 
11 12.03.2009 Celle Celle 
12 16.03.2009 Celle Wathlingen 
13 17.03.2009 Celle Winsen/Aller 
14 26.03.2009 Cloppenburg Goldenstedt 
15 05.05.2009 Cloppenburg Cloppenburg 
16 17.03.2009 Cuxhaven Hemmoor 
17 26.03.2009 Cuxhaven Hemmoor 
18 12.03.2009 Diepholz Bassum 
19 13.03.2009 Diepholz Twistringen 
20 16.03.2009 Diepholz Barnstorf 
21 20.03.2009 Diepholz Diepholz 
22 23.04.2009 Diepholz Weyhe 
23 17.03.2009 Emsland Papenburg 
24 25.03.2009 Emsland Meppen 
25 26.04.2009 Emsland Meppen 
26 30.04.2009 Emsland Haren 
27 15.03.2009 Emsland Emsbüren 
28 16.03.2009 Emsland Nordhorn 
29 12.03.2009 Friesland Schortens 
30 13.03.2009 Friesland Schortens 
31 17.03.2009 Friesland Jever 
32 19.03.2009 Friesland Schortens 
33 25.03.2009 Friesland Schortens 
34 19.03.2009 Friesland Varel 
35 12.03.2009 Gifhorn Gifhorn 
36 23.03.2009 Gifhorn Gifhorn 
37 21.04.2009 Gifhorn Gifhorn 
38 12.03.2009 Gifhorn Käsdorf 
39 06.03.2009 Goslar Seesen 
40 12.03.2009 Goslar Goslar 
41 14.03.2009 Goslar Goslar 
42 20.03.2009 Goslar Goslar 
43 26.03.2009 Goslar Goslar 
44 16.03.2006 Goslar Goslar 
45 28.04.2009 Goslar Langelsheim 
46 14.03.2009 Harburg Buchholz 
47 18.03.2009 Harburg Winsen-Roydorf 
48 19.03.2009 Harburg Buchholz i.d.N. 
49 20.03.2009 Harburg Nenndorf, Gem. Rosengarten 
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50 23.03.2009 Harburg Winsen-Roydorf 
51 24.03.2009 Harburg Seevetal-Hittfeld 
52 05.05.2009 Harburg Salzhausen 
53 12.03.2009 Helmstedt Schöningen 
54 14.03.2009 Helmstedt Lehre 
55 18.03.2009 Helmstedt Helmstedt 
56 19.03.2009 Helmstedt Helmstedt 
57 17.03.2009 Hildesheim Elze 
58 30.04.2009 Hildesheim Elze 
59 05.05.2009 Hildesheim Salzhemmendorf 
60 22.03.2009 Leer Moormerland 
61 23.03.2009 Lüchow-Dannenberg Lüchow 
62 18.03.2009 Lüneburg Lüneburg 
63 13.03.2009 Meinersen Meinersen 
64 14.03.2009 Meinersen Seershausen 
65 23.03.2009 Nienburg Nienburg 
66 23.03.2009 Northeim Moringen 
67 13.03.2009 Northeim Einbeck 
68 16.03.2009 Northeim Northeim 
69 25.03.2009 Northeim Northeim 
70 13.03.2009 Oldenburg Bookholzberg 
71 29.04.2009 Oldenburg Bookholzberg 
72 06.05.2009 Oldenburg Großenkneten 
73 15.03.2009 Osnabrück Bramsche 
74 16.03.2009 Osnabrück Bramsche 
75 18.03.2009 Osterholz Schwanewede 
76 20.04.2009 Osterholz Schwanewede 
77 24.03.2009 Papenteich Meine 
78 16.03.2009 Peine Hohnenhameln 
79 12.03.2009 Region Hannover Hannover 
80 12.03.2009 Region Hannover Wunstorf 
81 13.03.2009 Region Hannover Garbsen 
82 13.03.2009 Region Hannover Hannover 
83 13.03.2009 Region Hannover Hannover 
84 13.03.2009 Region Hannover Hannover 
85 16.03.2009 Region Hannover Seelze 
86 16.03.2009 Region Hannover Laatzen 
87 16.03.2009 Region Hannover Lehrte 
88 16.03.2009 Region Hannover Lehrte 
89 17.03.2009 Region Hannover Langenhagen 
90 19.03.2009 Region Hannover Hannover 
91 19.03.2009 Region Hannover Sehnde 
92 19.03.2009 Region Hannover Hannover 
93 24.03.2009 Region Hannover Hannover 
94 20.03.2009 Region Hannover Hemmingen 
95 23.03.2009 Region Hannover Seelze 
96 24.03.2009 Region Hannover Hannover 
97 25.03.2009 Region Hannover Hannover 
98 25.03.2009 Region Hannover Hannover 
99 25.03.2009 Region Hannover Wunstorf 
100 25.03.2009 Region Hannover Hannover 
101 25.03.2009 Region Hannover Hannover 
102 25.03.2009 Region Hannover Hannover 
103 26.03.2009 Region Hannover Hannover 
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104 26.03.2009 Region Hannover Hannover 
105 26.03.2009 Region Hannover Isernhagen 
106 27.03.2009 Region Hannover Hannover 
107 17.04.2009 Region Hannover Hannover 
108 19.04.2009 Region Hannover Hannover 
109 21.04.2009 Region Hannover Hannover 
110 22.04.2009 Region Hannover Hannover 
111 22.04.2009 Region Hannover Hannover 
112 29.04.2009 Region Hannover Hannover 
113 29.04.2009 Region Hannover Hannover 
114 30.04.2009 Region Hannover Neustadt Am Rübenberge 
115 12.03.2009 Rotenburg Rotenburg 
116 16.03.2009 Rotenburg Rotenburg 
117 24.03.2009 Rotenburg Zeven 
118 25.03.2009 Rotenburg Hemsbünde 
119 26.03.2009 Salzgitter Salzgitter-Bad 
120 17.03.2009 Schaumburg Rinteln 
121 14.03.2009 Schaumburg Stadthagen 
122 12.03.2009 Schaumburg Rinteln 
123 12.03.2009 Soltau-Fallingbostel Schneverdingen 
124 12.03.2009 Soltau-Fallingbostel Soltau 
125 23.03.2009 Soltau-Fallingbostel Bomlitz 
126 17.03.2009 Stade Stade 
127 17.03.2009 Stade Buxtehude 
128 24.03.2009 Stade Buxtehude 
129 16.03.2009 Stadt Aurich Aurich 
130 12.03.2009 Stadt Delmenhorst Delmenhorst 
131 20.03.2009 Stadt Delmenhorst Delmenhorst 
132 24.03.2009 Stadt Delmenhorst Delmenhorst 
133 23.03.2009 Stadt Hildesheim Hildesheim 
134 16.03.2009 Stadt Leer Leer 
135 28.04.2009 Stadt Leer Leer 
136 24.03.2009 Stadt Oldenburg Oldenburg 
137 25.03.2009 Stadt Oldenburg Oldenburg 
138 26.03.2009 Stadt Oldenburg Oldenburg 
139 18.03.2009 Stadt Osnabrück Osnabrück 
140 21.03.2009 Stadt Wilhelmshaven Wilhelmshaven 
141 28.03.2009 Stadt Wilhelmshaven Wilhelmshaven 
142 14.04.2009 Stadt Wilhelmshaven Wilhelmshaven 
143 26.03.2009 Uelzen Uelzen 
144 27.03.2009 Vechta Neuenkirchen-Vörden 
145 05.05.2009 Vechta Vechta 
146 23.03.2009 Verden Achim 
147 27.03.2009 Verden Ottersberg 
148 16.03.2009 Wesermarsch Nordenham 
149 20.03.2009 Wolfenbüttel Remlingen 
150 25.03.2009 Wolfenbüttel Wolfenbüttel 
151 27.03.2009 Wolfenbüttel Sickte 
152 16.04.2009 Wolfenbüttel Sickte 
153 11.03.2009 Wolfsburg Fallersleben 
154 16.03.2009 Wolfsburg Wolfsburg 
155 18.03.2009 Wolfsburg Wolfsburg 
156 21.03.2009 Wolfsburg Fallersleben 
157 25.03.2009 Wolfsburg Wolfsburg 
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